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(Beginn: 09.02 Uhr)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich eröffne die 89. Vollsitzung des Bayeri-
schen Landtags. Presse, Funk und Fernsehen sowie
Fotografen haben um Aufnahmegenehmigung gebeten.
Die Genehmigung wurde erteilt.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, gebe ich die
Ergebnisse der gestern durchgeführten namentlichen
Abstimmungen über die zusammen in der Aktuellen
Stunde beratenen Dringlichkeitsanträge bekannt.

Dringlichkeitsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN betreffend „Mehr Zeit, Sicherheit und
Handlungsspielräume für die Jugend“, Drucksache
14/9439: Mit Ja haben 58 Abgeordnete gestimmt, mit
Nein 85 Abgeordnete. Stimmenthaltungen gab es 3. Der
Dringlichkeitsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion betreffend
„Wachsende Gewaltbereitschaft bei Kindern und
Jugendlichen – Konsequenzen für Gesellschaft und Poli-
tik“, Drucksache 14/9440: Mit Ja haben 87 Abgeordnete
gestimmt. Mit Nein niemand. Es gab 60 Stimmenthaltun-
gen. Der Dringlichkeitsantrag ist damit angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion betreffend „Wach-
sende Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft – Konse-
quenzen für die Kinder- und Jugendpolitik“, Drucksache
14/9441: Mit Ja haben 147 Kolleginnen und Kollegen
gestimmt, mit Nein niemand. Es gab 1 Stimmenthaltung.
Der Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion ist damit wie
der Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion angenom-
men.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich rufe jetzt auf:

Tagesordnungspunkt 7

Mündliche Anfragen

Wir haben heute die lange Fragestunde mit 90 Minuten.
Ich bitte zunächst Herrn Staatsminister Dr. Weiß um
Beantwortung der ersten Fragen. Erster Fragesteller ist
Kollege Dr. Kempfler.

Dr. Kempfler  (CSU): Guten Morgen, Herr Präsident,
guten Morgen Herr Staatsminister! Herr Staatsminister,
unter welchen Voraussetzungen werden im Freistaat
Bayern Verteidiger bei Zeugenvernehmungen durch die
Polizei im Ermittlungsverfahren zugelassen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Dr. Weiß  (Justizministerium): Herr Prä-
sident, Hohes Haus! Während dem Verteidiger nach
§ 168 c Absatz 2 der Strafprozessordnung – StPO – bei
einer richterlichen Zeugenvernehmung die Anwesenheit
gestattet ist, hat der Verteidiger bei einer staatsanwalt-
schaftlichen oder polizeilichen Zeugenvernehmung –
das sind die Paragraphen 161 a bzw. 163 a StPO– kein
Anwesenheitsrecht; ihm kann aber die Anwesenheit bei
der Zeugenvernehmung gestattet werden.

Die Staatsregierung hat zu der Frage, unter welchen
Voraussetzungen Verteidiger bei Zeugenvernehmungen
durch die Polizei im Ermittlungsverfahren zugelassen
werden, keine generellen Vorgaben getroffen. Insbeson-
dere enthält die mit dem Staatsministerium der Justiz
abgestimmte Bekanntmachung des Staatsministeriums
des Innern vom 24. Januar 1986, betreffend polizeiliche
Vernehmungen in strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,
hierzu keine Regelung.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: der Fra-
gesteller. Bitte schön.

Dr. Kempfler (CSU): Herr Staatsminister, halten Sie es
für zweckmäßig, dass den Zeugen vor der Vernehmung
das Beweisthema bekannt gegeben wird?

Staatsminister Dr. Weiß  (Justizministerium): Herr Kol-
lege Dr. Kempfler, das ist so eine Sache. Einerseits soll
sich der Zeuge vorbereiten und sich Gedanken machen.
Das ist ganz klar. Andererseits aber will man verhindern,
dass Absprachen stattfinden. In Nr. 64 der Richtlinien im
Straf- und Bußgeldverfahren ist geregelt, dass bei der
Zeugenladung der Name des Beschuldigten anzugeben
ist, sofern es der Zweck der Untersuchung nicht verbie-
tet. Darüber hinaus soll auf das Verfahren nur dann hin-
gewiesen werden, wenn der Zeuge gewisse Unterlagen
beibringen muss. Sicher wird es Fälle geben, bei denen
es sinnvoll ist, wenn der Zeuge seine Unterlagen vor der
Verhandlung sichtet. Gerade in Wirtschaftsprozessen
kann das von Bedeutung sein. Man sollte das aber im
Einzelfall entscheiden und keine generelle Regelung
treffen.

(Dr. Kempfler (CSU): Vielen Dank!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Damit ist Frage Nr. 1
erledigt. Der nächste Fragesteller ist Herr Kollege
Dr. Hahnzog. Bitte schön.

Dr. Hahnzog  (SPD): Herr Staatsminister, wie viele
Ermittlungsverfahren hinsichtlich § 131 Strafgesetzbuch
– StGB – haben die bayerischen Staatsanwaltschaften
eingeleitet, seitdem dieser Tatbestand seit 1973 auch
„exzessive Formen von Gewaltdarstellung“ unter Strafe
stellt – aufgeschlüsselt nach Jahren, zumindest seit
1998 – und wie endeten diese Ermittlungsverfahren?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.
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Staatsminister Dr. Weiß  (Justizministerium): Herr Prä-
sident, Hohes Haus! Die bundeseinheitlich gestaltete
Geschäftsstatistik der Staatsanwaltschaften, in der die
Zahl der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren
und die Art ihrer Erledigung ausgewiesen werden, diffe-
renziert nicht nach einzelnen Straftatbeständen. Statisti-
sche Erkenntnisse zur Zahl der § 131 StGB betreffenden
Ermittlungsverfahren liegen dem Staatsministerium der
Justiz daher nicht vor.

Angegeben werden kann nur die in der so genannten
Strafverfolgungsstatistik erfasste Zahl der Aburteilungen
und Verurteilungen. Hierzu eine kleine juristische Erläu-
terung, die Herr Kollege Dr. Hahnzog selbstverständlich
kennt. Ich füge sie aber für die Allgemeinheit an: Abgeur-
teilte im Sinne dieser Statistik sind Angeklagte, gegen
die Strafbefehle erlassen wurden oder bei denen das
Strafverfahren nach Eröffnung der Hauptverhandlung
durch Urteil oder Einstellungsbeschluss endgültig oder
rechtskräftig abgeschlossen wurde. Verurteilte sind die
Abgeurteilten, gegen die Strafen verhängt oder – bei
Jugendlichen bzw. Heranwachsenden – die Taten mit
Zuchtmitteln oder Erziehungsmaßregeln geahndet wur-
den.

Bei der Aburteilung mehrerer Straftaten, die in Tateinheit
oder Tatmehrheit begangen wurden, wird dabei nur die
Straftat statistisch erfasst, die nach dem Gesetz mit der
schwersten Strafe bedroht ist. Dies bedeutet, dass die
nachfolgend genannten Zahlen die Fälle nicht enthalten,
in denen der Täter neben § 131 StGB auch wegen einer
schwereren Straftat abgeurteilt wurde.

Die Strafverfolgungsstatistiken für Bayern weisen seit
der erstmaligen Erfassung des Straftatbestands der
Gewaltdarstellung nach § 131 StGB im Jahr 1974 insge-
samt 235 Aburteilungen und 119 Verurteilungen aus.
Aufgeschlüsselt nach Jahren ergeben sich seit 1995 fol-
gende Daten:

1995: 7 Abgeurteilte, davon 6 Verurteilte;

1996: 5 Abgeurteilte, davon 4 Verurteilte;

1997: 2 Abgeurteilte, kein Verurteilter;

1998: 12 Abgeurteilte, davon 10 Verurteilte;

1999: 7 Abgeurteilte, davon 5 Verurteilte;

2000: 8 Abgeurteilte, davon 6 Verurteilte.

Ich habe die Zahlen seit 1974 vorliegen, Herr Kollege.
Ich kann sie Ihnen gerne zuleiten. Ich nehme aber an,
Sie interessieren sich vor allem für die letzten Jahre. Die
Zahlen für 2001 liegen noch nicht vor.

In den Jahren 1995 bis einschließlich 2000 wurden hier-
nach in Bayern – ohne die Fälle, in denen zugleich eine
Aburteilung wegen einer schwereren Straftat erfolgte –
31 Straftäter wegen eines Vergehens nach § 131 StGB
verurteilt. Zum Vergleich: Im gesamten Gebiet der frühe-
ren Bundesrepublik Deutschland – in den Beitrittslän-
dern wird diese Statistik noch nicht flächendeckend
geführt – waren es im selben Zeitraum 77 Verurteilun-

gen. Bei uns waren es also 31, insgesamt hingegen 77
Verurteilungen. Das bedeutet, mehr als 40% aller ein-
schlägigen Verurteilungen entfielen damit auf Bayern. Im
Jahr 2000 waren es sogar 75%, nämlich 6 von bundes-
weit 8 Verurteilungen. Das zeigt, wie ernst gerade Bay-
ern die Bekämpfung strafbarer Gewaltdarstellung nimmt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Kollege
Dr. Hahnzog.

Dr. Hahnzog (SPD): Herr Staatsminister, es war von
Anfang an bekannt, dass diese Vorschrift Schwierigkei-
ten in der Praxis macht. Es gab auch verfassungsrechtli-
che Bedenken. Im Jahr 1992 gab es eine Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts, die ein Urteil des Land-
gerichts München I als verfassungswidrig aufhob. Hat
die Staatsregierung, nachdem sich diese Schwierigkei-
ten zeigten, eine Initiative erwogen oder in die Tat umge-
setzt, um § 131 StGB zu ändern? Nach meinem Wissen
unternimmt die Staatsregierung immer wieder Initiativen
zur Verschärfung von Strafgesetzen und neuen Vor-
schriften in der Strafprozessordnung.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Weiß (Justizministerium): Herr Kol-
lege Hahnzog, Sie haben zu Recht darauf hingewiesen,
dass man bei § 131 des Strafgesetzbuches immer auch
die Vorgaben der Verfassung berücksichtigen muss. Ich
erinnere nur an die Freiheit der Kunst, die die Anwen-
dung dieser Bestimmung auch einschränkt. Insofern gibt
es Bereiche, bei denen wir auch mit einer Gesetzesän-
derung nichts erreichen könnten. Die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts von 1992, welche Sie ange-
sprochen haben, bezog sich darauf, dass den Menschen
ähnliche Wesen vom Tatbestand des § 131 nicht erfasst
sind. Hier müssen wir sehr genau differenzieren, damit
wir das Kind nicht mit dem Bade ausschütten.

Wenn ich vom Begriff des Menschen abgehe und auch
alle bildlichen Darstellungen einbeziehe, würde wahr-
scheinlich jedes Mickymausheft von § 131 des Strafge-
setzbuches erfasst werden. Es ist sicher auch äußerst
problematisch, dass in diesen Heften Katzen, Hunde
usw. gezerrt, gepresst oder durch die Luft geschleudert
werden.

Selbstverständlich hat man sich überlegt, wie man diese
Vorschrift erweitern kann, damit sie noch wirksamer
wird, und gerade bei Gewaltakten wie zum Beispiel in
Erfurt denkt man über solche Möglichkeiten immer wie-
der nach. Soweit es aber um derartige Darstellungen,
wie eben erwähnt, geht, stoßen wir an verfassungsrecht-
liche Grenzen. Anders verhält es sich sicher mit Video-
und Computerspielen, aber diese sind nicht von § 131
des Strafgesetzbuches erfasst.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Kollege Dr. Hahnzog.

Dr. Hahnzog (SPD): Ist diese Frage einmal auf einer
Justizministerkonferenz oder in einer Arbeitsgruppe der
Justizministerkonferenz behandelt worden?
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Weiß (Justizministerium): Ich bin seit
zweieinhalb Jahren Justizminister. Ich kann mich nicht
daran erinnern, dass dieses Thema besonders proble-
matisiert worden wäre.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Noch eine Zusatz-
frage: Herr Kollege Dr. Hahnzog.

Dr. Hahnzog (SPD): Halten Sie unabhängig von verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben eine Präzisierung dieses
Tatbestandes für möglich, um diese Vorschrift besser
anwenden zu können, nachdem das Bayerische Staats-
ministerium der Justiz im Verfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht von 1992 die Ansicht vertreten hat, die
Verurteilung sei verfassungsrechtlich unbedenklich?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Weiß (Justizministerium): Selbstver-
ständlich muss man über so etwas immer nachdenken.
Auch wenn das Bundesverfassungsgericht gewisse
Grenzen vorgegeben hat, muss man sich überlegen, wo
die Grenzen genau sind und ob man den Bereich nicht
noch etwas mehr ausnützen könnte. Wir werden darüber
nachdenken. Sicher wird es auch bei der Justizminister-
konferenz eine sehr eingehende Debatte über dieses
Thema geben. Nicht jeder ist aber bereit, diesen Bereich
über eine problematische Grenze hinaus auszuweiten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Vielen Dank, Herr
Staatsminister, für die Beantwortung der beiden Fragen.
Jetzt darf ich Herrn Staatsminister Dr. Wiesheu darum
bitten, die an sein Haus gerichteten Fragen zu beantwor-
ten. Erster Fragesteller ist Herr Kollege Dr. Runge.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsmi-
nister Wiesheu, ich frage Sie: Wie beurteilen die Staats-
regierung und insbesondere Sie das Abrücken von
Ministerpräsident Edmund Stoiber von der bisherigen
Forderung von Landtag und Staatsregierung nach einer
eindeutigen Trennung von Netz und Betrieb bei der
Bahn, was zuletzt durch einstimmigen Landtagsbe-
schluss vom Oktober letzten Jahres dokumentiert
wurde?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Das verkehrspolitische Ziel der Staatsregierung und des
Landtags ist die Gewährleistung eines diskriminierungs-
freien Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur des Bundes.
Dieses Ziel soll durch die Unabhängigkeit der Eisen-
bahnverkehrs- und der Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men voneinander erreicht werden. Zur Herstellung die-
ser Unabhängigkeit sollten als erster Schritt die Vor-
schläge der vom Bundesverkehrsminister eingesetzten
„Task force“ konsequent umgesetzt werden. Danach hat
das Netz im Interesse einer wirtschaftlichen Transparenz

eine eigene Rechnungslegung vorzunehmen; die Sat-
zung der DB AG hat die unternehmerische Unabhängig-
keit des Netzes von der Holding vorzusehen und der
Wettbewerb soll durch unabhängige Eisenbahn- und
Kartellbehörden gesichert werden. Eine entsprechend
umgesetzte Trennung zwischen Netz und Betrieb muss
nicht zu einer vollständigen Trennung in Organisation
und Rechtsform führen. In diesem Sinne hat sich auch
der Ministerpräsident geäußert.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Der Fra-
gesteller.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsmi-
nister, ist Ihnen bewusst, dass Sie jetzt vollständig auch
von den Intentionen Ihrer Fraktion abgerückt sind, wel-
che unseren Dringlichkeitsantrag vom Oktober letzten
Jahres noch einmal konkretisiert und ganz klar gesagt
hat, sie wolle eine völlige organisatorische und rechtliche
Trennung?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Im Antrag ist nicht von der völligen organisatorischen
und rechtlichen Trennung die Rede, sondern von der
Trennung von Eisenbahninfrastruktur- und Eisenbahn-
verkehrsunternehmen. Das kann organisatorisch auch
auf andere Weise sichergestellt werden. Diese Trennung
muss nicht die völlige rechtliche Trennung bedeuten.
Das steht auch nicht im Antrag. Lesen Sie den Antrag
doch nach.

Zweitens entscheidet über dieses Thema nicht das
Land, sondern der Bund. Dort befinden sich die Grünen
meines Wissens in der Koalition. Ich stelle Ihnen also die
Frage, inwieweit sich die Grünen im Bund mit Ihren
Anliegen durchgesetzt haben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Noch eine Zusatz-
frage: Herr Kollege Dr. Runge.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Minister,
hängt Ihr Meinungsumschwung, den Sie als solchen
nicht zugeben, vielleicht damit zusammen, dass Sie im
Zusammenhang mit dem Transrapid oder der Rennstre-
cke durch den Thüringer Wald Wohlverhalten von der
Bahn erwarten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Hängt die Tatsache, dass die Grünen im Bundestag die-
ses Thema nicht weiter verfolgen, damit zusammen,
dass Sie seitens der Bundesregierung oder des Bundes-
kanzlers bei den nächsten Koalitionsverhandlungen
Wohlverhalten erwarten? Die wird es allerdings nicht
mehr geben. Was soll also das ganze Theater? Für die-
ses Thema ist der Bund zuständig. Diese Frage soll auf
Bundesebene entschieden werden.
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Wir haben bei der Bahnreform seinerzeit die Trennung
von Netz und Betrieb vorgeschlagen. Diese Trennung ist
nicht erfolgt. Ich halte nichts davon, dass man bei der
Bahn permanent Strukturdebatten führt. Man sollte die
Probleme lösen, die jetzt anstehen und dafür sorgen,
dass es mehr Wettbewerb gibt. Wenn es mehr Wettbe-
werb gibt, kann man dieses Thema neu aufgreifen.
Wenn Sie so wollen, schlage ich vor: Wiedervorlage in
fünf bis zehn Jahren.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Eine weitere Zusatz-
frage: Kollege Dr. Runge.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staatsmi-
nister, ist zu erwarten, dass ähnlich wie bei dem eben
genannten Fall die Staatsregierung aus wahlkampftakti-
schen Gründen auch von ihrer Forderung nach Konkreti-
sierung der Gemeinwohlverpflichtung für den Schienen-
fernverkehr in Artikel 87 e Absatz 4 des Grundgesetzes
abrückt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Wir haben im Bundesrat einen Gesetzentwurf einge-
reicht, der diese Gemeinwohlverpflichtung konkretisiert.
Er ist vom Bundestag behandelt, aber von Rot-Grün
abgelehnt worden. Ich wäre also sehr dankbar, wenn
Rot-Grün im Bundestag die Gemeinwohlverpflichtung,
welche im Grundgesetz steht, auch ernst nehmen
würde. Sie sollten an Ihre eigenen Parteifreunde appel-
lieren, das zu tun, was sie öffentlich verkünden. Sie soll-
ten das, was Sie hier verlangen, in Berlin einfordern. Bei
diesem Thema hat Rot-Grün versagt, und das ist das
Problem.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege König.

(Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Meine
Frage ist aber nicht beantwortet!)

König (CSU): Herr Staatsminister, ich frage die Staats-
regierung: Welche Anstrengungen unternimmt die
Staatsregierung zur dauerhaften Sicherstellung der
umsteigefreien Direktverbindung mit Regionalexpress-
zügen zwischen Hof und Leipzig auch nach Fertigstel-
lung des Citytunnels in Leipzig und zur Elektrifizierung
dieser Strecke sowie der Strecken Hof – Marktredwitz –
Nürnberg und Hof – Bayreuth – Schnabelwaid?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Die Bayerische Eisenbahngesellschaft führt im Auftrag
der Staatsregierung Verhandlungen mit der DB AG über
die Fortführung der bestehenden Direktverbindungen
Hof – Leipzig für den Fahrplan 2003, der ab Mitte
Dezember 2002 gültig ist. Aktuell verkehren auf der Stre-
cke Hof – Leipzig Montag bis Freitag zwei Zugpaare und
am Wochenende vier Zugpaare. Die Bemühungen zur

Fortsetzung und möglichen Verbesserung der Angebote
werden bei den künftigen Fahrplänen in Zusammenar-
beit mit den sächsischen Aufgabenträgern fortgesetzt.
Das gilt auch nach der Eröffnung des Leipziger Citytun-
nels, mit der jedoch nicht vor dem Jahr 2007 gerechnet
werden kann.

Für die Schieneninfrastruktur, also auch für die Elektrifi-
zierung von Schienenstrecken, sind die DB AG und der
Bund verantwortlich. Die Bayerische Staatsregierung hat
die Elektrifizierung der Strecke Hof – Marktredwitz –
Nürnberg für die Fortschreibung des Bundesverkehrs-
wegeplans angemeldet. Eine Elektrifizierung der Schie-
nenstrecke Hof – Bayreuth – Schnabelwaid wird von der
Staatsregierung derzeit nicht verfolgt, weil das aktuelle
Angebot auf der vorhandenen Infrastruktur mit der heute
eingesetzten Diesel-Neigetechnik gefahren werden
kann.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

König  (CSU): Herr Präsident, ist schon absehbar, ob
nach der Fertigstellung dieses Tunnels der Verkehr von
Hof nach Leipzig mit dieselbetriebenen oder elektrisch
betriebenen Lokomotiven aufgenommen wird?

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Das ist heute noch nicht absehbar; der Bauzustand in
der Zukunft ist heute noch nicht definitiv klar. Die Bahn
macht im Voraus keine Aussagen über die konkrete Aus-
gestaltung im Fernverkehr. Das erleben wir jetzt auch mit
der Strecke Stuttgart – Augsburg – München. Es geht
um die Debatte, wie nach dem Betriebsbeginn des ICE-
Verkehrs auf der Strecke München – Nürnberg der Ver-
kehr geregelt wird. Auch da hat sich die Bahn noch nicht
festgelegt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Damit ist die Frage
erledigt. Nächster Fragesteller ist Herr Kollege Hart-
mann.

Hartmann  (SPD): Herr Staatsminister Dr. Wiesheu,
nachdem im Februar die Ergebnisse der Fahrgastpoten-
zialanalyse vom Geografischen Institut der Universität
Würzburg für den Regionalverkehr auf der Bahnstrecke
Würzburg – Lauda veröffentlicht wurden, frage ich, wie
die Staatsregierung auch unter der Kosten-/Nutzenrela-
tion die Möglichkeiten zur Realisierung neuer Bahnhalte-
punkte in Reichenberg, Lindflur und Moos einschätzt,
und würde dies für Reichenberg eine Doppelbedienung
durch Bahn und Bus oder letztlich den Wegfall der Würz-
burger Straßenbahnlinie 31 bedeuten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Ich will vorab anmerken, dass das angesprochene Gut-
achten voraussichtlich erst Ende Mai 2002 abgeschlos-
sen sein wird. Bisher liegen Zwischenergebnisse vor.
Aufgrund der Zwischenergebnisse kann grundsätzlich
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von einem nennenswerten Fahrgastpotenzial für die
genannten neuen Bahnhaltepunkte ausgegangen wer-
den. Eine Einschätzung der Realisierungsmöglichkeiten
für die neuen Bahnhaltepunkte auch unter Kosten-/Nut-
zengesichtspunkten liegt derzeit noch nicht vor. Das
interessiert dann insbesondere die Bahn.

Voraussetzung für die Realisierung neuer Bahnhalte-
punkte ist aber regelmäßig eine Anpassung der Busbe-
dienungskonzepte, um Parallelverkehr von Bus und
Bahn zu vermeiden. Wir wollen eine Verflechtung zwi-
schen Bahn und Bus – wenn man so will, eine Übergabe
der Fahrgäste an den Schnittstellen. Deswegen wäre
eine Anpassung die logische Folge. Das folgt auch aus
Artikel 2 Absatz 3 des Bayerischen ÖPNV-Gesetzes.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Hartmann  (SPD): Herr Staatsminister, können Sie die
Zeitachse für dieses Projekt unter optimistischer
Betrachtung beschreiben?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Ich habe es mir abgewöhnt, zu Bahnthemen Zeitpunkte
zu nennen.

(Hofmann (CSU): Sehr gut!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Noch eine Zusatz-
frage? – Herr Kollege Hartmann.

Hartmann  (SPD): Das kann ich sehr gut nachvollziehen.
Ich befürchte, ich bekomme auf meine nächste Frage
eine ähnliche Antwort. Welches von den drei Finanzie-
rungsmodellen favorisieren Sie?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Ich glaube, dass man auch hier abwarten sollte, welche
konkreten Anforderungen sich stellen, wie es mit der
Wirtschaftlichkeit aussieht und wie andere Zuwendungs-
geber herangezogen werden können. Das macht auch
die Bahn. Das ist immer eine Frage konkreter Verhand-
lungen. Heute geht es nicht darum, dass ich sage, ich
favorisiere ein bestimmtes Modell, das am Ende nicht
möglich ist. Es geht immer darum, wie sich die Finanzie-
rung letztlich darstellen lässt. Das sind keine großen
Projekte.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege Dr. Scholz.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, wann will die
Staatsregierung welche Schritte unternehmen, um
gemeinsam mit der Stadt Nürnberg die von der Deut-
schen Bahn AG in Sachen des Ausbesserungswerkes

Nürnberg zugesagte „ergebnisoffene“ Überprüfung auf
der Basis des gemeinsamen Gutachtens zur künftigen
Entwicklung des DB-Werkes umzusetzen, nachdem sich
sowohl Bundeskanzler Schröder als auch Verkehrsmi-
nister Bodewig mit Terminangeboten bei der IHK-Ver-
kehrskonferenz in Nürnberg am 22.02.2002 öffentlich
und auch gegenüber der DB-AG dafür ausgesprochen
haben und das zusätzliche Siemens Engagement zur
Fertigung in Nürnberg das Problem der schweren War-
tung, insbesondere beim ICE I und ICE II, nicht löst?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer : Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Die DB AG hat entsprechend der Vereinbarung mit dem
Freistaat Bayern vom 4. und 5. September 2001 eine
ergebnisoffene Überprüfung des Wirtschaftlichkeitsgut-
achtens der Management Engineers GmbH & Co. KG
zugesagt. Diese ist noch nicht abgeschlossen. Ich muss
Ihnen sagen: Wir haben schon mehrmals versucht,
diese Termine mit der Bahn AG durchzubesprechen.
Mittlerweile haben aber der Bundeskanzler und der Bun-
desverkehrsminister im Februar angekündigt, sich für
eine Auseinandersetzung der DB AG mit dem Wirt-
schaftlichkeitsgutachten einzusetzen. Wir haben wieder-
holt auf die Erfüllung dieser Zusage gedrängt. Der Bun-
deskanzler hat angekündigt, dass unter Leitung des
Chefs des Bundeskanzleramtes, Herrn Dr. Steinmeier,
eine Gesprächsrunde mit Vertretern der DB AG und des
Bundesverkehrsministeriums arrangiert werden soll.

Ich nehme zur Kenntnis, dass der Freistaat Bayern nicht
daran beteiligt wird. Wir haben zwar das Gutachten mit-
finanziert, aber ich habe dagegen keine grundsätzlichen
Einwendungen geltend zu machen. Das Thema der
Instandsetzungswerke ist ein Thema der Bahn AG und
damit des Bundes als Eigentümer. Der Bund trägt die
Verantwortung. Wenn der Bund sagt, das Land soll sich
heraushalten, dann kann ich das nur zur Kenntnis neh-
men. Wir haben dafür gesorgt, dass es eine Vereinba-
rung mit Siemens über die Übernahme von 400 Arbeits-
kräften gibt.

Nach dieser Ankündigung des Bundeskanzlers ist von
Seiten des Bundes weiter nichts geschehen. Ich habe
am 17. April 2002 das Engagement, das Bundeskanzler
Schröder zugesagt hat, bei Staatsminister Dr. Stein-
meier angemahnt. Die angekündigte Gesprächsrunde
kam bisher nicht zu Stande; es wurde nicht einmal ein
Termin angekündigt. Deshalb vermute ich, dass die
Ankündigung des Bundeskanzlers lediglich eine Aktion
im Hinblick auf den Kommunalkampf war.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, ist gegenüber
dem Freistaat Bayern seitens der Bundesregierung
schriftlich und eindeutig erklärt worden, dass man den
Freistaat Bayern bei der endgültigen Besprechung die-
ses Gutachtens, das einen Vertrag zwischen der Bahn,
dem Freistaat und der Stadt enthält, nicht dabei haben
will?
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Der Bundeskanzler hat öffentlich erklärt, dass er das
Bundesverkehrsministerium, die Bahn und die Gewerk-
schaft dabei haben will. Vom Freistaat Bayern war nicht
die Rede, auch nicht von der Stadt Nürnberg.

Zweitens. Ich habe mich dennoch an das Bundeskanz-
leramt gewandt und darum gebeten, dass diese Zusage
eingehalten wird. Das Schreiben liegt mittlerweile vier
Wochen zurück; bisher gab es keine Reaktion. Ich stelle
fest, dass der Bund die Verantwortung trägt und außer
Auskündigungen bisher aber nichts geschehen ist. Ich
kann nicht darüber bestimmen, wen der Bundeskanzler
zu Gesprächsrunden einlädt.

(Hofmann (CSU): Leider! – Nach dem 22. Septem-
ber ist das anders!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Es ist schwierig, zu
erkennen, ob noch geantwortet wird.

Weitere Zusatzfrage? – Herr Kollege Dr. Scholz.

Dr. Scholz  (SPD): Zumindest wird noch eine Frage
gestellt.

Herr Staatsminister, die Grundlage für meine Anfrage bil-
det der Vertrag zwischen der DB AG, dem Freistaat Bay-
ern und der Stadt Nürnberg. Welche Maßnahmen wollen
Sie ergreifen, um diesen Vertrag endgültig zu behan-
deln? Das ist Ihre Sache. Sie haben den Vertrag nicht
mit dem Bundeskanzler sondern mit Herrn Mehdorn und
mit der Stadt Nürnberg geschlossen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Wir haben einen Vertrag geschlossen, dass ein Gutach-
ten in Auftrag gegeben wird und dass ergebnisoffen
überprüft wird. Wir haben immer an den Bund appelliert,
dass er hier seiner Verantwortung gerecht wird. Die Ver-
antwortung für die Werke liegt nicht beim Land. Wir
haben als Besteller des Nahverkehrs darauf keinen Ein-
fluss. Wir haben den Vertrag deswegen geschlossen,
weil sich der Bund nicht darum gekümmert hat. Deshalb
sind wir außerhalb unserer Zuständigkeit aktiv gewor-
den.

Nächster Punkt ist, dass der Bund im Februar dieses
Jahres angekündigt hat, sich darum zu kümmern. Das ist
seine ureigene Aufgabe. Seitdem der Bundeskanzler
dies in Nürnberg vor der Kommunalwahl verkündet hat,
ist nichts mehr geschehen.

(Willi Müller (CSU): Der hat schon viel verkündet!)

Man kann jetzt wohl erwarten, dass der Bund seine
Ankündigungen endlich wahrmacht. Vielleicht spricht
sich auch im Bundeskanzleramt herum, dass im Herbst

Bundestagswahlen stattfinden. Bis dahin sollte etwas
geschehen sein.

Ich glaube nicht, dass der Bundeskanzler in Nürnberg
viel Ruhm ernten wird, wenn er erklärt: Na ja, das war
auf die Kommunalwahl bezogen. Mehr ist bisher nicht
geschehen.

Nun ist lange Zeit vergangen. Das Gutachten liegt vor.
Der Bund ist mehrfach an seine Verantwortung erinnert
worden. Fragen Sie Ihren Kollegen Schmidbauer, der
der SPD-Bundestagsfraktion angehört. Dieser hat in
einem Brief verkündet, dass es sich um eine zentrale
und schwierige Frage für die SPD in Nürnberg handle,
wenn der Bund seiner Verantwortung nicht gerecht wird.
Jetzt soll der Bund aktiv werden. Die Daten liegen vor.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Letzte Zusatzfrage:
Herr Kollege Dr. Scholz.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie mit mir
der Meinung, dass – auf welchen Ebenen auch immer –
darum gekämpft werden soll, dass über das sehr positiv
zu wertende Engagement der Firma Siemens hinaus die
schwere Wartung insbesondere für den ICE I und II auf
dem Gelände der DB AG zumindest in einem über-
schaubaren Zeitraum, der jetzt schon über 2003 hinaus
verlängert worden ist, weiterhin durchgeführt werden
soll?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Ich bin sehr wohl der Auffassung, dass alles Mögliche
getan werden muss. Ich bin der Auffassung, dass das
Land und die Stadt das Nötige und Sinnvolle gemacht
haben. Ich bin auch der Auffassung, dass die Vereinba-
rung, die Herr Mehdorn, Herr von Pierer und ich getrof-
fen haben, ein neues Siemens-Werk zu bauen, das Pro-
blem sehr weitreichend entschärft hat und dass dennoch
die Instandhaltung bleiben soll.

Ich bin aber auch der Auffassung, dass die Arbeitstei-
lung nicht so aussehen kann, dass der Kanzler die
Ankündigung macht und wir die Arbeit.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Vielen Dank, Herr
Staatsminister Dr. Wiesheu. Die nächsten Fragen muss
das Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst beantworten. Herr Staatsminister Zehetmair, ich
bitte Sie, die erste Frage des Kollegen Boutter zu beant-
worten.

Boutter  (SPD): Herr Staatsminister, welche Begründung
gibt es für den Abbau von Systemen im Würzburger
Botanischen Garten, wie viele Gärtnerstellen wurden
seit 1995 gestrichen, und welche Möglichkeit sieht die
Staatsregierung, diesen Abbau im Sinne der Lehre und
der Besucher wieder rückgängig zu machen?
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus, Herr Kollege Boutter! Der
Botanische Garten der Universität Würzburg besitzt eine
1972 angelegte Systemanlage, die derzeit aus folgen-
den Gründen abgebaut wird:

Erstens. Der wissenschaftliche Nutzen von Systemanla-
gen ist heute zunehmend umstritten. Traditionell dienen
Systemanlagen in Botanischen Gärten dazu, Verwandt-
schaftsbeziehungen zwischen Pflanzenarten und ihre
Stammesgeschichte sichtbar zu machen. Verschieden-
artige Pflanzen werden dabei entsprechend ihrer syste-
matischen Verwandtschaft angeordnet.

Durch die modernen Methoden der Molekularbiologie
werden heute laufend neue Erkenntnisse zu den stam-
mesgeschichtlichen Zusammenhängen gewonnen.
Diese Entwicklung vollzieht sich so rasant, dass jede
Systemanlage innerhalb kurzer Zeit veraltet ist und
allenfalls noch historischen Wert besitzt. Entsprechend
ist die Würzburger Systemanlage inzwischen in der
Lehre nicht mehr nachgefragt.

Zweitens. Systemanlagen sind wegen der Vielseitigkeit
ihrer Bestände äußerst arbeits- und pflegeintensiv. Die
Würzburger Systemanlage bindet im Sommer zwei Gärt-
ner.

Im Rahmen des allgemeinen Stellenabbaus hat der
Botanische Garten in den vergangenen fünf Jahren zwei
Gärtnerstellen abgeben müssen. Dabei wurde der ver-
gleichsweise hohe Anteil, den der Botanische Garten
innerhalb der Fakultät für Biologie an technischen Mitar-
beiterstellen besitzt, berücksichtigt. Vor diesem Hinter-
grund und im Hinblick auf die gesunkene Bedeutung der
Systemanlage für Forschung und Lehre hat die Leitung
des Gartens entschieden, auf die pflegeintensive Anlage
zu verzichten. Anstelle der Systemanlage wird künftig
ein Staudengarten angelegt. Dieser wird nach Auffas-
sung des Leiters des Botanischen Gartens für die Öffent-
lichkeit mindestens so attraktiv werden wie die bisherige
Anlage.

Die Staatsregierung sieht im Übrigen keine Möglichkeit,
die im Rahmen des allgemeinen Stellenabbaus eingezo-
genen Gärtnerstellen wieder zu ersetzen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage? – Herr
Kollege Boutter.

Boutter  (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben soeben
gesagt, dass die Anlage eines Staudengartens der
Ersatz sein solle. An mich ist herangetragen worden,
dass die Systemanlage nicht nur für die Lehre, sondern
auch für die Besucher sehr hohen Stellenwert hatte, was
insbesondere für Schulklassen und so weiter zutreffe.

Deckt die Staatsregierung die Meinung, dass die Sys-
temanlage auf Dauer verschwinden soll und ein Stau-
dengarten ein adäquater Ersatz sein kann?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus, Herr Kollege Boutter, wir
haben aufgrund Ihrer Anfrage noch einmal Rückfrage
bei der Universität, der Fakultät und beim Leiter des
Botanischen Gartens gehalten. Es handelt sich um eine
wissenschaftliche Einrichtung, die vielen Menschen
Freude macht und die wir auch nicht aufgeben. Da die
Systemanlage als wissenschaftliche Anlage überholt ist,
weil die Kurzlebigkeit von Erkenntnisprozessen immer
knapper wird, kann der Wissenschaftsminister nicht ein-
greifen. Ich bin der festen Überzeugung, dass der Stau-
dengarten den Leuten genauso gefallen wird. Fachleute
sagen, dieser sei mindestens so attraktiv. Wie soll ich
also eingreifen? – Ich denke, es ist sachgerecht.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Boutter.

Boutter  (SPD): Herr Staatsminister, ich habe eine
zweite Frage. Die Vorwürfe der Bevölkerung und der Mit-
arbeiterschaft der Universität lauten auch, dass bei-
spielsweise in München an die hundert Gärtnerstellen
geschaffen wurden und erhalten blieben, auf dem „fla-
chen Lande“ die Stellen aber abgebaut würden. Wie
beurteilen Sie die Tatsache, dass sich die Schere immer
weiter öffnet?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Ich glaube, man kann klipp und klar sagen, dass sich die
Schere nicht auseinanderentwickelt. Das Hohe Haus hat
den Haushalt verabschiedet, nachdem ich gemäß Arti-
kel 6 b des Bayerischen Haushaltsgesetzes und dem
20-Punkte-Programm verpflichtet bin, mit Ausnahme
bestimmter Lehrstühle Kürzungen vorzunehmen. Wir
haben erreicht, dass die Universitäten und Hochschulen
im Rahmen ihres zu erbringenden Kontingents entschei-
den können, woher sie die einzelnen Stellen nehmen. Es
war die Entscheidung der Würzburger Universität und
der einschlägigen Fakultäten, den Abbau der techni-
schen Stellen vorzuschlagen und vorzunehmen. Sie
könnten auch wissenschaftliche und nicht wissenschaft-
liche Stellen opfern.

Die Flexibilität gestaltet sich in München ebenso wie in
Würzburg und anderswo. Es trifft nicht zu, dass Mün-
chen eine einzige neue Stelle schaffen konnte. Es gibt
absolute Gleichbehandlung. Entsprechend der Größe
der LMU muss diese absolut weit mehr Stellen einspa-
ren als die im Verhältnis dazu kleinere Universität Würz-
burg. Ungeschoren kommt keiner davon. Es sei denn,
der Landtag würde mir diese Kürzungen ersparen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Der nächste Fragestel-
ler ist Herr Kollege Hufe. Bitte schön.

Hufe  (SPD): Herr Staatsminister! Wie beurteilt die
Staatsregierung die Forderung der neuen Nürnberger
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Kulturreferentin Julia Lehner nach einem fränkischen
Staatstheater?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus, Herr Kollege Hufe! An das
Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst ist bisher keine konkrete Forderung der Nürnber-
ger Kulturreferentin nach einem fränkischen Staatsthea-
ter herangetragen worden.

Unabhängig davon sieht das Staatsministerium mit Blick
auf die Haushaltslage derzeit keine realistische Möglich-
keit für die Errichtung neuer Theater in staatlicher Trä-
gerschaft.

(Willi Müller (CSU): Wir haben eines in Coburg!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage? – Herr
Kollege Hufe.

Hufe  (SPD): Herr Staatsminister Zehetmair, wie beurtei-
len Sie die Aussage Ihres Kollegen Dr. Beckstein, die
Verwirklichung eines fränkischen Staatstheaters schei-
tere an der gewünschten Haushaltskonsolidierung des
Bundesfinanzministers Eichel?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege Hufe, die Aus-
sage des Kollegen Beckstein ist wie immer richtig.

(Allgemeine Heiterkeit)

Sie kann dadurch ergänzt werden, dass dieselbe Konso-
lidierungsverpflichtung auch für den Freistaat Bayern
besteht.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Hufe.

Hufe  (SPD): Herr Staatsminister, sollte der unwahr-
scheinliche Fall eines Regierungswechsels eintreten
und die CSU an der Regierung beteiligt wäre, würde
dann die Verwirklichung des Staatstheaters näher
rücken?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Zehetmair (Wissenschaftsministerium):
Statt des Irrealis der Gegenwart gebrauche ich den Rea-
lis Indikativ. Ich sehe die reale Chance des Regierungs-
wechsels, aber auch dann wird das Theater nicht ver-
staatlicht, weil die Finanzsituation so ist wie sie ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächsten Fragen
beantwortet Herr Staatsminister Sinner vom Staatsmi-

nisterium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz. Der erste Fragesteller ist Herr Kollege Beck.

Beck  (CSU): Herr Staatsminister, nachdem besonders
im Großraum Regensburg eine Gefahr von der Zecken-
plage ausgeht – insbesondere durch Borreliose-Erreger,
die dauerhafte Gesundheitsschäden schlimmster Art
hervorrufen können und gegen die auch eine Impfung
nicht hilft –, frage ich die Staatsregierung, was sie gegen
die Zeckenplage unternimmt, insbesondere, ob sie einen
Forschungsauftrag erteilt hat oder ob in Kürze ein Auf-
trag erteilt werden soll?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege Beck,
der Großraum Regensburg zählt zwar zu den FSME-Ri-
sikogebieten, von einer im Vergleich zu anderen Gebie-
ten übermäßigen Zeckenplage ist allerdings nichts
bekannt. Eine großräumige Zeckenbekämpfung mit
Schädlingsbekämpfungsmitteln oder auch mit anderen
Methoden scheidet nach den vorliegenden Erkenntnis-
sen aus. Sie wäre technisch aufwendig, nicht erfolgver-
sprechend sowie ökologisch unvertretbar.

Der einfachste und sicherste Schutz vor Infektionen mit
Borreliose-Erregern ist schlicht und einfach die Vermei-
dung von Zeckenstichen. Das kann dadurch geschehen,
dass man sich mit den gängigen Mückenabwehrmitteln
einreibt. Wir informieren über entsprechende Verhal-
tensmaßregeln. Auch Organisationen wie das Deutsche
Grüne Kreuz tun dies seit Jahren durch regelmäßige
Pressemitteilungen. Jedermann kann kostenlos die Bro-
schüre „Wie schütze ich mich vor Infektionsgefahren in
freier Natur?“ erhalten. Wir informieren besondere Risi-
kogruppen, zum Beispiel Beschäftigte der Forstwirt-
schaft, über Gefahren von Krankheiten, die durch
Zecken übertragen werden. In diesem Bereich sind auch
die Unfallversicherungsträger und der Berufsgenossen-
schaftliche Arbeitsmedizinische Dienst tätig.

Bezüglich der Forschungsvorhaben kann ich antworten,
dass wir Forschungsvorhaben zur Durchseuchung von
Zecken und über Infektionen des Menschen mit Borrelio-
se-Erregern haben. Wir wollen die Diagnostik verbes-
sern und den Entwicklungszyklus der Erreger besser
erkennen. Diese Forschungsvorhaben werden unter Mit-
wirkung des nationalen Referenzzentrums für Borrelien
beim Max-von-Pettenkofer-Institut der Ludwig-Maximili-
ans-Universität München durchgeführt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Eine Zusatzfrage: der
Fragesteller.

Beck  (CSU): Herr Minister, ist Ihnen bekannt, dass Per-
sonen, die von Zecken gestochen worden sind, oft über
ein halbes Jahr der Arbeit fernbleiben müssen, zum Teil
im Krankenhaus behandelt werden und damit rechnen
müssen, dass die Hirnhaut geschädigt wird und weitere
gesundheitliche Schäden auftreten können?
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Das ist mir bekannt. Ich bin selbst in der Forstwirt-
schaft tätig gewesen und habe selbst eine Borreliose
gehabt. Ich kann aus eigener Erfahrung empfehlen, sich
unmittelbar zum Arzt zu begeben, wenn nach einem
Zeckenstich ein roter Hof um den Stich auftritt. Dann
kann durch eine gezielte Behandlung mit Antibiotika, die
etwa eine Woche dauert, die von Ihnen richtig geschil-
derte dramatische Folge vermieden werden. Ein guter
Freund von mir lag wegen eines solchen Zeckenstichs
ein Jahr im Krankenhaus.

Sinnvoll ist es, die Menschen schon vorher darauf hinzu-
weisen, dass sie sich vor Zecken schützen können,
indem sie Autan oder andere Mittel einsetzen, wenn sie
sich in der freien Natur bewegen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kollegin Hecht.

Frau Hecht  (SPD) (von der Rednerin nicht autorisiert):
Herr Staatsminister, wie sieht es mit den aktuellen
Erkenntnissen zur Epidemiologie der neuen Variante der
Creutzfeldt-Jakob-Krankheit in Bayern aus?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Kollegin Hecht,
es gibt keine Fälle der neuen Variante der Creutzfeldt-
Jakob-Krankheit in Deutschland oder Bayern.

Wir haben im Rahmen der Verbraucherinitiative eine
„Risikoanalyse im Zusammenhang mit dem Auftreten
von BSE einschließlich der Prävalenzstudie von CJK in
Bayern“ an die Arbeitsgemeinschaft BSE/Creutzfeldt-Ja-
kob-Krankheiten an der Ludwig-Maximilians-Universität
München vergeben. Das Projekt wird zunächst als zwei-
jährige Studie durchgeführt. Es enthält zur Abschätzung
des Gefährdungspotentials für den Verbraucher ein Teil-
projekt „Prognose von vCJK-Fällen“ unter Leitung von
Prof. Dr. Kretschmar. Ein Zwischenbericht wird im Juli
2003 vorgelegt werden. Der Abschlussbericht soll Mitte
Januar 2004 vorliegen. Ich werde den Landtag und die
Öffentlichkeit über den Zwischenbericht und den
Abschlussbericht informieren.

Ich kann ergänzend über den Artikel „Prionen und der
„BSE-Wahnsinn“: Eine kritische Bestandsaufnahme“ der
Autoren Sucharit Bhakdi und Jürgen Bohl berichten, der
im „Deutschen Ärzteblatt“ vom 26. April 2002 veröffent-
licht wurde. In diesem Artikel wird davon ausgegangen,
dass mit maximal sechs Fällen der neuen Variante der
Creutzfeld-Jakob-Krankheit bis zum Jahr 2040 zu rech-
nen sei, wenn trotz aller Vorsichtsmaßnahmen etwa 100
erkrankte Tiere in Deutschland zu Lebensmitteln verar-
beitet wurden und in die Nahrungskette des Menschen
gelangt sind. Das ist eine Prognose, die ich jetzt nicht
hinterfragen kann. Etwas Besseres liegt im Augenblick
jedoch nicht vor.

Wenn alle 1000 BSE-Rinder, die es im Moment in
Europa mit Ausnahme von Großbritannien gibt, verzehrt
worden wären, dann würden wir auf maximal 60 Fälle in
Europa kommen. Dies ist die Einschätzung des Artikels
im „Ärzteblatt“. Wir werden dagegen in der Zeit bis 2040
Tausende von spontanen Creutzfeldt-Jakob-Erkrankun-
gen in Europa erleben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Eine Zusatzfrage: die
Fragestellerin.

Frau Hecht  (SPD) (von der Rednerin nicht autorisiert):
Herr Staatsminister, in England sind an dieser Krankheit
schon 100 Personen verstorben. BSE und die neue
Form der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit kommen zeitver-
zögert nach Deutschland. Sind wir darauf vorbereitet?
Könnten wir reagieren, wenn es bei uns zu dieser
Erkrankung kommt? Der Bericht wird doch erst nächstes
Jahr erstattet.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Frau Kollegin, wir reagieren darauf, indem wir die
Infektionskette unterbrechen. Wir sind im Begriff, durch
Obduktionen Erkrankungsfälle besser erfassen zu kön-
nen. Viele Fälle sind möglicherweise nicht erfasst, weil
nicht obduziert wird.

Die Erkrankungen in England beruhen darauf, dass in
England über 180000 erkannte BSE-Fälle aufgetreten
sind. Es wird angenommen, dass es in England insge-
samt etwa 1 Million BSE-Fälle gegeben hat. Somit sind
nicht alle BSE-Fälle erkannt worden. Es ist davon auszu-
gehen, dass dieses Potenzial über viele Jahre in die
Nahrungskette des Menschen gelangt ist.

Die Engländer essen mit Vorliebe Pasteten. Die Erkran-
kungen sind bei den Personen verstärkt aufgetreten,
deren Lieblingsspeisen Pasteten waren. Das bedeutet,
dass in den Pasteten Risikomaterialien verwendet wor-
den sind.

Im Vergleich dazu gibt es mit Ausnahme des Vereinigten
Königsreichs in ganz Europa 1000 BSE-Fälle. Daran
kann man abschätzen, dass die im „Ärzteblatt“ zitierte
Größenordnung relativ wahrscheinlich ist. In der
Schweiz gab es unter 1,5 Millionen Rindern nur 400
BSE-Fälle, jedoch keinen einzigen Fall einer Erkrankung
an der neuen Variante der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit
beim Menschen.

Das heißt, das kann man jetzt abschätzen. Deshalb wol-
len wir eine fundierte Risikoanalyse speziell für Bayern
haben. Im Augenblick gehen wir so vor, dass wir das
Risikomaterial entnehmen, die Infektionskette unterbre-
chen und beobachten, ob diese Krankheit auftritt. Dies-
bezüglich sind erhebliche Forschungsaktivitäten im
Gange und nur aufgrund dieser Forschungsaktivitäten
können wir das abschätzen. Aber die Größenordnungen,
um die es sich drehen kann, habe ich Ihnen, glaube ich,
jetzt angeben können.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Die nächste Zusatz-
frage: Kollege Kobler.

Kobler  (CSU): Herr Staatsminister, ist bei diesem For-
schungsbericht, den die Staatsregierung beim Max-
Planck-Institut in Auftrag gegeben hat, auch zur Auflage
gemacht, eventuell Überlegungen anzustellen, Strate-
gien zu entwickeln, wie Menschen, die an der Creutz-
feldt-Jakob-Krankheit erkrankt sind, krankenhausmäßig
und pflegerisch behandelt werden sollten? Ich habe den
Eindruck, dass man hier in den bekannten Fällen ziem-
lich allein gelassen wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Nur zur Klarstellung: Der Auftrag ist nicht an das
Max-Planck-Institut gegangen, sondern an die Ludwig-
Maximilians-Universität München. Ich sage das, damit
das nicht falsch im Protokoll steht.

Wir haben natürlich, allerdings nicht im Rahmen der Risi-
koanalyse, Fragen zu dieser Erkrankung gestellt. Wir
wissen aber, dass es spontane Creutzfeldt-Jakob-Er-
krankungen gibt, die bei älteren Personen auftreten. Da
weiß man, was man mit diesen Personen macht. Die
neue Variante tritt bei jungen Menschen auf. Wir würden
dabei natürlich auch auf die englischen Erfahrungen
zurückgreifen können. Dort hat man wesentlich mehr
Erfahrungen in der Behandlung solcher Krankheiten als
wir. Aber in der Risikoanalyse ist das nicht enthalten.
Dort geht es schlicht und einfach darum, abzuschätzen,
wie sich BSE in Bayern entwickeln wird, wo rückblickend
die Risikofaktoren sind und wo es noch zusätzliche Risi-
ken für die Menschen und für die Tiere gibt, die wir mög-
licherweise bis jetzt noch nicht beachtet haben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Zusatzfrage:
Frau Kollegin Hecht.

Frau Hecht  (SPD) (von der Rednerin nicht autorisiert):
Noch eine Frage, Herr Staatsminister. Man hat mir mit-
geteilt, dass man sich in Großbritannien mit vielen Beru-
higungsmitteln usw. eingedeckt hat. Ich frage: Soll das
bei uns auch angedacht werden? Wie mein Kollege
gesagt hat, ist es günstiger, wenn man sich darauf vor-
bereitet, wie man diese Leute pflegen kann, wie man in
der Hospiz mit ihnen arbeiten muss. Aber die Anwen-
dung von Beruhigungsmitteln, wie das in Großbritannien
geschieht, ist, glaube ich, nicht der richtige Weg.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Ich teile Ihre Auffassung. Es gibt natürlich inten-
sive Forschungen dazu, wie man diese Krankheit heilen
kann, wie man sie behandeln kann. Aber die Frage
bezieht sich auf die Risikoanalyse. Dort ist das nicht ent-
halten. Alle Prionenerkrankungen und somit auch diese
Krankheit sind natürlich ein Thema in der gesamten
medizinischen Forschung. Dabei geht das in Richtung

Behandlung und nicht in Richtung Beruhigung. Da gebe
ich Ihnen völlig Recht. Wenn Sie das interessiert, kann
ich gern einmal abfragen und im Ausschuss berichten,
wie die Forschungen in diesem Bereich sind. Das kann
ich jetzt aus dem Stegreif sicherlich nur unvollkommen
tun. Aber ich bin gern bereit, das schriftlich oder münd-
lich im Ausschuss zu tun.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Die nächste Fragestellerin ist Frau Kolle-
gin Köhler. Bitte schön.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, weshalb erhalten in Bayern Land-
wirte von Amts wegen Kostenerstattung für die gesetz-
lich vorgeschriebenen BSE-Tests in Höhe von 25 Euro
pro Tier, obwohl die Kosten von den Metzgereien,
Schlachthöfen und Laboren getragen werden, und wer
erhält darüber hinaus in Bayern in welcher Höhe Beihil-
fen zu den BSE-Tests?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Kollegin,
zunächst erhalten die Landwirte Beihilfen im Zusam-
menhang mit dem Auftreten von BSE. Es handelt sich
dabei um Hilfen für BSE-geschädigte Betriebe, die der
Landtag beschlossen hat, wofür ich sehr dankbar bin.
Wir leisten diese Erstattungen für Kosten von BSE-Un-
tersuchungen in der Absicht, den Landwirten zu helfen,
weil sie von dieser Krise am meisten betroffen sind. Sie
können sehr deutlich sehen, dass die Preise für den Ver-
braucher auch bei Rindfleisch durchaus gestiegen sind,
während die Erzeugerpreise noch deutlich unter dem
Stand vor dem Auftreten von BSE liegen.

(Zuruf von der CSU: Das ist ja der Skandal!)

Wir haben die BSE-Testkostenerstattung in verschiede-
nen Phasen vorgenommen. In der ersten Phase, also
nach dem ersten Fall, hatten wir dafür noch keine Haus-
haltsmittel. Erst nach Gründung des Hauses wurde der
Haushalt am 9. Mai 2001 im Bayerischen Landtag verab-
schiedet. In dieser Phase wurde zunächst rückwirkend
jedem, der geschlachtet hatte, der Betrag für den BSE-
Test ersetzt.

Wir haben dann in einer zweiten Phase ab dem 19. März
2001 die Testkostenerstattung direkt an die Labore
gezahlt. Das war verwaltungstechnisch einfacher.

Als wir erkannt haben, dass diese Kostenerstattung
eben nicht an die Hauptbetroffenen, an die Landwirte,
weitergegeben wurde, haben wir das Verfahren in einer
dritten Phase wieder umgestellt. Seit dem 1. Oktober
2001 zahlen wir wieder direkt an die Landwirte einen
Pauschalbetrag von 25 Euro.

Zusätzlich – das macht das Ganze etwas kompliziert –
zahlt die Europäische Union 15 Euro bei Schlachtrindern
über 30 Monate, weil EU-weit der Test erst ab 30 Mona-
ten vorgeschrieben ist. Wir dagegen zahlen für den in
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Deutschland gesetzlich vorgeschriebenen Test ab 24
Monaten. Mit dem Zuschuss von 15 Euro je Test werden
die Testkits beschafft. Diese Zahlungen der EU – so
kompliziert ist das leider – fließen nur, wenn öffentliche
Mittel eingesetzt wurden, das heißt, wenn wir diese Kos-
ten vorfinanziert haben.

Das läuft im Augenblick noch und wir haben die Absicht,
diese Kostenerstattung bis zum Ende des Jahres durch-
zuziehen. Das bedarf immer einer erneuten Notifizierung
bei der Europäischen Union. Wir bedauern es natürlich
außerordentlich, dass im Gegensatz zur Europäischen
Union und zum Freistaat Bayern der Bund trotz großer
Ankündigungen bisher noch keinen Cent zu den Kosten
der BSE-Tests beigetragen hat.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, mir sagen verschiedene Metzgerei-
betriebe, dass die Kosten des BSE-Tests eben nicht die
Landwirte, sondern die Metzgereien, die Schlachtereien
und die Labore zu tragen haben. Für mich ist jetzt die
Frage: Welche Kosten entstehen dem Landwirt bei den
BSE-Tests, die es rechtfertigen, dass der Staat ihm dafür
Zuschüsse gibt? Es geht schließlich um eine Kosteners-
tattung. Ich will konkret wissen: Welche Kosten hat der
Landwirt im Zusammenhang mit dem BSE-Test? Das hat
nichts mit den Preisen für Rindfleisch usw. zu tun.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Das hat sehr wohl etwas damit zu tun, weil der
Landwirt die Kosten nicht weitergeben kann. Wenn Sie
die Preise vergleichen – ich kann Ihnen die amtlichen
Preisfeststellungen zum Beispiel für Kühe der Handels-
klasse R 3 geben –, dann sehen Sie, dass die Landwirte
am meisten von dieser BSE-Krise belastet sind, weil sie
sozusagen am Anfang der Kette stehen. Wenn Sie als
Verbraucherin in einen Laden gehen, sehen Sie, dass
die Kosten an den Verbraucher weitergegeben werden
können. Hier klafft eben eine Lücke.

Sie haben Recht, wenn Sie sagen, dass natürlich derje-
nige, der schlachtet und die amtliche Fleischuntersu-
chung finanzieren muss, die BSE-Testkosten zahlt. Aber
unser Anliegen ist es schlicht und einfach, dem Hauptbe-
troffenen, nämlich dem Landwirt, zu helfen. Dabei ist die
Situation der Bullenmäster in Bayern ein entscheidendes
Problem. Wir wollen letztlich durch die Zahlung der Test-
kosten an den Bauern diesen Kostenfaktor neutralisie-
ren. Das ist die erklärte Absicht. Im Zusammenhang mit
den verschiedenen Methoden der Zahlung, die wir hat-
ten, haben wir eben gesehen, dass die Direktzahlung an
die Labore überhaupt keine Auswirkungen auf das hatte,
was den Landwirten gezahlt wurde. Das heißt, es wurde
immer wieder argumentiert: Wir haben die hohen Kos-
ten; deswegen können wir nicht Preise zahlen. – Das
war letztlich der Grund dafür, dass wir ab 1. Oktober
noch einmal umgestellt haben, obwohl damit ein ganz
erheblicher Verwaltungsaufwand verbunden war.

Ich stelle mich den Diskussionen mit den Metzgern. Ich
kenne diese Argumentation. Aber ich meine, die Steuer-
mittel sollten dort eingesetzt werden, wo sie am notwen-
digsten und am wirksamsten sind. Das ist eindeutig beim
Landwirt der Fall, wobei zu sagen ist, dass die Testkits,
also die EU-Förderung, direkt ans Labor gehen, weil
diese Förderung für den Ankauf von Testkits zweckge-
bunden ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Zusatzfrage:
Frau Kollegin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, haben Sie Erkenntnisse darüber, ob
die Kostenerstattung, die die Labore bekommen, aus-
reicht, um die den Laboren entstehenden Kosten zu
decken? Es gibt nämlich auch Informationen, dass die
Labore auf den Kosten sitzen bleiben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Die Kostenerstattung ist kostendeckend. 25 Euro
sind ein Betrag, der sich an den aktuellen Kosten orien-
tiert. Wir wissen das, weil wir die Abrechnung über die
Labore hatten.

Entgegen manchen Annahmen im Bayerischen Landtag
hat es auch keine Schleuderpreise oder Dumpingpreise
gegeben. Natürlich hat es eine Preisentwicklung nach
unten gegeben, nachdem sich die Testverfahren etab-
liert hatten. Ich denke, dass die Kosten, die jetzt erstattet
werden, durchaus angemessen sind.

Ende des Jahres werden wir diese Kostenerstattung
auslaufen lassen. Es ist auf EU-Ebene aus Wettbe-
werbsgründen nicht möglich, solche Kostenerstattungen
weiterzuführen. Es ist über zwei Jahre gelaufen, um eine
Anpassung zu erreichen. Letzten Endes muss das aber
irgendwann einmal über den Verbraucherpreis abgewi-
ckelt werden. Wir können keine Dauersubvention
machen. Das sind Beträge, in D-Mark ausgedrückt – Sie
brauchen bloß in den Haushaltsplan zu schauen –, die in
den Bereich von 40 bis 50 Millionen pro Jahr gehen.
Wenn der Markt es wieder erlaubt, diese Fleischhygie-
nekosten, diese Untersuchungskosten zu finanzieren,
dann muss das laufen. Ein zweijähriger Anpassungszeit-
raum reicht meines Erachtens aus.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Letzte Zusatzfrage:
Frau Kollegin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, gibt es eine ähnliche Kostenerstat-
tung für die Landwirte auch in anderen Bundesländern
oder ist das nur in Bayern so?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Es gibt in anderen Bundesländern auch Kosten-
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erstattungen. Natürlich haben wir in Bayern deutlich
mehr gemacht als in anderen Bundesländern. Das hat
uns das Geschäft auch erschwert, weil andere Bundes-
länder – ich denke beispielsweise an Mecklenburg-Vor-
pommern – unsere BSE-Hilfen als Wettbewerbsverzer-
rung betrachten und sie in Brüssel unter Wettbewerbs-
gesichtspunkten auch immer wieder infrage stellen. Das
wird durch Kommissar Monti beurteilt. Bisher ist es
immer gelungen, die Notifizierung zu erreichen und ich
bin mir auch ziemlich sicher, dass wir das noch bis zum
Ende dieses Jahres durchsetzen können.

Es wäre für uns sehr hilfreich gewesen – das sage ich an
die Adresse der Kollegen von der SPD und den GRÜ-
NEN –, wenn sich die Bundesregierung über verbale
Aussagen hinaus auch beteiligt hätte. Dann hätten wir
einen Gleichklang im Bundesgebiet und hätten dieses
Argument der Wettbewerbsverzerrung nicht. So hat Bay-
ern deutlich mehr geleistet als der Bund und andere
Bundesländer.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Vielen Dank. Nächste
Fragestellerin ist Frau Kollegin Hirschmann. Bitte.

Frau Hirschmann (SPD): Herr Staatsminister, ange-
sichts der aktuellen Berichte über die zunehmenden
bakteriellen Infektionen in der stationären Versorgung
frage ich Sie, zu welchen Ergebnissen die diesbezügli-
chen Kontakte Ihrer Staatssekretärin zu Ärztekammer
und KV mittlerweile geführt haben, welche Fortbildungen
neu angeboten werden und wie dadurch die erschre-
ckende Anzahl von Neuinfektionen reduziert werden
kann.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Kollegin
Hirschmann, die Reduzierung von Krankenhausinfektio-
nen setzt seit jeher eine möglichst genaue Beachtung
der bekannten einschlägigen Hygienerichtlinien des
Robert-Koch-Instituts voraus. Dabei sind auch Initiativen
der ärztlichen Selbstverwaltung zur Weiterbildung von
Ärzten in diesem Bereich von wesentlicher Bedeutung.
Darin sind wir uns sicher einig.

Frau Kollegin Görlitz hat deshalb die Bayerische Lan-
desärztekammer wiederholt, zuletzt mit Schreiben vom
16. April 2002, darauf hingewiesen, dass ein Qualifikati-
onsnachweis „Krankenhaushygiene“ geschaffen werden
soll. Des Weiteren hat sie darum gebeten, eine die Kran-
kenhaushygiene einschließende Facharztweiterbildung
anzubieten, also den Facharzt für Hygiene und Umwelt-
medizin bzw. Facharzt für Mikrobiologie mit entspre-
chender Zusatzqualifikation in der Krankenhaushygiene,
und diese Weiterbildungsrichtung ganz besonders zu
fördern. Voraussetzung für eine Umsetzung ist die Ände-
rung der Weiterbildungsordnung für Ärzte. Dies setzt
natürlich entsprechende Entscheidungsprozesse in den
Gremien der Ärztekammer voraus, die nicht kurzfristig
ablaufen. Wir sind hier ständig in Gesprächen und legen
größten Wert darauf, dass die Bayerische Landesärzte-

kammer für eine Intensivierung der Fortbildung im
Bereich der Krankenhaushygiene Sorge trägt.

Zusätzlich kann ich Ihnen sagen, dass wir gerade das
Thema Hygiene im Krankenhaus und im Bereich des
ambulanten Operierens sehr ernst nehmen. Wir haben
verschiedene Expertengespräche durchgeführt. Die
Landesuntersuchungsämter haben im letzten Jahr Erhe-
bungen über Hygieneprobleme durchgeführt. Ein Kata-
log hygienerelevanter Bereiche wurde erstellt. Es wurde
eine Arbeitsgemeinschaft zur Koordinierung der behörd-
lichen Überwachung durch Gesundheitsämter, Gewer-
beaufsichtsämter und Unfallversicherungsträger einge-
richtet. Die Gewerbeaufsicht macht jetzt eine Aktion im
Bereich der Endoskopie. Da geht es auch um den
Arbeitsschutz. Im Dezember 2001 ist ein neuer Leitfaden
für die Überwachung der Krankenhäuser durch das Lan-
desuntersuchungsamt erstellt worden. Der öffentliche
Gesundheitsdienst arbeitet mit der Kassenärztlichen
Vereinigung im Hinblick auf die Kontrolle der Einrichtun-
gen des ambulanten Operierens zusammen. Wir werden
beim neuen Landesamt für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit eine eigene Organisationseinheit zur
Hygiene in Krankenhäusern und in Einrichtungen des
ambulanten Operierens einrichten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Hirschmann.

Frau Hirschmann (SPD): Ich habe keine Zusatzfrage.
Ich bedanke mich.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Dann bedanke ich
mich bei Herrn Staatsminister Sinner und bitte Frau
Staatsministerin Stewens vom Ministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen, die nächsten Fra-
gen zu beantworten. Erster Fragesteller ist Herr Kollege
Kobler.

Kobler (CSU): Frau Staatsministerin, besteht seitens
der Staatsregierung die Möglichkeit, auf den Bund einzu-
wirken, die Förderung der Mutter/Vater-Kind-Kuren in
den Pflichtleistungskatalog der gesetzlichen Kranken-
versicherung aufzunehmen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Herr Kollege Kobler, der Erhalt von Mutter/Kind-Kuren
stellt ein sozial- und familienpolitisches Anliegen ersten
Ranges dar. Diese Maßnahmen dienen der Gesunder-
haltung der Familie und helfen natürlich, die hohen
Anforderungen und Belastungen durch die Kindererzie-
hung, insbesondere die Doppelbelastung durch Familie
und Erwerbstätigkeit, teilweise wieder auszugleichen.

Derzeit sind die Mutter-Kind-Kuren nach dem SGB V als
so genannte Satzungsleistungen ausgestaltet. Jede ein-
zelne Krankenkasse kann also in ihrer Satzung festle-
gen, ob sie die Leistungen, abgesehen vom gesetzlichen
Eigenanteil, voll übernimmt oder ob sie lediglich einen
Zuschuss leistet. Leistet eine Krankenkasse nur einen
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Zuschuss, besteht je nach dessen Höhe die Gefahr,
dass sich die betroffenen Familien dann eine medizi-
nisch indizierte Kur nicht mehr leisten können. Das halte
ich familienpolitisch nicht für vertretbar.

Vor nicht ganz einem Monat haben wir uns im Landtag
aus Anlass einer Satzungsänderung der AOK Bayern
schon mit diesem Thema befasst. Damals habe ich
betont, dass ich mich für den Erhalt von Mutter-Kind-Ku-
ren mit dem gebotenen Nachdruck einsetzen werde.
Offenbar ist eine grundlegende Verbesserung nur durch
eine Gesetzesänderung möglich. Denn – auch das muss
man einräumen – es ist für einzelne Krankenkassen
durchaus eine Schieflast entstanden, weil immer mehr
Kassen dazu übergehen, nur Zuschüsse zu zahlen. Nur
als Beispiel zur Illustration: Die AOK Bayern ist heute mit
nahezu 80% Hauptkostenträger von Mutter-Kind-Kuren.

Ich habe mich daher bereits am 23. April an Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt gewandt und sie gebe-
ten, unverzüglich auf eine entsprechende Änderung des
SGB V hinzuwirken.

Mittlerweile gibt es offenbar auf Bundesebene entspre-
chende Bestrebungen. Sobald uns ein Gesetzentwurf
vorliegt, werden wir dessen Inhalt exakt überprüfen und
gegebenenfalls entsprechende Änderungsvorschläge
einbringen, damit der Kern unseres Anliegens von der
Bundesregierung nicht verwässert wird und durch eine
unklare Gesetzesregelung dann neue Probleme bei Mut-
ter-Kind-Kuren auftauchen.

Inzwischen hat übrigens das Landessozialgericht Nie-
dersachsen mit Urteil vom 27.02.2002 eine gesetzliche
Krankenkasse verpflichtet, die Kosten einer stationären
Mutter-Kind-Kur in vollem Umfang zu übernehmen. Das
Urteil ist noch nicht rechtskräftig; beim Bundessozialge-
richt ist Revision eingelegt worden. Gleichwohl werden
wir auch die darin aufgezeigten Überlegungen in unsere
Prüfung einbeziehen.

Die AOK Bayern hat im Hinblick auf die neuere Entwick-
lung zugesichert, die Umsetzung ihrer – übrigens noch
im Genehmigungsverfahren befindlichen – Satzungsän-
derung bis mindestens 1. Juli 2002 aufzuschieben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Kobler (CSU): Frau Staatsministerin, wie werten Sie das
Vorgehen der AOK Bayern, die Anfang April diese Ände-
rungsbescheide mit den rapiden Erhöhungen der Eigen-
beteiligung bis zu 750% herausgegeben hat? Sind diese
Bescheide rechtswidrig ergangen, und was wird in der
Folge gemacht werden? Sind sie in der Zwischenzeit
aufgehoben, oder wie wird die AOK Bayern mit den
ergangenen Bescheiden umgehen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Herr Kollege Kobler, das war damals eine ausgespro-
chen schwierige Situation; denn die Bescheide der AOK

Bayern sind verschickt worden, und eine Satzungsände-
rung beim Oberversicherungsamt Südbayern war nicht
einmal beantragt worden. Das hat dann auch flächende-
ckend den Aufruhr in Bayern verursacht.

Deswegen hatte ich ja auch unverzüglich mit der AOK
Bayern Kontakt aufgenommen und gebeten, dieses zu
regeln. Die Satzungsänderung ist mittlerweile sozusa-
gen auf Eis gelegt worden. Sie ist im Grunde nicht
zurückgezogen, aber eben auf Eis gelegt worden. Die
Bescheide, die von der AOK Bayern mit der Kürzungs-
änderung und der Pauschale verschickt worden sind,
werden in dieser Form zurückgenommen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Wahnschaffe.

Wahnschaffe (SPD): Frau Staatsministerin, ist Ihnen
bekannt, dass in der von Ihnen bereits zitierten Sitzung
des Bayerischen Landtags in einem SPD-Antrag gefor-
dert wurde, diese Mutter-Kind-Kuren als Regelleistung in
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversi-
cherung aufzunehmen, und ist Ihnen ferner bekannt,
dass die CSU im Landtag diesen Antrag in namentlicher
Abstimmung abgelehnt hat?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Dazu möchte ich sagen, Herr Kollege Wahnschaffe,
dass wir selbst gesagt haben, wir wollen uns – das ist
auch der Inhalt meines Schreibens an die Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt gewesen – für eine
Sicherstellung der Leistungen der Krankenkassen ein-
setzen, und der sicherste Weg wäre – das habe ich auch
dem Kollegen Schösser, dem Verwaltungsratsvorsitzen-
den der AOK Bayern, zugesagt –, dass wir uns für die
Aufnahme in die Satzung als Regelleistung einsetzen.

Die CSU-Fraktion hat übrigens aus anderen Gründen
gegen den Antrag gestimmt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfrage:
Kollege Wahnschaffe.

Wahnschaffe (SPD): Frau Staatsministerin, ist Ihnen
bekannt, dass sowohl die Bundesgesundheitsministerin
Ulla Schmidt wie auch die Regierungskoalition einen
Gesetzentwurf vorbereiten, der genau das, was auch Sie
jetzt nachträglich fordern, zum Ziel hat?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Also, zum Einen fordere ich es nicht nachträglich – das
möchte ich ganz klar sagen –, denn ich habe sofort an
die Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt ein
Schreiben verfasst, und Frau Ulla Schmidt hat dann im
Gegenzug gehandelt.

(Lachen des Abgeordneten Wahnschaffe (SPD))
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Fragestelle-
rin: Frau Kollegin Dr. Kronawitter.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Frau Staatsministerin,
nachdem kürzlich der Hauptgeschäftsführer der Indus-
trie- und Handelskammer für München und Oberbayern
ausführte, dass in Deutschland jährlich rund 160000
Lehrlinge die Ausbildung vorzeitig abbrechen würden,
frage ich die Bayerische Staatsregierung, wie hoch in
Bayern die Zahl derer ist, die die Lehre abbrechen, wel-
cher Prozentanteil aller Auszubildenden dies ist und wel-
che Branchen die Höchstzahl aufweisen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Frau Kollegin Kronawitter, im Jahr 2000 betrug nach
dem Berufsbildungsbericht der Bundesregierung die
Zahl der vorzeitigen Lösungen von Ausbildungsverträ-
gen bundesweit 156408, das sind 11863 oder 8% mehr
als im Vorjahr. Das entspricht einer bundesweiten Rate
von 23,7%.

In Bayern wurden im Jahr 2000 insgesamt 20373 Ausbil-
dungsverträge gelöst, das sind 1856 oder – in Prozent-
zahlen ausgedrückt – 10% mehr als im Vorjahr. Die Rate
lag in Bayern also bei 19,8% und ist damit die bundes-
weit günstigste Rate.

Nach Berufsbereichen verteilen sich die Vertragslösun-
gen im Jahre 2000 bundesweit wie folgt: Industrie und
Handel 20,1%, Handwerk 29,6%, öffentlicher Dienst
7,5%, Landwirtschaft 23,2%, freie Berufe 25,7%, Haus-
wirtschaft/Seeschifffahrt 27,1%; alle Bereiche 23,7%.
Für Bayern liegen die entsprechenden Daten für das
Jahr 2000 noch nicht vor. Allerdings wurden im Jahr
1999 auch bei uns die meisten Ausbildungsabbrüche im
Handwerksbereich registriert.

Wenn Sie sich die Länder im Vergleich anschauen, liegt
Nordrhein-Westfalen bei 26,1%, Rheinland-Pfalz bei
24,9%, Schleswig-Holstein bei 28,6% und Bayern, wie
gesagt, bei 19,8%.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.

Frau Dr. Kronawitter (SPD): Selbst wenn Bayern im
bundesweiten Durchschnitt günstig dasteht, frage ich
trotzdem noch einmal nach: 20%, das ist ein sehr hoher
Anteil – wie erklären Sie sich das?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerium):
Es ist richtig, das ist ein sehr hoher Anteil. Dabei muss
man allerdings die Aufteilung auf die einzelnen Ausbil-
dungsjahre betrachten. Nach dem Berufsbildungsbericht
der Bundesregierung sind im ersten Ausbildungsjahr
48% der Verträge gelöst worden, im zweiten 32%, im

dritten Ausbildungsjahr sinkt es naturgemäß auf 18%
und im vierten Ausbildungsjahr auf lediglich 2%.

Hier möchte ich hinzufügen, dass wir, Frau Kollegin,
stets von Vertragslösungen sprechen. Dieser Begriff ist
auch zutreffender als „Ausbildungsabbruch“; denn zum
großen Teil handelt es sich um eine Umorientierung. Das
sehen Sie an der hohen Prozentzahl von 48% im ersten
Ausbildungsjahr. Da geht es oft um eine Umorientierung
innerhalb der sechsmonatigen Probezeit. Hier wird also
häufig die Art des Ausbildungsberufes gewechselt oder
der Ausbildungsbetrieb im gleichen Ausbildungsberuf.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfrage:
die Fragestellerin.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Haben Sie Informationen
darüber, wie hoch der Anteil ausländischstämmiger
Jugendlicher ist, weil Sie, bezogen auf das Handwerk,
die Ausführung machten, dass auch in Bayern beim
Handwerk ein sehr großer Abbrecheranteil zu verzeich-
nen ist. Wenn Sie Informationen haben, wie bewerten
Sie diese?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Ich kann Ihnen im Moment nicht exakt sagen, wie hoch
der Anteil der Ausländer an den Vertragslösungen ist.
Aber das kann ich Ihnen schriftlich nachreichen. Ich
glaube, das wäre dann das Beste.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Letzte Zusatzfrage: die
Fragestellerin.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Es ist eigentlich nur eine
Konkretisierung: Wenn Sie mir die Zahlen schriftlich
geben, können Sie dann auch eine Bewertung vorneh-
men?

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Da können wir dann auch eine Bewertung vornehmen,
wobei ich auch sagen muss, es ist ganz, ganz wichtig,
dass wir in diesem Bereich, sobald die Ausbildungsver-
träge geschlossen sind, präventive Maßnahmen seitens
der Ausbilder ergreifen. Da sind die Schulungen „Ausbil-
dung der Ausbilder“ durch die Kammern notwendig.
Besonders wichtig ist die präventive Einbindung der
Eltern in das Ausbildungsgeschehen; denn 30% der
Jugendlichen haben angegeben, dass die Eltern den
Ausbildungsabbruch hätten verhindern können.

Der nächstwichtige Ansprechpartner sind die Berufs-
schullehrer. Die Berufsschullehrer können dann gerade
auch in den Betrieben beratend und unterstützend zur
Seite stehen.

Sie werden von den Jugendlichen oft und gerne als erste
Ansprechpartner bevorzugt und angesprochen. Wir wer-
den in diesen Bereichen auch präventiv tätig.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Die Frage des Kolle-
gen Sprinkart übernimmt Frau Kollegin Köhler. Bitte
schön.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Staatsministerin, sind die bisher vom Arbeitsamt
Augsburg im Rahmen eines Modellversuches in der
Stadt Augsburg, dem Landkreis Augsburg und dem
Landkreis Aichach-Friedberg finanzierten Stellen zur
sozialpädagogischen Betreuung nach Auslaufen dieses
Modellversuchs im August dieses Jahres gesichert,
indem diese Stellen in das vom Ministerrat beschlossene
bayernweite Förderprogramm zur Jugendsozialarbeit an
Schulen aufgenommen werden?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Frau Kollegin Köhler, durch die Arbeitsverwaltung wur-
den insbesondere im Raum Augsburg, also Stadt Augs-
burg, Landkreis Augsburg und Landkreis Aichach-Fried-
berg, im Zuge der 1998 neu aufgelegten Sonderpro-
gramme wie dem Jugendsofortprogramm „Jump“ und im
Rahmen der so genannten freien Förderung den Schu-
len Projekte der so genannten berufsbegleitenden
Schulsozialarbeit angeboten. Durch den Rückzug der
Arbeitsverwaltung wird jetzt ein enorm hoher Finanz-
druck auf die Kommunalpolitik zum einen und auf die
Landespolitik zum anderen ausgeübt, alle Projekte
finanziell abzusichern. Das ist umso bedauerlicher, als
die politisch Verantwortlichen und Verwaltungseinheiten
in den Kommunen bei der Installierung der Projekte weit-
gehend unbeteiligt und auch ungefragt blieben.

Viele der Projekte der so genannten Schulsozialarbeit
setzen ihren Schwerpunkt deutlich im präventiven
arbeitsmarktpolitischen Bereich. Den jungen Menschen
wurde Hilfestellung bei der Berufsorientierung gegeben,
Bewerbungstrainings wurden durchgeführt, betriebliche
Praktika vermittelt und Initiativen für Job-Börsen ergrif-
fen. Deshalb ist es mir ein ganz großes Anliegen, dass
auch die Arbeitsverwaltung zumindest befristet weiter im
Boot bleibt – ich sage deswegen bewusst „zumindest
befristet“, da wir andere Übergangszeiten brauchen. Ich
habe mich deswegen auch in einem persönlichen
Gespräch mit dem neuen Vorstandsvorsitzenden, Flo-
rian Gerster, am 2. Mai dieses Jahres dafür eingesetzt,
dass seitens der Arbeitsverwaltung Übergangslösungen
angeboten und unterstützt werden. Herr Florian Gerster
hat mir zugesagt, dass für bewährte Projekte ein gleiten-
der Übergang in andere Förderformen angestrebt wird.
Als erstes ist aber das Landesarbeitsamt am Zug. Ich
hoffe und bin auch ganz zuversichtlich, dass baldmög-
lichst auch vom Landesarbeitsamt Bayern Lösungen
angeboten werden.

Unbeschadet der Finanzierungsprobleme der Arbeitsför-
derung steht mein Haus gemeinsam mit dem Kultusmi-
nisterium in engem Kontakt mit den betroffenen Kommu-
nen, um weitere fachlich sinnvolle und pragmatische
Lösungen zu entwickeln. Erforderlich ist jedoch
zunächst, dass die Jugend- und Schulämter gemeinsam
die konkreten Bedarfe vor Ort abklären.

Je nach Bedarf und Schwerpunktsetzung eines Projek-
tes kommen für die künftige Finanzierung weitere unter-
schiedliche Möglichkeiten in Betracht, zum Beispiel
Angebote der Tagesbetreuung für Schüler, Ganztages-
betreuung oder Hort, wenn die verlässliche Betreuung
im Vordergrund steht, verstärkte Zusammenarbeit von
Jugendarbeit und Schule, oder auch Angebote der
arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit, sofern die
berufliche und soziale Integration junger Menschen im
Vordergrund steht. Hierfür hat das Sozialministerium
auch Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds in Aus-
sicht gestellt.

Darüber hinaus klopfen wir jetzt auch ab, ob einzelne
Projekte danach in unser Förderprogramm Jugendsozi-
alarbeit an Schulen aufgenommen werden können. Das
setzt schon voraus, dass die Konzepte auch den fachli-
chen Anforderungen unseres Förderprogramms
Jugendsozialarbeit an Schulen entsprechen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Staatsministerin, ich erinnere mich, dass ich bereits
letztes Jahr an Ihr Haus einen Brief geschrieben habe,
den mir Herr Staatssekretär Schmid beantwortet hat. In
diesem Brief habe ich darauf hingewiesen, dass diese
Projekte, die vom Arbeitsamt gefördert werden, im
August dieses Jahres auslaufen. Meine Frage ist, warum
die Dinge, die Sie jetzt beschreiben, nicht frühzeitiger in
die Wege geleitet wurden, da die betroffenen Kommu-
nen auch zu dem Zeitpunkt, zu dem ich den Brief
geschrieben habe, aktiv geworden sind. Die Frage ist
also: Warum sind Sie nicht frühzeitiger initiativ gewor-
den? Reicht die Zeit überhaupt noch aus, um all das,
was Sie beschrieben haben, zu machen, wenn diese
Stellen im August auslaufen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Frau Kollegin Köhler, vor Ort ist auch von Mitarbeitern
meines Hauses mit dem Arbeitsamt Augsburg verhan-
delt worden – das ist gar keine Frage. Der Prozess, den
ich jetzt geschildert habe, läuft bereits. Ich habe jetzt nur
die Gelegenheit genutzt, unser Anliegen direkt beim Vor-
standsvorsitzenden der Bundesanstalt für Arbeit, Florian
Gerster, zur Geltung zu bringen und zu bitten, vermit-
telnd einzugreifen, weil uns vom Arbeitsamt Augsburg
und vom Landesarbeitsamt signalisiert worden ist, dass
keine zusätzlichen Mittel mehr zur Verfügung stehen.
Deswegen habe ich die Chance genutzt, damit uns
Übergangsmodelle, Übergangslösungen angeboten
werden. Das Abgleichen und Abklopfen, wo es bei uns
hineinpasst, in Jugendsozialarbeit an Schulen, was das
Kultusministerium machen kann, in die Tagesbetreuung,
läuft schon.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Frau Kollegin Köhler.
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Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Staatsministerin, kann man denn davon ausgehen,
dass all die Dinge, die Sie jetzt beschrieben haben,
rechtzeitig zum Schuljahresbeginn im Herbst erledigt
sein werden, sodass die Schulsozialarbeit in dieser
Region im bisherigen Umfang weitergeführt werden
kann?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Frau Kollegin Köhler, ob sie im bisherigen Umfang wei-
tergeführt werden kann, kann ich Ihnen nicht sagen, da
es durchaus Projekte in der berufsbegleitenden Schulso-
zialarbeit gibt, die vom Arbeitsamt gefördert werden und
die wohl auslaufen werden. Für die sinnvollen Projekte
möchten wir aber auf jeden Fall Übergangslösungen
erreichen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Letzte Zusatzfrage:
Frau Kollegin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Staatsministerin, Sie sagen „sinnvolle Projekte“.
Haben Sie schon eine Zahl vor dem Auge, wie viel Pro-
zent der bisherigen Stellen denn sinnvoll sind, zum Bei-
spiel zwei Drittel sinnvoll und ein Drittel nicht sinnvoll?
Die Kommunen wollen auch wissen, womit sie ungefähr
rechnen können.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Frau Kollegin Köhler, ich möchte Ihnen ganz klar sagen:
Dies ist Sache des Landesarbeitsamtes. Das ist berufs-
begleitende Schulsozialarbeit. Wir bemühen uns dort,
wo die Schulsozialarbeit zu den Profilanforderungen der
Jugendsozialarbeit unseres Hauses passt, sie zu über-
nehmen. Ansonsten sind wir in Verhandlungen mit der
Bundesanstalt und mit dem Landesarbeitsamt Bayern,
damit sinnvolle Übergangsregelungen gefunden werden
– ich habe das schon einmal gesagt. Was tatsächlich
weiter gefördert werden kann, ist eine Entscheidung, die
letztendlich das Arbeitsamt vor Ort in Zusammenarbeit
mit dem Landesarbeitsamt treffen muss.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Eine Frage geht noch.
Herr Kollege Unterländer, bitte schön.

Unterländer  (CSU): Wie hoch ist die tatsächliche Ver-
sorgung mit Betreuungsangeboten für Kinder unter drei
Jahren im Freistaat Bayern?

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Herr Kollege Unterländer, die tatsächliche Versorgung
mit Betreuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren hat
sich im Jahre 2001 folgendermaßen dargestellt: Laut
Geburtenprognose haben wir eine Kinderzahl von
370538. Wir haben 5559 Kinder in Kinderkrippen, 230
Kinder in Netzen für Kinder, 2797 Kinder in Kindergärten,

2000 Kinder in Kinderhäusern, betrieblichen Einrichtun-
gen und sonstigen verlässlichen Kinderbetreuungsein-
richtungen, wobei ich ganz klar sagen möchte, dass
dazu nicht die Krabbelgruppen und die Mutter-Kind-
Gruppen gehören, und 2164 Kinder in der Tagespflege,
wobei auch bei der Tagespflege nur die Plätze aufge-
zählt sind, bei denen die Jugendämter mitwirken.

Insgesamt haben wir also 12750 Plätze und damit einen
Versorgungsgrad in Bayern von 3,5%.

Damit liegen wir, verglichen mit anderen westlichen Län-
dern in Deutschland, mit an der Spitze.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Erste Zusatzfrage,
Herr Kollege Unterländer.

Unterländer  (CSU): Frau Staatsministerin, teilen Sie
meine Auffassung, dass diese Einrichtungen eine quali-
tativ vollständige Angebotspalette im frühkindlichen
Bereich darstellen und damit die Aussagen der Bundes-
familienministerin ad absurdum geführt sind?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Frau Staatsmi-
nisterin.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerium):
Herr Kollege Unterländer, diese Auffassung teile ich voll
und ganz. Ich bin in Diskussionen und in der politischen
Auseinandersetzung immer wieder darüber verärgert.
Es entspricht nicht der Wahrheit, wenn Bayern immer als
Schlusslicht dargestellt wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Eine weitere Zusatz-
frage, Frau Kollegin Schopper.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau
Staatsministerin, wie erklären Sie sich die Diskrepanz
der Zahlen, die Sie soeben genannt haben zu den Zah-
len, die Ihr Haus im Rahmen einer Interpellation der
SPD-Fraktion zum Versorgungsgrad mit Kinderkrippen
genannt hat? In der Antwort auf diese Interpellation
wurde der Versorgungsgrad mit 1,4% beziffert.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Frau Staatsmi-
nisterin.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerium):
Die Zahlen, die ich soeben Herrn Kollegen Unterländer
mitgeteilt habe, stammen aus dem Jahr 2001 und sind
somit die neuesten und aktuellsten Zahlen. Frau Kollegin
Schopper, bei der Betreuung der unter Dreijährigen hat
sich viel bewegt, nachdem wir die Kindergärten für die
unter Dreijährigen geöffnet haben. 25% der Kindergär-
ten in Bayern sind für unter Dreijährige und für Grund-
schulkinder geöffnet. Dadurch wurden zusätzliche
Plätze geschaffen. Die Zahlen, die bei der Beantwortung
der Interpellation genannt wurden, stammen, glaube ich,
aus dem Jahre 1998. Ich müsste das noch einmal nach-
prüfen.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die Fragestunde ist
damit beendet.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 3 a

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung wohnungsbaurechtlicher Vorschriften
(Drucksache 14/9431)

– Erste Lesung –

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung
begründet. Das Wort hat Herr Staatssekretär Regens-
burger.

Staatssekretär Regensburger  (Innenministerium):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Bund hat
das Wohnungsbaurecht im vergangenen Herbst refor-
miert. Hierzu wurden verschiedene Gesetze des Woh-
nungswesens geändert und das neue Wohnraumförde-
rungsgesetz erlassen. Die Reform des Wohnungsbau-
rechts muss nun auch in Landesrecht umgesetzt wer-
den. Soweit das durch Rechtsverordnungen zu gesche-
hen hat, sind diese von der Staatsregierung bereits
beschlossen. Die Bekanntmachung steht unmittelbar
bevor.

Soweit die Umsetzung durch Gesetz erfolgen muss, soll
dies mit dem von der Staatsregierung vorgelegten
Gesetzentwurf geschehen. Die vorgesehenen Änderun-
gen betreffen in erster Linie das Gesetz über den Abbau
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen in Bayern
aber auch das Rückflussbindungsrecht. Unser Gesetz-
entwurf enthält die wegen der Änderung des Bundesge-
setzes zur Fehlbelegungsabgabe notwendig geworde-
nen Anpassungen des Bayerischen Fehlbelegungsab-
gabengesetzes. Diese Anpassungen sind vorwiegend
redaktioneller und sprachlicher Art.

Darüber hinaus haben wir in unserem Entwurf aber auch
noch zwei wesentliche Neuregelungen vorgesehen, die
der Bund bei der Wohnungsbaureform leider nicht selbst
aufgegriffen hat, die wir aber – wenigstens auf Landes-
ebene – einführen wollen: Wir wollen den zuständigen
Stellen, vor allem für die Bestandswohnungen des ers-
ten Förderungsweges – ein weiteres Instrument an die
Hand geben, mit dem sie zur Schaffung und Erhaltung
sozial stabiler Bewohnerstrukturen beitragen können. Zu
diesem Zweck sollen sie künftig ausnahmsweise von der
Erhebung der Fehlbelegungsabgabe ganz oder teilweise
absehen können. Aus einseitigen, sozial unausgewoge-
nen Belegungsstrukturen ergeben sich nämlich häufig
soziale Spannungen. Unter diesen leiden natürlich
zunächst und unmittelbar die Anwohner. Allerdings leidet
auch die Allgemeinheit darunter, da die Spannungen
nach außen wirken und die öffentliche Sicherheit und
Ordnung beeinträchtigen können.

In solchen Problemgebieten können insbesondere Woh-
nungsinhaber mit höherem Einkommen zu ausgegliche-
nen Strukturen beitragen und die dortigen Verhältnisse
stabil halten. Deshalb wollen wir deren Verbleib in den

Quartieren unterstützen und so einer unerwünschten
Entmischung entgegenwirken. Deshalb soll es ermög-
licht werden, im Einzelfall eine Fehlbelegungsabgabe
nicht zu erheben.

Bleibt die Wohnung aufgrund der niedrigen Miete weiter-
hin attraktiv, bleibt normalerweise der alteingesessene
Wohnungsinhaber, der sonst aus diesem Viertel wegzie-
hen würde. Sowohl die Wohnungswirtschaft als auch der
Mieterbund haben diesen zusätzlichen Handlungsan-
satz ausdrücklich begrüßt.

Die zweite wesentliche Neuerung bei der Fehlbele-
gungsabgabe betrifft die Freibetragsregelung für
schwerbehinderte Menschen, die wir deutlich ausweiten
wollen. Nach der Vorgabe des Bundes können bislang
grundsätzlich nur diejenigen Schwerbehinderten Freibe-
träge geltend machen, die auch häuslich pflegebedürftig
sind. Höhere Aufwendungen fallen aber bei allen
Schwerbehinderten an, nicht nur bei den häuslich Pfle-
gebedürftigen. Auch in diesem Punkt ist der Bund unse-
ren Forderungen nicht nachgekommen und hat bei der
Reform des Wohnungsbaurechts auf eine Verbesserung
für Schwerbehinderte verzichtet. Deshalb wollen wir
unseren Spielraum bei der Fehlbelegungsabgabe nut-
zen und wenigstens für Bayern die Freibetragsregelung
spürbar ausweiten.

Im vorgelegten Entwurf haben wir schließlich noch die
Anpassung der gesetzlichen Bestimmungen über die
Bindung der Rückflüsse aus Wohnungsbaudarlehen an
das neue Wohnraumförderungsrecht vorgesehen. Damit
können wir auch künftig verhindern, dass wir bei vorzei-
tig zurückgezahlten Darlehen die auf den Bund entfalle-
nen Tilgungsbeiträge nach Berlin abführen müssen. Der
Bund würde sie sonst möglicherweise überall einsetzen,
nur nicht in Bayern. Die Änderungen sollen zeitgleich mit
dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Reform des Woh-
nungsbaurechts wirksam werden und deshalb rückwir-
kend gelten.

Präsident Böhm: Ich eröffne die allgemeine Ausspra-
che. Die Redezeit pro Fraktion beträgt fünf Minuten. Das
Wort hat Herr Kollege Volkmann.

Volkmann  (SPD): Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Seit dem Jahr 1956 gibt es das Zweite Woh-
nungsbaugesetz, das den sozialen Wohnungsbau gere-
gelt hat. Am Beginn meiner Ausführungen möchte ich
feststellen, dass das im vergangenen Jahr verabschie-
dete Wohnraumförderungsgesetz des Bundes einen
erfreulichen Fortschritt in der sozialen Wohnraumförde-
rung darstellt. Dieses Gesetz hat eine Reihe von Verän-
derungen gebracht. Ich möchte beispielhaft nur eine
erwähnen, nämlich einen Paradigmenwechsel, der par-
teiübergreifend stattgefunden hat. Nach dem alten Woh-
nungsbaugesetz aus dem Jahre 1956 wurden breite
Schichten der Bevölkerung gefördert. Künftig wird die
Förderung auf Haushalte eingeschränkt, die sich am
Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen kön-
nen. Diese Entwicklung war seit den Achtzigerjahren zu
beobachten. Diese Veränderung resultiert aus der Ver-
besserung der Wohnraumversorgung in den vergange-
nen Jahrzehnten.
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Eine wesentliche Änderung, die sich durch dieses
Gesetz ergeben hat, ist die Erweiterung des Spielrau-
mes für die Länder. Herr Staatssekretär Regensburger,
Sie sollten es sich nicht einfach machen und bei jedem
Punkt kritisieren, dass der Bund nicht in ausreichendem
Maße politisch gehandelt hätte. Der Bund hat – weitge-
hend in Übereinstimmung mit den Ländern – ganz
bewusst einen weiten Rahmen für die Länder geschaf-
fen. Die Länder selbst haben die Möglichkeit, diesen
Spielraum auszuschöpfen oder nicht auszuschöpfen.
Das ist der zentrale Punkt.

Der Landtag ist jetzt aufgerufen, den Rahmen, der mit
diesem neuen Gesetz vorgegeben worden ist, auszu-
schöpfen. Dies ist Gegenstand dieser Ersten Lesung
und des Gesetzes, das jetzt auf den Weg gebracht wird.
Sie haben die beiden wesentlichen Punkte erwähnt. Die
Freistellung von der Fehlbelegungsabgabe zum Erhalt
oder zur Schaffung von sozialen Bewohnerstrukturen ist
ohne Frage ein wichtiges Anliegen. In den Sechzigerjah-
ren wurden große Sozialwohnungsanlagen gebaut, die
damals sehr „durchmischt“ belegt wurden, weil damals
breite Schichten der Bevölkerung gefördert worden sind.
Damals wurden Sozialwohnungen von normalen Hand-
werkern und von Sozialhilfeempfängern bewohnt, wobei
damals die Zahl der Sozialhilfeempfänger sehr viel
geringer war, als das heute der Fall ist.

Die Möglichkeit der Freistellung von der Fehlbelegungs-
abgabe kann ein sehr hilfreiches Instrument sein. Wir
begrüßen das ausdrücklich.

Ebenfalls zu begrüßen ist, dass man bei der Berechnung
der Fehlbelegungsabgabe den Schwerbehinderten mit
Freibeträgen von 2100 e bzw. 4500 e pro Jahr je nach
dem Grad der Behinderung entgegenkommt. Der Voll-
ständigkeit halber will ich aber darauf hinweisen, dass
eine solche Regelung bereits früher möglich gewesen
wäre. Eine Reihe von Bundesländern hat von der beste-
henden Möglichkeit Gebrauch gemacht, allerdings nicht
der Freistaat Bayern. Dass die Staatsregierung dem
Ansinnen jetzt näher treten will, ist erfreulich. Der Sin-
neswandel ist wohl auch das Ergebnis einer Reihe von
Petitionen, die hier im Eingabenausschuss behandelt
wurden. Die Schwerbehinderten haben es als ungerecht
empfunden, dass es die Freibetragsregelung, die es –
wie gesagt – in mehreren Bundesländern gibt, in Bayern
bislang nicht gegeben hat. Dass eine solche Regelung
jetzt geschaffen wird, ist ohne jede Frage als erfreulich
zu bezeichnen.

Damit bin ich am Ende meiner Ausführungen. Wir wer-
den den Gesetzentwurf in den Ausschüssen beraten.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm:  Als nächster Redner hat Herr Kollege
Rotter das Wort.

Rotter (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die CSU-Fraktion begrüßt es sehr, dass im
Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung woh-
nungsbaurechtlicher Vorschriften einige der Dinge auf-
gegriffen werden, die der Bund von sich aus zu regeln

unterlassen hat. Im Bundesgesetz sind nämlich kaum
Fortschritte gegenüber dem bisherigen Zustand zu
erkennen. Man kann das sicher so sehen wie Herr Kol-
lege Volkmann, nämlich dass man den Ländern Spiel-
raum lassen möchte. Das ist vom Grundsatz her durch-
aus richtig und sinnvoll. Allerdings hätte der Bund diesen
Spielraum dann durch eine gewisse Erhöhung der eige-
nen Mittel für die Wohnungsbauförderung deutlicher
unterstreichen können. So kann ich mich des Eindrucks
nicht erwehren, dass der Bund sich aus finanziellen
Gründen weitgehend aus der Verantwortung gestohlen
hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte zu zwei
Punkten Stellung nehmen. Erstens wird die Möglichkeit
geschaffen, von der Erhebung der Fehlbelegungsab-
gabe abzusehen, um stabile Bewohnerstrukturen zu
schaffen bzw. zu erhalten. Wir sehen das als wichtigen
Beitrag an, um der Gettobildung in Sozialsiedlungen und
dem Entstehen sozialer Spannungen entgegenzuwir-
ken.

Nachdem immer wieder gefordert wird, die Fehlbele-
gungsabgabe generell abzuschaffen, möchte ich darauf
hinweisen, dass im Jahr 2001 immer noch in 251
Gemeinden 157835 Sozialwohnungen und zusätzlich
Wohnungsfürsoge- und Bergarbeiterwohnungen dem
Grunde nach der Fehlbelegungsabgabe unterlagen. Die
Bruttoeinnahmen aus der Fehlbelegungsabgabe betru-
gen 34,1 Millionen DM; davon entfielen 18,2 Millio-
nen DM auf die Landeshauptstadt München. Der Verwal-
tungsaufwand betrug insgesamt rund 7,3 Millionen DM,
in der Landeshauptstadt München 2,3 Millionen DM.
Das bedeutet einen Verwaltungskostenanteil in einer
Größenordnung von 20%. Trotz dieses nicht unerhebli-
chen Verwaltungsaufwands und der im Laufe der letzten
sieben Jahre eingetretenen Beinahehalbierung des Auf-
kommens kann die Fehlbelegungsabgabe unserer
Ansicht nach gleichwohl einen wichtigen Beitrag zur
Bereitstellung von Wohnungsbaumitteln leisten. Von
daher ist eine generelle Abschaffung der Fehlbelegungs-
abgabe jedenfalls derzeit nicht angezeigt.

Zweitens wird die bei der Einkommensermittlung maß-
gebliche Freibetragsregelung für schwerbehinderte
Menschen erweitert. Dies hat der Bund leider unterlas-
sen. Wir sehen das als Beitrag an, um die Lebensbedin-
gungen schwerbehinderter Menschen zu verbessern.
Nach der bundesrechtlichen Regelung werden für
schwerbehinderte Menschen mit einem Grad der Behin-
derung von weniger als 100%Freibeträge nur angesetzt,
wenn sie häuslich pflegebedürftig sind. Dies ist unserer
Überzeugung nach der falsche Ansatz, denn schwerbe-
hinderten Menschen entstehen nach der Lebenswirklich-
keit erhöhte Aufwendungen auch mit einem Grad der
Behinderung von weniger als 100% und unabhängig
davon, ob sie häuslicher Pflege bedürfen. Ich habe erst
kürzlich einen Fall erlebt, in dem eine schwer sehbehin-
derte Frau zunächst nicht in eine öffentlich geförderte
Anlage des Betreuten Wohnens ziehen durfte, weil ihre
Witwenpension oberhalb der Einkommensgrenze lag.
Wir müssen aber für den Personenkreis, der solche Ein-
richtungen tatsächlich benötigt, die entsprechenden
Möglichkeiten schaffen.
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Schließlich geht es darum, dass die Verwendung der
Rückflüsse aus Darlehen des Freistaates Bayern zur
Förderung des Wohnungsbaus sichergestellt wird bzw.
dass vorzeitig zurückgezahlte öffentliche Baudarlehen
zweckgebunden in den Wohnungsbau zurückfließen.
Der zweckgebundene Rückfluss ist ebenso notwendig
wie die Beibehaltung der Fehlbelegungsabgabe, auf die
ich bereits hingewiesen habe, da wir die Mittel dringend
für neue Fördermaßnahmen brauchen. Der Freistaat
Bayern hat zwar die Mittel auf einem hohen Stand gehal-
ten – allein der Freistaat Bayern fördert den Wohnungs-
bau mit Mitteln in etwa gleicher Höhe, wie sie der Bund
für ganz Deutschland zur Verfügung stellt –, dennoch
sind wir uns sicher darüber einig, dass eine nachhaltige
Verbesserung der Wohnungssituation durch mehr Bau-
genehmigungen und mehr Fertigstellungen nur mit pri-
vaten Investoren erfolgen kann. Der Bund wäre in die-
sem Zusammenhang dringend gefordert, die steuer-
rechtlichen und mietrechtlichen Rahmenbedingungen zu
verbessern und nicht, wie in den vergangenen Jahren
leider geschehen, zu verschlechtern. Wir werden den
Gesetzentwurf in den Ausschüssen zügig beraten.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Frau Schopper, bitte.

(Frau Schopper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich
möchte nichts sagen!)

– Dann schließe ich die Aussprache.

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor,
den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Sozial-, Gesund-
heits- und Familienpolitik als federführendem Ausschuss
zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? – Das ist
der Fall. Dann ist so beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 3 c

Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Einführung
Integrierter Leitstellen (Drucksache 14/9395)

– Erste Lesung –

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung
begründet. Herr Staatssekretär Regensburger, bitte.

Staatssekretär Regensburger  (Innenministerium):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Kernan-
liegen des vorliegenden Gesetzentwurfes ist es, die
Erreichbarkeit von Rettungsdienst und Feuerwehr für hil-
fesuchende Bürger spürbar zu verbessern; denn in der
täglichen Einsatzpraxis hat sich gezeigt, dass das bisher
geübte Alarmierungssystem zwei gravierende Nachteile
hat, die im Interesse der Sicherheit der Bürger dringend
beseitigt werden müssen.

Erstens bietet die im Rettungsdienst benutzte Rufnum-
mer 1 92 22 nicht die Merkmale, die eine echte Notruf-
nummer erfüllen muss, wenn sie diesen Namen verdie-

nen soll. Vor allem kann die 1 92 22 über das Mobilfunk-
netz nicht angewählt werden, ohne dass die Vorwahl der
jeweiligen Rettungsleitstelle eingegeben wird. In einer
Zeit, in der bereits etwa die Hälfte aller Notrufe über
Handy abgegeben wird – dieser Trend wird sich sicher
fortsetzen –, ist dies ein unhaltbarer Zustand. Wer kennt
schon, wenn er beispielsweise auf der Autobahn unter-
wegs ist und einen Unfall beobachtet, die in dieser
Region erforderliche Ortsvorwahl? Als weiterer Mangel
kommt hinzu, dass die Benutzung der Rufnummer
1 92 22 gebührenpflichtig ist.

Zweitens ist es nachteilig, dass zu viele und unterschied-
liche Stellen an der Alarmierung von Feuerwehr und Ret-
tungsdienst beteiligt sind, obwohl diese sehr häufig
gemeinsam zum Einsatz kommen müssen. Die histo-
risch bedingte Zersplitterung der Alarmierungsstrukturen
birgt damit die Gefahr von Verzögerungen und von Über-
mittlungsfehlern in sich. Diese können den Verlust eines
Menschenlebens bedeuten, etwa wenn bei einem Ver-
kehrsunfall mit einer eingeklemmten Person die Feuer-
wehr mit dem nötigen Rettungsspreizer nicht gleichzeitig
mit dem Rettungswagen alarmiert wird und am Unfallort
eintrifft.

Alle diese Nachteile – das ist der Kern des vorliegenden
Gesetzentwurfes – können vermieden werden, wenn Ret-
tungsdienst und Feuerwehr die Notrufnummer 112 ge-
meinsam nutzen und die bisher getrennten Alarmierungs-
strukturen von Rettungsdienst und Feuerwehr in integrier-
ten Leitstellen sinnvoll zusammengeführt werden.

Zudem trägt der Gesetzentwurf einem Beschluss der
Europäischen Union Rechnung, wonach die Notrufnum-
mer 112 europaweit einheitlich eingeführt werden soll.

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält im Wesentlichen
folgende Regelungen:

Erstens. Es werden flächendeckend in ganz Bayern Inte-
grierte Leitstellen eingerichtet, die grundsätzlich aus-
schließlich dafür zuständig sind, die über die Notrufnum-
mer 112 eingehenden Anrufe entgegenzunehmen und
dann Feuerwehr und Rettungsdienst zu alarmieren. Mit
diesem Konzept der Alarmierung aus einer Hand, das
auch der Landesfeuerwehrverband nachhaltig unter-
stützt, müssen sich die Bürgerinnen und Bürger für den
Notfall nur noch eine, noch dazu eine leicht einpräg-
same, Nummer merken. Die Gefahr von Verzögerungen
und Übermittlungsfehlern wird minimiert, da die Zahl der
an der Alarmierung beteiligten Stellen auf das absolut
Notwendige reduziert wird. Feuerwehreinsatzzentralen,
die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes
bereits bestehen, kann durch Verordnung des Innenmi-
nisteriums eine Zuständigkeit für die Alarmierung der
Feuerwehr ausnahmsweise dann belassen werden,
wenn diese mit mindestens zwei Disponenten ständig
besetzt sind und durch eine wissenschaftliche Untersu-
chung der Nachweis geführt wurde, dass die Alarmie-
rung ebenso sicher und schnell funktioniert wie die Alar-
mierung durch eine Integrierte Leitstelle. Die bei einer
solchen Konstruktion eventuell entstehende Mehrkosten
müssen allerdings vom jeweiligen Rettungszweckver-
band bzw. dem jeweiligen Landkreis übernommen wer-
den.



Plenarprotokoll 14/89 v. 15.05.2002 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 6355

Zweitens. Träger der Integrierten Leitstellen sollen
Zweckverbände für Rettungsdienst und Feuerwehralar-
mierung sein, die aus den bestehenden 26 Rettungs-
zweckverbänden gebildet werden. Dazu übertragen die
Verbandsmitglieder, also die Landkreise und die kreis-
freien Gemeinden, dem Rettungszweckverband zusätz-
lich die ihnen obliegenden Aufgaben der Feuerwehralar-
mierung und passen ihre Verbandsstruktur der geänder-
ten Aufgabenstellung an.

Drittens. Räumlicher Wirkungsbereich der Integrierten
Leitstelle soll der Rettungsdienstbereich sein. Pro Ret-
tungsdienstbereich soll es dann nur noch eine Integrierte
Leitstelle geben. Dies ist eine sowohl unter fachlichen
als auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten gut
geeignete Bezugsgröße.

Viertens. Die Entscheidung über den Standort und den
Betreiber der Integrierten Leitstelle wird, wie es die kom-
munalen Spitzenverbände ebenfalls gefordert haben,
den Aufgabenträgern vor Ort überlassen. Sie erhalten
damit den nötigen Spielraum für die Berücksichtigung
lokaler Besonderheiten. Der Zweckverband kann die
Integrierte Leitstelle selbst errichten und betreiben. Er
kann die Durchführung der Aufgaben aber auch auf ein
Verbandsmitglied oder auf einen Dritten übertragen. In
Betracht kommen hier insbesondere Gebietskörper-
schaften mit leistungsfähigen Berufsfeuerwehren oder
Hilfsorganisationen, wie beispielsweise das Rote Kreuz.

Fünftens. Den Landkreisen und den kreisfreien Gemein-
den wird die Möglichkeit eröffnet, für ihr Gebiet eine oder
mehrere Kreiseinsatzzentralen für Feuerwehren einzu-
richten, wenn sie für bestimmte Fälle eine Einsatzunter-
stützung ortsnah organisieren wollen. Mit Ausnahme der
Alarmierung können diese Einsatzzentralen die Aufga-
ben der bisherigen Nachalarmierungsstellen für die
Unterstützung von Feuerwehreinsätzen übernehmen.

Sechstens. Die Errichtung Integrierter Leitstellen kann
nicht in ganz Bayern gleichzeitig flächendeckend ver-
wirklicht werden. Der Gesetzentwurf sieht daher eine
zeitlich gestufte Realisierung vor. Sofern dieses Gesetz
rechtzeitig beschlossen wird, wollen wir noch in diesem
Jahr mit der Planung und Errichtung der ersten Integrier-
ten Leitstellen beginnen, und die Realisierung der weite-
ren Leitstellen in zwei Projektstufen, die in Jahresab-
stand folgen sollen, angehen.

Siebtens. Für die technische Ausstattung der 25 Inte-
grierten Leitstellen werden annähernd 40 Millionen e
investiert werden müssen. Sie werden zu fast 90% vom
Staat übernommen. Diese Summe, meine Damen und
Herren Kollegen, veranschaulicht, welches komplexe
und umfangreiche Vorhaben sich hinter der Einführung
einer einheitlichen Notrufnummer verbirgt. Wer glaubt,
es sei hier mit dem Umlegen einiger weniger Schalter
getan, irrt sich gewaltig. Die Betriebskosten sollen, je
nach Inanspruchnahme der Integrierten Leitstelle, auf
die Aufgabenbereiche Feuerwehr und Rettungsdienst
verteilt und von den kommunalen Verbandsmitgliedern
getragen werden, soweit dies die Feuerwehralarmierung
anbelangt. Dies ist gerechtfertigt, weil die Feuerwehr-
alarmierung zu den Pflichtaufgaben der Kommunen im
eigenen Wirkungskreis gehört. Bei durchschnittlich vier

Verbandsmitgliedern pro Leitstellenbereich wird sich die
Belastung der Landkreise und der kreisfreien Gemein-
den in einem vertretbaren Rahmen halten.

Die fachlichen Grundlagen für den vorliegenden Gesetz-
entwurf wurden im Innenministerium bereits weit vor der
förmlichen Verbandsanhörung in enger Zusammenarbeit
mit den betroffenen Verbänden, insbesondere mit dem
Landesfeuerwehrverband, gelegt. Ich möchte den Ver-
bänden sehr herzlich für die intensive kompetente Mitbe-
ratung danken, allen voran dem Landesfeuerwehrver-
band. Dies hat dazu beigetragen, dass das Vorhaben,
die einheitliche Notrufnummer 112 und Integrierte Leit-
stellen in Bayern einzuführen, in der Verbandsanhörung
eine breite Zustimmung erfahren hat. Die kommunalen
Spitzenverbände haben freilich über das genannte
beträchtliche finanzielle Engagement des Staates
hinaus, finanzielle Forderungen erhoben. Angesichts der
knappen Kassen der Kommunen ist dies zwar verständ-
lich, wie ich meine, aber nicht begründet.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch ein Wort zur Ver-
mittlung des Kassenärztlichen Bereitschaftsdienstes
sagen. Die KVB hat angekündigt, dass sie ihren Bereit-
schaftsdienst künftig nicht über diese Integrierten Leit-
stellen, sondern über drei eigene Call Center für ganz
Bayern vermitteln lassen will. Wir halten diesen Schritt
für falsch und außerordentlich bedauerlich, da er nicht im
Interesse der Hilfe suchenden Bürgerinnen und Bürger
ist. Wir haben uns deshalb in intensiven Gesprächen mit
Vertretern der KVB bemüht, doch noch einen Sinnes-
wandel herbeizuführen. Bislang ist das aber leider nicht
gelungen. Bundesrechtlich ist die KVB zu einer Vermitt-
lung des Bereitschaftsdienstes über die Leitstellen nicht
verpflichtet. Auch durch Landesrecht kann sie hierzu
nicht verpflichtet werden, so sehr man dies auch bedau-
ern mag.

(Leeb (CSU): Die KVB gehört aufgelöst!)

Der Landtag hat sich in Beschlussempfehlungen mit den
Stimmen aller Fraktionen dafür ausgesprochen, die ein-
heitliche Notrufnummer schnell einzuführen. In diesem
Sinne bitte ich das Parlament um eine konstruktive und
zügige Beratung des vorgelegten Gesetzentwurfs.

Präsident Böhm:  Ich eröffne die Aussprache. Die
Redezeit beträgt wieder fünf Minuten pro Fraktion. An
Wortmeldungen liegt mir die von Frau Schmitt-Bussinger
vor.

Frau Schmitt-Bussinger  (SPD): Sehr geehrter Herr
Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Die Staatsregie-
rung bringt heute einen Gesetzentwurf zur Einführung
Integrierter Leitstellen ein. Bis zum Jahr 2005, so haben
wir gehört, soll das Projekt flächendeckend umgesetzt
sein. Bezeichnenderweise hat sich der ursprüngliche
Sprachgebrauch in der Form geändert, dass nicht mehr
von der Einführung der einheitlichen Notrufnummer
gesprochen wird, sondern – wie gesagt – von der Einfüh-
rung Integrierter Leitstellen. Wenn es nach dem Willen
der Kassenärztlichen Vereinigung geht, wird es eine ein-
heitliche Notrufnummer nicht mehr geben. Wir müssen
heute deshalb ehrlicherweise bekennen, die einheitliche
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Notrufnummer ist nicht mehr zu retten. Eigentlich wollte
der Freistaat mit der 112 den Anschluss an die anderen
Bundesländer und an den europaweiten Standard fin-
den. Innenminister Dr. Beckstein hat die bisherige baye-
rische Regelung als unübersichtlich und völlig hinter-
wäldlerisch bezeichnet. Diese realistische Einschätzung
teilen wir.

Meine Damen und Herren, die Einführung der einheitli-
chen Notrufnummer hat bereits eine quälend lange
Geschichte. Seit Ende der siebziger Jahre wird sie in
Bayern bereits diskutiert. Mitte der neunziger Jahre gab
es einen gemeinsamen Landtagsbeschluss. Heute, im
Jahr 2002, findet die erste Lesung statt und erst im Jahr
2005 soll das Projekt abgeschlossen sein. Die sprich-
wörtliche Schnecke macht hier ihrem Tempo alle Ehre.
Es ist nicht akzeptabel, dass die Vorbereitung dieses
Gesetzentwurfs so lange Zeit in Anspruch nahm.

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Es ist auch nicht akzeptabel, dass dem Ausscheren der
KVB nicht massiver entgegengewirkt wurde.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ebenso wenig akzeptabel, dass wichtige Gesichts-
punkte, die wir als SPD-Fraktion bereits in den letzten
Jahren in den Meinungsprozess einbringen wollten, von
der CSU-Fraktion einfach niedergebügelt wurden. Diese
Fragen werden deshalb in den nun anstehenden Aus-
schussberatungen beantwortet und geklärt werden müs-
sen.

Die SPD hält es für unabdingbar, zu klären, ob die Struk-
turen bei den neu zu schaffenden integrierten Leitstellen
den Gegebenheiten vor Ort auch tatsächlich entspre-
chen. Schauen Sie sich nur die vorgesehene gemein-
same integrierte Leitstelle für Nürnberg, Fürth, Erlangen
und die dazu gehörenden Landkreise an. Der Gesetz-
entwurf berücksichtigt nicht die dort auftretenden Pro-
bleme und Fragen. Des Weiteren müssen gut funktionie-
rende ehrenamtliche Strukturen nach wie vor einbezo-
gen werden. Es muss auch klar sein, dass die Alarmie-
rung im Katastrophenfall nach wie vor eine hoheitliche
Aufgabe bleibt. Eine Privatisierung, wie sie als möglich
erachtet wird, kommt daher für uns nicht in Frage.

Der Gesetzentwurf geht von Investitionskosten in Höhe
von knapp 40 Millionen e und von Betriebskosten in
Höhe von 30 Millionen e aus. Die Grundlagen für diese
Berechnung stammen aus dem Jahr 1997. Das ist doch
wohl keine realistische Basis. Daher ist dringend Nach-
besserung erforderlich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Mit einer Bezuschussung der Baukosten für den Bereich
der Feuerwehren in Höhe von 35% können wir uns
schon heute nicht einverstanden erklären. Den bayeri-
schen Kommunen gegenüber ist es in höchstem Maße
unfair, wenn nur für die Ersterrichtung integrierter Leit-
stellen und auch nur „im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel“ staatliche Zuwendungen

gewährt werden. Wir alle wissen, was das heisst. So
können Sie den Kommunen nicht das Geld aus der
Tasche ziehen.

(Beifall bei der SPD)

Ein grundsätzliches Problem des Gesetzentwurfes
besteht darin, dass alle kostenträchtigen Bereiche und
die wesentlichen Inhalte durch Rechtsverordnung gere-
gelt werden sollen. Damit müssen wir als Gesetzgeber
Entscheidendes dem Gutdünken der Staatsregierung
überlassen. Es versteht sich von selbst, dass wir das
nicht wollen. Wir werden die Gesetzgebungsaufgabe
des Parlaments wahrnehmen und entsprechende Vor-
schläge zum Gesetzentwurf einbringen.

Nicht berücksichtigt ist, wie eingangs schon erwähnt, die
aktuelle Entwicklung bei der Kassenärztlichen Vereini-
gung. Sollte es beim Alleingang der KVB bleiben – Vie-
les spricht dafür –, muss dies im Gesetz berücksichtigt
werden. Leider ist die ursprüngliche Intension, mit einer
einheitlichen Notrufnummer eine Alarmierung aus einer
Hand zu ermöglichen, schon vor der Einführung zum
Scheitern verurteilt. Wir werden die angesprochenen
Probleme in der parlamentarischen Beratung ausführlich
zur Sprache bringen und dazu entsprechende Ände-
rungsanträge stellen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Als Nächster hat Herr Kollege Kreu-
zer das Wort.

Kreuzer (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Die CSU
begrüßt den Gesetzentwurf der Staatsregierung. Mit der
Umsetzung dieses Gesetzes und der Einführung der ein-
heitlichen Notrufnummer 112 wird eine wesentliche Ver-
besserung der Situation von in Not geratenen Menschen
in unserem Land erreicht. Die Alarmierung wird für den
Betroffenen einfacher. Er braucht nur noch eine Notruf-
nummer zu wählen. Die Alarmierung wird damit schnel-
ler. Der Notruf wird aus einer Hand von sowohl im medi-
zinischen wie auch im feuerwehrtechnischen Bereich
qualifiziertem Personal entgegengenommen. Der Notruf
kann in Zukunft – das ist auch zu betonen, Frau Kollegin
Schmitt-Bussinger – wirtschaftlicher betrieben werden
als heute.

Allerdings darf nicht der Eindruck entstehen, als handle
es sich bei diesem Werk um ein einfaches Vorhaben
nach dem Motto, wir bräuchten ja nur die 112 auf die
bestehenden Rettungseinrichtungen zusammenschal-
ten, womit das Problem gelöst wäre. So ist es eben
genau nicht. Wir haben historisch gewachsene, zwi-
schen Feuerwehren und Rettungsdiensten völlig
getrennte Alarmierungssysteme. Ein einheitlicher Notruf
setzt daher voraus, dass wir diese Alarmierungssysteme
zusammenlegen. Wer in Zukunft – egal ob im Bereich
des Rettungsdienstes oder im Bereich der Feuerwehren
– 112 anwählt, muss auf eine einheitliche Alarmierungs-
stelle treffen, die alle Maßnahmen in beiden Bereichen
veranlassen kann. Wir haben im Moment – davon sollten
Sie sich einmal eine Vorstellung machen – in unserem
Lande 330 Alarmierungsstellen, 24 Feuerwehreinsatz-
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zentralen, 186 Polizeidienststellen und 127 Nachalar-
mierungsstellen. Darüber hinaus gibt es auch noch die
Rettungsleitstellen. Alle diese Stellen müssen gemein-
sam mit allen interessierten und betroffenen Verbänden
und auch mit den betroffenen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern unter einen Hut gebracht werden.

Warum die Einführung des einheitlichen Notrufs notwen-
dig ist, hat Staatssekretär Regensburger dargestellt. Das
jetzige System mit der 1 92 22 hat ganz erhebliche
Nachteile, die wir auf Dauer nicht in Kauf nehmen kön-
nen. Ich will das nicht wiederholen, will aber ergänzen,
dass auch das bestehende Feuerwehralarmierungssys-
tem Probleme hat. Wenn die Notrufe bei der Polizei auf-
laufen, erfolgt dort die Erstalarmierung, dann müssen sie
an eine Nachalarmierungsstelle weitergeleitet werden.
Alles das ist mit der Gefahr des Zeitverlusts und der
Gefahr des Informationsverlusts verbunden. Auch das
Feuerwehralarmierungssystem ist in weiten Bereichen
nicht optimal. Auch hier brauchen wir Verbesserungen.
Die Verbände, sowohl das Rote Kreuz als auch der Lan-
desfeuerwehrverband – ich sehe hier Herrn Präsident
Köhler vom Roten Kreuz wie auch den Vizepräsidenten
des Landesfeuerwehrverbandes –, sind der Auffassung,
dass auf diesem Gebiet dringend Handlungsbedarf
besteht.

Natürlich haben wir versucht, den Anliegen vor Ort in
möglichst großem Umfang Rechnung zu tragen. Wir dür-
fen aber nicht verkennen, dass wir einen gewissen Stan-
dard brauchen. Nach reiflicher Überlegung und nach
einer Begutachtung der Situation über Jahre hinweg sind
wir zu der Auffassung gekommen, dass die jetzigen Ret-
tungsbezirke die richtige Größe für die Gesamtalarmie-
rung haben. Wir haben dazu ein Gutachten eingeholt,
das Ihnen auch zugänglich gemacht wurde. Hätten Sie
dieses Buch gelesen, dann hätten Sie mehr Verständnis
dafür, dass dieses Verfahren so viel Zeit in Anspruch
genommen hat.

Die hoheitliche Wahrnehmung dieser Aufgabe ist gesi-
chert. Die Rettungszweckverbände werden sie überneh-
men. Es wird einen Zusammenschluss zwischen Land-
kreisen und kreisfreien Städten geben, und diese
Zweckverbände werden Träger der öffentlich-rechtlichen
Einrichtungen sein. An wen sie die Alarmierung verge-
ben, stellen wir ihnen frei. Das können die Rettungs-
zweckverbände selbst bestimmen. Sie können die Alar-
mierung an eine Stadt, einen Landkreis oder an das
Rote Kreuz vergeben. Hier wollen wir der Situation vor
Ort Rechnung tragen. Die Landräte, Oberbürgermeister
und Verbandsräte vor Ort wissen selbst am besten, wel-
ches Verfahren in ihrem Bereich das geeignetste ist.

Bei den Kosten sind wir den Städten und Gemeinden in
ganz großem Umfang entgegengekommen. Bei den
technischen Investitionen der Feuerwehren haben wir
die Zuschüsse von 35%, wie es bei normalen Investitio-
nen der Fall ist, auf 70% verdoppelt. Die Kosten des Ret-
tungsdienstes werden sowieso vollständig vom Freistaat
Bayern übernommen. Somit ergibt sich bei der Technik
eine Gesamtförderung von 87%, nur den Rest haben die
Landkreise und kreisfreien Städte zu tragen. Dabei muss
man sehen, dass meistens drei, vier oder fünf Land-
kreise oder kreisfreie Städte einen Zweckverband bil-

den. Selbst bei den kommunalen Spitzenverbänden gibt
es keine ernst zu nehmende nachhaltige Kritik an der
Förderung der technischen Ausstattung mehr. Bei den
Gebäuden bleiben wir beim Regelsatz von 35%. Aber
auch hier ist zu bedenken, dass der Teil, der auf den Ret-
tungsdienst entfällt, voll auf die Kosten des Rettungs-
dienstes umgelegt werden kann. Nur der Teil muss von
den Kommunen übernommen werden, welcher auf die
Feuerwehren entfällt; er wird aber auch bezuschusst.

Es war schwierig, dieses Gesetz fertigzustellen. Wir wer-
den es jetzt beraten. Ich bitte aber nicht den Eindruck zu
erwecken, als hätte sich die Staatsregierung nicht darum
bemüht, den Gesetzentwurf zeitgerecht zu erstellen.
Wenn es so einfach gewesen wäre, Frau Schmitt-Bus-
singer, hätte die SPD-Fraktion schon vor zwei Jahren
einen fertigen Gesetzentwurf einbringen können, den wir
hätten beraten können. Sie haben bis heute keinen ein-
gebracht.

Präsident Böhm: Herr Kollege, die Redezeit ist schon
eine ganze Weile abgelaufen. Ich habe es Ihnen schon
angezeigt.

Kreuzer (CSU): Die Kassenärztliche Vereinigung will ich
auch auffordern, sich an diesem System zu beteiligen.
Wenn sie nicht mitmacht, gibt es eine qualitative Ver-
schlechterung, welche wir aber nicht verhindern können.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Als nächste Rednerin hat Frau Kolle-
gin Schopper das Wort.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Prä-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ver-
stehe die letzten Äußerungen von Herrn Kollegen Kreu-
zer nicht. Frau Schmitt-Bussinger hat nicht mit Schaum
vor dem Mund geredet; ich erkenne hier keine Zwiespäl-
tigkeiten. Wir waren uns im gesamten Haus immer einig,
dass wir an einer einheitlichen Notrufnummer interes-
siert sind und versuchen, das politisch umzusetzen.
Wenn ein Notfall eintritt und jemand Hilfe braucht, dann
kramt niemand gemütlich nach dem Telefonbuch. Genau
in dieser mit Aufregung und Panik verbundenen Stress-
situation ist es notwendig, dass über eine einfache, ein-
prägsame Nummer jemand erreicht wird, der zur Ret-
tung und Hilfe schreitet.

Wir haben vielfach gehört – und dem schließen wir uns
an –, dass die alte Notrufnummer 1 92 22 diesen Anfor-
derungen nicht mehr entspricht. Wegen der zunehmen-
den Alarmierungen über Handys sind neue Hürden ent-
standen.

Wir sehen an diesem Gesetzentwurf auch, dass das
Bohren dicker Bretter, was Politik bekanntlich ist, bald
der deutschen Eiche nicht mehr gerecht wird. Die in den
Redebeiträgen deutlich gewordenen Zeitabläufe zeigen
deutlich, wie schwierig nicht nur das Bemühen der CSU
ist, sondern wie schwierig es ist, gerade wenn so vielfäl-
tige Systeme unter einen Hut zu bringen sind. Man muss
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hier große Bemühungen und Anstrengungen unterneh-
men.

Ich gehöre seit 1994 dem Bayerischen Landtag an; das
Thema einheitliche Notrufnummer stand immer wieder
zur politischen Bearbeitung. Daran sieht man: Wir sind
damit noch nicht am Ende. Wir haben noch viele Schwie-
rigkeiten, die wir in der Operationalisierung beseitigen
müssen.

Ein Wermutstropfen ist – darüber haben wir im sozialpo-
litischen Ausschuss auch mit dem Chef der KVB Bayern
Dr. Munte diskutiert –, dass sich die Kassenärztliche Ver-
einigung an dieser einheitlichen Notrufnummer nicht
beteiligen wird. Sie hat sich für einen anderen Weg ent-
schieden. Wir halten das für sehr bedauerlich. Wir sind
aber machtlos, weil wir keine Möglichkeiten für eine
zwangsweise Integrierung der Kassenärztlichen Vereini-
gung haben. Wir sind dem Appellcharakter verhaftet. Wir
haben diese Appelle in unterschiedlicher Dringlichkeit
formuliert. Eine Lösung wird sich in dieser Art und Weise
nicht abzeichnen.

Wir wissen – das ist auch im Gesetzentwurf enthalten
–, dass die alte Notrufnummer 1 92 22 für die Kranken-
transporte bestehen bleiben soll. Ich glaube, wir müssen
in der Öffentlichkeitsarbeit deutlich machen, wie die
Trennung vollziehbar ist, um nicht den geplanten Schritt
zur Vereinfachung noch einmal zur Konfusion führen zu
lassen. Als wichtiger Punkt ist auch in dem Gesetzent-
wurf verankert, dass die Leitstellen, die künftig die viel-
fältigen Hilfsangebote organisieren, nicht nur die Ret-
tung und Löscheinsätze betreuen und Hilfe für Leib und
Leben sowie Haus und Hof geben, sondern dass auch
der seelische Bereich aufgenommen wird. Kriseninter-
vention wird in größeren Katastrophenfällen gewährleis-
tet. Ich halte es für sehr gut, dass das in dem Gesetzent-
wurf aufgenommen ist.

Die Betreiberschaft ist offen gelassen worden; sie wird in
die Hände der Rettungszweckverbände gelegt. Darüber
wird vor Ort entschieden. Der Landtag hat das salomo-
nisch, zumindest in diesem Gesetzentwurf, offen gelas-
sen. Wir kennen relativ unfreundliche Petitionen und
Briefe von Seiten der Feuerwehr und vom Roten Kreuz,
in denen gefragt wird, wer das Ganze betreiben soll. Vor
Ort gibt es sicher noch den einen oder den anderen Hah-
nenkampf, der Unruhe aufkommen lassen wird. Die
Standortfragen werden sicherlich auch noch einmal vor
Ort große Diskussionen hervorrufen.

Wir sind dem Ziel einen Schritt näher gekommen, inte-
grierte Leitstellen und eine einheitliche Notrufnummer für
viele Dienste zu schaffen. In den elementaren Hilfesys-
temen wird das Konzept greifen. Ich habe Verständnis
dafür, dass diese Aufgaben nicht mit dem Umlegen
eines Schalters zu erfüllen sind. In drei aufeinander fol-
genden Jahren soll versucht werden, das flächende-
ckend einzurichten. Nach welchem Schema diese Aus-
wahl erfolgt, das würde ich gerne im laufenden Aus-
schussverfahren noch erfahren, ob das sukzessive
regional von Norden nach Süden oder von Süden nach
Norden umgesetzt wird, bzw. welchem Schema man
folgt. Sicher wird noch die eine oder die andere Frage
zur Finanzierung zu beantworten sein; ich schließe mich

den Ausführungen von Frau Schmitt-Bussinger dazu an.
In die Ausschussberatungen wird unsere Meinung kon-
struktiv mit einfließen, wenn sie auch zum Teil kritisch ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Um das Wort hat Herr Staatssekretär
Regensburger gebeten.

Staatssekretär Regensburger (Innenministerium):
Herr Präsident, meine Damen und Herren Kollegen! Ich
bedanke mich zunächst für die von allen Seiten des Par-
laments erklärte grundsätzliche Zustimmung zu diesem
Gesetzentwurf. Wie so oft steckt der Teufel im Detail. Die
Kritik, dass wir hier wie eine Schnecke vorgegangen
wären, Frau Schmitt-Bussinger, kann ich nicht teilen und
nicht akzeptieren. Aus eigener Erfahrung kann ich bestä-
tigen – das ist eben auch von der Vertreterin des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN gesagt worden –, dass wir
uns außerordentlich intensiv mit dieser Materie beschäf-
tigt haben. Ich selbst gehöre dem Bayerischen Landtag
seit 28 Jahren an. Ich kenne keine Gesetzesmaterie, mit
der wir uns so intensiv auseinander gesetzt haben. Das
ist eine sehr komplexe Geschichte. Wir haben uns des-
halb des Sach- und Fachverstands externer Gutachter
bedient. Das hat Zeit gekostet, bis die Bestandsauf-
nahme gemacht und die Auswertung abgeschlossen
und bis die Diskussion über dieses Gutachten beendet
war. Das waren die Voraussetzungen dafür, dass wir
jetzt einen Gesetzentwurf vorlegen können, der alle zu
beachtenden Gesichtspunkte berücksichtigt.

Ich kann auch nicht die Kritik akzeptieren, wir hätten uns
nicht mit dem nötigen Nachdruck bei der KVB einge-
setzt. Wenn Sie die Berichterstattung in den Zeitungen
verfolgt haben, dann wissen Sie, dass sich gerade
Innenminister Dr. Beckstein intensiv und sehr kritisch mit
der Kassenärztlichen Vereinigung Bayern auseinander
gesetzt hat. Er hat in der Öffentlichkeit heftig Kritik an
deren Verhalten geübt.

Ihre Schlussfolgerung, dass die einheitliche Notrufnum-
mer nicht mehr zu retten sei, ist falsch. Der Notruf wird in
der Zukunft mit einer einheitlichen Rufnummer möglich
sein. Die Kassenärztliche Vereinigung vermittelt den
Ärztlichen Bereitschaftsdienst, wenn Sie sonntags mit
Bauchschmerzen zu Hause liegen, Ihren Hausarzt aber
nicht erreichen. Wenn Ihre Bauchschmerzen so groß
werden, dass Sie glauben, Sie seien ein Notfall, dann
rufen Sie künftig die Nummer 112 an. Das heißt, der Not-
ruf ist bereits gerettet.

Sie sagten, die Forderungen der SPD-Fraktion seien
nicht berücksichtigt. Sie haben anhand des Beispiels
Nürnberg/Fürth/Erlangen auf Strukturen vor Ort hinge-
wiesen. Die Strukturen sind regional außerordentlich
unterschiedlich. Das macht das Ganze so kompliziert.
Aus diesem Grund ist es richtig und wichtig, dass die
Entscheidungen vor Ort bei den Landkreisen und Städ-
ten getroffen werden. Sie haben den besten Einblick in
ihre besondere Struktur.
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Sie haben auch die Forderung aufgestellt, dass gut funk-
tionierende ehrenamtliche Strukturen beibehalten wer-
den sollen. Dies ist im Prinzip auch unsere Auffassung,
allerdings unter der Prämisse, das die Qualität des Not-
rufs, der Alarmierung und der Notfallrettung nicht darun-
ter leiden darf. Wir haben deshalb gegenüber dem
ursprünglichen Gesetzentwurf eine Änderung in das
Gesetz eingefügt. Dort, wo funktionierende Einsatzzen-
tralen bereits bestehen, sollen diese beibehalten werden
können. Das gilt für den Bereich der Alarmierung, wenn
durch eine wissenschaftliche Untersuchung nachgewie-
sen ist, dass die Qualität der Alarmierung dadurch nicht
leidet. Diese Möglichkeit ist durchaus gegeben. Hier sind
wir im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens auf die
Wünsche vor Ort eingegangen.

Sie haben hinterfragt, ob die 40 Millionen Euro stimmen,
die wir als Kosten angegeben haben. Ich räume frei und
unumwunden ein: Das weiß ich auch nicht. Das sind
Schätzungen, die auf dem basieren, was uns die Gut-
sachter gesagt haben. Sie können das selbst sehr leicht
nachvollziehen: Solange wir nicht wissen, wie die inte-
grierte Leitstelle vor Ort organisiert wird, können wir nur
eine relativ grobe Schätzung vornehmen.

Ich weiß für meinen Rettungsbereich nicht, ob die inte-
grierte Leitstelle künftig in den vorhandenen Räumen
des Roten Kreuzes weiter betrieben wird und vielleicht
gar keine Neubaumaßnahme erforderlich ist, ob sie von
der Berufsfeuerwehr Ingolstadt übernommen wird, was
Erweiterungen notwendig macht, oder ob ein völliger
Neubau geschaffen wird. Ich weiß nicht, welche Ent-
scheidungen von den Verantwortlichen vor Ort im Ret-
tungszweckverband oder im Zweckverband „Integrierte
Leitstelle“ getroffen werden. Darum ist das Ganze mit
Unsicherheitsfaktoren verbunden.

In der Spalte „Kosten“ auf dem Deckblatt des Gesetzent-
wurfs ist angeführt, dass künftig für beide Bereiche, Feu-
erwehralarmierung und Notfallrettung, mit der Einspa-
rung von jährlichen Betriebskosten in Höhe von 5,4 Mil-
lionen Euro gerechnet wird. Das sagt der Gutachter. Man
könnte also sagen, die Neueinführung der integrierten
Leitstelle finanziere sich auf Dauer durch die Einsparung
von laufenden Betriebskosten fast von selbst.

Ich glaube, dass wir mit der erreichten staatlichen Förde-
rung sehr zufrieden sein können; denn wir müssen uns
immer wieder vor Augen halten, dass die Feuerwehralar-
mierung eigener Wirkungskreis der Kommune ist. Das
ist die ureigenste Aufgabe der Kommunen. Der Freistaat
übernimmt nirgendwo im eigenen Wirkungskreis 100%
der Finanzierung. Der Freistaat ist den Kommunen weit
weit entgegengekommen. Dass sie immer noch unzu-
frieden sind, liegt in der Natur der Sache. Den Kommu-
nen wären 100% wesentlich lieber als 90% oder 70%.

So viel wollte ich darüber in der Ersten Lesung sagen,
damit nicht Dinge im Raum stehen bleiben, die mit dem
Gesetzentwurf eigentlich geklärt sind.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Die Aussprache ist geschlossen. Im
Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor, den
Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit als dem federführenden Aus-
schuss zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? –
Das ist der Fall. So beschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 4

Gesetzentwurf der Abgeordneten Berg, Wahn-
schaffe und anderer (SPD)

zur Änderung der Gemeindeordnung

hier: Bestellung von Seniorenbeiräten (Drucksache
14/7712)

– Zweite Lesung –

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Für Zweite
Lesungen wird eine Redezeit von dreißig Minuten pro
Fraktion eingeräumt. Erste Wortmeldung: Frau Kollegin
Berg.

Frau Berg  (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kol-
legen! Sie haben heute die letzte Chance, diesem
Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu geben. Die Kollegin-
nen und Kollegen der CSU haben während der Beratun-
gen in drei Ausschüssen, nämlich im federführenden
Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Sicher-
heit, im mitberatenden Ausschuss für Sozial-, Gesund-
heits- und Familienpolitik und im Ausschuss für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen, als dem endbe-
ratenden Ausschuss, jedes Mal diesem Begehren nega-
tiv gegenübergestanden und es abgelehnt. Ich mache
einen kleinen Rückblick auf die Diskussionen in den
Ausschüssen und auf die Erste Lesung im Plenum.

Kolleginnen und Kollegen, das „stärkste Argument“, das
Ihnen bei den Beratungen eingefallen ist, waren die Stel-
lungnahmen des Bayerischen Gemeindetags, des Baye-
rischen Städtetags und des Bayerischen Landkreistags.
Ich halte Ihnen entgegen: Wir sind im Bayerischen Land-
tag und nicht in einem Kommunalparlament. Dass die
Kolleginnen und Kollegen aus den Kommunalverbänden
zu den Beratungen hinzugezogen werden – unter ande-
rem, weil es den Bayerischen Senat nicht mehr gibt –,
haben wir uns aufs Schild geschrieben. Das ist okay und
richtig. Wenn wir uns aber aus dieser Richtung den
guten Rat einholen, müssten wir auch auf die Idee kom-
men, die bayerische Landesseniorenvertretung nach
ihrer Meinung zu einem solchen Gesetzesvorhaben zu
fragen und zu hören oder aber auch den bayerischen
Landesseniorenrat, der sich einmal im Jahr trifft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie setzen bei Ihrer
Argumentation stets auf das Prinzip der Freiwilligkeit. Mir
liegen ein paar Zahlen vor, die man sich leicht merken
kann: 1996 hatten wir in 50 von 2070 Gemeinden in Bay-
ern Seniorenbeiräte. Heute – nach sechs bis sieben Jah-
ren – sind es 150. Bleibt die Mehrheitspartei beim Prinzip
der Freiwilligkeit, beim Prinzip des Aufrufungscharakters
an die Kommunen, müssen wir circa 140 Jahre lang war-
ten, bis wir dem Ziel, das im Gesetzentwurf fixiert ist,
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einigermaßen näher kommen. Aus diesem Grund meine
ich: Der Worte sind genug gewechselt, nun lasst uns
endlich Taten sehen.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen, erlauben Sie mir dennoch ein paar Worte
dazu. Dieses Anliegen wird nicht das erste Mal vorgetra-
gen. Seitdem ich Mitglied des Bayerischen Landtags bin,
habe ich mit konstanter Regelmäßigkeit alle zwei Jahre
einen etwas anders formulierten Antrag eingebracht.
Erlauben Sie mir dennoch einige Bemerkungen zum
Begriff der demographischen Entwicklung. Wir alle tra-
gen dieses als Argument vor uns her. Wir wissen, dass
ein Fünftel der bayerischen Bevölkerung 80 Jahre und
älter ist und dass es in drei Jahrzehnten etwa 35% sein
werden, also ein Drittel der Bevölkerung.

Bevölkerungswissenschaftler, die sich mit dem Thema
beschäftigen, mahnen – meiner Meinung nach vollkom-
men zu Recht –, mit dem Schlagwort der Überalterung
der Gesellschaft vorsichtig umzugehen. Ich möchte das
ausdrücklich unterstützen. Allerdings dürfen wir nicht so
tun, als ginge uns diese Entwicklung nichts an und könn-
ten sie nur am Rande zur Kenntnis nehmen. Nein, wir
müssen auf die damit verbundenen Fragen Antworten
finden, und ich bin der festen Überzeugung, dass wir die
Antworten, die wir dringend brauchen, uns bei denen
holen sollen, die sie direkt betreffen.

(Beifall der Frau Abgeordneten Steiger (SPD))

Auf jeden Fall und generell muss gelten – das ist mit dem
Gesetzentwurf auch nicht beabsichtigt –, dass wir den
alten Menschen keinen Sonderstatus zuweisen, dass wir
keine Extraprogramme für sie entwickeln wollen, dass
wir uns keine speziellen Lebensbereiche für sie ausden-
ken, weil das nicht nur völlig unsinnig wäre, sondern weil
die alten Menschen dies auch gar nicht wollen.

Ziel muss sein, dass die Anliegen der Älteren und Alten
bei uns und überall, wo wir politisch tätig sind, immer
dann eine Rolle spielen, wenn es um den Erhalt und die
Verbesserung der Lebensqualität der älteren Bevölke-
rung geht. Das geht am besten, wenn die Betroffenen an
der Stelle mitentscheiden können, wo die Entscheidun-
gen fallen und wo sie am meisten betroffen sind. Das ist
nun mal in unseren Kommunen der Fall. Ich verstehe
nicht, warum dies so schwer zu begreifen ist. Die SPD
setzt sich deshalb mit dem Gesetzentwurf dafür ein,
dass in allen Kommunen über 5000 Einwohner Senio-
renbeiräte entstehen. Ich verstehe nicht, was daran so
schlimm sein soll.

Über das Prinzip der Freiwilligkeit, das Schneckentempo
und wohin dies führt, haben wir anlässlich einer anderen
Diskussion schon gehört, wie sich dies entwickelt. Dazu
habe ich bereits Ausführungen gemacht.

Es ist wichtig, dass die älteren Mitbürgerinnen und Mit-
bürger dort ein Mitspracherecht bekommen, wo sie
unmittelbar betroffen sind.

Wir haben in den Beratungen erlebt, wie sehr Sie sich
dagegen sperren, liebe Kolleginnen und Kollegen von

der CSU. Deshalb lassen Sie mich Ihnen noch einmal
einen Spiegel vorhalten.

Vielleicht hilft es bei dieser letzten und entscheidenden
Lesung. Sie von der Regierungsfraktion sprechen doch
immer wieder vom Erfahrungsschatz der alten Men-
schen und davon, dass man von diesem Erfahrungs-
schatz in der Politik profitieren kann. Sie postulieren
immer den Anspruch auf ein sicheres und erfülltes
Leben im Alter. Das geht aber dann am besten, wenn
den alten Menschen selber ein Mitspracherecht gewährt
wird, dieses Mitspracherecht in der Gemeindeordnung
verankert wird und damit nicht mehr von der Meinung
eines einzelnen Gemeinderats oder eines Bürgermeis-
ters abhängig ist.

(Beifall bei der SPD)

Viele von Ihnen, Kolleginnen und Kollegen der CSU,
sind insgeheim in diesem Punkt mit uns schon lange
einig. Dann aber kommen immer wieder die Bedenken-
träger, die Sie von den schon längst verstandenen Posi-
tionen wieder abbringen. Kann es sein, dass es Ihnen
vielleicht doch am liebsten wäre, wenn sich unsere
Senioren mit dem zufrieden gäben, was man ihnen vor-
setzt? Sollen sie sich mit Altenclubs, Ausflugsfahrten
oder mit der Vorführung von Videofilmen zufrieden
geben und nur Konsumenten sein? Wer so denkt, der
verkennt, dass sich im Bewusstsein unserer älteren Kol-
leginnen und Kollegen eine ganze Menge geändert hat.

Vielleicht merkt es der eine oder andere von Ihnen an
sich selber. Wir kommen doch alle einmal in das Alter,
manche sind schon nahe daran oder gar mitten drin. Sie
sollten den Gedanken aufgreifen, ehrlich zu sich selber
sein und sich überlegen, den älteren Mitbürgerinnen und
Mitbürgern mit diesem Gesetz ein Mitspracherecht dort
zu geben, wo sie leben und wo sie sich wohlfühlen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Als nächster Redner hat Herr Kollege
Heike das Wort.

Heike  (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Herren
Kollegen! Liebe Frau Kollegin Berg, Sie haben selbst
gesagt: Alle Jahre wieder. Deshalb ist Ihr Hinweis auf die
letzte Chance nicht ganz ernst gemeint. Ich verstehe,
dass Sie nach einer Begründung suchen, warum Sie die-
sen Gesetzentwurf wieder einmal bringen.

Was Sie wollen, ist den Unterlagen deutlich zu entneh-
men. Sie wollen die Seniorenbeiräte zwangsweise ein-
führen, weil die Zahl der älteren Leute zunimmt. Die
Seniorenbeiräte, so steht es in Ihrem Entwurf, hätten bis-
her keine genau definierte Kompetenz und keinen
Anspruch auf finanzielle Mittel. Dadurch sei eine voraus-
schauende Planung der Aktivitäten nicht möglich. Das
hatten wir alles schon einmal, und wir haben schon
mehrfach darüber diskutiert. Deswegen ist es eigentlich
gar nicht nötig, darauf noch einmal einzugehen.

Brauchen wir wirklich einen zwangsweise eingeführten
Seniorenbeirat? – Sie, Frau Kollegin, sagten, die Alten
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brauchten unbedingt einen Beirat, weil sie sich sonst
nicht artikulieren könnten. Sie unterschätzen unsere
Senioren gewaltig.

(Beifall bei der CSU)

Der Erfahrungsschatz der Senioren ist uns sehr wichtig.
Bei uns wird der Erfahrungsschatz sehr ernst genom-
men, und wir hören uns gern an, was uns die Senioren
zu sagen haben. Und, liebe Frau Kollegin, wir hören uns
das nicht nur an, sondern in der Region, aus der ich
stamme, arbeiten sehr viele ältere Menschen, die über
60 oder 65 Jahre alt sind, sehr aktiv in den Gemeinde-
und Stadträten mit.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die haben
Sie sogar im Landtag!)

– Sehen Sie, Herr Dürr, wir haben diese Menschen im
Landtag, und wir sind stolz auf sie. Vielleicht täten Ihnen
mehr Ältere in den eigenen Reihen auch gut. Dann wür-
den Sie einiges vielleicht mit mehr Gelassenheit behan-
deln.

Es ist richtig, dass die alten Menschen ein Mitsprache-
recht brauchen. Das haben Sie auch. Aber eines wollen
wir mit Sicherheit nicht: Wir wollen keine Lobbypolitik
entwickeln. Warum sollen wir eigentlich nur für die
Senioren Beiräte schaffen? – Mit denselben Argumenten
könnte ich Beiräte für Jugendliche, Kinder, Behinderte
und andere maßgebliche Gruppen unserer Gesellschaft
schaffen. Was soll denn das? – Wir haben doch keine
Lobbydemokratie, sondern eine Demokratie, die für alle
Menschen gleichermaßen da ist, egal wie alt oder jung
sie sind. Alle können in der Demokratie mitarbeiten. Sie
wollen, so steht es in Ihrem Antrag, dass die Interessen
gerade dieser Gruppe behandelt werden. Was ist das für
eine einseitige Sichtweise und für eine Politik? – Die
führt uns sicher nicht zu mehr Gemeinsamkeit in der
Gesellschaft.

Meine Damen und Herren, es sei erlaubt, darauf hinzu-
weisen, welche Erfahrungen wir mit solchen Beiräten
gemacht haben. Gehen Sie doch einmal in die Städte
und Gemeinden, in denen es schon einmal ein Jugend-
parlament gegeben hat. Denken Sie an die Ausländer-
beiräte. Alle diese Gremien sind kurzfristig aufgeblüht,
dann aber schnell wieder verschwunden, weil sie nichts
gebracht haben und nur dazu benutzt wurden, Eitelkei-
ten zu pflegen. Dafür ist uns die Politik in unserer Demo-
kratie zu schade.

Deshalb kann ich nur feststellen, dass wir in allen Parla-
menten – ich bin Herrn Kollegen Dr. Dürr für seinen Hin-
weis dankbar – über Mitarbeiter und Berater verfügen,
die allen Altersgruppen angehören. Darum brauchen wir
so etwas Einseitiges wie die Seniorenbeiräte nicht. Die
Probleme von einzelnen Gruppen müssen hier im
Gesamtzusammenhang behandelt und dürfen nicht iso-
liert betrachtet werden. Wir wollen keine Gruppeninte-
ressen verfechten, sondern für alle Altersgruppen arbei-
ten. Dazu zählt für uns der Schutz des Gemeinde- und
Stadtrats. Dieser soll weiterhin verantwortlich sein. Das
gehört zum Selbstverwaltungsrecht, welches wir sehr
hoch schätzen. Ich meine, dass dieses bisher auch in

Ihrer Fraktion sehr hochgehalten worden ist. Freiwillige
und beratende Tätigkeit durch engagierte Senioren ist
für uns selbstverständlich. Diese Arbeit würde durch die
Erzeugung von einengenden Sichtweisen eher behin-
dert.

Ich kann zusammenfassend für uns feststellen, dass wir
die Gemeinde- und Stadträte, die wir bisher haben, nicht
nur als ausreichend, sondern als sehr gut bezüglich der
Repräsentation betrachten. Dort entscheiden alle Wäh-
ler, und wir beteiligen unsere Senioren genauso wie
unsere jungen Menschen. Aus diesem Grunde sehen wir
keine Veranlassung, diesem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Das Wort hat Frau Kollegin Schopper.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (von der
Rednerin nicht autorisiert): Herr Präsident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Heike hat sich
widersprüchlich geäußert. Auf der einen Seite sagte er,
dass es keiner Lobbyarbeit für die Alten bedürfe, auf der
anderen Seite sprach er davon, dass die Seniorenbei-
räte nicht funktionieren würden, weil die Senioren nach
kurzer Zeit ihr Interesse daran verlieren würden, so wie
es auch bei anderen Beiräten der Fall war. Mich wundert,
dass sich die CSU auf einmal die Einschätzung der kom-
munalen Gebietskörperschaften zu Eigen macht und die
Meinung des Städte- und Gemeindetages teilt, der sich
bisher nicht gerade euphorisch zu den Seniorenbeiräten
geäußert hat. Ich würde mir wünschen, dass die CSU die
Position des Städte- und Gemeindetags auch einmal in
Fällen würdigt, in denen diese der Haltung der CSU
widerspricht. Die CSU pflichtet dem Gemeinde- und
Städtetag nur dann bei, wenn es in ihr politisches Kon-
zept passt.

Wir haben in den Beratungen im Sozialausschuss immer
wieder gehört, oftmals seien auch die Bürgermeister
dagegen. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich
glaube, dass ein wirkliches politisches Engagement vie-
ler alter, aktiver Menschen gar nicht so sehr gewünscht
wird. Die Bürgermeister lassen sich gerne mit der Senio-
rentanzgruppe ablichten. Das gibt ein schönes Bild in
der Zeitung. Aber wenn unbequeme Wahrheiten zutage
kommen, ist ihnen das, glaube ich, nicht mehr so Recht.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Was den Gesetzentwurf angeht, den die SPD-Fraktion
eingebracht hat und dem wir auch zustimmen werden,
so hätten wir gerne die Kompetenzen der Seniorenbei-
räte sowie ihre Möglichkeiten und Mitwirkungsrechte
etwas näher definiert gehabt. Aber wenn schon dieser
kleine Schritt, in Gemeinden über 5000 Einwohner die
Bildung von Seniorenbeiräten als verbindlich anzuse-
hen, abgelehnt wird, brauchen wir über die Kompeten-
zen gar nicht erst zu streiten.

Wir glauben, dass wir aufgrund der demografischen Ent-
wicklung und aufgrund der Skandale im Pflegebereich
und in der stationären Altenversorgung auch eine Lobby
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für alte Menschen und Diskussionsbeiträge brauchen,
die uns sagen, wie es weitergehen soll. Natürlich müs-
sen wir die alten Menschen mit auf den Weg nehmen.
Wir müssen darüber diskutieren, wie wir sicherstellen
können, dass wir dort Diskussionspartner haben, wo die
Interessen von Jungen und Alten miteinander kollidie-
ren, wie zum Beispiel in der Pflegeversicherung, in der
Krankenversicherung, in der Rentenversicherung. Bei-
spielsweise bei der Landesseniorenvertretung wird das
sehr kontrovers, konstruktiv, aber auch engagiert disku-
tiert. Ich finde, man muss es auch unterstützen, dass
Leute, die sich ehrenamtlich engagieren, die sich ein-
bringen und die Arbeit nicht nur als eine Lobbyarbeit für
sich im Persönlichen sehen, sondern die wirklich versu-
chen, dort ein Diskussionsforum zu schaffen, unterstützt
werden. Daher hätten wir gern diesen Gesetzentwurf
hier mit einer Mehrheit gesehen. So können wir ihn nur
von unserer Seite unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm:  Danke schön, Frau Kollegin Schop-
per. Das Wort hat Herr Staatssekretär Regensburger.

Staatssekretär Regensburger  (Innenministerium):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nur einige
wenige Anmerkungen, damit auch klar ist, welche Posi-
tion die Staatsregierung einnimmt. Die Staatsregierung
teilt natürlich das Ergebnis der Beschlussfassung in den
Ausschüssen, wonach eine zwangsweise Einführung
von Seniorenbeiräten abgelehnt wird. Sie begrüßt es
aber ausdrücklich, wenn vor Ort im Rahmen der Ent-
scheidung der kommunalen Selbstverwaltung Senioren-
beiräte eingerichtet werden. Dies ist aufgrund eines
Beschlusses als Ergebnis eines Antrags der CSU-Land-
tagsfraktion bereits im Jahre 1996 in einem Rundschrei-
ben deutlich gemacht worden, wobei auf den Wert sol-
cher Seniorenbeiräte hingewiesen wurde.

Wir teilen die Auffassung der Mehrheitsfraktion, dass es
auch mit unserem Verständnis von kommunaler Selbst-
verwaltung nicht vereinbar ist, wenn wir den Kommunen
die Pflicht auferlegen, solche Seniorenbeiräte zu richten.
Ich als praktizierender Kommunalpolitiker kann mir auch
nicht vorstellen, dass sich dann, wenn vor Ort der
Wunsch nach Seniorenbeiräten da ist, die Mehrheit
eines kommunalen Entscheidungsgremiums diesem
Wunsch verschließen würde. Ich spreche aus eigener
Erfahrung. Bei mir in Ingolstadt gibt es seit Jahrzehnten
einen Seniorenbeirat. Er ist völlig unbestritten, arbeitet
gut, funktioniert gut. Ein entsprechender Wunsch ist
damals an uns herangetragen worden. Ich weiß nicht
mehr, von wem, ob von außen oder von einer Fraktion
aus dem Stadtrat. Es war eine Selbstverständlichkeit,
dass sich dafür eine große Mehrheit ergeben hat. Des-
halb kann ich an diejenigen, die vor Ort solche Senioren-
beiräte haben wollen, nur appellieren, dass sie sich an
die Fraktionen, an die Gemeinderäte, an die Stadt- und
Kreisräte wenden. Ich bin mir sicher, dass solche Wün-
sche in keinem Falle abgelehnt werden.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Die
Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegt der
Initiativgesetzentwurf auf der Drucksache 14/7712 zu-
grunde. Der federführende Ausschuss für Kommunale
Fragen und Innere Sicherheit empfiehlt auf Drucksache
14/9421 die Ablehnung des Gesetzentwurfs.

Wer entgegen der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere
Sicherheit dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion der
SPD und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Gibt es Gegenstimmen? – Das sind die Fraktion
der CSU und Frau Abgeordnete Grabmair. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 5

Gesetzentwurf der Staatsregierung

über die Aufnahme und Unterbringung der Lei-
stungsberechtigten nach dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz (Aufnahmegesetz – AufnG) (Drucksa-
che 14/8632)

– Zweite Lesung –

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Hahnzog,
Schindler, Hirschmann und anderer (SPD) (Drucksa-
che 14/8905)

Änderungsantrag der Abgeordneten Welnhofer, Dr.
Merkl, Obermeier (CSU) (Drucksache 14/9161)

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Die Redezeit
beträgt wiederum 30 Minuten pro Fraktion. Das Wort hat
die Frau Kollegin Hirschmann.

Frau Hirschmann  (SPD): Herr Präsident, Kollegen und
Kolleginnen! Durch dieses Gesetz wird die Zuständigkeit
für die Unterbringung und die soziale Versorgung der
Asylbewerber und Asylbewerberinnen an den Freistaat
Bayern als alleinige Instanz übergeben. Zum Zweck
einer einheitlichen Anwendung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes sei dieser Schritt überfällig gewesen,
argumentiert die Staatsregierung. Auch die kommunalen
Spitzenverbände unterstützen in ihrer Mehrheit die
Übertragung der Zuständigkeit auf das Land – und dies,
Kollegen und Kolleginnen, vor allem deshalb, weil damit
eine finanzielle Erstattung der Leistungen durch die
Beauftragenden verbunden ist, was aufgrund der aner-
kannt angespannten finanziellen Situation der Kommu-
nen verständlich ist.

Anders sieht es aber aus, Kollegen und Kolleginnen,
wenn man die zu erwartenden Folgen für die von diesem
Gesetz betroffenen Menschen betrachtet. Die Arbeitsge-
meinschaft der Wohlfahrtsverbände hat darauf hinge-
wiesen, dass aufgrund des weitgehenden Verbots des
Bezugs einer Privatwohnung die psychischen und
gesundheitlichen Folgen nicht zu verantworten sind. Die
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Folgen der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften
werden für die Familienmitglieder schwerwiegend sein.
Dieser aufgrund des Gesetzes zu erwartende Sachver-
halt dürfte unter Umständen auch zu einer schwierigeren
Situation bei der Übernahme eines Arbeitsplatzes
gerade in ländlich strukturierten Gegenden führen.

Auf einen weiteren Punkt möchten wir aufmerksam
machen. Dieser Punkt ist seitens des Sozialreferats der
Landeshauptstadt München besonders herausgearbei-
tet worden. Eine einheitliche Versorgung wird die Stan-
dards bei der Unterbringung selbstverständlich nach
unten nivellieren. Das ist ein ernst zu nehmendes Pro-
blem. Die nachgewiesenermaßen höheren qualitativen
wie auch quantitativen Standards insbesondere der Lan-
deshauptstadt München würden dabei verloren gehen.

Der Vorschlag Münchens lautet, die bisher geleistete
Arbeit, die gerade bei der sozialen Betreuung durch die
Landeshauptstadt München und die damit verbundenen
sozialen Dienste weit über dem bayernweiten Standard
liegt, weiterzuführen und die dadurch entstehenden Kos-
ten der zuständigen Stelle in Rechnung zu stellen. Der
Änderungsantrag der SPD-Landtagsfraktion, der diese
wesentlichen Kritikpunkte aufgenommen hat, wurde von
der Mehrheit im Bayerischen Landtag bedauerlicher-
weise – das sage ich ganz eindringlich – abgelehnt.

Somit tritt die Neuerung, von der Staatsregierung beab-
sichtigt, wie geplant in Kraft und eröffnet nicht die Mög-
lichkeit, neben der einheitlichen Zuständigkeit auch die
einheitlich höheren qualitativen Standards der sozialen
Betreuung sicherzustellen.

Dies waren die Gründe, weshalb wir diesen Änderungs-
antrag gestellt hatten, den die Staatsregierung abge-
lehnt hat. Aus den genannten Gründen werden wir auch
dem Gesetzentwurf nicht zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm:  Als Nächster hat Herr Kollege König
das Wort.

König (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen!
Das zu beschließende Aufnahmegesetz ist in mehrerlei
Hinsicht ein gelungener Wurf. Es führt zum Ersten zur
Verwaltungsvereinfachung, zum Zweiten zu erheblichen
Kosteneinsparungen bei den Bezirken und damit auf
allen kommunalen Ebenen und zum Dritten zu mehr
Gerechtigkeit, weil zu einheitlichen Regelungen für ver-
gleichbare Fallgruppen.

Wie Sie wissen, Kolleginnen und Kollegen, sind bisher
bezüglich der Unterbringung und Versorgung von Leis-
tungsberechtigten nach dem Asylbewerber-Leistungs-
gesetz unterschiedliche Zuständigkeiten gegeben. Wäh-
rend für die Asylbewerber und ihre engsten Angehörigen
zurzeit der Staat zuständig ist, sind für alle anderen –
Bürgerkriegsflüchtlinge, geduldete abgelehnte Asylbe-
werber, vollziehbar zur Ausreise verpflichtete Personen
usw. – die Bezirke zuständig, welche die Aufgaben wie-
derum auf die Landkreise und die kreisfreien Städte
delegiert haben. Im Ergebnis hat dies bisher oftmals zu

einem Zuständigkeitswirrwarr geführt, wenn zum Bei-
spiel bei einer Großfamilie unterschiedliche Zuständig-
keiten gegeben waren, und insbesondere zu Zuständig-
keitskonflikten zum Zeitpunkt der Asylablehnung, wenn
es in die Folgeverfahren ging. All dies wird behoben wer-
den mit dem Wegfall des bisher geltenden Gesetzes ab
dem 1. Juli und der Wirksamkeit des zu beschließenden
Aufnahmegesetzes. Der Freistaat Bayern wird für alle
diese Personenkreise einheitlich zuständig werden für
die Regelung der Unterbringung und die soziale Versor-
gung.

Der Gesetzentwurf, der in verschiedenen Ausschüssen
beraten wurde, federführend im Ausschuss für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen, hat eine Ände-
rung erfahren durch einen Änderungsantrag aus den
Reihen der CSU-Fraktion, der notwendig war, um für die
gesamte Personengruppe zu gewährleisten, dass es in
Verteilungs- und Zuweisungsentscheidungen ebenso
wie in Anordnungen bezüglich des Wohnsitzes kein
Widerspruchsverfahren und auch keine aufschiebende
Wirkung im Klagefall gibt.

Wie Frau Kollegin Hirschmann schon sagte, wird der
Gesetzentwurf von allen kommunalen Verbänden
begrüßt. Das verwundert auch nicht, denn der Gesetz-
entwurf wird hinsichtlich der Übernahme der Aufgaben
und damit auch der Kosten zu einer spürbaren finanziel-
len Entlastung aller kommunalen Ebenen führen –
geschätzt werden rund 70 Millionen Euro pro Jahr. Das
ist ein weiterer Beitrag zur finanziellen Entlastung der
Kommunen. Schon von daher, Frau Kollegin Hirsch-
mann, ist und bleibt es für uns unverständlich, dass Sie
sagen, Sie können dem Gesetzentwurf nicht zustimmen,
denn damit verweigern Sie dieser weiteren finanziellen
Entlastung der Kommunen Ihre Zustimmung.

Was die einheitliche Unterbringung angeht, die Sie als
einen Grund für Ihre Ablehnung des Gesetzentwurfes
anführen, darf ich darauf verweisen, Frau Kollegin
Hirschmann, dass Artikel 4 des Aufnahmegesetzes zwar
in Absatz 1 dem Grunde nach in allen Fällen die Unter-
bringung in Gemeinschaftsunterkünften vorsieht, dass
es aber nach Absatz 4 durchaus den Ausnahmefall gibt,
der es gestattet, die Unterbringung eben nicht in
Gemeinschaftsunterkünften, sondern in Privatunterkünf-
ten vorzunehmen.

(Dr. Hahnzog (SPD): Das soll aber die absolute
Ausnahme sein!)

Von daher sei es mir erlaubt, lieber Kollege Dr. Hahnzog,
darauf hinzuweisen, dass es auch weiterhin möglich sein
wird – daran ändern auch Ihre Zwischenrufe nichts –, in
einzelnen Fallgruppen, bei Großfamilien, bei Aidskran-
ken usw., eine anderweitige Unterbringung zu gewähr-
leisten. Von daher geht Ihre Behauptung fehl, dass nur
noch Gemeinschaftsunterkünfte in Betracht kämen.

Dagegen halten wir den von Ihnen eingebrachten Ände-
rungsantrag – das sei auch noch einmal angefügt – des-
halb für ungeeignet, weil er in den meines Erachtens
sehr gelungenen Gesetzentwurf eine Vielzahl weiterer
unbestimmter Rechtsbegriffe eingefügt hätte, die wie-
derum erst zu klären wären. Wo werden solche Begriffe
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geklärt, liebe Kolleginnen und Kollegen? In aller Regel
vor Gericht, und diese überflüssige Verfahren wollen wir
doch vermeiden.

Ihr zweiter Grund, den Gesetzentwurf abzulehnen, näm-
lich Ihr Begehren, es einzelnen kommunalen Gebiets-
körperschaften, hier der Stadt München, die von Frau
Kollegin Hirschmann auch benannt wurde, weiterhin zu
ermöglichen, die Zuständigkeit zu behalten, widerspricht
natürlich diametral dem eigentlichen Ansinnen und dem
Beweggrund des Gesetzes, endlich einheitliche Zustän-
digkeiten und einfache Verwaltungsstrukturen zu schaf-
fen. Aus unserer Sicht wäre es nachgerade ein Witz,
wenn man dieses Bestreben sofort wieder dadurch kon-
terkarieren würde, dass man von vornherein diese Aus-
nahmeregelung einbaut mit der Zielvorgabe, der einen
großen Landeshauptstadt München diese Aufgaben zu
belassen. Deshalb haben wir diesen Änderungsantrag
abgelehnt.

Im Ergebnis, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben wir
– ich habe es gesagt – einen sehr gelungenen Gesetz-
entwurf. Es sei auch darauf verwiesen, dass er nur zehn
Artikel umfasst und auf eineinhalb Seiten abgedruckt
werden kann. Das ist ein kurzes, prägnantes Gesetz,
das einen weiten Bereich der Unterbringung und Versor-
gung von Menschen regelt. Damit dient dieses Gesetz
auch den betroffenen Menschen und nicht nur, was zum
Beispiel die Kostenentlastung angeht, den Kommunen
oder dem Staat insgesamt, der zu einfacheren Verwal-
tungsregelungen kommt. Das Gesetz ist gemeinde-
freundlich, es ist bürgerfreundlich, es ist kostensparend.
Es soll zum 1. Juli 2002 in Kraft treten, einzelne Rege-
lungen, was die Vorbereitung angeht, bereits einen
Monat früher. Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Präsident Böhm: Das Wort hat Frau Kollegin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wie ich
bereits in der Ersten Lesung und auch bei der Aus-
schussberatung deutlich gemacht habe, ist gegen den
Teil des Gesetzes, in dem es um die Kostenübernahme
von Leistungen der Kommune für Bürgerkriegsflücht-
linge und für geduldete Ausländer und Ausländerinnen
geht, nichts einzuwenden.

(Willi Müller (CSU): Warum lehnen Sie es dann ab?)

Im Gegenteil, Herr Kollege, dieses Gesetz kommt um
mindestens neun Jahre zu spät,

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

denn seit dem Asylkompromiss von 1993 sollte eine
Regelung in diesem Sinne erfolgen.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) – König (CSU):
Warum lehnen Sie das Gesetz dann ab?)

Da sind Sie vor der Kommunalwahl noch schnell aus
dem Dornröschenschlaf erwacht.

(Willi Müller (CSU): Dann wirds aber Zeit, dass Sie
zustimmen!)

Das ist Punkt eins.

Punkt zwei: Die Bayerische Staatsregierung wäre nicht
die Bayerische Staatsregierung, wenn sie eine solche
Gesetzesänderung nicht für eine restriktivere Handha-
bung im Umgang mit Flüchtlingen nützen würde.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Genau um diese Punkte geht es, wenn wir den Gesetz-
entwurf ablehnen.

Grundsätzlich, sagen Sie, kommen nun alle Flüchtlinge
unter die Fuchtel der staatlichen Behörden. Kommunale
Betreuungskonzepte, die sich bewährt haben, die sozial-
verträglich sind und der besseren Integration dienen,
werden gekippt werden, wie wir aus der Diskussion über
das Münchner Modell bereits schließen können.

Vor kurzem habe ich die Antwort auf eine schriftliche
Anfrage bekommen. Danach liegen jetzt konkrete Zah-
len vor, wie groß der Personenkreis sein wird, den die-
ses Gesetz betrifft. Die Bayerische Staatsregierung
schätzt, dass 24500 Personen in Bayern davon betrof-
fen sein werden. Wenn ich Ihre Antwort richtig interpre-
tiere, leben derzeit zirka 18500 Personen außerhalb
staatlicher Unterkünfte, und diese sollen künftig aus-
schließlich in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht
werden.

Das wird sicherlich mit einem nicht unerheblichen Auf-
wand verbunden sein, und ich kann mir nicht vorstellen,
Herr Kollege König, dass es hier nicht auch eines erheb-
lichen Verwaltungsaufwandes bedarf.

Viel schwerer wiegt aber, dass die staatliche Übernahme
mit Restriktionen verbunden sein wird, dass gewach-
sene Betreuungsstrukturen und Integrationsbemühun-
gen durch örtliche Initiativen, durch Kommunen zunichte
gemacht werden. In ihrer Antwort auf meine Anfrage
schreibt die Staatsregierung, dass es eine kurzfristige
Rückverlegung schon aus Kapazitätsgründen nicht
geben wird. Daran kann man schon erkennen, welche
Probleme sich gerade in Ballungsräumen durch das
Gesetz ergeben werden.

Langfristig ist zu befürchten, dass Sie mit diesem Gesetz
eine stärkere Kasernierung und Desintegration der
Flüchtlinge zum Ziel haben, und dies, meine Damen und
Herren, kostet zu allem Übel auch noch wesentlich mehr
Geld; denn aus der Antwort auf meine Anfrage ergibt
sich schon, dass diejenigen, die außerhalb der Gemein-
schaftsunterkünfte untergebracht sind, sich bereits
selbst versorgen, sprich: nicht von staatlichen Leistun-
gen abhängig sind, in der Überzahl sind.

In der Antwort heißt es dazu: „Von 2900 Asylbewerber
und Asylbewerberinnen, die außerhalb von Gemein-
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schaftsunterkünften untergebracht sind, bestreiten 2191
ihren Lebensunterhalt selbst. Nur 709 beziehen Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.“ Diese
Zahl macht doch deutlich, dass die dezentrale Unterbrin-
gung Kosten spart und deshalb zu fördern ist, da sie den
Menschen eine Selbstversorgung ermöglicht, sie zu inte-
grieren hilft und von staatlichen Leistungen unabhängig
macht.

Geht es nach Ihrem Gesetz, dann sollen künftig diejeni-
gen Flüchtlinge, die ihrer so genannten Mitwirkungs-
pflicht bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten
nicht nachkommen, überhaupt keine Chance mehr
erhalten, außerhalb von Gemeinschaftsunterkünften
untergebracht zu werden. Dies ist ja auch im Gesetzge-
bungsverfahren jetzt noch einmal massiv verschärft wor-
den.

Das bayerische Innenministerium schätzt diese Zahl
aber auf 85 bis 90% der Ausreisepflichtigen, also zum
Beispiel der Geduldeten, und bei bestimmten Herkunfts-
ländern geht das Innenministerium generell von einer
fehlenden Mitwirkungsbereitschaft bei der Passbeschaf-
fung aus. Hier werden die Flüchtlinge in Sippenhaft
genommen. Wer beispielsweise aus dem Irak kommt,
gilt danach generell als jemand, der bei der Passbe-
schaffung nicht mitwirkt; er gehört damit zu denjenigen,
die in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht wer-
den und nie mehr eine Chance haben, da herauszukom-
men.

Ich frage mich sowieso, wie sich das bayerische Innen-
ministerium insgesamt diese Mitwirkungspflicht bei der
Beschaffung von Heimreisedokumenten vorstellt. Neh-
men wir an, ein Togolese, der vor dem Eyadema-Regime
geflohen ist, bekommt aufgrund der Drittstaatenregelung
kein Asyl und ist auch nicht über die Genfer Konvention
geschützt. Dessen Verfahren also wird abgelehnt. Die
Staatsregierung stellt sich danach vor, dass dieser
Mensch dann zur togolesischen Botschaft geht und sagt:
Ja, ich bin zwar gegen euer Regime, habe in Deutsch-
land einen Asylantrag gestellt, der ist aber abgelehnt
worden; bitte, gebt mir Heimreisepapiere! – Das macht
kein Mensch, der politisch verfolgt ist! Und die ganzen
Botschaftsvorführungen, die wir hier in Bayern diesbe-
züglich haben, sind ja fast vollkommen erfolglos, denn
derjenige, der vor einem Regime geflohen ist, geht nicht
dorthin zurück, sondern sucht sich dann ein anderes
Aufnahmeland.

Also: Diese fehlende Mitwirkungspflicht bei der Beschaf-
fung von Heimreisepapieren ist ein willkürliches Instru-
ment der bayerischen Behörden. Man benutzt es dann
dafür, bestimmte Flüchtlingsgruppen unter Druck zu set-
zen.

Es gibt, meine Damen und Herren, für mich einen ganz
klaren Zusammenhang zwischen diesem Gesetz und
den vom Innenministerium geplanten „Abschiebeknäs-
ten“ in Bayern. Dieses Gesetz regelt die Unterbringung
von Flüchtlingen restriktiver, zentralistischer und wird
sich damit desintegrierend auf diese Flüchtlingsgruppe
auswirken. Damit schafft dieses Gesetz die organisatori-
schen Voraussetzungen für die im bayerischen Innenmi-
nisterium geplanten Ausreisezentren. So einem Gesetz,

meine Damen und Herren, auch wenn es einen guten
Teil enthält, können wir beim besten Willen nicht zustim-
men.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Abgeordneten Frau Werner-Muggendorfer (SPD))

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Frau
Staatsministerin Stewens.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Heute steht zur abschließenden Beratung der
Entwurf eines Gesetzes über die Aufnahme und Unter-
bringung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz, kurz Aufnahmegesetz, an. Dabei
muss ich eingangs gleich sagen, dass vieles von dem,
was Sie, Frau Kollegin Köhler, angemahnt haben bzw. in
der Diskussion vorgetragen worden ist, gar nicht Gegen-
stand der Regelungen dieses Gesetzes ist.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Elisabeth Köhler
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Nach diesem Aufnahmegesetz übernimmt der Staat alle
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz leistungsbe-
rechtigten Personen in seine Ausgaben- und Aufgaben-
zuständigkeit. Bislang war der Staat nur für die Asylbe-
werber im laufenden Verfahren zuständig, während die
Zuständigkeit für die Unterbringung und die soziale Ver-
sorgung der Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge, der
geduldeten und ausreisepflichtigen Personen sowie
abgelehnten Asylbewerber bei den Bezirken lag. Diese
haben dann die Aufgabe vollständig auf die Landkreise
und kreisfreien Städte delegiert.

Es ist nun das Bestreben der Staatsregierung, die kom-
munale Ebene von dieser finanziellen Belastung zu
befreien und gleichzeitig zu einer Verwaltungsvereinfa-
chung beizutragen. In Zeiten, meine Kolleginnen und
Kollegen, in denen die Finanzmisere der Kommunen
aufgrund der Politik der Bundesregierung immer mehr
zunimmt, will die Staatsregierung damit die Leistungs-
kraft unserer Kommunen stärken und auch deren finan-
zielle Spielräume erweitern, die finanziellen Spielräume
der Kommunen nämlich für neue Investitionen.

Die Kosten, die durch diese Rechtsänderung auf den
Staatshaushalt zukommen, betragen in diesem Jahr 35
Millionen Euro und ab dem nächsten Jahr 70 Millionen
Euro. Ab dem Jahr 2003 also werden die Kommunen um
70 Millionen Euro entlastet.

Die Anerkennung für diese massive Kostenentlastung
spiegelt sich auch in den Stellungnahmen der kommuna-
len Spitzenverbände wider. Bei der Verbandsanhörung
ist dieses Gesetz auf große Zustimmung gestoßen.
Lediglich die Landeshauptstadt München hat den
Wunsch vorgetragen, die Aufgabe der Unterbringung auf
die Kommunen zurückzudelegieren. Aber der Bayeri-
sche Städtetag hat sich diesem Wunsch ausdrücklich
nicht angeschlossen. Im Interesse einer durchgängigen
und schlüssigen Regelung und einer einheitlichen
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Zuständigkeit kann diesem Anliegen auch nicht Rech-
nung getragen werden.

Jedoch bleibt es der Landeshauptstadt München unbe-
nommen, zusätzliche freiwillige Leistungen, sofern sie
das will, für einen höheren Leistungsstandard zu gewäh-
ren.

Durch die gesetzliche Neuregelung werden die bislang
nur für Asylbewerber geltenden Regelungen über die
Aufnahme, Unterbringung, landesinterne Verteilung und
soziale Versorgung auf alle nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz Leistungsberechtigten übertragen. Eine
Verschlechterung gegenüber der derzeitigen Rechts-
lage, wie das ständig von der Opposition behauptet wird,
erfolgt nicht. Der Vollzug in Bayern wird entsprechend
den bundesgesetzlichen Vorgaben im Asylverfahrensge-
setz und im Asylbewerberleistungsgesetz für alle aus-
ländischen Flüchtlinge vereinheitlicht. Das Sachleis-
tungsprinzip gilt grundsätzlich für alle Leistungsberech-
tigten, und die Unterbringung wird in der Regel in staat-
lichen Gemeinschaftsunterkünften erfolgen. Diese
Grundprinzipien wurden übrigens im so genannten Asyl-
kompromiss von 1992 von allen Fraktionen des Bundes-
tages, also auch von der SPD und vom BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, mitgetragen.

Ich möchte ausdrücklich betonen, dass es wie bisher
Ausnahmen von diesem Grundsatz geben wird – darauf
hat auch Kollege König schon hingewiesen –, wenn dies
aus sozialen oder gesundheitlichen Gründen geboten
ist. Personen mit besonderer Betroffenheit, zum Beispiel
mit Krankheiten, oder Großfamilien sollen im begründe-
ten Einzelfall auch weiterhin außerhalb von Gemein-
schaftsunterkünften wohnen können.

Das vorliegende Gesetz ist ein Sozialgesetz, welches
selbstverständlich auch sozial vollzogen wird. Die in den
Ausschussberatungen vorgetragene Kritik, dieses
Gesetz sei die Rechtsgrundlage zur Schaffung von Aus-
reiseeinrichtungen, ist nicht richtig. Sie haben das heute
wieder gesagt. Sofern die Bayerische Staatsregierung
derartige Einrichtungen plant, geschieht dies auf der
Grundlage des Ausländergesetzes und des Zuwande-
rungsgesetzes der Bundesregierung, dessen Inkrafttre-
ten durchaus noch ungewiss ist. Das Aufnahmegesetz
ermöglicht in Zukunft auch eine landesweite Verteilung
aller Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz. Dadurch wird eine gleichmäßige, flächen-
deckende Auslastung der Landkreise und kreisfreien
Gemeinden erreicht.

Neben den sozialen Belangen können auch Belange der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung berücksichtigt wer-
den. Ich halte dies übriges für sehr wichtig. Auf Anforde-
rung des Bayerischen Obersten Rechnungshofes wurde
eine ausdrückliche Regelung zur Erstattung der Jugend-
hilfekosten für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
durch den Staat eingefügt. Die derzeit bestehende Ver-
waltungsvorschrift war als Rechtsgrundlage nämlich
nicht ausreichend.

Das Aufnahmegesetz bringt erhebliche Vorteile für den
Vollzug in Bayern: Erstens wird eine einheitliche Rege-
lung für die Aufnahme und die Unterbringung, die lan-

desinterne Verteilung und Versorgung aller Leistungsbe-
rechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
geschaffen.

Zweitens korrespondiert der Vollzug nun für alle auslän-
dischen Flüchtlinge mit den bundesgesetzlichen Rege-
lungen im Asylverfahrensgesetz und im Asylbewerber-
leistungsgesetz. So werden dann auch Anreize zur miss-
bräuchlichen Asylantragsstellung gemindert werden.
Das wird sich daher auch durchaus kostensparend aus-
wirken. Die Aufgaben- und Ausgabenkompetenz wird in
staatlicher Hand konzentriert. Dadurch tritt eine wesent-
liche Vereinfachung im Verwaltungsverfahren ein. Kom-
petenz- und Zuständigkeitskonflikte zwischen staatlicher
und kommunaler Seite werden auf ein Minimum redu-
ziert werden.

(Dr. Hahnzog (SPD): Sie reden, als ob Sie Finanz-
ministerin wären!)

– Nein, bin ich nicht, Herr Kollege Hahnzog; Sie wissen
das auch ganz genau. Gleichwohl müssen wir durchaus
auch auf unsere Ausgaben achten.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wie einleitend
vorgetragen, erfährt die Regelung eine breite Zustim-
mung der Kommunen. Das Inkrafttreten ist für den 1. Juli
dieses Jahres vorgesehen. Ich bitte deshalb den Land-
tag um seine Zustimmung zum Aufnahmegesetz.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstim-
mung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache
14/8632, die Änderungsanträge auf den Drucksachen
14/8905 und 14/9161 sowie die Beschlussempfehlung
mit Bericht des federführenden Ausschusses für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen auf der Drucksa-
che 14/9398 zugrunde.

Zunächst lasse ich über den vom federführenden Aus-
schuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen
zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsantrag der
SPD auf Drucksache 14/8905 abstimmen. Wer entge-
gen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das sind die
Fraktion der CSU und die Kollegin Grabmair. Stimment-
haltungen? – Keine. Damit ist der Änderungsantrag
abgelehnt.

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf. Dem Gesetzentwurf selbst empfiehlt der federfüh-
rende Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parla-
mentsfragen zuzustimmen mit der Maßgabe, dass ein
neuer Artikel 10 eingefügt wird. Der bisherige Artikel 10
würde dann zum neuen Artikel 11. Ich verweise insoweit
auf die Drucksache 14/9398.

Wer dem Gesetzentwurf mit den vom federführenden
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen empfohlenen Änderungen zustimmen will, den
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bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion
der CSU und die Kollegin Grabmair. Gegenstimmen? –
Die Fraktionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Ich sehe keine.
Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich
nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des feder-
führenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen seine Zustimmung geben will, den
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind die Frak-
tion der CSU und die Kollegin Grabmair. Gegenstimmen
bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind
die Fraktionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Es gibt keine. Das
Gesetz ist damit so angenommen. Es hat den Titel
„Gesetz über die Aufnahme und Unterbringung der Leis-
tungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (Aufnahmegesetz)“.

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung
des federführenden Ausschusses für Verfassungs-,
Rechts- und Parlamentsfragen hat der Änderungsantrag
der Abgeordneten Welnhofer, Dr. Merkl, Obermeier auf
der Drucksache 14/9161 seine Erledigung gefunden.
Das Hohe Haus nimmt davon zustimmend Kenntnis.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 9

Antrag der Abgeordneten Paulig, Tausendfreund, Dr.
Runge und anderer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Flugverbotszonen im Umkreis von Atomreaktoren
(Drucksache 14/8216)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Paulig.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Mit unserem
Antrag „Flugverbotszonen im Umkreis von Atomreakto-
ren“ fordern wir die Staatsregierung auf, ihren eigenen
Kabinettsbeschluss umzusetzen. Die Staatsregierung
hat am 20. November letzten Jahres beschlossen, dass
Atomkraftwerke nicht mehr überflogen werden sollen,
also ein grundsätzliches Überflugverbot. Herr Umweltmi-
nister Schnappauf hat sich dann ganz klar dafür ausge-
sprochen, dass es in Sachen Kernenergiesicherheit für
die CSU keine Kompromisse gibt. Sie haben im Kabinett
diesen Beschluss getroffen. Die einzige Folge dieses
Kabinettsbeschlusses, den Sie an den Atomkraftwerk-
standorten natürlich großartig verkündeten, war ein
Schreiben von Herrn Wiesheu an den Bundesverkehrs-
minister im Januar, in dem er fordert, dieses umzuset-
zen, möglicherweise mit einem Umgriff von 1,6 Kilome-
tern und 600 Metern Höhe.

Wir finden: Das ist zu wenig. Wir begrüßen den Kabi-
nettsbeschluss. Wir sagen: Hier muss konkret gehandelt
werden. Wir fordern mit unserem Antrag die Staatsregie-
rung auf, eine Bundesratsinitiative zu ergreifen, dass im

Umkreis von 20 Kilometern einschließlich der Warte-
schleifen nicht mehr über Atomkraftwerken geflogen
werden darf. Wir halten dies für sehr wichtig, auch ange-
sichts der Vorfälle der letzten Monate. Wir stehen mit
großem Nachdruck hinter dieser Forderung. Aus diesem
Grunde stelle ich namens meiner Fraktion klar, dass wir
zu diesem Antrag eine namentliche Abstimmung bean-
tragen.

Wir wollen dieses Überflugverbot auch für den For-
schungsreaktor FRM II nahe bei München; denn im Falle
eines Unfalles ist die Großstadt betroffen. Auch das
sollte Sie dazu bewegen, für Überflugverbote zu stim-
men. Diese Forderung nach Überflugverboten wird bei-
spielsweise von Herrn Deimer, Oberbürgermeister in
Landshut, unterstützt. Das ist umso verständlicher, als
wir wissen, wie schlecht gesichert beispielsweise das
Atomkraftwerk Isar I ist.

In der Antwort auf meine Anfrage, Drucksache 14/8539,
kam klar zum Ausdruck, dass dieses Kraftwerk stellen-
weise nur eine Wanddicke von 35 Zentimetern hat. Es ist
lediglich gegen den Einschlag eines bereits im Museum
stehenden Starfighters gesichert, nicht gegen den Ein-
schlag einer Phantom. Wir alle wissen, dass kein Atom-
kraftwerk gegen den Absturz einer vollbesetzten Passa-
giermaschine gesichert ist. Das sollte uns zu denken
geben. Natürlich kann ein Überflugverbot nie eine
Sicherheit vor terroristischen Angriffen bieten. Ein Über-
flugverbot könnte jedoch die Sicherheit vor Unfällen mit
Passagiermaschinen geben. Deshalb halten wir ein
Überflugverbot im Umkreis von 20 Kilometern für not-
wendig.

Dafür ist die Rechtslage auf Bundesebene durchaus
gegeben. Derzeit sind fünf atomtechnische Anlagen mit
Überflugverboten belegt. Allerdings handelt es sich
dabei um stillgelegte Reaktoren und stillgelegte Atomfor-
schungsanlagen. Warum sprechen wir Flugverbote für
stillgelegte Anlagen und nicht für Reaktoren aus, die ein
wesentlich höheres Gefahrenpotenzial haben? Deshalb
sollten wir heute aktiv werden. Ich möchte diese Auffor-
derung mit Angaben aus dem Wirtschaftsministerium
untermauern, die ich als Antwort auf meine Anfrage
erhalten habe. Bei den Atomkraftwerken Grafenrhein-
feld, Gundremmingen, Isar I und beim Versuchsatom-
kraftwerk Kahl hatten wir bereits Abstürze zu verzeich-
nen. Am 8. November 1994 stürzte ein Strahlflugzeug in
Grafenrheinfeld ab. Am 16. März 1981 stürzte innerhalb
eines Umkreises von 20 Kilometern ein Flugzeug bei
Gundremmingen ab. Am 30. März 1988 stürzte ein
Strahlflugzeug beim Kernkraftwerk Isar nur wenige Flug-
sekunden vom Reaktor entfernt ab. Beim Versuchsatom-
kraftwerk Kahl hat es drei Abstürze gegeben. Dabei han-
delte es sich um Abstürze militärischer Maschinen.
Selbstverständlich muss sich ein solches Überflugverbot
neben zivilen auch auf alle militärischen Maschinen
beziehen. Hier gibt es bereits eingeschränkte Verbote,
die wir jedoch nicht für ausreichend halten.

Ich möchte noch einige interessante Hinweise geben:
Bei den Atomkraftwerken Isar I und Isar II sind die
nächstgelegenen Luftstraßen gerade einmal drei Kilo-
meter entfernt. Bei Gundremmingen beträgt der Abstand
zur nächsten Luftstraße sieben Kilometer und bei Gra-
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fenrheinfeld nur zwei Kilometer. Das ist nicht in Ordnung.
Die Warteschleife beim Flughafen München führt um die
Kraftwerke Isar I und Isar II herum. Sie sehen, hier gibt
es Handlungsbedarf. Bayern sollte bei diesem Thema
mit stärkerem Nachdruck vorgehen. Ich möchte die
Beratungszeit nicht allzu sehr verlängern.

(Beifall eines Abgeordneten der CSU)

– Vielen Dank für Ihre Zustimmung. Sie sind offenbar
von meinem Anliegen überzeugt.

(Freiherr von Rotenhan (CSU): Das wäre das erste
Mal!)

– Sie werden offenbar Ihren Ministerpräsidenten, Herrn
Dr. Stoiber, unterstützen, indem Sie den Kabinettsbe-
schluss noch einmal bestärken und unserem Antrag im
Plenum zustimmen. Ich möchte darauf hinweisen, dass
sich bei der Beratung im Umweltausschuss am 21. März
aus allen Fraktionen einzelne Kollegen der Stimme ent-
halten haben. Im Grunde stimmen Sie unserem Anliegen
zu. Besonders nett fand ich eine Äußerung von Herrn
Hofmann, die ich Ihnen nicht vorenthalten will. Ich darf
aus dem Protokoll zitieren:

Die Bayerische Staatsregierung habe sich für ein
Überflugverbot bei Kernanlagen ausgesprochen.
Bei einer Zustimmung zum vorliegenden Antrag der
GRÜNEN würde der Eindruck entstehen, dass nur
die GRÜNEN solche Überflugverbote für sinnvoll
hielten. Deshalb werde die CSU-Fraktion diesen
Antrag ablehnen.

Das halte ich für eine schwierige Argumentation.

(Hofmann (CSU): Ich muss sagen, das ist eine sehr
verkürzte Wiedergabe!)

– Ich zitiere aus dem Protokoll. Es ist kein Wortprotokoll,
da gebe ich Ihnen Recht. Sie haben die Möglichkeit, sich
zu Wort zu melden und Ihre Ablehnung zu begründen.
Die CSU-Kollegen haben heute bei der namentlichen
Abstimmung die Möglichkeit, ihr Votum klar zum Aus-
druck zu bringen. Ich bitte Sie im Sinne der Sicherheit
der bayerischen Bevölkerung um Zustimmung zu unse-
rem Antrag; denn wir sollten alle Schritte unternehmen,
um die Risiken, die bei laufenden Atomanlagen beste-
hen, zu minimieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Herr
Kollege Pienßel.

Pienßel  (CSU): Frau Präsidentin, Hohes Haus! Der Bun-
desrat hat am 9. November 2001 auf Initiative der Län-
der Baden-Württemberg, Hessen und Bayern eine Ent-
schließung mit dem Ziel verabschiedet, den internationa-
len Terrorismus wirksamer zu bekämpfen. Die Intention
war und ist, ausreichend dimensionierte Luftsperrge-
biete über Kernkraftwerken einzurichten, um die Gefah-
ren gezielter Abstürze und die Gefahren durch Unfälle zu
minimieren. Der Ministerrat fasste am 20. November

2001 den Beschluss, bei der Bundesregierung ein gene-
relles Überflugverbot von Kernkraftwerken zu erreichen.
Dies wird im Antrag der GRÜNEN lobend erwähnt. Diese
Anerkennung nehmen wir gern zur Kenntnis und stim-
men dem Antrag zumindest in diesem Punkt zu.

Der Antrag fordert in seinem zweiten Punkt jedoch eine
Bundesratsinitiative für ein generelles Flugverbot im
Umkreis von 20 Kilometern. Frau Kollegin Paulig, Sie
haben bereits darauf hingewiesen, dass der Bundesge-
setzgeber die Möglichkeit hätte, entsprechend tätig zu
werden. Der Wirtschaftsminister hat den Bundesgesetz-
geber bereits aufgefordert, entsprechende Maßnahmen
zu ergreifen. Ich habe im Wirtschaftsausschuss darauf
hingewiesen, dass das von den GRÜNEN geforderte
generelle Überflugverbot von Kernkraftwerken im Um-
kreis von 20 Kilometern gleichbedeutend mit der Einstel-
lung des Flugbetriebs wäre. Dies gilt nicht nur für den
Flughafen München. Außerdem haben Sie übersehen,
dass moderne Flugzeuge in sehr kurzer Zeit 20 Kilome-
ter zurücklegen. Deshalb ist der Umkreis von 20 Kilome-
tern sehr zweifelhaft gewählt. Eine moderne Maschine
mit einer Reisegeschwindigkeit von circa 900 km/h legt
in der Minute 15 Kilometer zurück. Damit verbliebe eine
Alarm- und Reaktionszeit von etwas mehr als einer
Minute, nachdem das Flugobjekt in die geforderte Flug-
verbotszone einträte.

Ein wirkungsvolles Ausschließen des Restrisikos, das
bei Einhaltung aller derzeit geltenden Sicherheitsbemü-
hungen bleibt, würde nach Auskunft aller Fachleute
bedeuten, ein konusförmiges Sperrgebiet über den
Kraftwerken zu errichten, das in einer Höhe von etwa
7000 Metern und höher einen Radius von 40 bis 50 nau-
tischen Meilen haben müsste, also 70 bis 90 Kilometer
umfassen müsste. Angesichts der Situierung unserer
Kraftwerkstandorte würde das die Einstellung des
gesamten deutschen Flugverkehrs bedeuten. Diese
Maßnahme würde nur im Falle von Triebwerksausfällen,
Defekten oder Unfällen schützen. Bei Terroranschlägen
könnten Luftsperrgebiete nur dann hilfreich sein, wenn
ihre Beachtung erzwungen werden könnte. Konsequen-
terweise müssten also alle Eindringlinge in das Sperrge-
biet durch Abfangjäger oder Boden-Luft-Raketen abge-
schossen werden. Die alleinige Vorschrift wird keinen
Harakiri-Attentäter abschrecken.

Dies würde bedeuten, dass die Schutzzonen mit FlaRak-
Stellungen hochmilitarisiert werden müssten. Die Effi-
zienz dieser Stellungen würde jedoch von ihrer rechtzei-
tigen Alarmierung abhängen. Ich möchte darauf hinwei-
sen, dass es auch derzeit nicht erlaubt ist, Flugzeuge auf
Kernkraftwerke stürzen zu lassen und es nur einer ent-
sprechenden Vorschrift bedürfte, um dies zu verhindern.
Die Attentäter des 11. September haben keine Geset-
zeslücke genutzt, sondern eine Wahnsinnstat begangen,
der mit einer gesetzlichen Regelung nicht entgegenzu-
wirken ist.

Zurück zu Ihrem Antrag. Für uns wäre eine Regelung
wie in Großbritannien denkbar, wo Verbotszonen mit
einem Radius von 1,6 Kilometern und 600 Metern Höhe
eingerichtet worden sind. Der bayerische Wirtschaftsmi-
nister hat dankenswerterweise einen entsprechenden
Vorstoß beim Bundesverkehrsminister gemacht. Vorran-
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gig erscheint uns die Optimierung der Radarüberwa-
chung und der Alarmierung der Flugsicherung, die alle
Abweichungen an die Systemsteuerungszentrale zur
Luftverteidigung und die Leitzentrale der Kernkraftwerke
zur Schnellabschaltung melden müssen.

So könnte also – auch dies habe ich im Wirtschaftsaus-
schuss bereits vorgetragen – eine sinnvolle und akzep-
table Formulierung in Nummer 2 Ihres Antrags höchs-
tens lauten: „Die Staatsregierung wird aufgefordert, wei-
terhin bei der Bundesregierung auf ein generelles Über-
flugverbot von Kernkraftwerken im Sinne des Vorstoßes
des bayerischen Wirtschaftsministers vom 08.01. hinzu-
wirken.“ Einzubeziehen sind die vorher genannten
Regularien.

Zu Nummer 3. Was den FRM II in Garching anbelangt,
kann ich Ihnen nur sagen, er ist mit einem Kernkraftwerk
im herkömmlichen Sinne nicht in einen Topf zu werfen,
da zum Beispiel die thermische Leistung zweihundert-
mal niedriger ist. Deshalb ist auch diese Forderung
abzulehnen. Alles in allem ist Ihr Antrag auf Prüfung aller
fachlichen Gesichtspunkte und der praktischen Effizienz
des Geforderten so zu bewerten, dass er nicht geeignet
ist, dem berechtigten Sicherheitsbedürfnis der Bevölke-
rung, ja von uns allen, Rechnung zu tragen. Deshalb leh-
nen wir den Antrag ab, und zwar unter Verweis auf die
von uns aufgezeigten wirkungsvollen und realisierbaren
Vorschläge, denen die Bundesregierung bislang nicht
näher treten wollte.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Das Wort hat Frau
Kollegin Biedefeld.

Frau Biedefeld  (SPD): Frau Präsidentin, werte Kollegin-
nen und Kollegen des Hohen Hauses! Ich denke, die
Sicherheit unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger hier in
Bayern liegt uns allen am Herzen. Ich glaube, daran
besteht kein Zweifel. Dass es aber hinsichtlich der Atom-
kraftwerke keinen hundertprozentigen – ich betone: hun-
dertprozentigen – Schutz vor Flugzeugkatastrophen
bzw. Terroranschlägen gibt, muss uns allen ebenfalls
klar sein. Ich finde den Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN bezüglich einer Flugverbotszone im Umkreis
von 20 Kilometern an sich lobenswert. Nachdem wir den
11. September vergangenen Jahres alle vor Augen
haben, müssen wir gemeinsam – Bund, Länder und
Kernkraftwerksbetreiber – sämtliche Sicherheitsmaß-
nahmen auf den Prüfstand stellen und alles ausloten, um
der Bevölkerung tatsächlich mehr Sicherheit zu bieten.

Wie gesagt, der Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN ist zwar lobenswert, geht aber unserer Ansicht
nach an den Realitäten vorbei. Der Antrag gaukelt
Sicherheit nur vor und erhöht möglicherweise das
Sicherheitsgefühl der Menschen, er garantiert aber nicht
mehr Sicherheit. Selbst wenn es ein generelles Über-
flugverbot gäbe, wäre die Sicherheit nicht gegeben. Herr
Kollege Pienßel hat bereits darauf hingewiesen, und
auch ich möchte das klar sagen.

Tatsache ist, sollte jemand einen Anschlag auf ein Kern-
kraftwerk vorhaben, dann wird eine 20-Kilometer-Flug-
verbotszone ihn nicht davon abhalten und daran hin-
dern. Das muss man klar sagen. Wir von der SPD haben
mit Experten gesprochen; auch uns liegen Zahlen vor.
Wenn ein Linienflugzeug in einer Sekunde 236 Meter
zurücklegt – das muss man sich einmal vorstellen: in
einer Sekunde 236 Meter –, dann legt es in einer Minute
14 Kilometer zurück. Herr Kollege Pienßel spricht von 15
Kilometern. Ob es sich nun um 14 Kilometer oder 15
Kilometer handelt, ist wohl nicht wesentlich. Wenn man
von 14 Kilometern ausgeht, würde das heißen, dass eine
20-Kilometer-Zone in 1,5 Minuten durchquert wäre. Eine
Katastrophe könnten wir – wenn überhaupt – höchstens
noch mit militärischen Mitteln wie dem Einsatz von
Bodenluftraketen bzw. Abfangjägern verhindern.

Man muss in diesem Zusammenhang aber auch die Ver-
hältnismäßigkeit der Mittel betrachten. Eine Flugverbots-
zone im Umkreis von 20 Kilometern eines Atomkraft-
werks würde definitiv den Flugbetrieb des Münchner
Flughafens lahmlegen, nichts anderes. Das muss man
wissen, wenn man so etwas fordert. Man muss sich auch
fragen, was die Maßnahme für die Sicherheit bringt. Wie
stehen die Mittel hier zueinander im Verhältnis? Wenn
man nur Sicherheit vorgaukeln will, ja. Aber man muss in
der Diskussion auch wirtschaftliche Aspekte berücksich-
tigen, die durchaus auch eine Rolle spielen.

Garantierte Sicherheit gibt es nicht. Also kann man der
Tourismusbranche nicht ihr wichtigstes Transportmittel
entziehen. Es ist einfach so, dass die modernen Linien-
flugzeuge – Airbus und Boeing – nicht die Möglichkeit
haben, auf Feld und Flur zu landen. Wir haben auch
nicht die Möglichkeit, Aktionen durchzuführen, wie sie
kürzlich durch die Medien gingen, als ein Flugzeug mit
dem LKW durchs Land in ein Museum gezogen wurde.
Es ist bei uns nicht möglich, alte Flugzeuge per LKW
zum Flughafen zu ziehen; das muss man berücksichti-
gen.

Dass die CSU-Staatsregierung mit Kabinettsbeschluss
vom 20. November 2001 ein direktes Überflugverbot von
Kernkraftwerken einfordert, halte ich für bemerkenswert,
gerade wenn man das von Herrn Kollegen Pienßel und
mir Dargestellte berücksichtigt. Ich habe keinen Zweifel
daran, dass der CSU und der Staatsregierung die
Sicherheit der Bevölkerung am Herzen liegt, doch denke
ich, wir gaukeln der bayerischen Bevölkerung mit sol-
chen Forderungen etwas vor und können letztlich nicht
mehr Sicherheit bieten.

Der richtige Weg ist der, den die Bundesregierung einge-
schlagen hat und der nicht kurzfristig zu sehen ist. Kurz-
fristig bedarf es weiterer Sicherheitsmaßnahmen. Mittel-
und langfristig ist der einzig gangbare Weg der Ausstieg
aus der Kernenergie. Man denke nur an die Wahrschein-
lichkeit von Störfällen – zum Beispiel zuletzt in den AKW
Biblis und Philippsburg –, an die Endlichkeit des Grund-
stoffes Uran – er reicht gerade für 65 Jahre aus –, an die
existierende Gefahr von Flugzeugabstürzen auf Atom-
kraftwerke und die nicht absehbaren Folgen und nicht
zuletzt an die noch nicht geregelte Endlagerproblematik.



6370 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode Plenarprotokoll 14/89 v. 15.05.2002

Es gibt also zig Gründe für den Ausstieg, der so schnell
wie möglich erfolgen muss. Deshalb hat die Bundesre-
gierung den richtigen Weg im Sinne künftiger Generatio-
nen und im Sinne der Sicherheit der Bevölkerung einge-
schlagen. Die Bundesregierung und Bundeskanzler
Schröder haben Gott sei Dank den Konsens mit den
Energieversorgungsunternehmen gefunden und damit
eine nachhaltige Energiewirtschaft und mehr Sicherheit
für die Bevölkerung auf den Weg gebracht, und das ist
gut so.

(Hofmann (CSU): Das war ein Zitat!)

Dass gerade die Bayerische Staatsregierung einen
Beschluss bezüglich eines Überflugverbots faßt, ist
erstaunlich, weil sie die deutsche und speziell die baye-
rische Kernenergie und deren Sicherheitsstandards
ständig lobpreist. Dieses Verhalten zeugt meines Erach-
tens von einer starken Inkonsequenz der Staatsregie-
rung. Man kann nicht auf der einen Seite eine Risiko-
technologie über den grünen Klee loben und auf der
anderen Seite Sicherheitsstandards einfordern, die de
facto nicht zu realisieren sind und die auch nicht mehr
Sicherheit bringen. Wie gesagt: Der Ausstieg ist der
sicherste Weg.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass die CSU-Fraktion
den Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN mit der
Begründung – das Zitat vom Abgeordneten Hofmann
kann ich mir sparen; ich wollte es eigentlich bringen –
ablehnt, es könnte der Eindruck entstehen, dass nur die
GRÜNEN solche Überflugverbote für sinnvoll halten,
finde ich aber ungeheuerlich. Wenn man die Diskussion
in den Ausschüssen betrachtet, kann man zusammen-
fassend sagen: Auf der einen Seite lobt die CSU die
Kernenergie und hält unerschütterlich an ihr fest; auf der
anderen Seite fordert sie ein Überflugverbot; den Antrag
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN lehnt sie wegen
entgangener Lorbeeren ab – ich beziehe mich dabei auf
Herrn Kollegen Hofmann. Wir meinen, dieses Verhalten
hat mit einer verantwortungsvollen Politik nichts mehr zu
tun, sondern nur mit einem Herumtaktieren. Es ist selt-
sam, dass Sie einem Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN nicht zustimmen können, nur weil ein falscher
Eindruck entstehen könnte. Offensichtlich geht es Ihnen
doch nicht um die Sicherheit unserer Bürger, sondern
um eine klare Abgrenzung von Rot-Grün, die im Wahl-
kampf erfolgen muss, koste es was es wolle.

Zum Schluss möchte ich sagen, wir vonseiten der SPD-
Fraktion finden das Schreiben von Verkehrsminister Dr.
Wiesheu an Bundesverkehrsminister Bodewig vom
Januar dieses Jahres bemerkenswert. Staatsminister Dr.
Wiesheu wirkt in diesem Schreiben tatsächlich auf ein
Überflugverbot im Umkreis von Kernkraftwerken hin. Er
schreibt wortwörtlich: „Das Sicherheitsgefühl in der
Bevölkerung muss erhöht werden.“ – Das „Sicherheits-
gefühl“! Ein Verkehrsflugzeug auf seinem von der Flugsi-
cherung freigegebenen Kurs ist unter ständiger Radar-
kontrolle. Staatsminister Dr. Wiesheu regt in seinem
Schreiben weiter an; sollte das Flugzeug ohne Grund
von der Flughöhe oder dem Kurs abweichen, dann sei
von der Flugsicherung Alarm auszulösen und dieser an
die Luftverteidigung aber auch an die Zentrale des gege-
benenfalls gefährdeten Atomkraftwerks weiterzuleiten.

Das ist die Forderung von Wirtschaftsminister Dr. Wies-
heu. Das muss man sich einmal überlegen. Schön und
gut, kann ich nur sagen. Was macht man denn in einem
solchen Fall, was macht man, wenn der Alarm ausgelöst
worden ist?

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Was passiert in einer solchen Situation? Man schaltet
den Reaktor wohl ab und fährt ihn auf einen unkritischen
Druckbereich herunter. Das wäre, so nehme ich an, die
logische Konsequenz aus einer derartigen Forderung. In
der Kürze der Zeit wäre das aber sehr schwer bzw. gar
nicht zu bewerkstelligen. Außerdem muss man sich ein-
mal die Zahlen ansehen.

(Unruhe)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich bitte, der Rednerin mehr Aufmerksam-
keit zu widmen und die Gespräche einzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Biedefeld  (SPD): Über 80 verdächtige Fälle wur-
den allein im vierten Quartal 2001 an die Luftverteidi-
gungsdienststellen gemeldet. Über 80 verdächtige Fälle!
Stellen Sie sich einmal vor, was geschähe, wenn man
bei jedem dieser Verdachtsfälle die genannten Maßnah-
men – Abschalten und Herunterfahren des Reaktors in
einen sicheren Druckbereich – einleiten würde. Wenn
wir das wahrmachen würden, was für Folgen würden
sich daraus ergeben? Wie würde das mit Ihrer bisheri-
gen Intention in Einklang stehen? Der wirtschaftliche
Betrieb der betroffenen Kernkraftwerke würde doch in
jedem Fall in Frage gestellt. Das kann ich mir nicht vor-
stellen. Die Frage ist deshalb, Herr Dr. Wiesheu, wollen
Sie den Betreibern der bayerischen Kernkraftwerke, wol-
len Sie der Kernkraft in Deutschland an den Kragen?
Wollen Sie das? Ich kann hieraus jedenfalls nichts ande-
res schließen. Es wäre deshalb sehr interessant, eine
Antwort von Ihnen zu bekommen. Sie können sich uns
gegenüber ruhig outen, wir haben damit kein Problem,
im Gegenteil, wir würden es begrüßen.

Wie gesagt, die Einleitung von Abwehrmaßnahmen in
einem ausreichend dimensionierten Sperrgebiet würde
den zivilen Flugverkehr in den betroffenen Regionen
zum Erliegen bringen. Das würde in der Umgebung von
Großflughäfen zu einer zwangsläufigen Einstellung des
Flugbetriebs führen. Vor diesem Hintergrund frage ich
Sie auch, Herr Dr. Wiesheu, haben Sie Ihre Forderung
und die Forderung Ihres Kabinetts mit den Betroffenen
besprochen? Haben Sie diese Frage mit den Betreibern
der bayerischen Kernkraftwerke erörtert und mit den
Fluggesellschaften und den Flughafenbetreibern
besprochen? Das ist doch sehr interessant. Ich nehme
an, die würden eine ganz andere Meinung dazu haben.
Die Vorstellung, die Sie hier an den Tag gelegt haben, ist
aus unserer Sicht deshalb sehr interessant.

Wir haben es hier mit einem vielschichtigen Problem zu
tun, das wurde vorhin auch beim Redebeitrag des Kolle-
gen Pienßel deutlich. Prüfen wir gemeinsam – die Bun-
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desregierung hat damit bereits begonnen –, prüfen wir
ernsthaft mit den Ländern alle Möglichkeiten, um für
mehr Sicherheit zu sorgen. Prüfen wir dies unter Berück-
sichtigung aller Argumente und unter Beteiligung aller
Betroffenen, die ich eben angeführt habe. Wir wollen
mehr Sicherheit, aber wir wollen mehr Sicherheit nicht
vorgaukeln. Die SPD-Fraktion lehnt den Antrag der
GRÜNEN deshalb ab.

(Beifall bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung, die auf
Wunsch der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN in namentlicher Form erfolgen soll. Ich gebe schon
jetzt bekannt, dass es nach Abgabe der Stimmkarten
eine Mittagspause bis 13.30 Uhr geben wird. Für die
Stimmabgabe sind die entsprechend gekennzeichneten
Urnen bereits aufgestellt. Die Ja-Urne steht auf der
Oppositionsseite, die Nein-Urne auf der Seite der CSU-
Fraktion. Die Enthaltung-Urne steht auf dem Stenogra-
fentisch. Mit der Stimmabgabe kann begonnen werden.

(Namentliche Abstimmung von 12.44 bis 12.49 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Das Abstim-
mungsergebnis wird von mir nach der Mittagspause
bekannt gegeben.

(Unterbrechung von 12.49 bis 13.35 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor wir in der Tages-
ordnung fortfahren, gebe ich das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Paulig, Tausendfreund, Dr. Runge und anderer
betreffend Flugverbotszonen im Umkreis von Atomreak-
toren, Drucksache 14/8216, bekannt. Mit Ja haben 9
Abgeordnete gestimmt, mit Nein 143. Es gab eine
Stimmenthaltung. Damit ist der Dringlichkeitsantrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Ich rufe nun auf:

Tagesordnungspunkt 8

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlich-
keitsanträge

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget, Bie-
defeld, Gartzke und anderer und Fraktion (SPD)

Nein zum Verordnungsentwurf der Staatsregierung
für die Genehmigung von FOC/Einzelhandelsgroß-
projekten; Möglichkeit zur Bildung kommunaler Alli-
anzen (Drucksache 14/9442)

Ich eröffne die Aussprache. Frau Biedefeld, bitte.

(Hofmann (CSU): Wenn Sie jetzt auf Ihre Rede und
auf die Aussprache verzichten und gleich zur
Abstimmung übergehen würden, hätten Sie die
Mehrheit!)

Frau Biedefeld (SPD): Frau Präsidentin, werte Kollegin-
nen und Kollegen des Hohen Hauses, auch wenn noch
nicht viele hier sind. Wir reden heute über eine sehr weit-
reichende Entscheidung. Über die Entscheidung näm-
lich, in welche Richtung sich unsere bayerischen Innen-
städte entwickeln. Es wird eine Richtungsentscheidung
sein zwischen Verödung oder Lebendigkeit, zwischen
Billigsortiment oder qualitativ hochwertigen Waren, zwi-
schen Verlust des städtischen Charakters oder Lebens-
und Liebenswürdigkeit unserer bayerischen Innen-
städte.

Auch der Bayerische Landtag unterstützt im Rahmen der
Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms die
Forderung – das muss man sich auf der Zunge zergehen
lassen –, die Funktions- und Leistungsfähig unserer
Städte und Stadtteilzentren zu erhalten und zu verbes-
sern.

Diese Aussage und dieses Ziel werden aber ganz ein-
deutig unterlaufen, wenn die CSU-Mehrheit hier im
Hohen Hause dem uns vorliegenden Antrag der Staats-
regierung, dem Entwurf einer Verordnung zur Änderung
der Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm
in Bayern zustimmt. Diese Verordnung hat zwar relativ
wenig Text, aber eine Begründung mit einem Umfang
von sechs Seiten. Mit der Verabschiedung dieser Ver-
ordnung würde das Ziel, die Funktions- und Leistungsfä-
higkeit unserer Innenstädte zu erhalten, ganz eindeutig
verfehlt. Wir müssen dem Vorhaben der Staatsregie-
rung, was die künftige Genehmigung von Einzelhandels-
großprojekten und FOCs betrifft, ganz klar Einhalt gebie-
ten. Dazu sind wir aufgefordert, damit unsere Innen-
städte den sie auszeichnenden Charakter erhalten kön-
nen und zumindest eine realistische Chance bekommen,
im harten Wettbewerb des Einzelhandels zu bestehen.
Diese Chance müssen wir ihnen einräumen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn diese Verordnung von der Mehrheit im Hohen
Hause heute so beschlossen würde, würden große
Löcher aufgerissen. Es würde zu einem Dammbruch
und damit zu einer Flut von Großmärkten auf der grünen
Wiese kommen. Davor aber müssen wir unsere Kommu-
nen bewahren, und dazu sind wir heute aufgefordert.
Das dürfen wir nicht zulassen.

Die Rahmenbedingungen für den Einzelhandel haben
sich nicht erst seit gestern verschlechtert. Das wissen
wir alle. Wir diskutieren alle ständig mit den zuständigen
Verbänden und Fachleuten. Die Umsätze gehen ständig
zurück, aber die Verkaufsflächen wachsen. Die
Zunahme der Verkaufsflächen bei unveränderter Nach-
frage ist signifikant. Auf der Fläche findet ein harter Ver-
drängungswettbewerb statt. Hierbei ziehen die Stadt-
zentren eindeutig den Kürzeren. Das merken wir bereits
jetzt bei der Entwicklung unserer Innenstädte.
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Der Wettbewerb im Einzelhandel, welcher heute in Bay-
ern bereits Überkapazitäten von 30% aufweist, würde
sich noch stärker verschärfen und noch mehr ruinös wer-
den. Die Innenstädte und Stadtteilzentren der großen
Städte, insbesondere aber die Mittel- und Kleinstädte mit
Einwohnerzahlen zwischen 10000 und 50000 würden
ihre Attraktivität verlieren. Möglicherweise würden sie
sogar ihrer Lebensfähigkeit beraubt, wenn diese Verord-
nung mit der Mehrheit im Hohen Hause so beschlossen
werden sollte. Zwischen den kleineren Gemeinden
würde ein ruinöser Wettbewerb entstehen. Die Projekte
auf der grünen Wiese würden eine Vielzahl neuer Pro-
bleme sozialer, verkehrlicher und auch ökologischer Art
schaffen. Die Grundversorgung würde nur mangelhaft
gesichert, eine Anbindung der Märkte mit öffentlichen
Verkehrsmitteln würde fehlen und schließlich wären ein
erhöhter Landschaftsverbrauch, ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen, der Bau neuer Straßen und vieles andere
mehr die Folge.

Wir als Parlamentarier haben deshalb die Aufgabe, dafür
zu sorgen, dass die Standorte in den integrierten Lagen
gefördert werden. Mit integrierten Standorten meinen wir
die echten Innenstadtlagen, nicht Standorte irgendwo
am Stadtrand. Wir meinen wirklich die Innenstädte.
Diese Standorte müssen wir fördern. Die Standorte auf
der Grünen Wiese müssen wir soweit wie möglich ver-
hindern.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Zielsetzung schließt sich zumindest auf den ers-
ten Blick der uns vorliegende Entwurf vom 17. April 2002
zur Teilfortschreibung an. Darin wird unter anderem fest-
gestellt, dass der Erhalt attraktiver und lebendiger Innen-
städte mit einer Vielfalt kleiner und mittelständisch
geführter Betriebe zur Sicherung der verbrauchernahen
Versorgung notwendig ist.

Wenn wir für den Entwurf der Staatsregierung stimmen,
Ausnahmeregelungen für Fabrikverkauf, für Einzelhan-
delsgroßprojekte, teils in gigantischer Größenordnung,
zuzulassen, dann hat dies wirklich einen Dammbruch
zur Folge – das muss man klar sehen –, dessen Auswir-
kungen wir heute noch gar nicht richtig abschätzen kön-
nen. Es muss sich jeder, der heute über dieses Thema
abstimmt, darüber klar sein, dass die Konsequenzen
ausgestorbene Innenstädte, Verödung, Vereinsamung
und Verlust des innerstädtischen Charakters sein wer-
den. Dann kann man nur noch sagen: Bordsteine hoch,
gute Nacht.

Das ist nicht in unserem Interesse. Ich hoffe, dass Sie im
Hinblick auf die einschlägigen Eingaben und Briefe
sowie die Forderungen und Appelle, die an alle Kollegin-
nen und Kollegen dieses Hohen Hauses gerichtet wur-
den, ein Einsehen haben und Ihre Position, die Sie bis-
lang vertreten haben, revidieren. Wir sagen klar: nicht
Bordsteine hoch, nicht gute Nacht, was unsere bayeri-
schen Innenstädte betrifft – nicht mit der SPD.

In Einzelhandelsgroßprojekten und insbesondere den
FOCs kann das Sortiment jederzeit wechseln. Die Fach-
leute haben dies in den verschiedensten Anhörungen
und Gesprächen sowie Diskussionen immer wieder

gesagt. Deshalb darf es für FOCs keine Sondergeneh-
migungen geben.

(Beifall bei der SPD)

Sie müssen bei den Genehmigungsverfahren wie jedes
andere Einzelhandelsgroßprojekt behandelt werden.
Das ist unsere klare Forderung. Vor allem muss aber die
vorhandene Kaufkraft – das ist uns ein besonderes
Anliegen – im Nah- und Einzugsbereich für die Geneh-
migungsfähigkeit herangezogen werden, und zwar nicht
in dem Ausmaß, wie es das Kabinett vorhat und erneut
hochgepuscht hat, sondern den tatsächlich gegebenen
Tatsachen, der tatsächlich vorhandenen Kaufkraft, ent-
sprechend.

Für die SPD-Fraktion gilt, dass Einzelhandelsgroßpro-
jekte mit vorwiegend innenstadtrelevanten Sortimenten
wie Textilien, Schuhe, Parfümartikel oder Spielwaren
und vieles andere mehr prinzipiell wirklich nur in inner-
städtischen Lagen genehmigt werden dürfen. Das führt
zu einer Stärkung unserer Innenstädte. Wir lehnen des-
halb die vorgesehene Ausnahme, wonach solche Einzel-
handelsgroßprojekte bei Vorliegen einer Ministererlaub-
nis in städtebaulichen Randlagen genehmigt werden
können, ab. Das muss man sich einmal vorstellen, will-
kürliche Entscheidungen wären das, nichts anderes. Wir
lehnen es ab, dass so etwas bei Vorliegen einer Minister-
erlaubnis auch in städtebaulichen Randlagen genehmigt
werden sollte. Das kann nicht sein. Es gibt keine klaren
Kriterien dafür, auch nicht in dieser mehr als sechsseiti-
gen Begründung. Das wären wirklich willkürliche Ent-
scheidungen zulasten unserer bayerischen Innenstädte
und auf Kosten der Liebenswürdigkeit unserer bayeri-
schen Städte.

Jede Ministererlaubnis würde einen Präzedenzfall schaf-
fen, das lehnen wir ab. An welchen Kriterien wollen Sie
das wirklich festmachen? – Das ist nirgendwo nachzule-
sen. Sie selbst haben sich auch nie dazu geäußert,
weder von Seiten des zuständigen Ministeriums für Lan-
desentwicklung und Umweltfragen Herr Staatsminister
Schnappauf, noch von Seiten der CSU-Fraktion. Welche
klaren Kriterien wären dies denn? – Das ist nirgendwo
festgelegt. Wir meinen, jede Ministererlaubnis würde
Präzedenzfälle schaffen, die letztendlich die Ausnahme
zur Regel werden lassen würden. Ich sage hier nur wie-
der das Stichwort: Dammbruch.

Für uns ist es wichtig, dass hinsichtlich der Genehmi-
gung von Einzelhandelsgroßprojekten der Anschluss an
einen gut funktionierenden ÖPNV gegeben ist. Vor allem
ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger in einer immer älter
werdenden Gesellschaft sind auf öffentliche Verkehrs-
mittel angewiesen. Sie haben einen Anspruch darauf.
Wir wissen, wie schwierig das umzusetzen ist. Auch
ohne diese neue Verordnung haben wir uns alle darum
bemüht, und wir wissen alle, wie weit wir damit gekom-
men sind.

Den Begriff „städtebaulich integrierter Standort“ lehnen
wir ab, weil dies ein unbestimmter Rechtsbegriff ist.
Wenn dieser Begriff doch Verwendung finden sollte,
dann sollte nur bei Möbelhäusern, Baumärkten oder
Gartencentern davon abgewichen werden.
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Das Prinzip der zentralen Orte für die Genehmigung
eines Standortes hat sich bewährt. Daran gibt es keinen
Zweifel. Deshalb muss daran festgehalten werden. Von
dieser Forderung werden wir nicht abweichen. Um dem
ländlichen Raum eine Chance zu geben, kann es mög-
lich sein, sich entsprechend entwickelnde Gemeinden in
ihrer Zentralörtlichkeit aufzuwerten. Diese Diskussion
werden wir führen, wenn es um die Gesamtfortschrei-
bung des Landesentwicklungsprogramms geht. Hier
haben sich entwickelnde Kommunen wirklich eine
Ansatzmöglichkeit. Das müssen wir in den weiteren
Beratungen berücksichtigen.

Eine weitere wichtige Möglichkeit für den ländlichen
Raum ist unserer Meinung nach die Zusammenarbeit in
kommunalen Allianzen. Das haben wir in unserem
Antrag so aufgeführt. Mit dem Zusammenschluss einzel-
ner Gemeinden wird eine gemeinsame Kaufkraft gebil-
det, die die Genehmigung von Einzelhandelsgroßprojek-
ten ermöglicht. Bei der Genehmigung ist dann aber die in
der Gemeinde oder dem Stadtgebiet tatsächlich vorhan-
dene Kaufkraft zu berücksichtigen.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf können in Einzel-
fällen auch Ortsrandlagen als städtebaulich integrierte
Standorte in Betracht kommen. Das wird mehrmals auf-
geführt. Ich sage es noch einmal: Die Ausweitung des
Begriffs, der ein unbestimmter Rechtsbegriff ist, hat ver-
heerende Folgen. Alle, die wir heute hier sitzen, werden
das noch erleben. Ich sage, es ist wirklich interpretierbar
und willkürlich auslegbar. Wir sind strikt dagegen.

Der bayerische Ministerrat hat in seiner Zielformulierung
vom 29. Mai 2001 – und dies in Übereinstimmung mit
den Verbänden, die Sie auch angeschrieben haben, Kol-
leginnen und Kollegen von der CSU-Fraktion, nämlich
dem Bayerischen Städtetag, dem Bayerischen Industrie-
und Handelskammertag, der Arbeitsgemeinschaft der
bayerischen Handwerkskammern, dem Landesverband
des bayerischen Einzelhandels und dem Landesver-
band der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels in
Bayern – eine Vereinbarung über die Abschöpfungs-
quote getroffen. Es wurde eine Abschöpfungsquote von
höchstens 10%, in Innenstadtlagen von höchstens 20%
vereinbart. Das wurde in der gemeinsamen Diskussion
der Staatsregierung mit den Verbänden für angemessen
gehalten. Die nunmehr vorgenommene massive Anhe-
bung der Abschöpfungsquote auf 30% gefährdet wirk-
lich die noch vorhandene kleinteilige Angebotsstruktur in
den gewachsenen Ortszentren. Wir lehnen dies deshalb
ab.

Wir stimmen mit den Verbänden, die ich eben nament-
lich aufgeführt habe, vollkommen überein. Wir fordern
folgende Regelungen: bei Waren des sonstigen Bedarfs
für die ersten hunderttausend Einwohner höchstens
20% Abschöpfungsquote, in den Innenstadtlagen 30%
und für die 100000 Einwohner übersteigenden Einwoh-
ner 10% Abschöpfung der sortimentsspezifischen Kauf-
kraft im jeweiligen Verflechtungsbereich des innerstädti-
schen Einzelhandels.

Im Interesse des ländlichen Raums ist eine maßvolle
Anhebung der Abschöpfungsquote für die ersten
100000 Einwohner sinnvoll. Dies führen auch die ent-

sprechenden Fachverbände aus. Außerdem sollte die
Ansiedlung in Innenstadtlagen wirklich begünstigt wer-
den. Mit dem vorliegenden Entwurf der Verordnung ist
dies nicht vorgegeben. Das Ziel wird eindeutig verfehlt.

Die Erhöhung der Quoten für nicht innenstadtrelevante
Sortimente von 15 auf nunmehr 25% im Einzugsbereich
ist für uns völlig unvertretbar. Deshalb lehnen wir den
vorliegenden Entwurf klar ab. Wenn Einzelhandelsgroß-
projekte gigantischen Ausmaßes im Interesse der Innen-
städte vermieden werden sollen, muss die Abschöp-
fungsquote zumindest auf die ursprünglich vorgesehe-
nen 15% abgesenkt werden.

Zusammenfassend stelle ich für die SPD-Fraktion fest:
Die derzeitige Genehmigungspraxis für die Einzelhan-
delsgroßprojekte in Bayern hat sich bewährt. Wir stellen
weiter fest, dass sich bei Einzelhandelsgroßprojekten
das Prinzip der zentralen Orte grundsätzlich bewährt
hat. Wir stellen außerdem fest, dass es bei Neuregelun-
gen unter keinen Umständen zu derartigen unbestimm-
ten Rechtsbegriffen kommen sollte, zum Beispiel
„städtebaulich integrierte Randlage“; denn diese führen
– das ist auch nicht im Interesse dieses Hohen Hauses –
zu langwierigen Rechtsstreitigkeiten und bringen keine
Vereinfachung, sondern im Gegenteil mehr Aufwand für
die Genehmigungspraxis. Auch das kann nicht im Inte-
resse unserer Betriebe, unseres Einzelhandels sein.

Zum Weiteren stellt die SPD-Fraktion fest, dass wir ins-
gesamt im Hohen Haus Abstand nehmen sollten von der
Vielzahl der vorgesehenen Ausnahmetatbestände.
Würde ich diese anführen, würde ich heute spätabends
noch am Rednerpult stehen. Bei Genehmigungen von
Einzelhandelsgroßprojekten ist für uns unerlässlich,
dass insbesondere aus sozialen Gründen die qualifi-
zierte Anbindung an den Personennahverkehr dauerhaft
gegeben und gesichert ist.

Als weitere Feststellung möchte ich vorgeben, dass
grundsätzlich bei allen Genehmigungen in erster Linie
auf die vorhandene Kaufkraft im Gemeinde- oder Stadt-
gebiet abgestellt werden sollte und Genehmigungen von
Einzelhandelsgroßprojekten nur zulässig sein sollten,
wenn die Kaufkraft tatsächlich gegeben ist.

Im ländlichen und im Stadtumlandbereich muss es – wie
gesagt – möglich sein, dass mit rechtsverbindlichen Ver-
trägen kommunale Allianzen gebildet werden, um die
Einwohnerzahl und Kaufkraft zu erhöhen, damit die
Genehmigung für ein Einzelhandelsgroßprojekt tatsäch-
lich gegeben ist.

Es ließen sich an dieser Stelle noch eine Reihe Forde-
rungen im Interesse unserer Kommunen stellen. Ich
möchte es bei den wenigen wichtigen Forderungen
belassen. Entscheidend ist, dass es bei der Überarbei-
tung des Landesentwicklungsprogramms die ursprüngli-
che Absicht war – ich sage das an die Kolleginnen und
Kollegen der CSU –, die Innenstädte, die Stadtteilzen-
tren und die Ortszentren der zentralen Orte Bayerns wie-
der zu stärken. Das war ursprünglich unser gemeinsa-
mes Ziel. Nun rücken die Kolleginnen und Kollegen der
CSU von diesem Ziel ab.
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Trotz einiger weniger konstruktiver Ansätze verfehlt der
vorliegende Entwurf das Ziel. Ich bitte Sie daher noch
einmal sehr herzlich, dem Entwurf in der vorliegenden
Fassung auf keinem Fall zuzustimmen. Ich sage auch:
Im Falle der Zustimmung lehnen Sie nicht nur unsere
Position ab, sondern Sie lehnen auch maßgebliche Posi-
tionen von bayerischen Verbänden ab, mit denen Sie
eigentlich ansonsten gut zusammenarbeiten. Ich kann
nicht nachvollziehen, warum Sie den erwähnten bayeri-
schen Landesverbänden eine Kriegserklärung machen.
– Nichts anderes ist es.

Ich bitte Sie, stimmen Sie unserem Antrag zu. Nehmen
Sie die Anregungen und Korrekturen der Verbände in
den Entwurf auf und bewahren wir uns gemeinsam vor
einem weiteren sich verschärfenden ruinösen Wettbe-
werb. Bewahren wir uns vor dem ruinösen Wettbewerb
zwischen den kleineren Kommunen, und bewahren wir
uns gemeinsam in Bayern vor der Zunahme sozialer,
verkehrlicher und ökologischer Probleme. Ich beantrage
für die SPD-Fraktion namentliche Abstimmung.

(Beifall bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Nächste Wortmel-
dung: Herr Dr. Runge. Bitte.

Dr. Runge  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Hofmann!
Die Thematik „Großmärkte auf der grünen Wiese und
Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms“
haben wir in letzter Zeit mehrfach in den Ausschüssen
und in der Vollversammlung bemühen müssen. Eine
inhaltliche Auseinandersetzung ist mit der CSU und vor
allem mit deren Minister Schnappauf nicht möglich, weil
sich CSU und Staatsminister Schnappauf auf Inhalte
überhaupt nicht einlassen wollen. Es wird gesagt, die
Änderung zum LEP wäre nötig gewesen, und es würde
alles besser werden. Wenn wir aber einzelne Argumente
anführen oder wenn dies die Verbände tun, wird darauf
nicht geantwortet. Im Gegenteil, Minister Schnappauf
geht in die Rückwärtsverteidigung, die immer das glei-
che Muster hat: andere Bundesländer, SPD-geführte
Bundesländer würden das Gleiche machen, SPD-Bür-
germeister würden große Zentren fordern und an der
Grenze nagten und drohten andere Zentren. Das sind
der Begründungsmechanismus und der Weg, mit die-
sem Thema umzugehen.

Für uns ist der Umweltminister mittlerweile die tragische
Figur im Kabinett Stoiber. Meiner persönlichen Einschät-
zung nach ist er ein fleißiger Mann und er hätte eigent-
lich auch die Kompetenz. Aber er tut fast immer alles, um
der Umwelt zu schaden. Es gibt immer wieder Fälle, wo
er sich zum Büttel von großen Unternehmen macht, wo
er sich zum Büttel von einigen Kommunen macht und
sich vor allem zum Büttel seines Herrn macht, dem
Ministerpräsidenten Edmund Stoiber. Er schadet damit
der Umwelt und Bürgerinnen und Bürgern, schadet
damit dem Mittelstand und düpiert oft genug den Land-
tag. Dazu brauche ich nicht das heutige Thema zu
bemühen, sondern wir können auch das Thema Dosen-
pfand nehmen; auch hier geschah das.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Es ist kein Geheimnis, dass hinter den Kulissen längst
nicht mehr Umweltminister Schnappauf Regie führt, son-
dern dass dieses Geschäft Staatsminister Erwin Huber,
Leiter der Staatskanzlei, erledigt.

Am 19. Februar 2002 – dies wurde schon angesprochen
– hatten wir im Landtag die Anhörung zum Entwurf der
Staatsregierung zur Teilfortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms. Das Urteil der Sachverständigen
– wir haben es gehört und nachlesen können – war ver-
nichtend. Von nahezu allen Beteiligten, wie Bayerischer
Städtetag, Bayerischer Gemeindetag, Industrie- und
Handelskammer, Handwerkskammer bis hin zum Bund
Naturschutz wurde diese Teilfortschreibung als untaugli-
ches Instrument bezeichnet. Alle haben davor gewarnt.
Wenn wir die Lex Ingolstadt haben, öffnen wir den Groß-
märkten auf der grünen Wiese Tür und Tor – egal ob dies
FOCs oder andere Großbetriebsformen des Einzelhan-
dels sind.

Was macht die Staatsregierung? – Sie bringt einen
geänderten Entwurf. Sie erzählt, dieser Entwurf würde
die Ergebnisse der Anhörung beinhalten. Es ist die Rede
– in Presseerklärungen und im Protokoll nachzulesen –
von einem Kompromissvorschlag. Es ist die Rede von
weiteren Veränderungen und sogar Verbesserungen.
Was hat sich gegenüber dem ersten Entwurf konkret
geändert? – Die kleine Verbesserung ist, dass es bei den
Sortimenten mehr Klarheit gibt. Aber die Abschöpfungs-
quoten wurden noch einmal hochgefahren. Die wunder-
schöne doppelte Ministererlaubnis im Falle innenstadtre-
levanter Sortimente in nicht städtebaulich integrierter
Lage ist nicht mehr als Placebo. Wir erleben jetzt schon,
wie man das aushebeln kann. Ihre jetzigen Änderungen,
die auf Minister Schnappauf zurückgehen, sind alles
andere als ein Kompromiss und mit Sicherheit keine Ver-
besserungen.

Das sind allenfalls Verschlimmbesserungen eines
hundsmiserablen grottenschlechten Entwurfs.

(Dr. Bernhard (CSU): Grottenschlecht?)

– Ja, grottenschlecht, Herr Bernhard.

Die Landesplanung war bisher kein allzu scharfes
Schwert bei der Steuerung der Ansiedlung von Einzel-
handelsprojekten. Das habe ich schon in der letzten Ple-
narsitzung gesagt. Wir kennen die Zahlen für Bayern.
Zwischen 1995 und 2000 gab es 2 Millionen qm neuer
Verkaufsfläche für Großbetriebsformen des Einzelhan-
dels. Das sind Unternehmen mit mehr als 700 qm Ver-
kaufsfläche. Das entspricht etwa einem Sechstel der
gesamten Verkaufsfläche im bayerischen Einzelhandel.
Man hat aber immerhin die größten Auswüchse bei
Großmärkten auf der grünen Wiese verhindern können.
Durch die Teilfortschreibung der Staatsregierung drohen
jedoch Dammbrüche.

Wir haben es erlebt. Die Regierung von Oberbayern hat
diesen Entwurf zur Grundlage der landesplanerischen
Beurteilung mit positivem Ergebnis mittlerweile in zwei
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Fällen gemacht. Es handelt sich um den Fall Ingolstadt
und um Ikea in Taufkirchen. Plötzlich hat man gesagt, die
Vorhaben entsprächen den Zielen der Raumordnung
und Landesplanung, was nach der bisherigen Rechts-
lage nicht der Fall gewesen ist. Ich wiederhole noch ein-
mal die Gründe, mit denen die Regierung von Oberbay-
ern noch im Sommer 2000 die Zulässigkeit des Projekts
in Ingolstadt abgelehnt hat.

Das Vorhaben widerspricht dem Ziel des Landes-
entwicklungsprogramms, demzufolge Einzelhan-
delsgroßprojekte ausnahmslos nur an städtebaulich
integrierten Lagen raumverträglich sind. Darüber
hinaus übersteigt die Kaufkraftabschöpfung des
Herstellerdirektverkaufszentrums die unter raum-
ordnerischen Gesichtspunkten verträgliche Quote
aus dem sogenannten Verflechtungsbereich.
Schließlich fehlt es dem geplanten Vorhaben auch
an der erforderlichen Anbindung an den öffentlichen
Verkehr.

Es werden also drei gewichtige Argumente genannt, die
heute noch genauso gelten. Die Staatsregierung hat
jedoch schnell den Entwurf der Teilfortschreibung des
LEP zu Einzelhandelsgroßprojekten zusammengebas-
telt und dreht alles so hin, dass das Projekt in Ingolstadt
genehmigungsfähig ist. Mittlerweile betrifft dies auch
Taufkirchen. Es kann also keine Rede davon sein, dass
Ingolstadt ein Einzelfall oder eine Altlast sei. Man hat
alles so zurechtgebogen, dass solche Projekte genehmi-
gungsfähig sind.

Lassen Sie mich ein weiteres Mal ein Zitat zu dem neu-
erlichen Beschluss der Regierung von Oberbayern zu
Ingolstadt bringen:

Der Ministerrat hat Zielformulierungen zur Teilfort-
schreibung des Landesentwicklungsprogramms
zum Thema Einzelhandelsgroßprojekte beschlos-
sen. Es ergeben sich Änderungen bezüglich des
Verflechtungsbereichs, der maximal zulässigen
Kaufkraftabschöpfungsquote sowie der geforderten
städtebaulichen Integration des Standorts, wonach
nunmehr unter bestimmten Voraussetzungen auch
städtebauliche Randlagen zu akzeptieren sind.

In Taufkirchen hatten wir im Grunde genommen das glei-
che Prozedere, wie man letztendlich doch zu einer posi-
tiven Bewertung kommen kann.

Ich nenne noch einmal konkret drei Beispiele für den
Unfug. Herr Kollege Hofmann, vielleicht gehen Sie in
Ihrer Rede auf die drei Beispiele ein.

Man darf nun auf die grüne Wiese gehen, wenn in
städtebaulich integrierten Lagen keine Flächen zu finden
sind. Ein Antragsteller kann aber leicht angeben, er
brauche doppelt so viel Verkaufsfläche wie er tatsächlich
benötigt. Wenn die Kommune das nicht anbieten kann,
dann kann sie nach draußen gehen.

Der zweite Punkt betrifft die Bezugnahme auf die jewei-
lige Kaufkraftabschöpfung bei der Beurteilung der Zuläs-
sigkeit. Hier wird zwischen verschiedenen Einzugsge-
bieten und verschiedenen Sortimenten differenziert. Ich

habe bei der Anhörung die Gutachter gefragt, ob eine
solche Regelung gerichtsfest sein werde. Die Antwort
war, dass eine solche Regelung mit Sicherheit nicht
gerichtsfest sein werde. Jetzt kommt noch hinzu, dass
Herr Schnappauf zwischen dem Entwurf und der Ände-
rung des Entwurfs die Quoten noch einmal erhöht hat.

Gefährdet ist schließlich die Nachversorgung von
Gemeinden im Stadt-Umland-Bereich. Dort darf bei der
Beurteilung auch auf die Kaufkraft der angrenzenden
Großstädte Bezug genommen werden. Im Fall von Tauf-
kirchen hat genau dies zu einer positiven Beurteilung
durch die Regierung von Oberbayern geführt.

Deswegen muss ich Ihnen diesen Fall noch einmal kon-
kreter darstellen. Es geht dabei um ein Einrichtungshaus
von Ikea auf bislang unbebautem Gebiet. Die Fläche
beträgt ungefähr 9 Hektar, der S-Bahn-Haltepunkt ist
etwa 3 km entfernt. Geplant ist eine Gesamtverkaufsflä-
che von 21000 qm. Davon betreffen 14000 qm das
Kernsortiment, in diesem Fall also Möbel, 4000 qm zen-
trenrelevante Randsortimente, 3000 qm nicht-zentren-
relevante Randsortimente wie beispielsweise Teppiche,
Küchengeräte usw., und 2000 qm Servicefläche. Es wird
eine wahnsinnig hohe Flächenproduktivität vorausge-
sagt, die um den Faktor 2 oder 3 über der sonstiger
Möbelläden liegt. Das ist also alles andere als personal-
intensiv. Der Einzugsbereich reicht in der Ost-West-
Richtung von Kempten bis Berchtesgaden, im Süden bis
zur Landesgrenze und wird im Norden durch die Linie
Augsburg – Freising – Mühldorf begrenzt. Es handelt
sich also um einen sehr großen Einzugsbereich. Ich
zitiere die Beurteilung des Regionalen Planungsver-
bands:

Die regionalplanerische Beurteilung zeigt, dass das
Projekt mit seinen 7000 qm Randsortiment nicht
den Erfordernissen der Raumordnung entspricht.
Eine Realisierung würde die Funktionsfähigkeit der
zentralen Orte im Einzugsbereich und die verbrau-
chernahe Versorgung wesentlich beeinträchtigen.

Dann werden die einzelnen Gründe genannt, die ich
Ihnen jetzt ersparen möchte, werte Kolleginnen und Kol-
legen von der CSU. Auf ein Argument gehe ich aber ein,
weil dieses bei der Änderung eine Rolle gespielt hat.
Hier heißt es:

Anders als im Möbelbereich stellt sich die Situation
im Randsortiment dar. Hier muss die Abschöpfungs-
quote der Kaufkraft nicht für den ganzen Einzugsbe-
reich des Vorhabens, sondern für den landesplane-
rischen Nahbereich geprüft werden. Dieser umfasst
die Gemeindegebiete von Taufkirchen und Brunntal,
also ca. 21000 Einwohner. Einige Sortimente, die
vom Projektträger als nicht zentralrelevant bezeich-
net werden, sind jedoch nach der sogenannten
Ulmer Liste und vergleichbaren Abgrenzungen
durchaus zentralrelevant. Insgesamt ergibt das
5600 qm zentralrelevante Sortimente. Einer Kauf-
kraft im zentralrelevanten Sortiment von 6,6 Millio-
nen DM stehen entsprechende Umsätze in Höhe
von gut 33 Millionen DM gegenüber.
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Das bedeutet eine Abschöpfungsquote von 506%, Herr
Hofmann. Raumordnerisch zulässig wären nach der
alten Regelung 30%. Was sagt jetzt der werte Herr
Umweltminister, der jetzt nicht anwesend ist? – Er sagt in
einer Presseerklärung zu der neuen Regelung: „Umland-
gemeinden können im geringen Umfang auf die Kauf-
kraft der Kernstädte zurückgreifen.“ Somit wird die Diffe-
renz zwischen 30% und 506% als geringer Umfang
bezeichnet. Wer so etwas sagt, der hat nicht mehr alle
Tassen im Schrank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Teilen der SPD)

Damit habe ich einmal konkret ausgeleuchtet, welche
Folgen die Änderung des Landesentwicklungspro-
gramms bezüglich der Großbetriebsformen des Einzel-
handels hat. Das kann man nachlesen. Die Regierung
von Oberbayern bezieht sich ganz konkret auf die Mög-
lichkeit, dass man bei der Abschöpfung der Kaufkraft die
Kernstadt dazunehmen kann.

Mit ihrem Vorgehen sorgt die Staatsregierung für eine
noch größere Wettbewerbsverzerrung. Wir wissen, dass
in den Stadt- und Ortszentren hohe Mieten zu zahlen
sind. Darüber hinaus gibt es hohe Auflagen. All das fin-
det man auf der grünen Wiese nicht. Wir wissen, dass
viele Kolleginnen und Kollegen von der CSU dies eigent-
lich nicht mitgetragen haben und es in der Fraktion der
CSU gute Diskussionen gegeben hat. Die Folgen der
Politik der Staatsregierung sind ein weiteres Ausbluten
von Zentren, ein zunehmender Verlust an wohnortnaher
Versorgung, mehr Autoverkehr, mehr Flächenfraß und
nicht zuletzt weniger Arbeitsplätze.

Wir sagen: Es ist höchste Zeit, diesen Irrsinn zu stoppen!
Deshalb werden wir selbstverständlich den Antrag der
SPD unterstützen und fordern Sie, werte Kolleginnen
und Kollegen von der CSU, auf, diesem Antrag ebenfalls
zuzustimmen. – Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Abgeordneten der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Vielen Dank, Herr
Kollege. Das Wort hat Herr Hofmann.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Jetzt darf er! –
Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt muss er! – Heiterkeit bei der SPD und beim
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Hofmann (CSU): Ich darf müssen.

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Kollegen!

(Frau Biedefeld (SPD): Darf Herr Traublinger auch
etwas sagen?)

– Ja, wenn er sich meldet. Hier kann doch jeder reden.
Ich weiß nicht, wie das bei euch geregelt ist. Bei uns ist
das überhaupt kein Problem.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist im
Grunde genommen ein ungewöhnlicher Vorgang, diesen
Themenkomplex in der jetzigen Phase parlamentari-
scher Beratung mit einem Dringlichkeitsantrag behan-
deln und erledigen zu wollen, und zwar aus folgenden
Gründen: Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie
man dazu steht, das ist jedermanns, jeder Frau Sache
und auch in unserer eigenen Fraktion gibt es unter-
schiedliche Positionen und Meinungen, was die
Abschöpfungsquoten anlangt.

(Zuruf von der SPD: Na, da schau her!)

– Ja, es ist ja nicht so wie bei euch, wo alle das machen,
was vorn angegeben wird. Nennen Sie mir ein einziges
Beispiel, bei dem Sie etwas anderes gesagt haben als
der Schröder oder der Hoderlein, Herr Gantzer.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: ICE! Da
haben wir jede Menge Beispiele!)

– Ich habe Herrn Gantzer angesprochen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist deshalb
ein zunächst ungewöhnlicher Vorgang, weil – wie mehr-
mals diskutiert und auch angekündigt – die Bayerische
Staatsregierung einen Verordnungsentwurf ordnungsge-
mäß im Bayerischen Landtag eingebracht hat. Dieser
Verordnungsentwurf ist parlamentarischer Gepflogen-
heit entsprechend in den Ausschüssen zu beraten. Er
wurde zunächst im federführenden Ausschuss, im Aus-
schuss für Landesentwicklung und Umweltfragen, bera-
ten und wird nun in den folgenden Ausschüssen seine
Weiterberatung finden. Deshalb, Frau Kollegin Biede-
feld, ist unbeschadet der Meinungsbildung in den Aus-
schüssen die von Ihnen heute gemachte Aussage, wer
dem Antrag der SPD nicht zustimme, „versündige sich“
gegen die Interessen der kommunalen Spitzenver-
bände, des Einzelhandels usw., der Form nach nicht in
Ordnung; denn mindestens rein theoretisch ist in der
Schlussabstimmung nach der parlamentarischen Bera-
tung alles möglich, mindestens genauso viel wie heute.
Daher wäre die genannte Schlussfolgerung nicht ange-
bracht.

Dass sich die SPD, was Einzelheiten anlangt, nicht allzu
viel Mühe macht, ist in diesem Hause hinlänglich
bekannt. Wenn es der SPD passt, wird eben das abge-
schrieben, was die kommunalen Spitzenverbände und
der Landesverband des Bayerischen Einzelhandels
schreiben.

(Unruhe bei der SPD)

– Nein! Regt euch doch nicht auf. Das ist natürlich nicht
verboten, aber es ist mir auch nicht verboten, dies darzu-
stellen. Die SPD wird doch morgen dass Bundesnatur-
schutzgesetz nicht deshalb ändern, weil der Bayerische
Städtetag gegen die Verbandsklage ist, sodass die Ver-
bandsklage herausgenommen werden muss. Dann
muss es doch auch unser gutes Recht als CSU-Fraktion
und als Bayerische Staatsregierung sein, in Anhörungen
die Interessenlagen der Verbände zur Kenntnis zu neh-
men. Aber es ist auch unsere Pflicht und Schuldigkeit,
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dann das zu machen, was wir in einer sachorientierten
Güterabwägung letztlich für richtig halten.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn hier der
Eindruck erweckt wird, in der Anhörung hätte sich uni-
sono ein Bild ergeben, wonach im Freistaat Bayern in
diesem Bereich nichts zu verändern wäre, weil sich alles
so hervorragend bewährt habe, dann, meine Damen und
Herren, trifft das nicht zu.

(Frau Biedefeld (SPD): Das haben wir nicht gesagt!)

Das heißt, bereits mit dem jetzt vorhandenen Instrumen-
tarium ist das eingetreten, was heute teilweise auch von
der Kollegin Biedefeld, von Herrn Kollegen Runge und
von vielen anderen, auch von uns, zur Kenntnis genom-
men und teilweise auch beklagt worden ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Gegensatz
dazu hat der Präsident des Bayerischen Städtetags, Dei-
mer, erklärt, die damalige Randwanderung, also die Ent-
wicklung der Einzelhandelsmärkte usw., habe von den
Innenstädten spielend verkraftet werden können. Sie
habe die Innenstädte nicht ernsthaft gefährdet und sei
vor allem durch einen kräftigen Nachfrageschub kom-
pensiert worden.

(Frau Biedefeld (SPD): Gehen Sie doch einmal auf
das Schreiben vom 7. Mai 2002 ein!)

– Ja, ich gehe schon darauf ein.

Der Vorsitzende des Bundes Naturschutz, Herr Weiger,
stellt das genaue Gegenteil fest. Er begrüßt, dass es
eine Fortschreibung des Landesentwicklungspro-
gramms gibt und stellt fest: „Schon die bisherige Ent-
wicklung hat zum Untergang mittelständischer Existen-
zen und zur Verschlechterung der Nahversorgung
geführt.“

Die Industrie- und Handelskammer, vertreten durch
Herrn Kürzinger, hat erklärt: „Wir haben uns in der Dis-
kussion von Anfang an für eine Gleichbehandlung von
FOC und Einzelhandelsmärkten ausgesprochen.“

Herr Deimer hat im Gegensatz zu dem, was die SPD will,
Folgendes erklärt: „Wir, die bayerischen Städte, haben
seit 1998 die innerstädtische integrale Entwicklungs-
achse gefordert.“ Der Städtetag hat also von der Lan-
desplanung die städtebaulich integrierte Lage für Einzel-
handelsgroßprojekte mit innenstadtrelevanten Sortimen-
ten gefordert. Außerdem forderte er eine qualitativ ein-
wandfreie Anbindung an den öffentlichen Personennah-
verkehr.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Gegensatz
zu dem, was bisher im LEP steht, haben wir das in das
LEP aufgenommen, und es hätte keiner Aufforderung
der SPD oder der GRÜNEN bedurft, den ÖPNV-An-
schluss in das LEP hineinzuschreiben. Das war bereits
vorhanden.

Es geht noch weiter, meine Damen und Herren. Herr
Dieter Jung, Vertreter des Bayerischen Landkreistages,
hat erklärt, in der Landesplanung werde überhaupt nicht
zur Kenntnis genommen, dass große Städte bei kleine-
ren Gemeinden die Kaufkraft nahezu zu 100% abschöp-
fen dürften; weil durch die Berechnung der zulässigen
Verkaufsflächen vielfach nicht mehr marktgängige Grö-
ßen entstünden.

Diejenigen, die sich mit der Materie beschäftigt haben,
erinnere ich an Folgendes: Geschossflächen, richterli-
che Rechtsprechung, 700 Quadratmeter Verkaufsfläche
unterstellt. Unsere Diskussion in diesem Zusammen-
hang hat wenigstens erbracht, dass mit den 1200 Qua-
dratmetern Geschossfläche nicht automatisch und bin-
dend 700 Quadratmeter Verkaufsfläche festgeschrieben
werden, sondern dass man in diesem Bereich sehr flexi-
bel sein kann.

(Zuruf des Abgeordneten Gartzke (SPD))

Herr Busse, immerhin Vertreter und auch Sprecher von
2000 Gemeinden im Freistaat Bayern, hat festgestellt:
„Wir stellen uns vor, dass im Landesentwicklungspro-
gramm mehr Spielraum für die Kommunen vorgesehen
wird und“ – auch in Übereinstimmung mit Ihrer und unse-
rer gemeinsamen Forderung – „gleichzeitig kommunale
Allianzen ermöglicht werden.“ Gemeinden sollten sich in
der Frage, wer welche Verkaufsflächen bekommt,
absprechen und diese Absprachen auch vertraglich fest-
legen.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Biedefeld (SPD))

– Ja, ich komme darauf zurück, Sie können sich darauf
verlassen, gerade wegen Hallstadt usw., was Ihnen doch
auch ein Herzensanliegen ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin sehr
gespannt, – wir werden bei der Weiterberatung der
Gesamtfortschreibung des LEP sehr intensiv darauf zu
sprechen kommen –, welche Möglichkeiten die Gemein-
den nutzen werden, um diese kommunalen Allianzen
auszufüllen. Dann wird für uns die Frage zu stellen sein:
Wie groß ist denn eine kommunale Allianz? Soll sie
20000, 30000, nach Möglichkeit 100000 Einwohner
umfassen wegen eines Landkreises?

Ich habe keine abgeschlossene Meinung dazu. Es wird
nicht einfach werden.

Meine Damen und Herren, ich weise auch darauf hin:
Der Themenkomplex interkommunale Allianzen ist nicht
eine neue Erkenntnis aus dem Mai 2002, sondern das
hat die Bayerische Staatsregierung in Abstimmung mit
der CSU-Fraktion auf den Weg gebracht. Es gibt eine
ganze Reihe solcher interkommunaler Zusammenarbei-
ten: die Wirtschaftsregion Bamberg/Forchheim, die kom-
munale Allianz Bamberg/Landkreis Bamberg/Stadt Hall-
stadt, den Teilraum Deggendorf/Plattling, Raum Passau/
Scherding, Euregio Salzburg/Berchtesgadener Land/
Traunstein, Stadt/Umland Umlandbereich Rosenheim,
Raum Ulm/Neu-Ulm usw. Ich will damit sagen, meine
sehr verehrten Damen und Herren: Diese Allianzen sind
in der Vergangenheit von uns nicht nur als notwendig
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erachtet, sondern auch in entsprechender Weise in die
Wege geleitet worden.

Jetzt möchte ich auf das eingehen, was Frau Biedefeld
gesagt hat, nämlich: Wenn das geschieht, was im Ver-
ordnungsentwurf steht, dann wird das Ergebnis eine Ver-
ödung der Innenstädte sein, Trostlosigkeit, Ausgestor-
benheit, Vereinsamung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die derzeitige
Entwicklung weist aus, dass diese Probleme unbescha-
det der Tatsache, dass diese neue Regelung noch keine
Gültigkeit hat, in einer großen Zahl von Innenstädten
bereits vorhanden ist,

(Gartzke (SPD): Das beschleunigen wir!)

aber nicht nur in den Zentren der Städte mit 5000, 7000
oder 8000 Einwohnern, sondern auch in denen der mitt-
leren Innenstädte der großen Kreisstädte mit 30000,
35000, 40000 Einwohnern. Warum ist das so, meine
Damen und Herren? Weil der seitherige zurechenbare
Verflechtungsraum und damit die Ausführungsmöglich-
keit hinsichtlich von Einzelhandelsgroßflächen nahezu
ausschließlich den großen Städten im Freistaat Bayern
mit 100000, 150000, 200000 und mehr Einwohnern
zugute gekommen ist.

(Gartzke (SPD): Hirschaid!)

– Wenn Sie wollen, sage ich zu Hirschaid auch etwas,
keine Sorge.

Für alle diejenigen, die dieses Thema parteipolitisch auf-
hängen wollen – Gott sei’s geklagt –, sage ich: Das, was
Sie teilweise beklagen, ist kein parteipolitisches Problem
und hat auch keine parteipolitische Ursache. 45% der
Verantwortungsträger sind leider Gottes keine CSUler,
sondern andere. Was Sie beklagen, meine Damen und
Herren, das ist nicht die ausufernde Projektentwicklung
auf der grünen Wiese in kleinen Gemeinden, die von der
CSU dominiert werden. Was wir in den Einkaufsmärkten
teilweise zu beklagen haben, die Steigerung der Ver-
kaufsflächen auf 108 Millionen, möglicherweise auf 115
Millionen Quadratmeter im Jahr 2005, das ist zwar auch
manchen, die in der CSU kommunalpolitische Verant-
wortung tragen, zuzuschreiben; aber wenn Sie ehrlich
sind, müssen Sie zugestehen, dass es auch der Pla-
nungshoheit derer zuzuschreiben ist, die als Mandatsträ-
ger der SPD, der Freien Wähler und anderer meinen,
diese städtebauliche Entwicklung ermöglichen zu müs-
sen, um sicherzustellen, dass der tägliche Bedarf wohn-
ortnah gedeckt werden kann.

(Frau Biedefeld (SPD): Wenn sie eine Ministerer-
laubnis haben, dürfen sie!)

– Frau Biedefeld, Sie geben mir das Stichwort: Minister-
erlaubnis. Ich habe sehr viel Verständnis dafür, dass die
bayerische SPD, die hier mit Sicherheit niemals einen
Minister oder eine Ministerin stellen wird, Sorge hat vor
der so genannten Ministererlaubnis.

(Unruhe bei der SPD)

– Jetzt, wo eure Bundes-SPD beinahe die bayerische
SPD-Höhe erreicht, braucht ihr euch doch keine Illusio-
nen machen.

Frau Kollegin Biedefeld, ich sage Ihnen: Wenn ich in der
Opposition wäre, wäre ich, selbst wenn ich der Meinung
wäre, dass die Ministererlaubnis nicht das Gelbe von Ei
ist, aus politischen Gründen auch dafür. Denn von dem
Zeitpunkt an, wo ein Minister das in Absprache mit dem
Innenministerium erlaubt – die Kriterien sind festgelegt,
das ist also nicht uferlos, wie Sie gesagt haben, sondern
es sind zwei Teilbereiche, die eine Ausnahme darstellen
–, haben Sie doch wenigstens die Möglichkeit, im Baye-
rischen Landtag einen politischen Tanz und Zinnober
aufzuführen. Wenn diese Entscheidung auf einer ande-
ren Ebene stattfindet, können Sie das Thema nicht poli-
tisieren.

Der Kollege Runge hat den Themenkomplex Taufkirchen
angesprochen. Ich habe Verständnis dafür, Herr Kollege
Runge, dass Sie sagen: Die Üppigkeit der Randsorti-
mente stellt ein Problem dar. Aber ich muss auch sehen,
dass ein Unternehmer unter gewissen Maßgaben und
Vorgaben bereit ist, zu investieren und Arbeitsplätze zu
schaffen.

Außerdem stelle ich fest, dass es Aufgabe der Politik ist,
zwar nicht alles zu machen, was jeder will, aber in einer
verantwortlichen Güterabwägung die notwendigen Ent-
scheidungen mit vorzubereiten. Ich sage Ihnen: Wenn
ein Unternehmen wie IKEA – ich habe von denen nichts,
damit es kein Missverständnis gibt, und Taufkirchen ist
auch nicht in meinem Stimmkreis – investiert und zig Mil-
lionen in die Hand nimmt, dann nur deswegen, weil es
weiß, dass die jetzt vorhandenen Möbelmärkte in der
Angebotspalette ganz offensichtlich eine Lücke offenba-
ren. Es ist nicht jede Familie und es nicht jeder Mensch
in der Lage wie ein bayerischer Abgeordneter oder ein
betuchter Großunternehmer, sich ein Wohnzimmer für
15000 oder 20000 Mark zu kaufen. Junge Leute mit 17,
18, 19 und 20 Jahren richten sich langsam ein mit
Möbelstücken für 500 Mark, 800 Mark und 1000 Mark.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, denen muss
es doch möglich sein, diese Angebotspalette wahrzu-
nehmen.

In der heutigen Diskussion hat es beim Beitrag der Kol-
legin Biedefeld eine Rolle gespielt, dass große Einzel-
handelsprojekte sozusagen wie Pilze aus dem Boden
schießen werden und die Ausnahme zur Regel werden
wird.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Kollege Hof-
mann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Dr.
Runge?

Hofmann (CSU): Ja, wenn es nicht auf meine Redezeit
angerechnet wird.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Kollege
Hofmann, ich frage Sie, ob Sie zur Kenntnis nehmen,
dass es nicht um IKEA Ja oder Nein geht, sondern ganz
konkret um den Standort, nämlich im Bannwald, 3 Kilo-
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meter weit weg von der S-Bahn in einer Stadtumlandge-
meinde, deren Kaufkraft ganz massiv abgeschöpft zu
werden droht. Das war die Kernfrage.

Teilen Sie die Meinung der Staatsregierung, dass durch
Großbetriebsformen des Einzelhandels ganz massiv
Arbeitsplätze im Einzelhandel insgesamt vernichtet wer-
den?

Hofmann (CSU): Herr Kollege Runge, ich bin ganz fest
davon überzeugt: Wir können es drehen und wenden,
wie wir wollen, wir können ein LEP entwickeln, wie wir
wollen, und sind dennoch niemals in der Lage, Markt-
kräfte sozusagen auszuhebeln und den Wettbewerb im
Markt zu verhindern.

(Frau Biedefeld (SPD): Wer will denn das?)

Mir selber sind die Größenordnungen, die Sie genannt
haben – – Bitte?

(Frau Biedelfeld (SPD): Wer will denn die Markt-
kräfte aushebeln? – Gartzke (SPD): Das will doch
keiner!)

– Er hat die Frage nach IKEA gestellt, und ich habe
grundsätzlich erklärt: Mit der Fortschreibung des LEP
kann der Wettbewerb nicht ausgehebelt werden. Sind
wir uns darüber einig, dass das nicht möglich ist?

Dass es neue Entwicklungsformen der Kaufmärkte
geben wird, auch daran gibt es keinen Zweifel. Nur muss
ich jetzt einmal Folgendes feststellen: Dass es Wettbe-
werb unter den Kommunen gibt und geben darf, steht
außer Zweifel. Dass bisher die Verlierer im Wettbewerb
im Wesentlichen die Gemeinden des ländlichen Raums
sind, steht auch außer Zweifel, weil die Kaufkraftbindung
aus den bekannten Gründen nicht vorhanden war.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Rahmen,
die wir im Verordnungsentwurf zunächst einmal zur Dis-
kussion vorgelegt haben, stellen eine Zielmarke dar,
über die man natürlich streiten und sich auseinander set-
zen kann. Aber sie orientieren sich am Willen der Kom-
munen, ihnen den notwendigen Spielraum zu geben,
damit sie in ihrer Planungshoheit eigenverantwortliche
Entscheidungen so treffen, dass sie in Übereinstimmung
mit ihren eigenen kommunalpolitischen Vorstellungen,
aber auch mit dem Gedanken zum Schutz ihrer mittel-
ständischen Unternehmen stehen. Die Kommunalpoliti-
ker wurden von den gleichen Frauen und Männern
gewählt wie wir, meine Damen und Herren, und die Kom-
munalpolitiker haben die Möglichkeit – nicht die Pflicht –,
25% abzuschöpfen, 15%, 20% oder sonst etwas.

Damit haben sie die Möglichkeit, die notwendigen
Voraussetzungen so zu treffen, dass sie der zielführen-
den Weiterentwicklung ihrer Kommune, so wie es die
verantwortlichen Kommunalpolitiker wollen, nicht im
Wege stehen.

Meine Damen und Herren, meine Sorgen sind deshalb
nicht in dem Ausmaß vorhanden, wie von der Opposition
vorgetragen, obwohl ich sie nicht ignoriere – damit es

kein Missverständnis gibt; denn seit einigen Jahren gibt
es den kommunalen Volksentscheid, der in vielen Berei-
chen bereits erfolgreich – wie man es auch nehmen und
sehen will – durchgeführt worden ist. Auch dieser kom-
munale Volksentscheid wird ein Beitrag dafür sein, dass
Kommunen in ihren Zuständigkeitsbereichen nicht
machen können, was ihnen gerade in den Sinn kommt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind der
festen Überzeugung, dass mit der Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms angesichts der ganz
wenigen Ausnahmetatbestände nicht das eintreten wird,
was sie hier angesprochen haben und an die Wand
malen: dass die FOCs wie Pilze aus dem Boden schie-
ßen werden. Und wir sind ganz fest davon überzeugt,
dass wir mit der Teilfortschreibung und später dann mit
der Gesamtfortschreibung des LEP den kommunalen
Verantwortungsträgern in Bayern den Spielraum geben
werden, den sie auch brauchen, damit sie eigenständig
die mittelständischen Interessen vertreten können, damit
sie aber auch die wohnortnahe Kaufkraftbindung durch
die Ansiedlung und die Entwicklung von leistungsfähigen
Einzelhandelsmärkten umsetzen können.

Deshalb lehnen wir, meine sehr verehrten Damen und
Herren, abgesehen von der Tatsache, dass es zum
gegenwärtigen Zeitpunkt dieses Antrags nicht bedurft
hätte, den Antrag auch aus dem Grund ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Es gibt keine weiteren Wortmeldun-
gen. Wir kommen zur Abstimmung.

Von der SPD-Fraktion ist namentliche Abstimmung
beantragt worden. Für die Stimmabgabe sind die ent-
sprechend gekennzeichneten Urnen bereitgestellt: die
Ja-Urne auf der Oppositionsseite, die Nein-Urne auf der
Seite der CSU-Fraktion; die Urne für die Stimmenthal-
tungen befindet sich auf dem Stenografentisch.

Es kann jetzt mit der Stimmabgabe begonnen werden.
Dafür stehen 5 Minuten zur Verfügung.

(Unterbrechung von 14.33 bis 14.38 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist
abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außer-
halb des Plenarsaals ermittelt und von mir später
bekannt gegeben.

Wir fahren mit der Beratung der weiteren Dringlichkeits-
anträge fort.

Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Paulig, Kellner, Dr. Runge und Fraktion (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Aufklärung der Affäre über die Sicherheitskultur im
Atomkraftwerk Isar I und die Qualitätsmängel der
bayerischen Atomaufsicht (Drucksache 14/9443)
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Ich eröffne die Aussprache. Um das Wort hat Frau Kolle-
gin Paulig gebeten.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Mit unserem
Dringlichkeitsantrag greifen wir die sicherheitsrelevanten
Vorgänge um das Atomkraftwerk Isar I bei Landshut auf.
Wie Sie sicher wissen, sind Anfang Oktober 2001 ein
anonymer Brief und zwei beigefügte E-Mails an die
Öffentlichkeit gegeben worden, aus denen Manipulatio-
nen bzw. höchste Unstimmigkeiten im Ablauf der Gut-
achtertätigkeit des TÜV, des Verhaltens der Betreiber
und des Verhaltens der Atomaufsicht bekannt geworden
sind.

Es geht bei diesen Vorwürfen, bei diesen Vorgängen um
höchst sicherheitsrelevante Anlagen, und zwar darum,
ob der Ausschluss des Bruchs von druckführenden Lei-
tungen im Speisewassersystem gewährleistet ist oder
nicht und inwieweit dieses überprüft wurde. Es sind ja
dort auch Lecks aufgetreten. Darum hat das Bundesum-
weltministerium eine erneute konsequente Überprüfung
veranlasst.

In diesem Zusammenhang gab es in diesem Werk Isar I
E-Mails, die darauf hingewiesen haben, dass man hier
mit verdeckten Karten spiele – so in einer dieser Mails –
und dass man eine interne Abstimmung vornehmen
müsse, da der Ausschluss eines Leitungsbruchs auf
sehr fragwürdigen Beinen stehe.

All dieses hat zu intensiven Aktivitäten auch des bayeri-
schen Umweltministeriums geführt. Die Staatsanwalt-
schaft wurde eingeschaltet, und es gab Besprechungen
zwischen dem Bundesumweltministerium und der baye-
rischen Aufsichtsbehörde, dem bayerischen Umweltmi-
nisterium. Aufgrund eines Fachgesprächs am 19. Okto-
ber wurde dann im Verlauf der nächsten Tage ein Gut-
achter, die Firma Colenco beauftragt, die angesproche-
nen Vorgänge zu überprüfen. Daraufhin fand am 17.
November ein bundesaufsichtliches Gespräch unter Teil-
nahme der Gutachterfirma Colenco und unter Beteili-
gung des bayerischen Umweltministeriums statt.

Hier hakt es nun. Das bayerische Staatsministerium als
Aufsichtsbehörde hat schriftlich zugesichert, dass alle
erforderlichen Prüfungen des TÜV ordnungsgemäß
durchgeführt worden seien und sich die offenen Fragen
nicht zu einem konkreten Verdacht auf Sicherheitsmän-
geln verdichtet hätten. Das Bundesumweltministerium
hat daraufhin das bayerische Ministerium aufgefordert,
weitere betriebsbegleitende Ermittlungen durchzuführen
und hat gleichzeitig der Wiederinbetriebnahme zuge-
stimmt. Da das bayerische Ministerium erklärt hat, dass
kein konkreter Verdacht bestehe, hat das Bundesum-
weltministerium nach der Rechtslage die Betriebsgeneh-
migung erteilen müssen. So ist das Kraftwerk wieder
angefahren. Eine Menge Sicherheitsfragen sind aber
noch offen.

Genau hier setzt ein sehr eigenartiges Verhalten ein.
Das Bundesumweltministerium hat am 21. Januar 2002
einen Fragenkatalog an das bayerische Ministerium
übermittelt. Dieser Fragenkatalog ist bis heute nicht

beantwortet – vier Monate. Das Bundesumweltministe-
rium als Oberste Aufsichtsbehörde hat am 5. März ein
Fachgespräch beim TÜV abgelehnt. Eine erneute Bitte
des Bundesumweltministeriums um ein Fachgespräch
vom 9. März wurde Anfang April abgelehnt. Eine weitere
erneute ausführliche begründete Bitte um ein Fachge-
spräch wurde am 18. April vom bayerischen Ministerium
abgelehnt. Am 24. April wurde wiederum ein Fachge-
spräch abgesagt. Viermal wurde vom bayerischen
Umweltministerium das Überprüfungsfachgespräch
abgesagt. Daraufhin wurde jetzt, am 10. Mai, eine Wei-
sung erlassen, dass dieses Fachgespräch im Mai statt-
zufinden hat. Die Rechtsgrundlage ist nach dem Atom-
gesetz gegeben. Die Rechtsgrundlage ist bestätigt durch
ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 19.
Februar 2002. Bayern hat mit einem eigenen Schriftsatz
gegen die Aufsicht des Bundesumweltministeriums beim
Reaktor Biblis A geklagt. Diese Klage Bayerns, die die
Klage Hessens unterstützt hat, wurde im Februar abge-
lehnt. Auf der Rechtsgrundlage des Atomgesetzes,
bestätigt durch dieses Urteil, ist nun diese Weisung
erfolgt.

Das Bundesumweltministerium erteilt aufgrund der Aus-
sage des bayerischen Umweltministeriums, dass ja alles
in Ordnung sei, die Betriebsgenehmigung, sagt aber
gleichzeitig, dass betriebsbegleitende weitere Prüfungen
notwendig sind und übermittelt der bayerischen Auf-
sichtsbehörde einen Fragenkatalog. Dieser wird nicht
beantwortet. Die Bitte um Fachgespräche mit dem Gut-
achter, dem bayerischen TÜV, wird viermal abgelehnt.
Ich frage Sie: Wenn eine Behörde ordnungsgemäß gear-
beitet und nichts zu verbergen hat, warum wird dann die-
ses Fachgespräch abgelehnt? Warum wird der Fragen-
katalog nicht beantwortet? Können Sie mir das sagen?
Ich wäre sehr dankbar, wenn diese Frage heute vom
bayerischen Umweltminister beantwortet würde.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der SPD)

Die Fachgespräche werden doch nur abgelehnt, wenn
irgendetwas zu vertuschen ist; ansonsten spiele ich
doch mit offenen Karten. Warum werden diese Gesprä-
che verweigert, wenn eine Kritik jeglicher Grundlage ent-
behrt? Ich muss sagen: Das bayerische Umweltministe-
rium ist als Aufsichtsbehörde wahrscheinlich in höchster
Beweisnot. Hier muss wohl einiges vertuscht werden.
Warum werden diese klärenden Fachgespräche, die die
Sicherheit des Atomkraftwerks Isar I betreffen, nicht
durchgeführt? Ich bin sehr auf die Erklärung gespannt,
die wir heute erhalten. Ich bin insofern sehr gespannt,
als es doch einige Äußerungen auch des bayerischen
Umweltministers gibt, in denen er sagt, dass in Bayern
alles transparent gemacht wird. Ich darf beispielsweise
aus dem Wortprotokoll einer ersten Sitzung zitieren, die
im Umweltausschuss zu dieser gesamten Thematik am
18. Oktober 2001 stattgefunden hat. Umweltminister
Schnappauf sagte: „Es gibt nichts, aber auch überhaupt
nichts, was es hier zu verbergen gäbe.“ Bitte: Warum
dann nicht Transparenz und Offenheit? Er fordert auch –
ich zitiere –: „Ich erwarte, dass auch hier die Betreiber ihr
Eigeninteresse an der Aufklärung dieses Falles mit ein-
bringen“. In der Sitzung am 6. Dezember 2001, in der
eine große Aussprache zu diesen Sicherheitsfragen
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stattfand, betonte Umweltminister Schnappauf, „dass für
ihn Offenheit und Transparenz wichtig sind und deshalb
nichts verheimlicht wird.“ So steht es im Protokoll vom 6.
Dezember 2001. Ich bin heute wirklich sehr gespannt,
mit welcher Begründung Sie die Fachgespräche bis jetzt
viermal abgelehnt haben.

Dass diese Überprüfungen und das Fachgespräch sehr
notwendig sind, hat die Sitzung am 6. Dezember 2001,
in der es auch inhaltlich um die Aussagen des Gutach-
tens der Firma Colenco gegangen ist, gezeigt. Wir
haben damals mit Anträgen versucht, einen unabhängi-
gen Gutachter mit dieser Untersuchung zu beauftragen.
Unser Antrag ist leider gescheitert. Dieses Gutachten
selbst hat erhebliche Mängel aufgezeigt. Es ist nicht so,
dass selbst die Firma Colenco gesagt hätte, alles wäre in
Ordnung.

(Hofmann (CSU): Wo denn?)

– Sie hat beispielsweise bei der Beurteilung der Organi-
sation unter Punkt 4, Herr Hofmann, auf Seite 13/2 des
Gutachtens ausgeführt – ich zitiere aus der Bewertung –:

Die fach- und projektbezogene Organisation auf der
Baustelle weist je nach Umfang anfallender Tätig-
keiten eine Vielzahl an Organisationseinheiten
unterschiedlicher Stärke aus, wodurch die Abwick-
lung von Prüf- und Abnahmetätigkeiten des TÜV
unübersichtlich erscheint. Es wäre zu überlegen,
der Projektleitung zur Optimierung der Arbeitsab-
wicklung besser eine Koordinierungsstelle zuzuord-
nen,. . .

(Hofmann (CSU): Genauso ist es!)

Damit sagt der Gutachter, dass eine große Unübersicht-
lichkeit geherrscht hat. Genau der Klärung dieser Sach-
lage dient dieses Fachgespräch. Diese Klärung wird ver-
weigert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist doch so, dass die Firma Colenco nur überprüft hat,
ob die Nachweise unterschrieben sind, ob der TÜV sein
Zeichen daraufgesetzt hat, aber es ist doch nie überprüft
worden, ob die Nachweise des Ausschlusses von Lecka-
gen, von Bruch von wichtigen Leitungen richtig durchge-
führt wurden, ob die Prüfungen ordnungsgemäß stattge-
funden haben, wie diese Nachweise zustande gekom-
men sind, ob beispielsweise die Messungen der TÜV
selbst durchgeführt hat oder nur der Betreiber, ob der
TÜV dabei war oder ob er nur nachträglich unterschrie-
ben hat. All dieses wurde nicht überprüft. Das sind doch
die entscheidenden Fragen. Genau darum muss ein
Fachgespräch mit dem TÜV stattfinden. Dieses
Gespräch wird ständig verweigert.

Daneben haben wir ständig gesagt – dieses fordern wir
auch heute im Antrag –: Wir fordern einen unabhängigen
Gutachter; denn die Firma Colenco ist ganz offensicht-
lich mit der Atomindustrie verknüpft. Sie war am Bau
Schweizer Atomkraftwerke beteiligt; sie hat eine Ver-
flechtung mit RWE, die allerdings reduziert wurde, weil
Colenco nicht mehr wirtschaftlich arbeitete und dann an

leitende Angestellte verkauft wurde. Wir wissen auch
von folgendem Fall: Ein Mitarbeiter von Colenco, der das
Gutachten für das bayerische Kernkraftwerk Isar I lei-
tend durchgeführt hat, war in den achtziger Jahren an
Untersuchungen von Philippsburg I beteiligt. Er hat dort
falsche Erklärungen abgegeben. Er hat bestätigt, dass
Untersuchungen durchgeführt wurden, die aber tatsäch-
lich nicht durchgeführt worden sind. Daraufhin ging das
Atomkraft Philippsburg ans Netz, obwohl eine falsche
Erklärung vorlag. Dieser Mitarbeiter ist dann vom TÜV
Baden zur Firma Colenco gewechselt und wurde jetzt
beauftragt, die Vorgänge beim Atomkraftwerk Isar I zu
untersuchen.

Das geht nicht. Darum fordern wir in unserem Antrag,
korrekte Untersuchungen durchzuführen.

Nicht mehr nachvollziehbar ist es, dass sich das bayeri-
sche Umweltministerium hinstellt und sagt, dass es mit
höchster Transparenz arbeite und dass ihm die Sicher-
heit der Bevölkerung ein großes Anliegen sei. Dann las-
sen Sie die Transparenz auch gegenüber der Bundes-
aufsicht zu und führen Sie endlich dieses Fachgespräch
durch. Geben Sie alle Unterlagen an das Bundesum-
weltministerium weiter, damit der Katalog der offenen
Fragen endlich beantwortet wird. Sie sind jetzt in der
Pflicht. Wir haben am 6. Dezember bei der Debatte im
Umweltausschuss sehr wohl auf die dubiosen Antworten
der Firma Colenco hingewiesen. Umweltminister Dr.
Schnappauf hatte jedoch nichts besseres zu tun, als die-
ser Firma einen Persilschein auszustellen und zu
behaupten, es wäre alles in Ordnung.

Herr Umweltminister Dr. Schnappauf, Sie haben heute
die Gelegenheit, hier zu erklären, dass dieses Gespräch
stattfinden wird. Außerdem haben Sie zu erklären,
warum Sie dieses Gespräch viermal verweigert haben
und Sie müssen erklären, warum der Fragenkatalog bis
heute nicht beantwortet worden ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Bundesumweltministerium hat – bestätigt durch das
Verfassungsgericht in Karlsruhe – die oberste Aufsicht
und nimmt diese Aufsichtspflicht zugunsten der Bevölke-
rung sehr ernst. Isar I ist das älteste bayerische Kraft-
werk. Dieses Kraftwerk ist marode. In den druckführen-
den Leitungen sind mehrere Lecks aufgetreten. Ihr Vor-
gänger hat Leckagen lange verheimlicht. Jetzt muss
überprüft werden, ob diese Rohrleitungen vor Brüchen
gesichert sind. Diese Frage ist sicherheitsrelevant. Wir
müssen klären, ob die Schweißnähte ordnungsgemäß
repariert wurden. Außerdem müssen wir klären, wie die
Zusammenarbeit zwischen den Betreibern, dem TÜV
und der Atomaufsichtsbehörde läuft.

Wir haben den Eindruck, dass hier ein „Bermuda-Drei-
eck“ vorhanden ist, in dem wichtige Unterlagen ver-
schwinden und Vorgänge verheimlicht und vertuscht
werden. Herr Umweltminister, wenn Sie sich heute an
dieses Pult stellen und sagen, das Bundesumweltminis-
terium hätte keine rechtlichen Möglichkeiten, sollten Sie
sich das Biblis-Urteil vom 19. Februar 2002 ins Gedächt-
nis rufen. Sie sollten sich auch an die Klage Bayerns
erinnern, bei der Sie behauptet haben, der Bund dürfte
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nicht allein über ein Endlager entscheiden. Diese Klage
von Bayern wurde vom Bundesverfassungsgericht nicht
einmal zugelassen. Die Klage gegen den Atomausstieg
wurde vom Land Bayern noch immer nicht eingereicht.
Sie haben sich in Karlsruhe bereits eine Reihe von Nie-
derlagen eingehandelt. Sie wären deshalb gut beraten,
heute für Transparenz und Aufklärung zu sorgen. Sie
wären auch sehr gut beraten, eine unabhängige, nicht
mit der Atomindustrie verflochtene oder in deren Auftrag
arbeitende Firma zu beauftragen, ein unabhängiges
Sicherheitsgutachten zu erarbeiten und vorzulegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In 14 Tagen ist es nicht möglich, ein solches Gutachten
zu erarbeiten. Da helfen auch Ihre Persil-Erklärungen
nichts. Ich möchte einige Zitate aus den angesproche-
nen Mails bringen. Ein Mitarbeiter, der die Authentizität
dieser Mail bestätigt hat, hat bezüglich der Zusammen-
stellung der Unterlagen für das Staatsministerium Fol-
gendes geschrieben:

Vorher sollte aber unbedingt eine Abstimmung der
Unterlagen zwischen BL –Betriebsleitung –, KK1,
TÜV und UL erfolgen. Bei der Zusammenstellung ist
auch zu überlegen, ob Armaturen bzw. Behälter
überhaupt aufgeführt werden sollen, da dadurch
eventuelle Angriffspunkte für einen kritischen Gut-
achter geschaffen werden.

Dieser Mann wurde inzwischen in die E.ON-Hauptge-
schäftsstelle nach Hannover versetzt. In der anderen
Mail heißt es:

Bei der Abstimmung der Unterlagen mit dem TÜV
müssen wir mit verdeckten Karten spielen. Allzu
leicht könnten Unstimmigkeiten in Bezug auf den
Bruchausschluss des Speisewassersystems auffal-
len.

Nach meinen Informationen wurde auch die Authentizität
dieser Mail bestätigt. Der Mitarbeiter wurde vom Dienst
suspendiert, nach meinem Wissen mit einer gehörigen
Abfindung. Ich frage Sie, welcher Sumpf herrscht beim
Atomkraftwerk Isar I? Sie haben in Ihrer Rolle als Verant-
wortlicher in der Bayerischen Atomaufsicht versagt. Dies
wird auch Konsequenzen für den Bundestagswahlkampf
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Ich gebe jetzt das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der
SPD-Fraktion betreffend „Nein zum Verordnungsentwurf
der Staatsregierung für die Genehmigung von FOC/Ein-
zelhandelsgroßprojekten; Möglichkeit zur Bildung kom-
munaler Allianzen“, Drucksache 14/9442, bekannt. Mit
Ja haben 63 und mit Nein 73 Kolleginnen und Kollegen
gestimmt. 12 Kolleginnen und Kollegen haben sich der
Stimme enthalten. Damit ist der Dringlichkeitsantrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Wir fahren mit der Aussprache fort. Ich erteile Herrn Kol-
legen Wörner das Wort.

Wörner  (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Der Vorgang um das Kraftwerk OHU I, den mein
Vorgänger, Herr Kollege Hans Kolo, nicht zu Unrecht
immer als Schrottreaktor bezeichnet hat, erinnert mich
an die Geschichte mit den Raben.

(Hofmann (CSU): Das wäre das erste Mal, dass
Herr Kolo Recht gehabt hätte!)

Die Opposition hat wieder einmal in die Hände
geklatscht, weil wir entdeckt haben, dass in OHU etwas
nicht in Ordnung ist. Der Herr Minister hat vieles verspro-
chen. Die Raben sind auf den Baum geflogen; heute sit-
zen sie an anderen Orten, aber wieder auf einem Baum.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Raben sind ein
Sinnbild dafür, was in OHU passiert ist. Ein Mensch wird
abgefunden, der nächste wird versetzt und alles scheint
in Ordnung zu sein. Der Herr Minister nennt dies dann
„Transparenz“.

Was ist in OHU tatsächlich passiert? – Man hat E-Mails
entdeckt, die für den Betreiber peinlich waren. Statt
daraufhin sorgfältig zu recherchieren, aufzudecken und
abzustellen gab es Worthülsen. Außerdem gab es ein
Gutachten, das von Anfang an in Zweifel gezogen wer-
den musste, allein deshalb, weil die komplexe Technik
einer Kernanlage nicht innerhalb von 14 Tagen überprüft
werden kann. Kolleginnen und Kollegen, wer so etwas
tut, handelt unseriös. Zum Glück gibt es eine Oberauf-
sicht für Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Wenn es sie nicht gäbe, könnten die Betreiber
immer „weiterwursteln“. Dann gäbe es keine Transpa-
renz in den Kernkraftwerken.

Wo leben wir eigentlich, wenn nach viermaligem Nach-
fragen einer Aufsichtsbehörde noch immer nicht getan
wird, was getan werden muss? – Frau Kollegin Paulig,
ich gebe Ihnen Recht. Entweder soll hier irgendetwas
vertuscht werden oder – was in Bayern auch denkbar ist
– die CSU glaubt, sich in ihrer Allherrlichkeit und Mach-
tarroganz selbst über Weisungen des Bundes hinweg-
setzen zu können. Ich verstehe nicht, warum in Bayern
immer nach dem Bund geschrieen wird, wenn man
glaubt, mit einer Sache nicht fertig zu werden, aber wenn
sich der Bund in Bayern einmischt, verweigert man eine
Zusammenarbeit mit fadenscheinigen Erklärungen.

(Hofmann (CSU): Sie sind ein Schwätzer!)

– Herr Kollege Hofmann, ich kann verstehen, dass Sie
diese Vorgänge schmerzen, da Sie ein Verfechter der
Kernenergie sind.

(Hofmann (CSU): Das ist das größte anzuneh-
mende Missverständnis!)

– Sie müssen davon ausgehen, dass alles in Ordnung
ist. Deshalb müssen Sie vor den Vorgängen, die gerade
passieren, Angst haben. Herr Kollege Hofmann, Ihnen
müsste es doch eigentlich auch ins Auge stechen, dass
Herr Dr. Schnappauf organisatorische Verbesserungen
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angekündigt hat und auf meine Anfrage nicht einmal
erklären konnte, wie viele Personen derzeit im Sicher-
heitsbereich des Kernkraftwerks beschäftigt sind. Er
konnte mir keine Auskunft über den Personalstand in
den Jahren 1998, 2000 und 2001 geben. Er wusste auch
nicht, wann die Leute zum letzten Mal geschult worden
sind. So etwas nennt sich dann „Aufsicht“. Da kann es
einem doch Himmelangst werden. Herr Kollege Hof-
mann, solche Dinge müssten Ihnen ins Auge stechen,
bevor Sie hier herumschreien.

Ein weiterer Punkt. Als die E-Mails entdeckt wurden, ist
man dieser Sache nicht weiter nachgegangen, obwohl
es möglich gewesen wäre, nachzuvollziehen, wer an
wen was geschickt hat. Wenn die Bayerische Staatsan-
waltschaft einen Schriftwechsel bei anderen Verfahren
ermitteln will, ist das sehr wohl möglich.

Möglicherweise verschwinden dann zwar die Festplat-
ten, aber insgesamt bringen sie es fertig, so etwas nach-
zuvollziehen. In Ohu aber wurde nichts nachvollzogen,
und zwar offensichtlich deshalb, weil einige Dinge nicht
ans Tageslicht kommen durften.

Wir werden dem Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN zustimmen, weil wir es im Interesse der
Sicherheit der bayerischen Bevölkerung für dringend
geboten halten, das Kernkraftwerk erneut zu durch-
leuchten, die Vorgänge noch einmal zu prüfen und über
die Reaktorsicherheit nochmals zu diskutieren. Herr Dr.
Schnappauf, Ihr Versprechen, größtmögliche Transpa-
renz zu schaffen, haben Sie damit gebrochen. Sie stan-
den bei der bayerischen Bevölkerung im Wort. Dieses
Wort haben Sie gebrochen, und demjenigen, der in Fra-
gen der Kernkraft sein Wort bricht, kann man im Grunde
überhaupt nichts mehr glauben.

Wir meinen, es ist dringend erforderlich, einen wirklich
neutralen Gutachter einzusetzen, der in der Lage ist,
sorgfältig zu prüfen und zu kontrollieren, ob die Erkennt-
nisse, die gewonnen wurden, umgesetzt werden. Ich
sage noch einmal: Es ist gut, dass der Bund die Oberauf-
sicht hat, sonst würde in Bayern weiterhin unter den Tep-
pich gekehrt, was nicht unter den Teppich gehört, son-
dern ans Licht der Öffentlichkeit. Notfalls muss man den
Reaktor noch einmal abschalten, bis geklärt ist, ob tat-
sächlich alles getan wurde, damit der Reaktor sicher ist.
Ich bitte um Zustimmung zum Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Herr Kollege Hofmann.

(Gartzke (SPD): Vom Möbelgeschäft zum Atom-
kraftwerk! – Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Hof-
manns Erzählungen! – Zuruf der Frau Abgeordne-
ten Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

– Bis jetzt hat er geschwiegen, Frau Stahl.

Hofmann (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Für diejenigen, die den Antrag nicht
gelesen haben, möchte ich den Antrag vorsichtshalber
vorlesen, um nachzuweisen, dass Frau Kollegin Paulig,

und möglicherweise auch Frau Kollegin Stahl – obwohl
ich es nicht glauben kann, weil sie aus Franken ist – und
Herr Kollege Wörner den Antrag nicht kennen oder sei-
nen Inhalt nicht zur Kenntnis genommen haben. Der
Antrag lautet:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die – durch
ein Schreiben vom Herbst 2001 bekannt geworde-
nen – Sicherheitsdefizite im Atomkraftwerk Isar I
und die Qualitätsmängel bei der bayerischen Atom-
aufsicht durch ein unabhängiges Gutachten erneut
überprüfen zu lassen.

Als Gutachter sollen nur Personen bzw. Institutionen
ausgesucht werden, die in der Vergangenheit nicht für
Atomkraftwerksbetreiber tätig waren und aufgrund ihrer
bisherigen Tätigkeit Gewähr für eine unvoreingenomme
Prüfung bieten.

Es folgen ein paar Spiegelstriche.

Ich kann nur feststellen, Frau Kollegin Paulig hat nicht
zum Antrag gesprochen, sondern sie hat über die Firma
Colenco geredet und sich darüber beklagt, dass der
Minister angeblich oder tatsächlich Fragen des Bundes-
umweltministers nicht beantwortet hat. Wenn dies Ihr
Anliegen ist, hätten Sie den Bayerischen Landtag heute
zu folgendem Beschluss auffordern müssen: Der Land-
tag beschließt, Staatsminister Dr. Schnappauf soll die
Fragen umgehend beantworten. Dem hätten wir zuge-
stimmt, wenn Herr Schnappauf nicht hätte entkräften
können, was ihm vorgeworfen wird.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Minister Dr. Schnappauf!)

– Minister Dr. Schnappauf. Wir kennen uns so gut, dass
das für ihn kein Problem ist.

Meine Damen und Herren, von der CSU und der Bayeri-
schen Staatsregierung auf einem Gebiet, auf dem
Sicherheitsaspekte einen derart hohen Stellenwert
haben wie bei der Kernkrafttechnik, zu verlangen, Gut-
achter zur Überprüfung der sicherheitsrelevanten Ein-
richtungen eines Kernkraftwerks einzuschalten, die in
der Vergangenheit mit Atomkraft nichts zu tun gehabt
haben, also mit der Materie überhaupt nicht befaßt
waren und keine berufliche Erfahrung haben, das ist kein
Sicherheitsgewinn, sondern das verletzt das Sicher-
heitsbedürfnis der bayerischen Bevölkerung insgesamt.

(Beifall bei der CSU)

Wir machen es in Bayern nicht so wie Umweltminister
Trittin in Berlin, der nicht etwa einen einschlägig bekann-
ten Professor oder Wissenschaftler als Vorsitzenden der
Reaktorsicherheitskommission einsetzt, sondern einen
Landschaftsgärtner.

(Zuruf von der SPD)

– Okay, das ist seine Sache.

Frau Kollegin Paulig, das, was Sie über Ihren Antrag
hinaus gesagt haben, ist deshalb so unseriös und
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bedauerlich, weil hier eine Besuchergruppe war, die in
der Zwischenzeit gegangen ist und die den Eindruck mit
nach Hause genommen hat, dass die Firma Colenco, die
damals beauftragt worden ist, eine Firma ist, die in enger
Kungelei mit Kraftwerksbetreibern unternehmensfreund-
liche Gutachtensergebnisse vorlegt. Kein Wort wurde
darüber verloren, dass der Umweltminister nicht nur sehr
überzeugend Rede und Antwort gestanden hat, sondern
dass auf Bitten des bayerischen Umweltministeriums vor
dem geplanten Auftrag an die Firma Colenco der Bun-
desumweltminister informiert worden ist, der mit Schrei-
ben vom 23.10.2001 sein Einverständnis mit dem Auf-
trag erklärt hat. Ich halte es für unseriös und für eine
Volksverdummung größten Ausmaßes, zu versuchen,
den Eindruck zu erwecken, die Bayerische Staatsregie-
rung hätte deshalb, weil sie für den bekannten Energie-
mix ist, einen Gutachter eingesetzt, der nur im Interesse
der Betreiber begutachtet.

Frau Paulig, es tut mir Leid, dass ich auch auf das Fol-
gende noch eingehen muss, obwohl es nichts mit dem
Antrag zu tun hat. Ihr Antrag ist ja sowieso abzulehnen,
denn er ist nicht einmal das Papier wert, auf dem er
geschrieben worden ist. Sie erwecken hier auch noch
den Eindruck, dass im Rahmen der Untersuchung von
Colenco große Zweifel an der Qualität der Arbeit des
TÜV angemeldet worden sind. Natürlich hat die Firma
Colenco darauf hingewiesen, dass die Organisation in
Teilbereichen überdacht und verändert werden kann. Es
wurde auch gesagt, das ist kein Problem. Der für das
Sicherheitsbedürfnis der bayerischen Bevölkerung
wesentliche Satz aber lautet: Die Untersuchung hat
ergeben, dass von den Vorwürfen, die im Zusammen-
hang mit den E-Mails zum Ausdruck gebracht worden
sind, nichts übrig geblieben ist. Das gilt auch für
Schweißnähte und vieles andere mehr. Ich kann das
jetzt nicht alles ausführen, sonst werde ich von der Frak-
tionsführung gerügt, weil ich zuviel Redezeit in Anspruch
nehme. Alle sicherheitsrelevanten Einrichtungen des
Kraftwerks sind überprüft worden, wobei festgestellt
wurde, dass der TÜV sauber, ordentlich und unabhängig
gearbeitet hat.

Sie sind in der Begründung des Antrags überhaupt nicht
auf das Wesentliche des Antrags eingegangen, was ich
verstehe, weil Sie ausgelacht werden, wenn Sie draußen
im Lande erklären, Sie wollen in Zukunft Gutachter
haben, die mit der Materie nicht vertraut sind, weil sie
dann nicht auf gleicher Höhe mit den Kraftwerksbetrei-
bern arbeiten können. Weil das unserem Prinzip der
Gründlichkeit der Arbeit, der Nachhaltigkeit und der
Sicherheit der Einrichtungen widerspricht, lehnen wir
den vorliegenden Antrag ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Herr Staatsminister Dr.
Schnappauf.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Obwohl wir uns in
den Ausführungen nicht aufeinander abgestimmt haben,
kann ich nahtlos an dem anknüpfen, was Kollege Hof-

mann hier vorgetragen hat. Auch ich möchte nur zu dem
Stellung nehmen, was Gegenstand des Dringlichkeits-
antrags ist. Geredet haben Herr Kollege Wörner und
Frau Kollegin Paulig, vor allem Frau Kollegin Paulig, zu
ganz anderen Themen. Ich habe sogar Wetten darauf
angenommen und meinen Terminkalender darauf abge-
stellt, dass Sie, Frau Paulig, das Thema: „Bundesminis-
ter erteilt Weisung an bayerische Atomaufsicht“ zum
Gegenstand einer Dringlichkeitsbefassung im Bayeri-
schen Landtag machen. Das ist ein Geschenk, das Sie
immer gerne aufgreifen. So schlecht, so schlampig, wie
Ihr Antrag dieses Mal aufbereitet ist bzw. wie man Ihnen
hier zugearbeitet hat, so schlecht und so schlampig habe
ich von Ihnen schon lange nichts mehr vorgetragen
bekommen.

(Hofmann (CSU): Weil Sie nicht viel Zeit gehabt
haben!)

Es wäre aber schon interessant, und das möchte ich Sie
auch fragen, woher Sie eigentlich die Schreiben der
Bayerischen Atomaufsichtsbehörde haben, die Sie vor-
hin mit Inhalt und Datum genannt haben.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Paulig (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Die Schreiben der bayerischen Aufsichtsbehörde an die
Bundesaufsicht sind nicht auf dem öffentlichen Markt
zugänglich.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Paulig (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Sie sollten dem Hohen Haus schon sagen, woher Sie
Ihre Informationen beziehen.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die sind aus dem Internet! Das haben Sie doch
gerade gehört!)

Das können wir gerne anhand des Protokolls nachvoll-
ziehen. Liebe Kollegin, Sie sollten denen, die es angeht,
sagen, dass sie Sie präziser vorbereiten sollten, denn
die Fragen, die Sie hier mündlich vorgetragen haben,
würden das Hohe Haus möglicherweise tatsächlich inte-
ressieren. Dazu würde ich generell gesehen gerne Stel-
lung nehmen. Ihr Antrag aber spricht eine ganz andere
Sprache, wie Kollege Hofmann das bereits zum Aus-
druck gebracht hat.

Ich will mich jetzt mit Ihrem Antrag befassen, Frau Pau-
lig. Sie schreiben darin, die Staatsregierung wird aufge-
fordert, „die Sicherheitsdefizite“ und „die Qualitätsmän-
gel“ usw. erneut überprüfen zu lassen. Damit befleißigen
Sie sich einer Sprache, die unterstellt, dass es beim
Kernkraftwerk Isar I Sicherheitsmängel und Qualitäts-
mängel gibt.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die gibt es doch!)

Sie fordern eine Überprüfung, nehmen das Ergebnis
aber bereits vorweg und unterstellen damit etwas, was
nur Sie behaupten, und dies in öffentlicher Sitzung,
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darauf hat Kollege Hofmann bereits hingewiesen. Ich
füge hinzu, Frau Paulig: Sie tun dies wider besseren
Wissens. Ich möchte den Vorgang deshalb noch einmal
in Erinnerung rufen, der das Hohe Haus schon mehrfach
beschäftigt hat. Ausgelöst wurde das Ganze durch einen
anonymen Brief vom 8. Oktober 2001. Diesen Brief hat
im Übrigen nicht die Bayerische Atomaufsichtsbehörde
direkt erhalten, sondern es erhielt ihn die Bundesauf-
sichtsbehörde. Diese hat den Brief zwar entgegenge-
nommen, vorerst aber nichts veranlasst. Auch das will
ich noch einmal sagen. Vielleicht können Sie diese Tat-
sache einmal an die Kolleginnen und Kollegen Ihrer grü-
nen Fraktion weiterleiten. Die Bayerische Atomaufsichts-
behörde hat diesen Brief am 8. Oktober 2001 vom TÜV
Süddeutschland weitergeleitet bekommen. Wir haben
noch am gleichen Tag die Staatsanwaltschaft einge-
schaltet und eine Prüfung durch die Aufsichtsbehörde
eingeleitet. Im Rahmen dieser Überprüfung haben wir
externe Gutachter eingeschaltet, die bis dahin mit dem
Vorgang nicht befasst waren. Wir haben die externen
Gutachter erst eingeschaltet – hierauf hat Kollege Hof-
mann völlig zu Recht hingewiesen –, als das Bundesum-
weltministerium dem ausdrücklich zugestimmt hatte.
Das Bundesumweltministerium hat dem ausdrücklich
zugestimmt, sowohl was den Inhalt als auch was die
ausgewählte Gutachterorganisation angeht. Insofern ist
das, was Sie sagten, Frau Paulig – Entschuldigung,
wenn ich es so platt ausdrücke –, ein absoluter
Schmarrn.

(Hofmann (CSU): Ja!)

Wir haben mit der Bundesaufsichtsbehörde offen und
konstruktiv zusammengearbeitet. Wir haben den Auftrag
erst erteilt, nachdem das Bundesumweltministerium
dem ausdrücklich zugestimmt hat.

Nächster Schritt: Wir haben eine Vielzahl öffentlicher
Berichte abgegeben. Wir haben zweimal im Bayerischen
Landtag darüber berichtet, einmal im Umweltausschuss
des Deutschen Bundestages. Dabei hat die Ihrer grünen
Fraktion angehörende Staatssekretärin ausdrücklich
gewürdigt, dass wir so konstruktiv und offen mit der Bun-
desaufsichtsbehörde zusammengearbeitet haben.

Präsident Böhm:  Gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Kollegin Paulig?

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Eigentlich nicht, Herr Präsident, nachdem Frau Paulig
vorhin auf meine Frage nur einen Zwischenruf gemacht
und nicht geantwortet hat.

Frau Paulig, ich möchte Ihnen die Sache lieber noch ein-
mal im Kontext in Erinnerung rufen. Wir haben gegen-
über dem Bundesumweltministerium, der Atomauf-
sichtsbehörde des Bundes, nach Abschluss der Prüfung
unsere Absicht kundgetan, dass wir meinen, die Anlage
kann jetzt wieder angefahren werden. Wir haben das mit
der Bundesaufsichtsbehörde dann mündlich erörtert und
erst danach grünes Licht für das Wiederanfahren von
Isar I gegeben. Dazu gibt es auch eine Pressemitteilung
und ein Schreiben des Bundesumweltministeriums. Das

Schreiben können Sie mit Ihren Unterlagen vergleichen
und mitlesen, ich will es auszugsweise vortragen:

Bei unserem bundesaufsichtlichen Gespräch am
17.11.2001 ergaben sich keine Hinweise dafür, dass
in der Anlage Isar I konkret zu benennende sicher-
heitstechnische Defizite vorliegen.

Das ist das Schreiben der Bundesaufsicht vom 28.
November 2001. Dazu gibt es eine gleichlautende Pres-
seerklärung, die einige Tage zuvor herausgegeben
wurde.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn man sich im Nachhinein den
Ablauf dieses Vorgangs noch einmal in Erinnerung ruft,
dann stellt man fest: Ein anonymes Schreiben führt zu
einer scharfen Reaktion der Bayerischen Atomaufsicht
bis hin zur Einschaltung der Staatsanwaltschaft. Obwohl
das Schreiben anonym ist, obwohl sich derjenige, der
diese Vorwürfe gemacht hat, sich nicht traut, sich dazu
zu bekennen, erfolgt eine scharfe Reaktion. Es folgt eine
offene Kommunikation mit dem Bund. Die Anlage durfte
so lange nicht wieder anfahren, bis alle Vorwürfe ausge-
räumt waren. Der Bund schreibt uns – ich lese das noch
einmal vor, Frau Paulig – dass sich keine Hinweise dafür
ergeben haben, dass in der Anlage Isar I konkret zu
benennende sicherheitstechnische Defizite vorliegen.
Daraufhin hat die bayerische Atomaufsicht grünes Licht
gegeben, dass der Reaktor wieder in Betrieb genommen
werden kann. Das ist er seither ohne Störungen, also
seit Ende des vergangenen Jahres.

Der Bundesumweltminister hat in diesem Brief vom
28.11.2001 geschrieben: „Eine Reihe von Fragen sind
jedoch offen geblieben. Dies betrifft insbesondere den
Komplex Basissicherheit bzw. Bruchausschluss.“ Später
hat der Minister hierzu einen Fragenkatalog übermittelt.
Das ist doch ein ganz anderer Vorgang als der, den Sie
zum Gegenstand Ihres Antrags machen. Sie fordern auf-
grund von Ihnen behaupteter Sicherheits- und Qualitäts-
mängel eine erneute Überprüfung. Das will aber noch
nicht einmal Ihr grüner Bündnisgenosse in Berlin. Inso-
fern haben wir hier eine schlechte Abstimmung in der
grünen Fraktion zwischen München und Berlin. Ich
möchte deshalb dem beipflichten, was Kollege Hofmann
gesagt hat: Dieser Antrag ist abzulehnen.

Was die Beantwortung der übrigen Fragen angeht, so
bin ich gern bereit, zu gegebener Zeit im Einzelnen dazu
Stellung zu nehmen, wenn diese Fragen Gegenstand
der Debatte sind. Wir haben nichts, wirklich überhaupt
nichts zu verbergen.

Präsident Böhm:  Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Nein. – Wenn sich der Bund die Mühe machen würde,
die Unterlagen, die er schon hat, auch durchzulesen,
dann wären alle Fragen weitestgehend beantwortet. Das
ist aber ein eigener Komplex, und ich versage mir nur
deshalb, darauf einzugehen, weil der Dringlichkeitsan-
trag dies nicht zum Gegenstand hat.
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(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Um das Wort hat noch einmal Frau
Kollegin Paulig gebeten.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Umweltmi-
nister, Sie haben aus der Pressemitteilung des Bundes
vom 18. November 2001 zitiert. Es ist in der Tat richtig,
wie Sie zitiert haben, dass derzeit keine konkreten Zwei-
fel vorliegen. Ich zitiere aber weiter:

Im Verlauf der Prüfungen zum AKW Isar I durch die
Bundesaufsicht sind Schwächen der bayerischen
Überwachungspraxis deutlich geworden, die Anlass
für weitere bundesaufsichtliche Prüfungen und
Maßnahmen sein werden.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das hat er
aber nicht vorgelesen!)

Dies wurde der bayerischen Atomaufsicht im Rahmen
eines bundesaufsichtlichen Gesprächs am Samstag

– das war der 17. November –

in Bonn mitgeteilt. So bedürften die Prüfpraxis des
TÜV sowie die Zusammenarbeit von TÜV und Auf-
sichtsbehörde, die die Kontrolle ausübt, einer tiefer-
gehenden Untersuchung.

Sie haben in diesem Gespräch erklärt, es wäre alles in
Ordnung, und danach gibt es nach der geltenden
Rechtslage für den Bund keine andere Möglichkeit, als
die Genehmigung zu erteilen. Das ist richtig so. Gleich-
zeitig aber sind Sie zu weitergehenden Prüfungen aufge-
fordert worden, und zwar vor allem im Hinblick auf die
Komplexität der Zusammenarbeit zwischen bayerischen
Aufsichtsbehörden, TÜV und Betreibern. Diese Untersu-
chungen haben Sie durchzuführen. Genau da bricht lei-
der die gute Zusammenarbeit ab. Es ist richtig, dass der
Bund sowohl der Inbetriebnahme als auch der Beauftra-
gung von Colenco zugestimmt hat. Wir Grüne in Bayern
haben allerdings eine andere Meinung. Wir waren der
Meinung, dass diese Prüfung nicht ausreicht. Das kann
ich sehr wohl an vielen Textpassagen des Colenco-Gut-
achtens darstellen.

(Hofmann (CSU): Aber zuerst den Leuten Angst
machen!)

Darüber haben wir uns im Ausschuss am 6. Dezember
lange unterhalten, dabei sind Sie aber auf meine Fragen
und meine Zitate nicht eingegangen. Bis dahin war die
Zusammenarbeit gut. Wir haben es im Ausschuss auch
anerkannt, dass Sie die Staatsanwaltschaft sofort einge-
schaltet haben. Der Bund hat, wenn ich mich recht erin-
nere, leider erst zwei Tage später reagiert. Damit waren
Sie um zwei Tage schneller, und das haben wir gelobt
und für in Ordnung befunden.

Nicht mehr verstehen kann ich allerdings – darauf haben
Sie heute aber leider keine Antwort gegeben –, warum
mit der Überstellung des Fragenkatalogs die Zusam-

menarbeit im Januar 2002 abbricht. Warum sind Sie den
Bitten um Fachgespräche nicht nachgekommen? Diese
Frage ist heute offen. Das ist für uns Anlass für unseren
Antrag gewesen. Die Weisung ist vom Bund gekommen,
und der Bund ist selbst Manns genug, sich die Antworten
auf diese Fragen zu holen und auf die Durchführung des
Fachgesprächs zu drängen. Dazu brauchen wir hier kei-
nen Antrag.

Wir meinen jedoch, dass eine umfassende und tiefgrei-
fende Untersuchung des Sicherheitsstandards des AKW
Isar I erfolgen muss. Dieses AKW ist ein Schrottreaktor.
Wir hatten dort Leckagen. Die Überprüfung der
Schweißnähte ist noch nicht abgeschlossen. Das kön-
nen Sie auch im Colenco-Gutachten nachlesen. Wir hal-
ten eine tiefergehende Sicherheitsüberprüfung durch
einen unabhängigen Gutachter für notwendig.

(Hofmann (CSU): Von jemand, der nichts davon ver-
steht!)

– Ach lieber Herr Hofmann, da kann man Wortklauberei
betreiben. Ich ergänze hiermit den Antrag um den Pas-
sus: „. . . der nicht im Auftrag der Atomkraftwerkbetreiber
gearbeitet hat“.

(Hofmann (CSU): Schreiben Sie doch gleich den
Bayerischen Bauernverband hinein!)

– Der Bayerische Bauernverband redet bei Ihnen immer
mit. Das weiß ich schon. Das wollen wir aber auch nicht.
Wir wollen auch nicht, dass die Kraftwerksbetreiber
immer mitreden. Deshalb ergänze ich diesen Antrag:

Als Gutachter sollen nur Personen bzw. Institutio-
nen ausgewählt werden, die in der Vergangenheit
nicht im Auftrag von Atomkraftwerksbetreibern tätig
waren.

Ist es so korrekt Herr Hofmann? Dieser Antrag steht
heute zur Abstimmung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. Abgestimmt wird über die
leicht geänderte Fassung. Wer dem Dringlichkeitsantrag
auf Drucksache 14/9443 seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Frak-
tionen des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, vier Mitglie-
der aus der SPD-Fraktion und Herr Kollege Hartenstein.
Gibt es Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der CSU.
Gibt es Stimmenthaltungen? – Eine Stimmenthaltung bei
der SPD. Der Dringlichkeitsantrag ist damit abgelehnt.

(Hofmann (CSU): Wie hat der Kollege Hoderlein
gestimmt?)

– Er hat keine Zeit gehabt.

(Heiterkeit – Hofmann (CSU): Hoffentlich steht das
im Protokoll!)
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– Es sieht doch jeder, dass er gerade in ein Gespräch
vertieft ist.

Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Glück,
Loscher-Frühwald, Ranner und anderer und Fraktion
(CSU)

Maßnahmen zur Entlastung des Milchmarktes
(Drucksache 14/9444)

(Unruhe)

Milch ist ein sehr gesundes Lebensmittel. Ich bitte Sie,
sich jetzt auf die Milch zu konzentrieren.

Ich eröffne die Aussprache. Zu Wort hat sich Herr Kol-
lege Zengerle gemeldet.

(Herrmann (CSU): Warum steht da keine Milch auf
dem Rednerpult? – Hofmann (CSU): Zuerst kommt
der Käse!)

Zengerle (CSU): Ich bedanke mich dafür, dass in die-
sem Hohen Hause auch das Thema Milch behandelt
werden kann. Ich bedanke mich vor allem auch bei der
Fraktion dafür, dass sie diesen Dringlichkeitsantrag
unterstützt. Wir haben derzeit bei den Milchbauern und
insgesamt in der Milchwirtschaft sehr viel Unruhe. Milch
ist nicht nur ein gesundes Nahrungsmittel, sondern auch
ein bedeutendes Produkt und natürlich ein Wirtschafts-
faktor in Bayern. 57000 bäuerliche Familienbetriebe
erzeugen in Bayern über 7 Millionen Tonnen Milch.
57000 Bauernfamilien erzielen ihr Einkommen damit
aus der Erzeugung des Rohstoffes Milch. Über das
Milchgeld wird ihre Arbeit entlohnt. 121 Verarbeitungsbe-
triebe mit ca. 14300 Mitarbeitern und einem Umsatz von
7,2 Milliarden e zeigen, dass Milch in Bayern ein wichti-
ger Wirtschaftsfaktor ist.

2001 hatten wir den sogenannten BSE-Effekt zu bewälti-
gen. Die Verbraucher sind vom Fleisch abgekommen
und haben in sehr großem Umfang Milchprodukte, vor
allem Käse, gekauft und verzehrt. Dies hat dazu geführt,
dass der Verbrauch von Milchprodukten um 20% ange-
stiegen ist. Aufgrund vieler Maßnahmen kam in Bayern
das Vertrauen zum Fleisch wieder zurück, der Absatz
bleibt aber bei den Mengen, die sich im Lauf des Jahres
2000 stabilisiert haben, und so wie es aussieht, wird
nicht mehr verzehrt und gegessen.

Ich möchte die Preisentwicklung für die Milcherzeuger
einmal in Cent darstellen. Wir haben in Bayern eine sehr
verzwickte Konstellation. Es gibt den bayerischen Erzeu-
ger-Orientierungspreis, und dieser Orientierungspreis
richtet sich nach Fetteinheiten und Eiweißgehalt. Ich
möchte das jetzt nicht im einzelnen schildern. Danach
jedenfalls wird dieser Preis aufgebaut. Im September
2001 lag er bei 29,5 Cent. Er ist bis Aprils 2002 auf 27,2
Cent zurückgegangen. Er beträgt jetzt also um 2,4 Cent
weniger. Aufgrund einer bestimmten Marktsituation hat
sich nun neben dem Erzeuger-Orientierungspreis, der
auf der bayerischen Butter- und Käsebörse errechnet

wird, auch der freiwillige Verwertungszuschlag der Mol-
kereien um zwei bis drei Cent reduziert. Das heisst, den
bayerischen Milchbauern fehlen derzeit 5 Cent. Viel-
leicht kann man mit 10 Pfennigen mehr anfangen. Das
bedeutet 18 bis 20% weniger Einkommen. Daher bitte
ich schon das Hohe Haus um Verständnis dafür, dass
die Milchbauern um ihre Existenz fürchten und in einer
Zeit, in der alle von Lohnerhöhungen in Höhe von 6,5%
reden, ihre Existenzsorgen kund tun.

Nach der ersten Reaktion, als die Milchbauern bei Mül-
ler-Milch demonstriert haben, war ich überrascht über
eine Pressemeldung des Kollegen Starzmann, dass
diese Entwicklung mit dem Verkauf von Weihenstephan
zu tun habe. Natürlich haben viele Faktoren einen maß-
geblichen Anteil an der derzeitigen Entwicklung.

Im Zusammenhang mit der Agenda 2000 wurde eine
Quotenerhöhung in Südeuropa beschlossen. Das heißt
Mehrproduktion. Gerade die Molkereien, die stark in Ita-
lien engagiert sind, spüren das derzeit gewaltig. Dazu
kommt der Euro als „Teuro“. Das heißt, der Druck des
Handels und der Discounter auf die Molkereien wächst
derzeit gewaltig.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist ein
Widerspruch!)

– Das ist kein Widerspruch. Der Handel drückt derzeit
die Preise ganz gewaltig.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gleichzeitig
gehen die Preise hinauf!)

– Bei bestimmten Produkten. Für das Leitprodukt Milch
ist derzeit eine Preissenkung ausgehandelt. Das kann
ich belegen. Ich bin verantwortlich bei den Allgäuer-
Land-Käsereien. Unsere Händler kommen derzeit mit
um 18% niedrigeren Ergebnissen beim Produkt Milch
zurück.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die bekom-
men weniger!)

– Genau das ist das Problem, Herr Dr. Dürr. Die Molke-
reien verdienen weniger und können dann den Milch-
preis nicht mehr bezahlen. Insgesamt ist im Handel ein
Umsatzrückgang um 4% zu verzeichnen.

Die Politik muss alles tun, damit die Marktinstrumente
wieder genutzt werden. Ich appelliere an die Bundesre-
gierung, vor allem an die Bundesministerin für Verbrau-
cherschutz und Landwirtschaft, dass die Marktordnungs-
instrumente wieder voll genutzt werden, beispielsweise
die Exporterstattungen, innergemeinschaftliche Absatz-
beihilfen und die Intervention.

Mit Sicherheit ist das momentan ein wichtiges Instru-
ment. Ich lade Sie ein, kommen Sie einmal in eine Mol-
kerei im Allgäu: Nicht nur bei den großen, sondern auch
bei den kleinen Molkereien quellen die Lager über. Die
Molkereien wissen nicht mehr, wie sie ihre Produkte los-
werden sollen. Deshalb muss auf dem Absatzmarkt ein
Ventil geöffnet werden. Das haben wir in unserem
Antrag umfangreich formuliert. In diesem Antrag haben
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wir eine große Sorge zum Ausdruck gebracht. Die Ent-
scheidung zur Quotenaufstockung im Rahmen der
Agenda 2000 sollte aufgrund dieser Situation überdacht
werden.

Aufgrund der WTO-Gespräche ist es möglich, Käse in
Drittländer zu exportieren. Dieses Ventil muss die Bun-
desregierung in Zusammenarbeit mit Brüssel wieder öff-
nen. Aufgrund der prekären Situation gilt es, die Mittel für
eine Marktentlastung voll auszunutzen. Wir brauchen
aus der Sicht der bayerischen Landwirte langfristig eine
Milchmengenbegrenzung durch ein geeignetes Instru-
ment. Über die Form kann man diskutieren. Nur so – das
ist das Allerwichtigste – ist flächendeckende Landwirt-
schaft in einem benachteiligten Gebiet wie Bayern
sicherzustellen.

Ich bitte um Unterstützung für den Antrag. Mir wurde in
den Vorgesprächen signalisiert, dass die Fraktionen der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN den
Antrag unterstützen mit der Maßgabe einer Änderung.
Am Schluss des dritten Absatzes soll es heißen: „Darü-
ber hinaus soll die Bundesregierung aufgefordert wer-
den, sich für die Fortführung der EU-Milchmengenrege-
lung über 2008 hinaus einzusetzen, um die flächende-
ckende Landbewirtschaftung besonders in den benach-
teiligten Gebieten auch in Zukunft sicherzustellen.“

Ich hoffe, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von
der Opposition, dass Sie heute diesem Antrag nicht nur
zustimmen, sondern auch bei der Bundesregierung den
nötigen Druck machen, damit dieses Anliegen unter-
stützt wird. Ich bedanke mich und bitte um Ihre Unter-
stützung für diesen Antrag.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Das Wort hat Frau Kollegin Lück.

Frau Lück  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Kollege Zengerle, ich glaube, der
Appell, nicht nur zuzustimmen, sondern auch zu han-
deln, den brauchen Sie an uns nicht zu richten. Wir sind
weder geneigt, Schaufensteranträge zu stellen, noch
sind wir diejenigen, die nicht tun, was wir sagen. Natür-
lich stimmen wir dem geänderten Antrag zu. Dieser
Antrag ist sozusagen der Ausfluss der Demonstrationen.
Sie wissen genau, der Antrag ist eher das, was Sie uns
manchmal unterstellen. Natürlich muss ich Ihnen sagen:
Wir haben nicht darauf gewartet, dass Sie uns sagen,
was wir für unsere Landwirtschaft tun müssen. Wir
haben gehandelt: Seit 2002 wurde die Exporterstattung
bereits drei Mal erhöht.

(Zuruf des Abgeordneten Zengerle (CSU))

Sie wissen auch, dass die Nachfrage auf dem Weltmarkt
genauso fehlt wie in Deutschland. Die Exporterstattung
verpufft. Die Bundesregierung hat die Marktordnungsin-
strumente genutzt. Wir haben von Januar bis April 2002
64190 Tonnen Butter in die Intervention genommen. Wir
haben auch Magermilchpulver fast komplett in die Inter-
vention genommen. Es wurde tatsächlich ausgenutzt,
was auszunutzen war. Deshalb ist klar, dass wir diesen

Antrag unterstützen, obwohl er spät gestellt wird. Es wird
bereits gehandelt.

(Beifall des Abgeordneten Schläger (SPD))

Wir haben schon bei der Agenda 2000 nicht gewollt,
dass die Quoten aufgestockt werden, aber es war wegen
der Rebellenstaaten Griechenland, Italien, Spanien
eben nicht anders möglich.

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Ranner?

Frau Lück  (SPD): Nein, er kann dann im Ausschuss
wieder mit mir streiten.

Ein Verzicht auf die Quotenaufstockung wäre uns lieber
gewesen. Ich glaube, Sie sollten einmal ehrlich sein und
sagen, nur dadurch, dass wir dieser Quotenausweitung
zugestimmt haben, ist es uns überhaupt gelungen, die
Quote zu erhalten. Wir werden dafür kämpfen, die jetzt
ab 2003 vorgesehene Quotenausweitung nicht zu voll-
ziehen. Wir alle wissen, was das bedeuten würde. Dafür
müssen wir auf EU-Ebene Verbündete finden. Ich for-
dere Sie auf, in den Staaten mit befreundeten Regierun-
gen dafür zu werben, uns zu unterstützen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

– Nein, den vielleicht nicht, aber ansonsten Österreich,
Frankreich usw.

Ich glaube, die Mehrheiten dafür kommen langsam zu
Stande. Es sind immer mehr Länder bereit, uns zu unter-
stützen, die Quote auch nach 2008 beizubehalten. Hier
müssen wir Verbündete finden und miteinander arbeiten.
Wir müssen dafür sorgen, dass das nicht wieder teuer
erkauft werden muss zum Nachteil unserer Landwirte.
Wir stimmen dem Antrag zu. Ich würde gerne noch
etwas mehr sagen.

(Hofmann (CSU): Sie können Ihre Zeit ruhig ver-
brauchen!)

Lieber Herr Zengerle, Sie haben Ursache und Wirkung
etwas durcheinander gebracht. Aber ich denke, im Aus-
schuss können wir uns noch ausführlich darüber unter-
halten, wieso unsere Bauern in der Situation sind, in der
sie sich heute befinden. Sie haben Ihr gerüttelt Maß
daran,

(Zuruf des Abgeordneten Loscher-Frühwald (CSU))

dass Bauern nur solche Höfe bewirtschaften, die
zukunftsfähig sind. Das heißt, wachsen oder weichen,
weil sie auf Ihre Zuschusspolitik angewiesen sind.

(Hofmann (CSU): Das war doch euere Politik in der
Vergangenheit!)

– Ihre Zuschusspolitik hat geheißen: wachsen und dann
trotzdem weichen, weil Sie sich durch Quotenkäufe total
überschuldet haben.
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(Hofmann (CSU): Ihr habt immer beklagt, dass die
bayerischen Bauern nicht konkurrenzfähig sind!)

– Herr Hofmann, auch wenn Sie schreien, Sie haben
nicht Recht.

Diese Bauern haben sich so überschuldet, dass sie es
schlichtweg nicht mehr schaffen. Darum wäre statt der
Börsen das Lieferrecht angebracht gewesen. Das haben
Sie mit verhindert. Das ist mit eine der Ursachen für
diese Situation. Darüber können wir uns aber noch ein-
mal ausführlich unterhalten.

Dem geänderten Antrag stimmen wir trotzdem zu,
obwohl wir die Maßnahmen bereits in Gang gesetzt
haben.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Nachdem wir den Antrag hier schon
verabschieden werden, werden wir zu diesem Punkt im
Ausschuss nicht mehr reden können.

(Zuruf von der CSU: So ist es!)

Als nächster Redner hat Kollege Sprinkart das Wort.

(Hofmann (CSU): Jetzt bin ich aber gespannt!)

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsident,
Kolleginnen und Kollegen! Wir werden diesem Antrag
zustimmen. Erlauben Sie mir trotzdem einige Anmerkun-
gen.

Der erste Punkt des Antrags, nämlich die Marktord-
nungsinstrumente verstärkt zur Marktentlastung und
Preisstabilisierung einzusetzen, ist überflüssig wie ein
Kropf. Frau Lück hat schon gesagt, dass die Bundesre-
gierung dies bereits mache. Der zweite Punkt, die Quo-
tenaufstockung zu überdenken, ist wünschenswert aber
utopisch. Der dritte Punkt des Antrags, nämlich die For-
derung nach Fortführung der Quoten, macht Sinn, weil
wir damit eindeutig Position beziehen, was andere leider
nicht machen.

(Loscher-Frühwald (CSU): Überzeugt doch mal die
Künast!)

– Dazu sage ich noch etwas.

Zum Zweiten stelle ich fest, dass der Antrag „hingeschlu-
dert“ wurde. Genau genommen hätte die beabsichtigte
Senkung des Interventionspreises in den Forderungska-
talog aufgenommen werden müssen, denn diesen zu
senken hat die gleichen Auswirkungen wie die Auswei-
tung der Quoten.

Drittens. Das Bekenntnis zur Milchquotenregelung halte
ich für richtig, und wir unterstützen diese Forderung. In
nahezu allen Organisationen gibt es dazu geteilte Mei-
nungen. Bis heute liegt – auch wenn das Kollege Zen-
gerle nicht gerne hört – vom Deutschen Bauernverband
noch keine offizielle und eindeutige Stellungnahme vor.

Wenn wir denen von Bayern aus ein wenig auf die
Sprünge helfen können, ist das nur gut. Sie können
davon ausgehen, dass die Bundesregierung keine Posi-
tion beziehen will, die gegen die Position des Berufsver-
bandes sein wird. So viel kann ich Ihnen sagen.

(Zurufe der Abgeordneten Hofmann, Zeller und wei-
terer Abgeordneter der CSU)

Sie können sich ganz sicher darauf verlassen. Nun soll
erst der Bauernverband sagen was er will, dann werden
Sie sehen, was die Bundesregierung daraus macht.

Präsident Böhm:  Herr Sprinkart, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Ranner?

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja.

Ranner  (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Herr Kol-
lege Sprinkart, ist Ihnen bekannt, dass der Bayerische
Bauernverband schon bei der Agenda 2000 vehement
für die Weiterführung der Quote eingetreten ist und zig
Papiere, zig Erklärungen und Resolutionen zur Weiter-
führung der Quote erstellt hat? Ich weise Ihren Vorwurf
mit aller Entschiedenheit zurück.

Präsident Böhm:  Bitte stellen Sie Ihre Frage, Herr Kol-
lege Ranner.

Ranner  (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Nun
kommt die Frage: Was tut die Bundesregierung, um den
Quotenvollzug in Europa sicherzustellen? – Man muss
hören, dass in Italien mit einer Million Schwarzquote
gehandelt wird. Was tut die rot-grüne Bundesregierung
deswegen?

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist nicht
Gegenstand des Antrags. Herr Kollege Ranner, Sie
haben Ohren, um zu hören. Ich habe nicht vom Bayeri-
schen Bauernverband gesprochen; ich habe gesagt, der
Deutsche Bauernverband habe in dieser Sache keine
klare Position. Ich habe gesagt, die Bundesregierung
wird nicht gegen den Berufsverband entscheiden.

Bleiben wir bei der Quote. Die Auflösung der Quotenre-
gelung wäre ein worst case; darüber sind wir uns einig.
Aber, wir haben auf Einladung von Landwirtschaftsminis-
ter Miller einen Tag lang in Kempten Gespräche geführt.
Damit dies nicht umsonst war, möchte ich einige Ergeb-
nisse dieser Tagung bekannt geben. Die Professoren
Heissenhuber und Hülsemeier haben deutlich aufge-
zeigt, dass der Milchpreis auch vermutlich bei der Erhal-
tung der Quote fallen wird, nicht nur bei Auflösung der
Quote. Außerdem haben sie sehr gut aufgezeigt, dass
der Milchpreis jetzt schon für viele kleine Betriebe nicht
kostendeckend ist. Wir müssen also auch noch eine
andere Diskussion führen. Der Erhalt der Quotenrege-
lung ist mitnichten ein Garant für die Erhaltung der flä-
chendeckenden Landwirtschaft, besonders in benachtei-
ligten Gebieten. Bei Wegfall der Quote ist die Wirkung
noch viel schlimmer und geht weit über die benachteilig-
ten Gebiete hinaus.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aus unserer Sicht wäre es wünschenswert, die verein-
barte Erhöhung der Milchquote nicht durchzuführen. Ich
schätze, das wird nicht realisierbar sein. In Italien wurde
ein Teil der Milchquote bereits erhöht.

Zum Thema Wirksamkeit der Maßnahmen der Marktord-
nungsinstrumente: Auf Dauer werden Marktordnungsin-
strumente den Milchpreis nicht hoch halten. Landwirt-
schaft hat etwas mit Markt zu tun. Marktordnungsinstru-
mente werden auf Dauer nicht die Marktmechanismen
aushebeln. Der Milchpreis ging letztes Jahr sehr stark
hinauf, was damit zusammenhängt, dass Milchprodukte
gefragt waren oder die Briten wegen der Maul- und Klau-
enseuche keine Milch nach Italien liefern konnten.
Davon hat die bayerische Landwirtschaft profitiert. Jetzt
gibt der Markt nach. Marktordnungsmechanismen sind
kurzfristig sicherlich sinnvoll, sie werden auf Dauer das
Problem aber nicht lösen. Sie werden wegen WTO auf
Dauer nicht haltbar sein. Auch das war ein klares Ergeb-
nis auf der Tagung in Kempten. Man musste aber zuhö-
ren und nicht nur dasitzen.

Die Exporterstattungen wurden bereits letzten Herbst
kräftig erhöht; Kollegin Lück hat dies ausgeführt. Nun
stellt sich die Frage, ob wir uns wegen 20% zu viel Milch
auf dem Markt den Milchpreis kaputtmachen lassen sol-
len. Das ist das Thema A-C-Quote. Das allerbeste Bei-
spiel, dass Marktordnungsinstrumente nicht dauerhaft
helfen können, ist der Milchpreis in den Neunzigerjah-
ren. Ich setze voraus, dass die damalige Regierung Ihrer
Partei die Marktinstrumente optimal ausgenutzt hat.
Sehen wir mal, wie die Milchpreise in den Neunzigerjah-
ren waren. – Auf gut Deutsch gesagt: vernichtend.

Kollege Zengerle rechnet uns nun wunderbar vor, dass
ein Cent weniger Milchpreis 70 Millionen e in Bayern
ausmachen. Ich nehme an, dass die Zahlen stimmen;
ich habe sie nicht überprüft: 1983 haben Sie die Verant-
wortung für die Agrarpolitik in der Bundesrepublik über-
nommen. Damals lag der Milchpreis bei 32 Cent. 1984
haben Sie den bayerischen Milchbauern 70 Millionen e
aus dem Sack genommen, 1985 waren es noch einmal
70 Millionen e, 1986 waren es 70 Millionen e, 1987
waren es 100 Millionen e. 1988 haben Sie den bayeri-
schen Milchbauern 30 Millionen e gegeben, 1989 noch
einmal 100 Millionen e. 1990 haben Sie ihnen wieder
30 Millionen e genommen, 1991 100 Millionen e, 1992
40 Millionen e, 1993 140 Millionen e, 1994 210 Millio-
nen e,1995 250 Millionen e, 1996 270 Millionen e, 1997
250 Millionen e und 1998 140 Millionen e.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Teilen
der SPD – Loscher-Frühwald (CSU): Das ist ein
Schmarrn!)

Von 1983 bis 1998, also in Ihrer Regierungsverantwor-
tung, macht das für die Milchbauern einen Einkommens-
verlust von 1,5 Milliarden e Milchgeld aus; uns werfen
Sie vor, wir würden nicht handeln.

Zum Thema: Kollegin Lück hat vorhin gesagt, Sie kämen
mit Ihrem Antrag zu spät. Ich kann Ihnen genau sagen,
um wie viel Sie zu spät kommen – um zwanzig Jahre.

Sie hätten den Antrag damals stellen sollen, damals
hätte er funktioniert.

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD)

Beim nächsten Punkt handelt es sich um ein Herzensan-
liegen von mir. Sie fordern, die Bundesregierung solle
Maßnahmen ergreifen, um den Milchabsatz zu fördern.
Was den Schulmilchabsatz anlangt, ist Bayern eines der
Schlusslichter unter den Bundesländern. Der Schul-
milchabsatz befindet sich in Bayern im freien Fall. Wir
erreichen nur 4,6% aller Schüler. In unserem Lieblings-
beispielsland Nordrhein-Westfalen sind es mehr als drei-
mal so viel. Es ist eine Schande für das Milchland Bay-
ern. Der Antrag der GRÜNEN vom letzten Jahr, die
Schulmilchvermarktung zu fördern, ist mit fadenscheini-
gen Gründen abgelehnt worden. Ich frage Sie: Wenn
nicht bei den Kindern und Schülern, wo dann sollen wir
anfangen, den Milchabsatz in unserem Lande zu erhö-
hen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr.

(Zuruf des Abgeordneten Herbert Müller (SPD))

Auf die gesundheitlichen Aspekte – Stichwort Osteopo-
rose-Vorsorge – will ich gar nicht eingehen.

(Zuruf von der CSU: Was soll das zu diesem
Antrag?)

Präsident Böhm:  Lassen Sie eine Zwischenfrage zu?
Sie haben aber nur noch eine halbe Minute Zeit.

Zeller  (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Herr Kol-
lege Sprinkart, würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass
Ihre Leute im Trend der Zeit eine entsprechend moderne
Verpackung für die Schulmilch abgelehnt haben? Man
wollte die stählerne Kuh und alles möglichst umständ-
lich, und niemand hat die Schulmilch gewollt.

(Zurufe von der SPD)

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie glauben
doch nicht wirklich, dass es an der Verpackung liegt. Sie
ist in Nordrhein-Westfalen nicht anders als bei uns.

Kolleginnen und Kollegen, ich kann es kurz machen,
meine Redezeit ist gleich beendet. Liebe Kolleginnen
und Kollegen der CSU, Sie sollten zunächst vor Ihrer
eigenen Tür kehren, bevor Sie sich über den Dreck bei
den anderen aufregen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Abgeordneten der SPD – Zuruf des Abgeordneten
Zeller (CSU))

Präsident Böhm:  Jetzt hat Herr Staatsminister Miller
das Wort.
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Staatsminister Miller (Landwirtschaftsministerium):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen!

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das Mikro-
phon ist zu hoch! – Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf von der CSU: Die Bauern finden
das gar nicht lustig!)

Die GRÜNEN stellen das Thema etwas lustig dar.

(Hofmann (CSU): Die haben sonst nichts zu
lachen!)

Das Einkommen der Bauern in Bayern stammt zu mehr
als der Hälfte aus der Milchkuhhaltung. Die Situation auf
dem Milchsektor ist von Herrn Kollegen Zengerle bereits
dargestellt worden. Wir haben eine negative Marktent-
wicklung und einen Rückgang des Absatzes und des
Erlöses. Die Milchauszahlungspreise sinken, und es gibt
zunehmende Auseinandersetzungen über die Anpas-
sung der Milchauszahlungspreise. Der Rückgang beim
Erzeugerorientierungspreis betrug 2,40 Cent pro Kilo-
gramm, und bei den Verwertungszuschlägen stehen 2
bis 3 Cent zur Diskussion.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Herr Kollege Zengerle hat dargelegt, dass der Rückgang
seit September letzten Jahres von 29,5 Cent pro Kilo-
gramm um 2,4 Cent auf 27,1 Cent pro Kilogramm statt-
gefunden hat. Die Verwertungszuschläge betragen bis
zu 5 Cent pro Kilogramm, wobei dies von der jeweiligen
Molkerei abhängt.

Nun zeigt sich, dass eine wesentliche Ursache für die
neuerliche Preismisere am Milchmarkt das Überangebot
an Milch in der EU ist. Wie ich bereits früher betont habe,
laufen die im Rahmen der Agenda 2000 beschlossenen
Quotenerhöhungen und die im Vorgriff den Südländern
Italien und Spanien zugestandenen Mehrlieferungen
dem Ziel einer Markt- und Preisstabilisierung völlig zuwi-
der. Im Rahmen der Agenda 2000 wurden spezifische
Quotenerhöhungen schon ab dem Wirtschaftsjahr 2000
und 2001 beschlossen. Seit dem Jahr 2000 hat Italien
eine zusätzliche Quote von 6% seiner Milchmenge
erhalten, was 600000 Tonnen entspricht, Spanien 9%
seiner Milchmenge, also 550000 Tonnen, Irland 150000
Tonnen, Griechenland 70000 Tonnen und Nordirland
19700 Tonnen. Das heißt, dass die Erhöhung von 1,4
Millionen Tonnen inzwischen realisiert ist und sich am
Markt bemerkbar macht. Hinzu kommt, dass ab dem
Jahr 2005 in drei Schritten die Gesamtquote der EU
noch einmal um 1,5% angehoben wird, was mehr als 1,4
Millionen Tonnen ausmacht. Damit sind seit dem Jahr
2000 2,8 Millionen Tonnen oder 2,4% mehr Milch am
Markt.

Durch diese Anhebung der Menge wird die preisstabili-
sierende Wirkung der Quotenregelung geradezu konter-
kariert. Je mehr die Quote angehoben wird, umso mehr
sinkt der Preis, wenn der Verbrauch nicht ansteigt. Hinzu
kommt, dass die Preiselastizität landwirtschaftlicher Pro-
dukte sehr gering ist. Wenn der Preis sinkt, wird kaum
mehr Milch verbraucht.

Falls es nicht gelingen sollte, in absehbarer Zeit eine
gewisse Beruhigung am Milchmarkt zu erreichen, dann
wird die Situation dramatisch werden. Die Quoten sollen
ab dem Jahr 2005/2006 nochmals aufgestockt werden.
Gleichzeitig werden die Interventionspreise für Butter
und Magermilch um 15% gesenkt. Das sind die
Beschlüsse, die im Rahmen der Agenda 2000 gefasst
worden sind, die die Union wirklich nicht zu verantworten
hat. Wir haben diese Beschlüsse vielmehr immer kriti-
siert. Die Verantwortung für die Markt- und Preispolitik
liegt in erster Linie in Brüssel. Ich habe mich deshalb
bereits Mitte April an den EU-Kommissar gewandt und
ihn gebeten, alle Möglichkeiten der Marktentlastung zu
nutzen. Meine Forderungen an die Kommission sind:

Erstens. Die Exporterstattungen sind weiter den aktuel-
len Markterfordernissen anzupassen.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Brüssel hat die Exportförderung in die USA mit dem Hin-
weis reduziert, dass der Dollarkurs sehr hoch sei.

Zweitens. Die Intervention muss in vollem Umfang aus-
genutzt und beibehalten werden.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

– Frau Lück, wenn Sie das positiv darstellen, dann mag
das richtig sein. Sie haben gesagt, dass eine Menge von
90000 Tonnen Magermilchpulver interveniert worden ist.
Die EU stellt ab 109000 Tonnen auf das so genannte
Ausschreibungsverfahren um. Dann kann die Molkerei
zwar Magermilchpulver anbieten, die EU nimmt es aber
von den Molkereien, die es europaweit am billigsten
anbieten. Das heißt, dass die Menge zwar noch abfließt,
der Preis aber massiv sinkt.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Entscheidend kommt hinzu, dass die Milchquotenrege-
lung nur bis zum Jahr 2008 gesichert ist. So ist die
Beschlusslage nach der Agenda 2000. Ab 2008 kommt
es nach dieser Beschlusslage zu einem Ausstieg.

Wer die Abschaffung der Quote fordert, muss sich auch
der Konsequenzen bewusst sein, die sich daraus kurz-
fristig für den Milchpreis und den Strukturwandel erge-
ben. Wir haben ein Gutachten erstellen lassen, aus dem
hervorgeht, dass die Abschaffung der Quotenregelung
eine kurzfristige Ausweitung der Milchproduktion um
40% und einen dramatischen Einbruch der Milchpreise
zur Folge hätte. Ein Verzicht auf die Milchquotenrege-
lung hätte verheerende Folgen für die bayerischen Bau-
ern und für eine flächendeckende Landbewirtschaftung.
Es ist richtig gesagt worden, dass jeder Cent Rückgang
70 Millionen e bedeutet.

In Europa gibt es derzeit eine Patt-Situation. Frankreich,
Österreich, Belgien und Irland haben sich eindeutig für
die Fortführung der Quote ausgesprochen. Großbritan-
nien, Schweden und Dänemark sind erklärte Gegner.
Italien ist schwankend geworden. Auch die holländi-
schen Bauern, die eine günstige Produktionsstruktur
haben, fordern inzwischen eine Fortführung der Quote.
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Der letzte Bundeslandwirtschaftsminister, der inzwi-
schen zurückgetreten ist, hat dies aber nicht aufgenom-
men.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ein gutes
Vorbild!)

Ich habe mich sowohl in Brüssel als auch in Berlin mas-
siv für die Erhaltung der Milchmarktordnung eingesetzt.
Eines möchte ich schon betonen: Der SPD-Landwirt-
schaftsminister Funke hat damals ganz klar die Abschaf-
fung der Quote gefordert.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Die Bundeslandwirtschaftsministerin hat ein Vorziehen
der Agenda-Beschlüsse, die erst 2006 bis 2008 wirksam
werden, in Brüssel gefordert, für diese agrarpolitische
Konzeption aber keinen Beifall erhalten. Wir können die
Bundesregierung nicht aus der Verantwortung entlas-
sen. Ich bin froh, hier im Bayerischen Landtag zu hören,
dass alle Fraktionen, auch die SPD und die GRÜNEN,
sich für die Fortführung der Quote aussprechen. Ich
begrüße diese Einmütigkeit. Jetzt hat jeder die Aufgabe,
in seinem Bereich für die Quote zu werben. Wir tun das
auch mit anderen europäischen Staaten. Die Bundesmi-
nisterin muss sich klar äußern. Sie hat in letzter Zeit nicht
mehr eine Abschaffung der Quote gefordert, sie hat sich
aber nicht deutlich erklärt.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Wir haben eine große Verantwortung. Bayern ist der
größte Milchproduzent in Deutschland, und Deutschland
ist der größte Milchproduzent in Europa.

Innerhalb Europas haben Frankreich und Deutschland
einen hohen Stellenwert. Frankreich spricht sich für die
Quote aus. Ich kann nur empfehlen, dass sich die Bun-
desministerin klar und deutlich zur Fortführung der
Quote äußert. Dazu können Sie, meine sehr geehrten
Damen und Herren, einen Beitrag leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Präsident Böhm:  Gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Frau Kollegin Lück?

Staatsminister Miller  (Landwirtschaftsministerium): Ja.

Frau Lück  (SPD): Herr Minister, könnten Sie mir viel-
leicht auch sagen, was Herr Dr. Wille, Staatssekretär im
Bundesministerium, in Tutzing zum Fortbestehen der
Milchquote gesagt hat?

Staatsminister Miller  (Landwirtschaftsministerium): Die
Meinung des Staatssekretärs stimmt nicht in allen Fällen
mit der der Ministerin überein.

(Frau Lück (SPD): Er hat das für das Ministerium
erklärt!)

Präsident Böhm:  Die Zwischenfrage war schon gestellt.
Herr Minister.

Staatsminister Miller  (Landwirtschaftsminister): Frau
Lück, wenn es der Staatssekretär erklärt hat und wenn
die Milchquote auch Ihnen so wichtig ist wie uns, ermun-
tern Sie doch die Ministerin, dass sie sich – das ist ganz
im Sinne dieses Hohen Hauses – klar für die Fortführung
der Milchquote erklärt und in Brüssel dafür einsetzt.
Darum geht es.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Frau Abgeordneten
Lück (SPD))

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass wir zum vergan-
genen Mittwoch die Vertreter des Bauernverbandes, der
bayerischen privaten Milchwirtschaft und des Genossen-
schaftsverbandes zu einem Gespräch eingeladen hat-
ten. Dort ist es in einer zweistündigen sehr sachlichen
Diskussion gelungen, eine gemeinsame Erklärung mit
folgenden wesentlichen Inhalten zu verabschieden:

Erstens. Sicherung des Milchstandortes Bayern im Inte-
resse des Fortbestandes einer bäuerlichen Landwirt-
schaft und einer leistungsfähigen Molkereiwirtschaft.

Zweitens. Vollständige Ausschöpfung des zur Verfügung
stehenden Marktordnungsinstrumentariums. Ich habe
das schon angesprochen.

Drittens. Milchmarktmengenregelungen sind so auszu-
gestalten, dass sie ihrer marktstabilisierenden Wirkung
gerecht werden.

Darauf kommt es an. Es geht um ein klares Bekenntnis
der Bundesregierung zur Garantiemengenregelung, zu
den Forderungen nach einem verantwortungsvollen
Handeln des Lebensmittelhandels und zur Aufgabe der
Preisdruckpolitik zulasten der Bauern.

Ich freue mich, dass alle Fraktionen diesem Antrag
zustimmen werden. Ich freue mich auch, wenn all das,
was hier gefordert wird, auf anderen Ebenen durchge-
setzt wird. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Danke schön, Herr Minister. Die Aus-
sprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf der Drucksache 14/9444 in der vom Kollegen
Zengerle vorgetragenen geänderten Fassung seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und Frau Kollegin Grabmair. Gibt
es Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? –
Auch nicht. Somit ist dieser Antrag angenommen.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf:
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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget, Dr.
Heinz Köhler, Wörner und Fraktion (SPD)

Gesetz zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen
Aufträgen und zur Einrichtung eines Registers über
unzuverlässige Unternehmen (Drucksache 14/9445)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Glück,
Dinglreiter, Traublinger und Fraktion (CSU)

Öffnungsklausel für landesrechtliche Tariftreuerege-
lungen (Drucksache 14/9458)

Ich eröffne dazu die gemeinsame Aussprache. Das Wort
hat der Herr Kollege Wörner.

Wörner  (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Man ist vor keiner Überraschung sicher, schon gar
nicht, wenn irgendwo Wahlkampf ist, an dem ein gewis-
ser Herr Stoiber beteiligt ist. Bis vor kurzem noch gingen
wir davon aus, dass das Tariftreuegesetz so verabschie-
det wird, wie es im Bundestag beschlossen wurde. Es
wurde in den Bundesrat eingebracht und selbst dort hat
Europaminister Bocklet noch gesagt: „Hintergrund für
die in Bayern angestrebte Lösung der Tariftreuefrage ist
eine Vereinbarung im Beschäftigungspakt Bayern.“

Und nun soll dies alles nicht mehr gelten, weil es offen-
sichtlich nicht in die Wahlkampfstrategie des Herrn Kan-
didaten passt. Der Herr Kandidat schielt nach Osten.
Bisher hat er immer darüber geklagt, dass die Menschen
dort zu viel Geld bekämen. Jetzt muss er dort Boden gut-
machen. Er glaubt, beim Tariftreuegesetz diesen Boden
gutmachen zu können, und irrt dabei. Er irrt nämlich des-
halb, weil es den neuen Bundesländern gar nichts nutzt,
wenn das Tariftreuegesetz dort anders sein soll als bei
uns, weil aus dem ferneren Osten, sprich aus Polen und
anderen Ländern, gerade im öffentlichen Nahverkehr
und dem Bausektor der Druck enorm ist, wie Sie alle wis-
sen.

Meine Damen und Herren, wir haben deshalb einen
Dringlichkeitsantrag gestellt, um die Bayerische Staats-
regierung aufzufordern, dem Tariftreuegesetz zuzustim-
men und ein Register über unzuverlässige Unternehmen
einzurichten. Wir begründen das damit, dass wir glau-
ben, dass der Wettbewerb im öffentlichen Nahverkehr zu
Verwerfungen geführt hat, die nicht mehr hinnehmbar
sind – weder für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
noch für den Mittelstand.

(Hoderlein (SPD): Richtig!)

Mich wundert, dass der mittelständische Sprecher der
CSU nicht aufschreit, wenn sein Ministerpräsident beim
Tariftreuegesetz nicht mehr mitspielen will, denn es ist
doch gerade der Mittelstand, der darunter leidet, wenn
am Lohn gedreht und immer weiter nach unten gedrückt
wird.

Die Kleinen bleiben dabei auf der Strecke, meine Damen
und Herren, nicht nur die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, sondern auch die kleinen Unternehmer, die in
der Regel tariftreu sind. Es geht ja um die schwarzen
Schafe. Es wundert mich wirklich, warum Herr Stoiber

jetzt dagegen spricht, diese schwarzen Schafe einzu-
grenzen, diesen schwarzen Schafen Grenzen zu zeigen.

Wenn ich Ihren Dringlichkeitsantrag lese, in dem Sie
erklären, Sie wollten das eigentlich auch, aber Sie woll-
ten eine Öffnungsklausel für Bayern, frage ich: Warum
denn? Das, was in Bayern bisher existiert hat, war doch
Papier, unkontrolliertes Papier ohne jede Möglichkeit
zuzuschlagen, wenn sich jemand nicht daran hält. Selbst
Vertreter der Landkreise um München haben sich nicht
um diese Regelung, die aus dem Wirtschaftsministerium
stammt, geschert, sondern haben in der Regel die
genommen, die am billigsten waren. Das geht heute im
öffentlichen Nahverkehr bei einem Lohnkostendruck von
80% nur dadurch, dass man die Löhne drückt.

Jeder hat gewusst, dass er dann, wenn er diesen Wett-
bewerb einführt, Schutzzäune errichten muss, um die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu schützen. Jetzt
wollen wir dies im Bund tun und plötzlich fällt der Herr
Ministerpräsident um.

Das Tariftreuegesetz schützt ja auch das soziale Netz.
Wir wissen doch alle, was es bedeutet, wenn die Löhne
nach unten gehen. Das bedeutet Mindereinnahmen in
den sozialen Systemen und damit eine Schwächung der
sozialen Systeme. Schon aus diesem Grunde kann es
doch nicht sein, dass wir da sehenden Auges ins
Dilemma laufen. Das führt doch dazu, dass langfristig
die Löhne so weit unten sind – das haben wir ja schon
zum Teil heute –, dass die Unternehmen keine Beschäf-
tigten mehr bekommen. Die Beschäftigten, die sie
bekommen, müssten dann, um sich das Leben leisten zu
können, Überstunden ohne Ende machen.

Es kann doch hier niemand sitzen, der sehenden Auges
in das Unglück der Unsicherheit im öffentlichen Nahver-
kehr läuft. Wir wollen doch keine englischen Verhält-
nisse. Wir wollen nicht, dass sich Menschen, die fahren
müssen, ihr Leben nur noch mit Überstunden leisten
können und deshalb unausgeschlafen, unsicher Fahr-
zeuge bewegen. Das kann doch nicht das Ziel des Wett-
bewerbs gerade im öffentlichen Nahverkehr sein. Wir
wollen das verhindern und dazu bedarf es des Tariftreue-
gesetzes, um sicherzustellen, dass die vor Ort von der
ansässigen Gewerkschaft ausgehandelten Tarifverträge
eingehalten werden.

Kolleginnen und Kollegen, man muss sich einmal eines
vorstellen: Tarife sollten in der Regel eingehalten wer-
den. Das war bisher eine Spielregel dieser sozialen
Marktwirtschaft. Diese Spielregel wird zunehmend aus-
gehebelt. Wir sehen dabei zu und so mancher reibt sich
sogar noch die Hände und sagt: Passt schon!

Wir machen aber in Wirklichkeit eines: Wir machen eine
unsichere Welt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
auf und wundern uns dann darüber, wenn sie so man-
chem von denen nachlaufen, über die wir alle unglück-
lich sind.

Dem Herrn Ministerpräsidenten muss man ins Stamm-
buch schreiben: Wenn er dieses Tariftreuegesetz nicht
unterschreibt, wenn Bayern diesem Gesetz nicht
zustimmt, betreibt er damit langfristig betrachtet nichts
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anderes als einen Keil in die Arbeitnehmerschaft zu trei-
ben, einen Keil zwischen Inländern und Ausländern, weil
sich nämlich die Arbeitsplatz- und die Konkurrenzsitua-
tion entscheidend verschärfen wird.

Das ist dann das „Biotop“ für den rechten braunen
Sumpf.

(Neumeier (CSU): So ein Schwachsinn!)

Wenn das der Herr Ministerpräsident will, dann soll er es
sagen. Das ist nämlich nichts anderes als eine entste-
hende Konkurrenzsituation zwischen Ostländern, slawi-
schen Ländern und den einheimischen. Wer das zulässt,
schürt damit Unruhe und stärkt eine rechte Szene, die
wir, denke ich, alle nicht haben wollen.

(Beifall der Frau Abgeordneten Radermacher
(SPD))

Meine liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Wahl-
kampfopfer, das offensichtlich nach Osten gebracht wer-
den soll, das denen aber nichts nutzt, ist falsch. Auf dem
Altar des Wahlkampfs wird soziale Sicherheit geopfert.

(Widerspruch von der CSU)

Ich meine, dem kann man nicht zustimmen. Wir sollten
dafür sorgen, dass eine zuverlässige Politik nicht von
Wahlkampfgetöse geprägt ist, sondern im Arbeitnehmer-
lager dafür sorgt, dass Politik glaubwürdig ist. Wir kön-
nen uns doch nicht hinstellen – wir können es mit ruhi-
gem Gewissen –, aber Sie können es doch nicht erklä-
ren, warum Sie 2000 ein Tariftreuegesetz fordern, dieses
im bayerischen Kabinett beschließen, und mitten im
Wahlkampf machen Sie eine Kehrtwendung und sagen:
Aber nicht so, sondern ein bisschen anders hätten wir es
gern. Es ist doch verräterisch, dass Sie eine Öffnungs-
klausel für die Länder wollen. Was wollen Sie denn
damit? Verbesserungen? Das glaubt Ihnen doch kein
Mensch. Was Sie wollen, ist eine Öffnungsklausel, damit
Sie wieder Ihre Sonderregeln machen können, damit
man wieder so manche schützen kann.

(Widerspruch von der CSU)

Oder sollte es unter Umständen so sein, dass Sie das
Register unzuverlässiger Unternehmen nicht wollen?
Das könnte auch sein. Man muss ja überlegen, warum
Sie Nein sagen. Wir wissen es noch nicht. Aber es wäre
schon interessant zu klären, woran es tatsächlich schei-
tert. Die Ostländer können es eigentlich nicht sein, wenn
man es logisch betrachtet. Aber was ist bei Ihnen schon
logisch? Also kann es eigentlich nur der Schutz der
Unternehmen sein, die bisher nicht so ganz sauber
arbeiten. Sie sollen nicht auf Listen wandern und von
künftigen Aufträgen ausgeschlossen sein. Anders kann
man es nicht erklären.

Meine Damen und Herren, wer „Wettbewerb“ sagt, muss
den Arbeitnehmer aber auch vor dem Ruin schützen. Wir
haben bereits Lohnsenkungen um über 30%. Hier ver-
sagt im Übrigen wie immer die bayerische Gewerbeauf-
sicht. Frau Minister, Sie wären da gefordert. Sie müssten
das tun, was für Sie richtig und wichtig wäre, nämlich

Ihre Gewerbeaufsichtsbeamten nach draußen schicken
und nicht nur Tachoscheiben anschauen lassen, son-
dern die Lohnzettel in den Lohnbüros, wie viele Stunden
diese Menschen arbeiten, um sich das Leben in diesem
Land noch leisten zu können. Da versagen Sie. Gott sei
Dank haben wir aber einen Innenminister, den Schily,
der jetzt den Zoll darauf angesetzt hat, weil das Gewer-
beaufsichtsamt, speziell in Bayern, dazu offensichtlich
nicht in der Lage ist. Das können wir Ihnen auch nach-
weisen. Da werden sogar noch Rabatte gegeben, wenn
man einen erwischt – zwar nicht in Ihrer Zeit, sondern
vorher, aber immerhin ist das bayerische Praxis, das ist
leicht nachzuweisen.

Meine Damen und Herren, die Pflicht zur Tariftreue ist
ein Bestandteil der bestehenden sozialen Marktwirt-
schaft. Wer sich einem solchen Gesetz verweigert, der
verweigert sich der sozialen Marktwirtschaft – und ich
dachte immer, diese sei unstrittig. Es kann natürlich sein,
dass es auch hier einen Wertewandel in der CSU gibt,
dass man sagt: Marktwirtschaft ja, aber sozial braucht
sie nicht sein.

(Neumeier (CSU): Also, Herr Wörner!)

Wenn Sie das wollen, müssen Sie es sagen, dann kön-
nen wir darüber diskutieren. Wenn dieses Thema nicht
so ernst wäre, meine Damen und Herren, wäre ich gern
bereit, darüber mit Ihnen zu diskutieren, ob der Herr
Ministerpräsident den Arbeitnehmern gegenüber nicht
endlich sein wahres Gesicht im Wahlkampf zeigen sollte,
nämlich das Gesicht, dass er gegen Arbeitnehmer ist,
dass er ihre Sicherungssysteme abbauen will.

(Kreuzer (CSU): Das ist ja unerträglich!)

Er stimmt dem Tariftreuegesetz nicht zu, offensichtlich
um weiterhin Lohndumping betreiben zu können

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

oder um die Unternehmen, die die Löhne unterschreiten,
schützen zu können, damit sie nicht auf schwarze Listen
kommen. Anders kann man dieses Verfahren nicht erklä-
ren.

Noch einmal: 2000 fordern Sie es selber, 2001 fordern
Sie es immer noch, 2002 im Februar sagt Bocklet: Es ist
richtig und es muss gemacht werden. Einige Tage später
aber gibt es eine Kehrtwendung und man erklärt: Das ist
alles Schmarrn, das machen wir jetzt so nicht. Jetzt
schiebt die CSU einen Antrag nach: Ja, eigentlich schon,
aber wir müssen Öffnungsklauseln haben. Meine
Damen und Herren, diese Öffnungsklauseln sind meiner
Meinung nach unzulässig. Das Gesetz ist völlig in Ord-
nung so, wie es ist, und ich bitte, darüber im Bundesrat
so abzustimmen im Interesse der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Wenn Sie das nicht tun, werden wir
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, aber auch
dem Mittelstand, Herr Dinglreiter, sagen, was sie damit
anrichten. Das verspreche ich Ihnen. Sie ruinieren diese
Unternehmen. Sie ruinieren den Mittelstand, den Omni-
busmittelstand, den Sie angeblich pflegen wollen.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Ach (CSU):
Lachhaft!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Redner ist
Herr Kollege Dinglreiter. Bitte schön.

Dinglreiter (CSU): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Herr Wörner hat mit dem Wahlkampf
begonnen, und wenn ich mir vergegenwärtige, was er
gesagt hat, kann ich nur feststellen: Der Wahlkampf ver-
führt allenfalls zu dummen Sprüchen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Mehr haben wir nicht gehört. Herr Wörner, das, was Sie
anmahnen, um Arbeitnehmer zu schützen, ist geschei-
tert. Sozial ist, was Arbeit schafft, und das haben Sie
nicht erreicht. Da hilft alles nichts, was Sie hier erzählen.

Wir wollen nicht nur ein Tariftreuegesetz, sondern Bay-
ern hat es angestoßen, wie Sie am Schluss noch
erwähnt haben. Im Dezember 2000 gab es eine Initiative
des Freistaats zur Ermächtigung des Landesgesetzge-
bers, für Bauaufträge von öffentlichen Auftraggebern
Tariftreue einfordern zu können. Kaum sind eineinhalb
Jahre vergangen, hat die Bundesregierung „schon“ ein
Gesetz geschaffen. Das ist hervorragend. Da muss man
sich auch noch damit brüsten, dass das etwas Besonde-
res sei. Wir brauchen da also keine Nachhilfe von Ihnen,
absolut nicht.

Es geht darum, dass die Länder in ihrem eigenen
Zuständigkeitsbereich auch in eigener Verantwortung
entscheiden können. Mehr wollen wir nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Der Bund soll das für seinen Bereich tun.

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zum Grundsätzli-
chen machen. Der Bundestag hat am 26. April 2002 das
Gesetz zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen Aufträ-
gen und zur Einrichtung eines Registers über unzuver-
lässige Unternehmen beschlossen. Mit diesen Beschlüs-
sen wird zum einen ein Tariftreuegesetz und zum ande-
ren die gesetzliche Grundlage für die Einrichtung eines
Registers unzuverlässiger Unternehmen geschaffen.
Das ist im Grundsatz unbestritten.

Dem Tariftreuegesetz zufolge sollen öffentliche Auftrag-
geber Aufträge über Baumaßnahmen und im öffentli-
chen Verkehr Aufträge ab 100000 Euro nur an Unter-
nehmen vergeben können, die sich verpflichten, mindes-
tens den einschlägigen Tariflohn zu zahlen. Dies ist auch
von ihren Nachunternehmern zu verlangen. Dies soll
durch Vertragsstrafenregelungen und die Möglichkeit,
bei grob fahrlässigem Verstoß gegen die Tariftreuerege-
lung auch fristlos zu kündigen, abgesichert sein.

Der Entwurf dieses Gesetzes wurde am 1. Februar 2002
im Bundesrat behandelt. Dort war es nicht so, dass nur
der Freistaat Bayern oder andere oder nur die ostdeut-
schen Länder Einwände dagegen gehabt hätten. Es
wurde eine ganze Reihe von Wünschen geäußert, zum

Beispiel auch von Nordrhein-Westfalen. Einiges von
dem, was gerade die ostdeutschen Länder wollten, ist in
diesem Gesetz auch berücksichtigt worden. Dennoch
gibt es noch Handlungsbedarf.

Wenn das Tariftreuegesetz kontrovers diskutiert wurde
wie in der Bundestagsdebatte, dann kann man nicht
allen Argumenten, die dagegen aufgeworfen werden,
von vornherein ihre Berechtigung absprechen, auch
wenn wir sie in Bayern nicht teilen. Da gibt es vieles, was
bedenkenswert ist. Ich rate Ihnen, lesen Sie die Proto-
kolle einmal nach.

Vor allem von den Ländern Ostdeutschlands wird dieses
Tariftreuegesetz kontrovers beurteilt, weil dort die mas-
sive Angst vorherrscht, dass Betriebe, die unter Tarif
bezahlen, und zwar vereinbart zwischen Betriebsrat und
Unternehmen, möglicherweise von öffentlichen Aufträ-
gen generell ausgesperrt werden könnten.

Das ist die Befürchtung, die Sachsen und Thüringen ein-
bringen.

Deshalb, denke ich, muss man sich erst einmal damit
beschäftigen, ob man es in einer generellen gesetzli-
chen Regelung auf der deutschen Ebene hinnehmen
kann, dass ostdeutsche Unternehmen Nachteile erlei-
den. Aber das gilt nicht nur für Ostdeutschland, das gilt
auch für andere.

Sie müssen auch einmal, wenn ich das einflechten darf –
weil Sie den öffentlichen Personennahverkehr ange-
sprochen haben –, sehen, ob es richtig ist, was der MVV
privaten Unternehmern bezahlt. Ich höre immer wieder,
dass Unternehmer sagen: Ich kann nicht tariflich bezah-
len, denn dann muss ich aufhören! Wollen Sie, dass die
Stadtwerke dann selber alles betreiben müssen? Wir
wollen auch Privaten eine Chance geben. Da ist vieles
zu tun. Klopfen Sie zunächst einmal an ihre eigene
Brust, anstatt anderen immer Vorhaltungen zu machen,
was sie alles versäumen!

Es gibt also eine ganze Reihe von Dingen, die da zu
berücksichtigen sind. Aus diesem Grund sind wir der
Auffassung: Das Tariftreuegesetz soll für den Bund gel-
ten, so wie es ist. Das Tariftreuegesetz soll im Grundsatz
für die Länder gelten, wie es ist, aber es soll eine Öff-
nungsklausel eingefügt werden, damit Länder in begrün-
deten Fällen eigene Regelungen treffen können. Das ist
unser Beschluss; den halten wir für richtig. Ihrem Vor-
schlag können wir nicht zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Als Nächste hat Frau
Staatsministerin Stewens das Wort.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Herr Präsident, meine Kolleginnen und Kollegen! Als
Erstes sage ich ganz klar: Bayern steht zu den Vorgaben
im Beschäftigungspakt. Ich möchte eines sagen: Man
muss sich natürlich einmal anschauen, was im Beschäf-
tigungspakt unter Punkt 4 steht: „Der Freistaat Bayern
verpflichtet sich, bei der Vergabe neuer Bauaufträge
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vom Auftragnehmer Tariftreueerklärungen und eine
Nachunternehmererklärung einzuholen, nach der min-
destens 70% der Leistungen im eigenen Betrieb auszu-
führen sind.“

Der Freistaat Bayern hat sich in Abfolge des Beschäfti-
gungspaktes immer an die Vorgaben gehalten. Für die
Tariftreue war ja die rechtliche Grundlage erst einmal
das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
Danach hat er die Tariftreue in einem eigenen Landesge-
setz umgesetzt. Am 01.07.2000 ist das Bauvergabege-
setz in Bayern in Kraft getreten.

Dann hat der Bundesgerichtshof gesagt, dass für dieses
Landesvergabegesetz die bisherige Bundesermächti-
gung nicht ausreicht. Daraufhin haben wir, Herr Kollege
Wörner, eine Bundesratsinitiative eingereicht, aber, bitte
schön, mit dem § 5 a zum Tariftreuegesetz. Das ist in
unserem Haus mit dem DGB ausgehandelt worden.

(Zuruf des Abgeordneten Wörner (SPD))

Was wir wollen, ist die Länderöffnungsklausel, die
Ermächtigung für die Länder, aber nicht die Verpflichtung
für die Länder. Das ist das ganz große Problem. Wir
haben uns auf die Ermächtigung für die Länder mit den
Gewerkschaften geeinigt; das ist unser föderaler Ansatz.
Wir brauchen nämlich für die regionalen und wirtschaftli-
chen Unterschiede des Bundes und der Länder, insbe-
sondere der neuen Länder, differenzierte Lösungen,
auch für die strukturschwachen Gebiete. Das hat Kol-
lege Dinglreiter hier schon klar ausgeführt.

Deswegen bitte ich Sie, den SPD-Dringlichkeitsantrag
abzulehnen. Der CSU-Dringlichkeitsantrag ist hier sehr
passgenau und wird den Vorgaben, die wir brauchen,
voll gerecht.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Wortmeldung:
Herr Kollege Wörner.

Wörner (SPD): Wissen Sie, Herr Dinglreiter, ich neige
nicht dazu, Reden nur für die Presse zu halten,

(Zurufe von der CSU: Ach!)

sondern ich gehe davon aus, dass diese Reden woan-
ders landen sollen. Wenn sie Sie nicht interessieren,
kann ich das zwar nicht nachvollziehen, aber sie interes-
sieren Sie dann genauso wenig wie den Herrn Minister-
präsidenten, der seit 15 Uhr irgendwo in einem Chat-
room sitzt, anstatt hier, um sich mit seiner Frau darzu-
stellen.

(Zuruf von der CSU: Das ist doch dummes Zeug! –
Weitere Zurufe von der CSU)

– Hier steht es. Wenn Sie wollen, gebe ich es Ihnen.

(Zuruf von der CSU: Was soll dieser Quatsch?)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Kollege Wörner,
der Ministerpräsident ist entschuldigt in einer Art, über
die man nicht diskutieren muss. Deswegen bitte ich doch
herzlich, das zu unterlassen.

(Beifall bei der CSU)

Wörner  (SPD): Herr Präsident, dann scheint diese Zei-
tungsmeldung, die mir vorliegt, falsch zu sein.

(Widerspruch bei der CSU)

– Gut. Dann nehme ich das so zur Kenntnis. Dann ist die
Zeitungsmeldung – –

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Also, Herr Kollege
Wörner, wenn Sie mit mir streiten wollen, dann machen
wir das im Ältestenrat, aber bitte nicht hier.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Ruhe
jetzt! – Heiterkeit)

Wörner (SPD): Herr Kollege, wer ruhig ist, das bestim-
men nicht Sie.

Herr Dinglreiter, Ihre Erwiderung war ja verräterisch. Sie
sagen, Sie wollen dem Gesetz mit der Länderöffnungs-
klausel zustimmen, weil Sie damit sicherstellen wollen,
dass die Beschäftigten, die im Osten unter Tarif bezahlt
werden, trotzdem ihre Wettbewerbschance bekommen.
Was soll denn das?! Sie wollen also diesen Wettbewerb
mit Bezahlung unter Tarif anheizen. Sie geben damit zu,
dass Sie Tarifflucht betreiben, mit betreiben im Rahmen
des Wettbewerbs.

(Widerspruch bei der CSU)

– Selbstverständlich. Nichts anderes haben Sie gesagt.

Wenn Sie nach München zeigen, gebe ich Ihnen sogar
Recht. Ich gebe Ihnen Recht, dass in München Dumpin-
glöhne gezahlt werden. Da benutzt man die Privaten
gegen die Städtischen und dann wiederum die Städti-
schen gegen die Privaten, um Löhne nach unten zu drü-
cken. Aber warum geht denn das? Weil offensichtlich die
bayerische Regelung nicht greift, die Sie ständig lobend
erwähnen, aber nie zur Anwendung bringen, wenn es
hart auf hart geht, weil Sie nämlich gar nicht können, weil
die Regelung folgenlos ist. Sie ist folgenlos und deswe-
gen unnütz.

Deswegen bedarf es eines Gesetzes. Noch einmal: Des-
wegen bedarf es eines Gesetzes ohne Länderöffnung.
Wir werden dieser Länderöffnung nicht zustimmen.
Wegen der Bedeutung dieses Antrages beantrage ich
namentliche Abstimmung.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich bin der Meinung, diese Regelung ist richtig –
ohne Länderöffnungsklausel, ohne Wenn und Aber, weil
wir genau das, was Sie, Herr Dinglreiter, gesagt haben –
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die Öffnung für untertariflich Bezahlte –, verhindern wol-
len. Sonst bräuchten wir doch dieses Gesetz nicht!

Sie stellen sich hier hin und geben zu, dass Sie unterta-
riflich Bezahlte in diesen Wettbewerb lassen wollen, und
da spielt es keine Rolle, woher die kommen, sondern
das setzt diese Schraube des Lohndumpings permanent
in Bewegung. Diese untertariflich Bezahlten müssen aus
diesem Wettbewerb ausgeschlossen werden, um sicher-
zustellen, dass die Lebensplanung von Menschen nicht
im Acht-Jahres-Takt erfolgt; so lange sind nämlich in der
Regel die Vergabezeiten. Es kann nicht sein, dass wir
Menschen in den Acht-Jahres-Takt schicken, in die
soziale Verunsicherung.

Wir sind nach wie vor der Meinung, dass das Tariftreue-
gesetz dringend erforderlich ist. Sie geben es ja zu, Frau
Ministerin, dass Sie dazu den Anstoß gegeben haben,
dann aber im Bundesrat gescheitert sind, was ich
bedauere. Jetzt wollen Sie es selber verwässern. Das ist
doch das Schlimme: Sie verwässern es!

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin Stewens?

Wörner  (SPD): Nein.

(Zurufe von der CSU: Na!)

Ich meine, es ist dringend erforderlich, dass ohne Wenn
und Aber alle Lücken geschlossen werden, mit denen
versucht wird, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
gegeneinander auszuspielen.

(Zuruf von der CSU)

Ich sage es noch einmal: Wer dieses tut, treibt den
Rechten zu. Wer dieses will, soll es ehrlich sagen, soll
sich damit entlarven als Gegner der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer und im Wahlkampf nicht so toll reden,
als wäre er an ihrer Seite.

(Zurufe von der CSU: Da ist keine Logik drin!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Wortmeldung:
Frau Staatsministerin Stewens.(Zuruf von der SPD:
Schon wieder! – Gegenruf von der CSU: Auf solche Aus-
führungen muss man reagieren!)

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Herr Kollege Wörner, würden Sie bitte zur Kenntnis neh-
men, dass wir in Bayern das Tariftreuegesetz als Länder-
vergabegesetz haben und Sie hier nicht zu Dumping-
preisen anbieten können. Würden Sie, bitte schön, hier
nicht immer etwas erzählen, was den Tatsachen über-
haupt nicht entspricht.

(Beifall bei der CSU)

Für das Land Bayern ist es geregelt: Wir haben das Län-
dervergabegesetz. Deswegen wollen wir auch die Öff-
nungsklausel: weil dann letztlich jedes Land es regeln

kann, wie es tatsächlich in die eigene, in die regionale
Wirtschaftslage auch passt.

Das sollten Sie zur Kenntnis nehmen, anstatt ständig
etwas zu behaupten, was überhaupt nicht stimmt.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, und
dafür wäre auch keine Redezeit mehr vorhanden. Die
Aussprache ist damit geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Weil wir über den SPD-Antrag in namentli-
cher Form erst in zehn Minuten abstimmen können, kön-
nen wir jetzt nur über den Antrag der CSU abstimmen.
Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 14/9458
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. – Das ist die Fraktion der SPD.
Damit ist der Antrag angenommen.

Über den anderen Dringlichkeitsantrag lasse ich abstim-
men, wenn wir Tagesordnungspunkt 10 erledigt haben.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 10

Antrag der Abgeordneten Maget, Pranghofer, Irlinger
und anderer und Fraktion (SPD)

Orientierungsarbeiten in der Grundschule (Drucksa-
che 14/8496)

Ich eröffne die Aussprache. Die Redezeit beträgt 15
Minuten pro Fraktion. Ich darf zunächst Frau Kollegin
Münzel das Wort erteilen.

(Frau Münzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist
doch ein SPD-Antrag!)

– Ich habe die Wortmeldung so notiert vorgefunden und
habe angenommen, dass die SPD als Antragsteller zum
Schluss sprechen will. Ist das anders? – Herr Kollege
Egleder, wollen Sie sofort sprechen? – Bitte schön; es
geht um Ihren Antrag; Sie haben das Recht dazu. – Ent-
schuldigung, Frau Kollegin Münzel.

Egleder  (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben den Antrag zur Ablehnung der Orientie-
rungsarbeiten gestellt, weil wir von Seiten der SPD der
Meinung sind, dass durch zusätzliche Tests der ohnehin
schon erhöhte Druck auf Kinder und Lehrer, den Sie von
Seiten der CSU in die Grundschulen gebracht haben,
nochmals massiv erhöht wird. Wir sind im Übrigen der
Meinung, dass Orientierungshausaufgaben für die baye-
rische Staatsregierung angebracht wären.

Was das Thema „Bildung sei in Bayern keine Bring-
schuld des Staates mehr“ betrifft, fordern wir eine Umori-
entierung von Ihrer Seite, damit dieses Missverständnis
aus der Welt geschaffen wird. Ich empfehle Ihnen in die-
sem Zusammenhang auch, die bayerische Verfassung
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nachzulesen. In einigen Artikeln ist genau dieser staatli-
che Auftrag festgelegt. Es ist elementare Bringschuld
des Staates, für die Bildung unserer Bevölkerung in Bay-
ern zu sorgen.

Wir sehen durch diese Orientierungsarbeiten folgende
Probleme verschärft auf die Grundschulkinder zukom-
men. Tatsächlich ist es so, dass bis zum Ende der zwei-
ten Jahrgangsstufe keine Noten vergeben werden. Jetzt
sollen die Orientierungsarbeiten zunächst freiwillig – frei-
willig heißt im Schulbetrieb in Bayern, dass kein unmittel-
barer Zwang auf die Leute ausgeübt wird – in der dritten
Jahrgangsstufe durchgeführt werden. Das ist aber nichts
anderes als ein Test, jeweils eine Schulstunde lang, in
Deutsch und Mathematik. Die Schülerinnen und Schüler
und auch die Lehrerinnen und Lehrer wissen genau, was
dabei auf sie zukommt. Diese Tests werden jetzt schon
an den Grundschulen vorbereitet. In den Klassen – Sie
können sich gerne erkundigen – wird im Unterricht schon
darauf hingearbeitet. Wir stellen ohnehin fest, dass an
unseren Schulen oft von Test zu Test gelernt wird. Das
wird in Zukunft eine weitere Stufe sein, auf der nur auf
einen Test hin gelernt und gebüffelt werden soll.

Die Kinder an den Grundschulen wissen genau, dass
dies einer weiteren Auslese dienen wird, wenn auch
momentan noch keine Noten vergeben werden. Wenn
auch momentan noch die Schule selbst die Korrekturar-
beiten durchführen kann, so ist die Befürchtung groß,
dass sich dies in absehbarer Zeit ändern wird, ähnlich
wie beim Zentralabitur, das vom Staat nicht nur vorgege-
ben, sondern auch kontrolliert wird und auch dazu dient
– auch das ist von Ihrer Seite schon angekündigt wor-
den –, die Lehrerinnen und Lehrer bei uns in Bayern
stärker zu kontrollieren und noch stärker dirigieren zu
können, als das bisher der Fall ist. Auch diesen Punkt
lehnen wir ganz kategorisch ab. Wir halten das für unnö-
tig. Wir brauchen Schulen, die mehr Demokratie aufwei-
sen. Ihr Ansatz dient nicht der Demokratisierung unserer
Schulen; er führt zum genauen Gegenteil.

Wir sehen auch, dass Sie wohl Recht damit haben wer-
den, dass diese Tests von den Lehrerinnen und Lehrern
angenommen werden. Dies liegt eben auch daran, dass
die Lehrer extrem verunsichert sind. Sie leiden unter der
neuen dienstlichen Beurteilung. Sie sehen, dass sie
extrem ungerecht ist. Viele Lehrerinnen und Lehrer ver-
sprechen sich demgegenüber von diesen Orientierungs-
arbeiten eine Art Objektivierung der Bewertung ihrer
Arbeit. Auch da, glaube ich, sind sie auf dem Holzweg.
Dies wird in absehbarer Zeit dazu führen, dass das Ran-
king auch bei den Lehrern verstärkt wird und damit eine
Art Kontrolle und Beurteilung stattfinden wird. Wir lehnen
diese zusätzliche Beurteilung strikt ab.

(Beifall bei der SPD)

Wir sehen im Zusammenhang mit der Pisa-Studie, dass
es in jenen Ländern, die uns hinsichtlich der Schulergeb-
nisse ihrer Schülerinnen und Schüler weit voraus sind,
bis mindestens zur sechsten Jahrgangsstufe überhaupt
keine Benotungen gibt. Erst später, in Finnland etwa
nach neun Jahren, werden dann Zugangsarbeiten für
weiterführende Schulen geschrieben. Ich glaube, das
wäre der richtige Weg, um das zu schaffen, was gestern

Herr Glück, der Fraktionsvorsitzende der CSU, eingefor-
dert hat: mehr Eigenverantwortlichkeit zu stärken, in
unseren Schulen mehr Pädagogik vom Kinde aus zu
betreiben. Ich habe gedacht, ich sei in einer Vorlesung
über Reformpädagogik gelandet, als er diese Vorstellun-
gen über Kindgemäßheit entwickelt hat. Mit diesen Ori-
entierungsarbeiten wird aber genau das Gegenteil
erreicht. Es wird über einen Kamm geschoren werden,
damit wird Gleichmacherei betrieben, den Kindern wird
Angst vor diesen zusätzlichen Arbeiten eingeimpft, die in
der Grundschule auf sie einströmen werden. Das ist
genau das Gegenteil einer kindgerechten, an den
Bedürfnissen der Kinder orientierten Arbeit in der Grund-
schule.

Sie sollten von diesem Irrweg abkommen. Wir von Sei-
ten der SPD haben dagegen gesagt, dass wir es schaf-
fen müssen, in der Grundschule bei der Diagnostik
voranzukommen, möglichst schon im Kindergarten
damit anzufangen. Es wäre den Einsatz der Edlen von
Seiten der CSU wert, diesbezüglich wesentlich mehr zu
tun. Die Schule muss dahin kommen, dass das
Gespräch nicht nur zwischen Schülern und Lehrern, wie
das jetzt im Zusammenhang mit den Ereignissen in
Erfurt gefordert wird, sondern gerade auch zwischen
Lehrern und Eltern verstärkt wird. Dort muss der Kontakt
enger geschlossen werden. Dies ist im Übrigen in den
Pisa-Spitzenländern der Fall; dort besteht quasi ein stän-
diger Austausch zwischen Eltern und Lehrern. Diesbe-
züglich müssen wir vorankommen, auch über die Ände-
rungen beim Schulforum, damit von Seiten der Eltern
von vornherein mehr Mitsprachemöglichkeiten beste-
hen.

(Beifall bei der SPD)

Auch dies ist eine Forderung, die wir bitten zu unterstüt-
zen. Wenn dieser Kontakt eng genug ist, dann brauchen
wir diese Orientierungsarbeiten nicht, weil die Eltern
dann von den Lehrern über den Lernfortschritt ständig
auf dem Laufenden gehalten werden. Das ermöglicht
einen kontinuierlichen Überblick über den Lernfortschritt.

Wir fordern auch, dass die Schulen endlich in die Selbst-
verantwortung entlassen werden. Ich darf Sie von Seiten
der CSU daran erinnern, dass dies Worte des ehemali-
gen Bundespräsidenten sind, der zum Abschluss seiner
großen Bildungsrede gesagt hat: Entlassen wir die
Schule endlich in die Freiheit. Dem wollen Sie mit diesen
Orientierungsarbeiten aber einen weiteren Riegel vor-
schieben. Das ist kontraproduktiv, das passt nicht in die
pädagogische Landschaft, auch nicht in Bayern. Wir
brauchen mehr Freiheit für die Schulen, für die Kinder
mehr Selbsttätigkeit, mehr Eigenverantwortlichkeit. Wir
brauchen für Lehrer mehr Gestaltungsspielräume. Wir
brauchen bessere Rahmenbedingungen.

Auch dazu dient dieses Vorhaben mit den Orientierungs-
arbeiten in keiner Weise.

Wenn Sie uns in absehbarer Zeit einen einzigen Schüler
zeigen können, der durch diese Orientierungsarbeiten
besser geworden ist oder mehr für seinen Lebensweg
mitbekommen hat, sind wir gern bereit, mit Ihnen darü-
ber erneut zu diskutieren. Dies gilt auch, wenn Sie uns
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auch nur einen Lehrer zeigen können, der durch diese
Orientierungsarbeiten in seiner Arbeit gestärkt oder in
seiner pädagogischen Ausrichtung gefestigt worden ist.
Ich bin mir sicher, dass Sie uns keinen einzigen Schüler
zeigen werden, dem diese Orientierungsarbeiten
genutzt hätten.

(Beifall bei der SPD)

Weg mit der falschen Vorstellung, durch immer mehr
Auslese könnte eine bessere und breitere Elite geschaf-
fen werden, wie sie in den Pisa-Ländern vorhanden ist.
Hier hängen Sie einem Irrglauben an. Das wird durch
Ihre verfehlten Maßnahmen in Zukunft ebenso wenig
klappen wie bisher. Auslese schafft nicht mehr Leistung.
Im Übrigen ist unsere Grundschule in gar keiner Weise
leistungsfeindlich, selbst dann nicht, wenn sie diese Ori-
entierungsarbeiten nicht einführt. In unseren Schulen
wird bisher schon sehr viel geleistet. Mehr Leistung wird
durch die Rahmenbedingungen verhindert, die an unse-
ren Grundschulen denkbar schlecht sind. Sie müssen
endlich dafür sorgen, dass die Klassen entsprechend
kleiner werden, damit die einzelnen Schüler mehr
Zuwendung erhalten. Orientierungsarbeiten sind hier nur
schädlich. Ich bitte Sie, von Ihrem Vorhaben Abstand zu
nehmen und stattdessen die Anregungen aufzunehmen,
die wir heute vorgebracht haben. Angesichts der Voraus-
setzungen, die wir an unseren bayerischen Schulen vor-
finden, werden wir diese Forderungen auch weiterhin mit
Nachdruck stellen.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Der nächste Redner ist
Herr Kollege Schneider.

Siegfried Schneider  (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben soeben
ein Sammelsurium von Argumenten gehört, das aus den
bildungspolitischen Debatten der vergangenen Jahr-
zehnte gezogen wurde, um es neu auf den Tisch zu brin-
gen. Herr Kollege Egleder, ich glaube nicht, dass Ihre
Einladung, erneut über Orientierungsarbeiten zu disku-
tieren, ernst gemeint war. Schließlich haben Sie Ihren
Antrag, mit dem die Rücknahme der Orientierungsarbei-
ten gefordert wird, bereits gestellt, bevor der Staatsse-
kretär im Ausschuss erläutern konnte, was mit den Ori-
entierungsarbeiten bezweckt wird.

(Beifall bei der CSU)

Bevor Sie wussten, was mit den Orientierungsarbeiten
beabsichtigt ist und welche Inhalte damit verbunden
sind, haben Sie vorsorglich einen ablehnenden Antrag
formuliert. Dies zeigt Ihre Ernsthaftigkeit bei der Ausei-
nandersetzung mit diesem Thema.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Markenzeichen der
SPD war es, zu diesem Thema Stimmung zu machen,
bei den Eltern Angst zu produzieren, Panik zu schüren
und Falschinformationen zu streuen. Dabei befand sich

die SPD in trauter Zweisamkeit mit dem BLLV und mit
Verantwortlichen des Bayerischen Elternverbandes.

(Beifall bei der CSU)

Ich muss das so hart und deutlich sagen. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, die Ziele dieser Orientie-
rungsarbeiten sind nicht nur eine bayerische Angelegen-
heit. Viele deutsche Länder haben sich auf den Weg
begeben, etwas Ähnliches wie Jahrgangsstufentests,
Leistungsüberprüfungen oder Orientierungsarbeiten ein-
zuführen. Ich möchte die Ziele der Orientierungsarbeiten
noch einmal kurz zusammenfassen:

Erstens. Orientierungsarbeiten sollen ein Diagnosein-
strument sein, damit die Lehrer feststellen können, was
ein Kind zu einem bestimmten Zeitpunkt kann, welche
Hilfen es benötigt und welche Schwerpunkte im Unter-
richt gesetzt werden müssen, um etwaige Schwächen
auszugleichen. Sie sollen auch eine Hilfe für die Lehr-
kräfte sein. Die Pisa-Studie hat unter anderem gezeigt,
dass die Diagnosefähigkeit der Lehrkräfte in Deutsch-
land nur schwach bis ausreichend ist. Nur 10% der sehr
schwachen Leser sind von den Lehrern als sehr schwa-
che Leser erkannt worden. Deshalb brauchen wir ein
Diagnoseinstrument, um den Kindern individuell helfen
zu können.

Zweitens. Orientierungsarbeiten sollen ein Beratungsin-
strument sein, mit dem nach der Feststellung der not-
wendigen Hilfen das Gespräch mit den Schülern und
den Eltern vorbereitet werden kann, um zum Beispiel
Lerntechniken anzubieten. Bei den Orientierungsarbei-
ten geht es nicht um das Abfragen von Faktenwissen.
Sie können sich davon im Internet überzeugen. Dort sind
die ersten Modelle vorgestellt worden. Bei diesen Tests
geht es darum, Fähigkeiten und Kompetenzen zu über-
prüfen. Sie dienen nicht der Selektion. Es wird keine
Noten geben. Der Staat will vielmehr ein Grundwissen
festlegen und prüfen, ob dieses Grundwissen zum Bei-
spiel nach dem Abschluss des Leselernprozesses oder
des Schreiblernprozesses bei jedem Kind angekommen
ist. Wenn dies nicht der Fall sein sollte, müssen Konse-
quenzen gezogen werden.

Insgesamt geht es bei Orientierungsarbeiten um eine
Weiterentwicklung und Sicherung der Qualität an den
Schulen. Der Lehrer erhält ein Feedback und somit auch
die Möglichkeit zur Selbstreflexion. Der Lehrer kann
Bilanz über seinen Unterricht ziehen und die Frage nach
möglichen Ursachen stellen. Nicht immer ist der Lehrer
schuld, wenn die Schüler ihre Leistung nicht erbringen.
Mögliche Gründe können auch in der Zusammenset-
zung der Klasse oder in sozialen Problemen eines Kin-
des liegen. Diese Fragen müssen, nachdem die Diag-
nose abgeschlossen ist, gestellt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Bayern ist mit
diesen Vorschlägen – wie gesagt – nicht allein. Eine
Reihe von SPD-geführten Ländern will ebenfalls ähnli-
che Maßnahmen ergreifen. Der „Süddeutschen Zeitung“
war zu entnehmen, dass die Kultusministerin des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, Frau Behler, plane, wie in
Bayern landesweite Tests in den Fächern Deutsch, Eng-
lisch und Mathematik einzuführen. Vergleichstests in
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Grundschulen seien zu einem späteren Zeitpunkt
geplant. Frau Behler plant also das, was wir in Bayern
praktizieren werden, auch in Nordrhein-Westfalen, weil
sie weiß, dass sie nur so eine Steigerung der Qualität an
ihren Schulen erreichen kann. Sie betonte, dass sie sich
in der Kultusministerkonferenz für regelmäßige zentrale
Leistungskontrollen in allen Bundesländern einsetzen
werde. Dies hat die SPD-Bildungsministerin aus Nord-
rhein-Westfalen wörtlich in der „Süddeutschen Zeitung“
gesagt. Das wollte ich Ihnen zur Kenntnis geben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Länder, die in
der Pisa-Studie erfolgreich abgeschnitten haben, geben
den Einzelschulen mehr Selbstständigkeit und Eigenver-
antwortung, führen aber auch eine zentrale externe Eva-
luation durch.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Erst die
Freiheit, dann die Evaluation!)

Beides gehört zusammen. Ich fordere Sie auf, sich vor-
urteilsfrei mit den Orientierungsarbeiten zu befassen.
Wir haben die Lehrkräfte zur Mitarbeit eingeladen und
sie gebeten, rückzumelden, ob die Aufgabenkultur, die
Inhalte und die Anforderungen in Ordnung sind. Nach
dem ersten Durchlauf werden wir noch einmal über die
Frage der Aufgabenstellung diskutieren. Es wäre fatal,
wenn diese Arbeiten von den Lehrkräften boykottiert
würden, wie das in einem mehrheitlich SPD-regierten
Land geschehen ist. Dort haben die Lehrer den Schülern
die Lösungen diktiert und damit den Test ad absurdum
geführt. Ich bin überzeugt, dass das in Bayern nicht pas-
sieren wird. Schließlich bringen solche Tests Vorteile für
Schüler, Eltern und Lehrkräfte.

Ich fordere Sie auf, mit Ihrer Obstruktionspolitik und Ihrer
Panikmache aufzuhören. Wir sollten jetzt den ersten
Durchgang durchführen und ihn anschließend analysie-
ren. Wir sind gern bereit, Verbesserungen vorzunehmen,
wenn dies notwendig sein sollte. Die Pisa-Studie hat uns
gezeigt, dass die Vorgaben, die der Staat machen muss,
notwendig sind, damit sich Schüler, Eltern und Lehrer
daran orientieren können. Deshalb werden wir Ihren
Antrag ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächste Rednerin
ist Frau Kollegin Münzel.

Frau Münzel  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Schneider,
mir liegt es fern, in den Schulen Panik zu machen. Dafür
liegen mir die Grundschule und die Grundschülerinnen
und Grundschüler viel zu sehr am Herzen. Ich möchte
nicht durch politische Aktionen Panik verbreiten. Trotz-
dem sehe ich die Orientierungsarbeiten sehr kritisch.

Ich möchte das auf einen Punkt bringen. Die Orientie-
rungsarbeiten sind wie ein Wolf im Schafspelz. Man
redet von Diagnose, aber man meint ein Vorauswahlver-
fahren für Realschule und Gymnasium. Das wird deut-
lich, wenn man die Geschichte der Orientierungsarbei-
ten verfolgt. Heute, am Endpunkt der Entwicklung, wird

mit viel Pädagogik und wohlgesetzten Worten verschlei-
ert, was die Intention des Ganzen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb möchte ich auf die Geschichte des Antrags hin-
weisen. Begonnen hat die Entwicklung der Orientie-
rungsarbeiten mit einem Antrag der CSU, der lautete –
ich zitiere –:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zum Ende
der dritten Jahrgangsstufe Orientierungsarbeiten in
den Fächern Deutsch und Mathematik einzuführen,
um den Lehrkräften eine verbreiterte Grundlage für
die Schullaufbahnberatung und den Eltern für die
Schullaufbahnentscheidung zu geben. Die Orientie-
rungsarbeiten werden landesweit vorgegeben und
mit einem einheitlichen Maßstab bewertet. Die
Bewertung fließt nicht in die Notengebung ein.

Begründet wurde der Antrag in der Sitzung von den Kol-
legen unter anderem folgendermaßen: Herr Kollege
Thätter erklärte, da in Bayern ein gegliedertes Schulsys-
tem bestehe, das sich bewährt habe, müsse dafür
gesorgt werden, dass Schüler in diejenigen weiterfüh-
renden Schulen gingen, für die sie geeignet seien. Sie,
Herr Kollege Schneider, haben ausgeführt; viele Lehrer
wären froh, wenn es einheitliche Maßstäbe für die Beno-
tung der Schüler gäbe. Inzwischen stellten einige Eltern
Gastschulanträge, weil es bei bestimmten Lehrern leich-
ter sei, die gewünschten Übertrittsnoten zu erreichen.
Dieses Problem sollte mit dem Antrag gelöst werden.

In der turbulenten Ausschusssitzung mit einer kurzen
Unterbrechung wurde der Antrag umformuliert, wobei er
einen anderen Titel bekam. Das war eine wundersame
Metamorphose. Zunächst hieß der Antrag: „Einführung
von Orientierungsarbeiten zum Ende der dritten Jahr-
gangsstufe“. Daraus wurde das „Konzept zur Objektivie-
rung der Leistungsmessung“. Das Kultusministerium hat
schließlich ein Konzept für die Orientierungsarbeiten
vorgelegt. Das heißt, am Anfang war die CSU noch ehr-
lich. Es ging letztlich darum, zu schauen, welches Kind
auf welche Schule gehen soll. Sie können noch so wohl-
gesetzte Worte dafür finden, das ist das Ziel, das Sie
letztendlich erreichen wollen.

In der Ausschusssitzung hat Herr Staatssekretär Freller
Herrn Wiater von der Universität Augsburg zitiert und
sehr stark auf die Diagnosefunktion der Orientierungsar-
beiten abgestellt. Ich möchte zitieren, was Herr Wiater
gesagt hat. Er hat erklärt:

Ohne Diagnose keine Förderung. Wenn man nicht
genau weiß, wo die Zone der aktuellen Leistung bei
einem Kind liegt, kann man auch nicht die Zone der
nächsten Entwicklung bestimmen. Kein verantwort-
licher Arzt wird heilende Maßnahmen ergreifen,
ohne vorher genau diagnostiziert zu haben. Orien-
tierungsarbeiten dienen der Selbstreflektion der
Lehrerinnen und Lehrer. Wenn Lehrerinnen und
Lehrer anhand von Orientierungsarbeiten feststel-
len, wo sie mit ihrer Klasse im Landesvergleich ste-
hen, veranlaßt sie das, Bilanz über ihren eigenen
Unterricht zu ziehen, sich bewusst zu machen, wo
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und wie sie den einzelnen Schülern mehr Hilfe
zukommen lassen müssen.

Das klingt zunächst ganz plausibel, aber wenn man in
unsere Schulen hineinsieht, dann muss man feststellen,
dass wir bereits ein Diagnoseinstrument haben. Wir
haben doch immer überprüft, ob das, was die Schülerin-
nen und Schüler lernen sollen, auch wirklich von ihnen
gelernt wird. Wir haben ganz klare Regeln. Herr Kollege
Schneider, das Grundwissen haben wir genau festge-
legt, und zwar für alle unsere Schulen zentral durch die
Lehrpläne. Dieses Grundwissen ist fixiert.

Wir fragen jede Woche oder alle zwei oder drei Wochen
in Lernzielkontrollen, Schulaufgaben, Probearbeiten
oder mündlichen Tests ab, ob unsere Schülerinnen und
Schüler das Lernziel erreicht haben. Die Lehrerin oder
der Lehrer kann dabei durchaus erkennen, ob eine
Schülerin oder ein Schüler etwas nicht gelernt hat. Was
uns aber fehlt – ich gebe Ihnen Recht, da hakt es an der
Diagnosefähigkeit – ist ein Instrument, um zu erkennen,
warum hat dieses Kind das nicht verstanden, warum
bringt es die Leistung nicht, liegt eine Wahrnehmungs-
störung vor etc.

Das ist für mich der Knackpunkt. Ich weiß doch, was im
Landesvergleich ungefähr gefordert ist. Natürlich gibt es
Schulen, die schlechter oder besser sind; es gibt auch
Klassen, die schlechter oder besser sind. Da wir aber
den zentralen Lehrplan haben, können die Unterschiede
nicht so riesig sein. Egal, mit welchem Instrumentarium,
Sie werden nie einen völligen Gleichklang bekommen.
Dafür ist die Schülerklientel zu unterschiedlich. Es
kommt auch darauf an, in welchem Stadtteil oder in wel-
chem ländlichen Gebiet die Schule liegt. Ich muss aber
erkennen können, warum das Kind etwas nicht kann.
Das ist die vordringliche Aufgabe, für die wir nicht genü-
gend ausgebildet sind. Hier muß angesetzt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der zweite Schritt ist, sich zu überlegen, wie kann man
dem Kind mit dieser speziellen Schwäche helfen. Auch
da fehlt es noch. Mein Appell ist, das Geld, das Know-
how und die Kreativität dort zu investieren, wo wir dem
einzelnen Kind individuell helfen können. Damit wären
wir einen großen Schritt weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich könnte mich mit landesweiten Tests anfreunden,
wenn die Schulen wirklich Freiheit hätten. Wenn wir die
Schulen von der Leine des Kultusministeriums lassen
würden, könnten 40% des Lehrstoffs zentral festgelegt
werden. 60% könnten die Schulen nach Klientel und
Umfeld selbst bestimmen. Wenn die einzelnen Schulen
wirkliche Freiheit hätten, wäre einzusehen, dass es sinn-
voll ist, einen Test durchzuführen, um einen landeswei-
ten Vergleich zu haben. Man könnte sehen, wie die
Schulen stehen, um zu wissen, wo Korrekturen ange-
bracht sind. Frau Kollegin Radermacher, Sie haben es
gesagt, dann könnte man den Schulen auch helfen. Die
Tests sollten nicht bestehen, um sagen zu können, eine
Schule ist schlecht, sondern um zu sehen, welche perso-

nellen und finanziellen Mittel müssen investiert werden,
um die Schule auf einen angemessenen Level zu heben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Instrument, das jetzt benutzt wird, ist vollkommen
untauglich, um das Ziel zu erreichen, das Sie verbal vor-
geben, erreichen zu wollen. Ich würde das Ziel der Diag-
nose gern mit Ihnen verfolgen, aber das vorgeschlagene
Mittel ist das falsche. Deshalb werden wir uns weiterhin
gegen die Orientierungsstufe stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Das Wort hat noch ein-
mal Herr Kollege Egleder. Ihm folgt Herr Staatssekretär
Freller.

Egleder (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Grund dafür, dass mich die Einführung der Ori-
entierungsarbeiten so bedrückt, ist, dass die Orientie-
rungsarbeiten den Schülerinnen und Schülern nicht hel-
fen und dass der Druck hin zum Nachhilfeunterricht
zunimmt, was eine schleichende Privatisierung des
Unterrichts bedeutet. Wir stellen an unseren Grundschu-
len tatsächlich fest, dass dadurch, dass bereits in der
vierten Jahrgangsstufe die Lebenschancen verteilt wer-
den, indem sich der Weg der Schullaufbahn für viele
endgültig entscheidet, der Nachhilfeunterricht massiv
zugenommen hat.

Der Nachhilfeunterricht, der früher den weiterführenden
Schulen vorbehalten war, ist dort sinnvoll, wenn es
darum geht, eine Durststrecke zum Beispiel in Mathema-
tik oder in Physik kurzfristig zu überwinden. In solchen
Fällen ist Nachhilfe sicher angebracht.

Aber wir brauchen diese Krücke doch nicht an unseren
Grundschulen, wo wir Kinder im Alter von sechs bis zehn
Jahren haben. Es ist für deren Entwicklung schädlich,
wenn man schon dort auf Nachhilfeunterricht zurückgrei-
fen muss, weil die Kinder unter solchem Übertrittsdruck
stehen. Ich habe festgestellt, dass Nachhilfeunterricht
teuer bezahlt werden muss. Eltern, die nicht so begütert
sind, nehmen heute tatsächlich Kredite auf, um für ihre
Kinder in der Grundschule den Nachhilfeunterricht finan-
zieren zu können. Wir müssen diese Auswüchse heute
an den Grundschulen feststellen. Dieser Druck und
diese Benachteiligung sind einfach nicht hinzunehmen.

Festzustellen ist auch, dass zu wenig im Hinblick auf die
Elternarbeit gemacht wird. Elternarbeit heißt nichts
anderes, als dass die Eltern in die schulische Arbeit inte-
griert werden. Es gibt heute schon Modelle, bei denen
Eltern in den Unterricht einbezogen werden. Sie nehmen
nicht nur am Unterricht teil, sondern sind am gesamten
Schulleben beteiligt. Diese Eltern brauchen solche Ori-
entierungsarbeiten nicht, weil sie von vornherein über
ihre Kinder und die Schule sehr gut Bescheid wissen.
Das ist der Weg, den wir vorschlagen.

Ich sehe auch, dass die bayerische Schulhierarchie wie-
der einmal genutzt wird, um diese Projekte durchzudrü-
cken. Wie das funktioniert, wissen wir alle. Die bayeri-
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sche Kultushierarchie und die Schulverwaltung sind
besonders stringent organisiert. Da wird vom Ministe-
rium an die Regierungen die Weisung gegeben, man
solle das Projekt auf freiwilliger Ebene möglichst vollzäh-
lig durchführen. Die Regierungen geben die Order dann
an die Schulämter weiter. Beide stehen unter Rechtferti-
gungsdruck aufgrund des Berger-Gutachtens und wollen
möglichst gute Vollzugsmeldungen nach oben abliefern.
So werden die Schulen über ihre Schulleitungen dazu
gedrängt, die Orientierungsaufgaben möglichst in allen
Klassen durchzuführen. Wo man die Freiwilligkeit da
noch groß postulieren kann, ist mir schleierhaft. Dann
heißt es, den umgekehrten Weg zurückzugehen: Eine
Vollzugsmeldungsstufe nach der anderen tritt in Aktion,
bis das Ergebnis beim Ministerium ankommt. Von dort
heißt es dann, über 90% der Lehrer haben die Orientie-
rungsarbeit freiwillig und gerne erledigt. Vonseiten der
CSU-Staatsregierung wird man daraufhin eitel Sonnen-
schein verbreiten.

Zum Schluss frage ich noch, was geschieht eigentlich
mit unseren privaten Schulen? Werden die Orientie-
rungstests beispielsweise an den Waldorf-Schulen
durchgeführt? Dort finden wir, genauso wie an den Mon-
tessori-Schulen und anderen privaten Schuleinrichtun-
gen, gegenüber den staatlichen Schulen vergleichs-
weise paradiesische Arbeits- und Lernbedingungen vor.
Herr Staatssekretär, finden dort die Orientierungsarbei-
ten im gleichen Umfang statt? Das ist wohl nicht denkbar
und schon gar nicht möglich. Diese Schulen haben doch
bereits jetzt die Zustände, wie sie in den Pisa-Spitzen-
ländern vorzufinden sind. Ich bitte deshalb um Auskunft
darüber, wie das an den Waldorf-Schulen gehandhabt
werden soll.

Ich betone noch einmal: Unsere Grundschüler brauchen
diese Orientierungsarbeiten nicht. Sie bewirken nur
mehr Druck, mehr Arbeit und die von mir dargelegten
negativen Begleiterscheinungen werden sich zum Scha-
den unserer Schülerinnen und Schüler auswachsen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Vielen Dank, Herr Kol-
lege. Herr Staatssekretär Freller, bitte. Ich mache noch
einmal darauf aufmerksam, dass wir nach der Abstim-
mung über diesen Antrag die Abstimmung über den
Dringlichkeitsantrag 14/9445 der SPD durchführen, den
wir vorhin diskutiert haben. Herr Staatssekretär, bitte
schön.

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Herr Präsi-
dent, Hohes Haus! Für mich ist ein Lehrer ein Schatzsu-
cher. Die Schätze, die er zu entdecken und zu heben
hat, sind die Begabungen, die Neigungen und die Fähig-
keiten seiner Kinder.

(Zurufe der Abgeordneten Egleder (SPD) und
Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Das ist eine wichtige Aufgabe. Ich glaube, um sie gut zu
erfüllen, ist es wichtig, ein Kind möglichst gut zu kennen.
Es widerspricht deshalb absolut nicht dem Gedanken
der Reformpädagogik, Herr Kollege Egleder, sondern im

Gegenteil, es unterstützt sie sogar, wenn wir eine
zusätzliche Möglichkeit schaffen, durch die eine Lehrerin
oder ein Lehrer die Stärken und Schwächen ihrer bzw.
seiner Kinder erkennen kann.

(Franzke (SPD): Das sind nicht seine Kinder!)

– Nein, es sind die Kinder in seiner Klasse, ich bitte um
Nachsicht. Wenn es um diese Frage geht, Herr Kollege,
sind wir großzügig. Wenn es aber um die Sache geht,
dann möchte ich deutlich bleiben. Wir sehen in diesen
Orientierungsarbeiten eine echte und eine große
Chance, die Stärken und Schwächen eines Kindes bes-
ser zu erkennen, und seine Stärken zu fördern bzw. bei
seinen Schwächen zu helfen.

(Frau Radermacher (SPD): Das hilft doch nichts!)

Meine Damen und Herren, was sind die Orientierungsar-
beiten nicht? Ich möchte hier in aller Deutlichkeit noch
einmal wiederholen, worum es geht, damit die Vorurteile,
die im letzten Jahr geschürt worden sind, nicht weiter
verbreitet werden. Die Orientierungsarbeiten werden
nicht benotet.

(Egleder (SPD): Noch nicht!)

Sie fließen nicht ins Zeugnis ein. Orientierungsarbeiten
sind kein Instrumentarium für das Übertrittsverfahren.
Die Orientierungsarbeiten sind auch kein Bestandteil der
Lehrerbeurteilungen. Die Orientierungsarbeiten sind
dafür da, dass wir ein zusätzliches Beratungsinstrument
haben, damit wir Hilfe geben können. Wie sieht das ganz
konkret aus? Schauen Sie, ein Lehrer oder eine Lehrerin
draußen hat als Vergleichsmaßstab doch nur die Klasse,
die er bzw. sie unterrichtet. Das bedeutet, die Lehrkräfte
haben als Bezugsgröße nur die jeweilige Klasse.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die haben
doch Erfahrung!)

Die Lehrkraft hat als Bezugsgröße die Klasse und das
einzelne Kind, das besser oder schlechter geworden ist.
Was der Lehrkraft aber fehlt, ist der Vergleich zu anderen
Klassen, der Vergleich mit anderen Schulen.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Vergleiche
nie ein Kind mit dem anderen!)

Es ist deshalb eine große Hilfe, wenn wir eine Ver-
gleichsmöglichkeit in anonymer Form schaffen, damit
ein Lehrer oder eine Lehrerin sich orientieren kann, ob er
oder ob sie mit ihrer Arbeit richtig liegt oder an der
Schule zusätzliche Hilfe und Unterstützung braucht. Wir
haben unsere Überlegungen eng mit der CSU-Fraktion
und dem CSU-Arbeitskreis Bildung abgestimmt. Wir
haben etwas geschaffen, von dem ich sicher bin, wir
werden mehr Zustimmung erfahren, als das im Augen-
blick viele annehmen. Allein die Tatsache, dass wir einen
Probelauf für das dritte Schuljahr machen und nächstes
Jahr für das zweite Schuljahr sowie die Tatsache, dass
wir bereits jetzt Rückmeldungen haben, die darauf
schließen lassen, dass mehr als die Hälfte der Lehrkräfte
freiwillig mitmachen werden, zeigt, dass das Konzept



Plenarprotokoll 14/89 v. 15.05.2002 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 6403

von der Lehrerschaft durchaus angenommen und ernst
genommen wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, abschließend
darf ich noch zwei Zitate vorlesen. Vielleicht wäre der
Test zur Lesekompetenz aber auch einmal ganz gut in
Richtung auf die Opposition und auf einige Lehrerver-
bände auszulegen.

Ich zitiere Frau Widder, Rektorin der Grundschule Her-
mann-Kolb-Straße in Altenfurt. Sie begrüßt die Orientie-
rungsarbeiten und führt in der Presse Folgendes aus:

Ich denke, dass sich Schule heutzutage einer Wei-
terentwicklung stellen muss. Jede Innovation
beginnt mit Evaluation und Bestandsaufnahme. An
meiner Schule wird im Höchstmaß gearbeitet. Dann
sind die Lehrer auch froh darüber, wenn sie sich mit
einem in Bayern durch den Lehrplan gegebenen
Standard messen können und somit sehen, wie
erfolgreich ihre Arbeit war. Aus dem Ergebnis der
Orientierungsarbeiten sehe ich für meine Schule
eine Chance für gezielte Verbesserung, für Bewe-
gung, dass sich etwas rührt, einen Impuls für inten-
sive Zusammenarbeit der Parallelklassen und des
gesamten Kollegiums.

Hier eine weitere Stimme. Eine Lehrkraft aus der Grund-
und Teilhauptschule Großgründlach in Nürnberg. Hier
steht:

Wir begrüßen im Gegensatz zum BLLV ausdrück-
lich solche Arbeiten, um einen Leistungsvergleich
der Klassen und Schulen zu bekommen. Meinem
Kollegium wird von den Eltern gelegentlich vorge-
worfen, wir hätten einen zu hohen Standard, und
würden deshalb von den Kindern zu viel abverlan-
gen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Allein deshalb wäre uns ein Maßstab sehr hilfreich. Ich
möchte das Kultusministerium ausdrücklich in seinem
Vorhaben unterstützen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben von
einer ganzen Reihe hochqualifizierter Lehrkräfte ähnli-
che Aussagen. Es geht noch weiter. Wir haben die
Unterstützung renommierter Wissenschaftler. Wir haben
ein Konsortium gegründet, bei dem Wissenschaftler wie
die Professoren Ditton vom Institut für Pädagogik,
Pekron vom Institut für pädagogische Psychologie oder
Frau Angelika Speck-Hamdan vom Lehrstuhl für Grund-
schuldidaktik sowie die Professoren Olav Köller von der
Uni Nürnberg und Wolfgang Schneider von der Uni
Würzburg mitmachen. Wir haben Professor Boos an
unserer Seite, der uns hilft, die Arbeiten zu erstellen. Er
hat die Iglu-Tests gemacht, die von Ihnen nicht ange-
fochten, sondern ausdrücklich begrüßt worden sind. Wir
haben internationale Wissenschaftler an unserer Seite,
doch Sie tun so, als ob wir eine völlig unpädagogische
Maßnahme einführen würden. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, entweder Sie haben sich mit der
Thematik nicht befasst, oder Sie wollen sich damit nicht
befassen.

(Beifall bei der CSU – Egleder (SPD): Was ist mit
den Waldorf-Schulen? Warum weichen Sie unseren
Fragen aus?)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatssekretär,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin
Radermacher? – Nein, Sie gestatten nicht.

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Meine sehr
verehrten Damen und Herren, langsam habe ich bei
Ihnen den Eindruck, dass Sie sich in Ihren Vorurteilen
nicht durch Tatsachen stören lassen wollen. Die Orien-
tierungsarbeiten sind für uns ein ganz wichtiges Instru-
ment, welches im Übrigen auch in den Ländern in ganz
besonders hohem Maße vorzufinden ist, welche in der
Pisa-Studie vorne liege. Sie waren doch in Finnland und
in anderen Ländern. Haben Sie sich dort oder auch in
Nordrhein-Westfalen informiert?

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Haben wir!)

Dort und auch in Kanada und anderswo sind verglei-
chende Untersuchungen an den Schulen schon lange
gang und gäbe, um gemeinsame Standards für das
ganze Land entwickeln zu können. Wir müssen den
Schulen so viel Freiraum geben wie nur möglich.

(Zurufe von der SPD und vom BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Tun Sie es doch einmal!)

Es muss aber auch die Chance bestehen, dass sich die
Schulen an einem Standard messen können, und dieser
Standard ist wichtig, damit die Kinder ihr Schul- und ihr
Lebensziel erreichen. Ich bedanke mich bei der Fraktion
für die Unterstützung und ich bitte die Opposition, in
Zukunft wirklich zur Kenntnis zu nehmen, was Orientie-
rungsarbeiten sind und nicht den Vorurteilen eines Leh-
rerverbandes zu folgen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Wortmeldungen liegen
mir nicht mehr vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. Der federführende Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Sport empfiehlt die
Ablehnung des Antrags. Wer dagegen zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Frak-
tionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN sowie Herr Abgeordneter Hartenstein. Gegenstim-
men bitte ich anzuzeigen. – Das sind die Fraktion der
CSU und Frau Kollegin Grabmair. Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Der Antrag ist abge-
lehnt.

Wir kommen jetzt zur namentlichen Abstimmung über
den zum Plenum eingereichten Dringlichkeitsantrag der
SPD-Fraktion betreffend das Gesetz zur tariflichen Ent-
lohnung bei öffentlichen Aufträgen und zur Einrichtung
eines Registers über unzuverlässige Unternehmen,
Drucksache 14/9445. Für die Stimmabgabe sind die ent-
sprechend gekennzeichneten Urnen bereitgestellt. Die
Ja-Urne steht auf der Oppositionsseite, die Nein-Urne
auf der Seite der CSU-Fraktion und die Urne für Stimm-
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enthaltungen auf dem Stenografentisch. Mit der Stimm-
abgabe kann jetzt begonnen werden. Sie haben fünf
Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 17.12 bis 17.17 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Abstimmung ist
abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außer-
halb des Saales ermittelt.

Wir können noch erledigen:

Tagesordnungspunkt 11

Antrag der Abgeordneten Locher-Fischer, Schmitt-
Bussinger und anderer (SPD)

Beratungsangebote für gewaltbereite Männer
(Drucksache 14/7854)

Alle Rednerinnen haben sich verpflichtet, durch kurze
Ausführungen dazu beizutragen, dass noch vor 17.30
Uhr abgestimmt werden kann.

(Unruhe)

Jetzt bitte die Herren der Schöpfung bei der CSU und die
Damen auf der linken Seite, so viel Bereitschaft zu zei-
gen, die Wortmeldungen auch entgegenzunehmen.
Erste Rednerin ist Frau Kollegin Schmitt-Bussinger.

Frau Schmitt-Bussinger (SPD) (von der Rednerin nicht
autorisiert): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen
und Kollegen! Der Antrag der SPD-Fraktion auf Bera-
tungsangebote für gewaltbereite Männer wurde bereits
im Sozialpolitischen Ausschuss und im Innenausschuss
behandelt. Er hat dort leider keine Mehrheit gefunden.
Wir haben diesen Antrag heute noch einmal in die Bera-
tung eingebracht, weil wir glauben, dass Gewaltschutz
vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte über Gewalt
in unserer Gesellschaft einen neuen Stellenwert bekom-
men hat und diesen auch haben muss. Vor allem müs-
sen konkrete Konsequenzen folgen.

Ich zitiere unseren Innenminister Dr. Günter Beckstein:

Gewalt in der Familie gilt inzwischen als die am wei-
testen verbreitete Form der Gewalt, die ein Mensch
in seinem Leben erfahren oder beobachten kann.
Mehr als 40000 Frauen flüchten jährlich bundes-
weit, teilweise auch mit ihren Kindern, in eines der
mehr als 400 Frauenhäuser in Deutschland. Insbe-
sondere für Kinder ist diese Gewalt in der Familie
problematisch, selbst wenn sie nicht unmittelbar von
der Gewalt betroffen sind, aber in einem gewaltge-
prägten Umfeld aufwachsen müssen. Häusliche
Gewalt ist also ein Phänomen, das über die Betrof-
fenen enormes Leid bringt und die Gesellschaft als
Ganzes belastet.

Soweit das Zitat unseres Herrn Innenministers.

Die Durchsetzung eines effektiven Gewaltschutzes
wurde bereits im Landtag mehrmals thematisiert. Dazu
gab es vonseiten der GRÜNEN und vonseiten der SPD

mehrere Anträge, welche leider größtenteils abgelehnt
wurden. Es besteht aber in diesem Bereich weiter enor-
mer Handlungsbedarf. Heute will ich mich ausschließlich
auf den Antrag auf Beratungs- und Hilfsangebote für
gewaltbereite Männer konzentrieren. Wir meinen, dass
Täter lernen und die Chance bekommen müssen, ihr
Verhalten zu ändern, damit sie den Gewaltkreislauf
durchbrechen können.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe es eingangs gesagt: Insbesondere vor dem
Hintergrund der Gewaltdiskussionen der letzten Wochen
und aufgrund der gestrigen Aktuellen Stunde bekommt
unser Antrag eine neue Qualität und Bedeutung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Seiten der CSU-
Fraktion, Sie können heute unter Beweis stellen, wie Ihre
verbale Bereitschaft, der Gewalt in unserer Gesellschaft
entgegenzuwirken, in politisches Handeln umgesetzt
wird.

(Beifall bei der SPD)

Gewaltbereite Menschen müssen in die Lage versetzt
werden, ihrem gewalttätigen Handeln eine Alternative
entgegenzusetzen. Das können diese Menschen oft-
mals nicht allein; sie brauchen Unterstützung. Deshalb
wollen wir, dass die Staatsregierung Voraussetzungen
dafür schafft, dass gewaltbereite und gewalttätige Män-
ner in flächendeckenden Beratungsangeboten Maßnah-
men zur Konfliktberatung und zur Einstellungsänderung
erfahren können. Dazu gibt es in Bayern, aber nicht nur
in Bayern, sehr wenige Angebote. Deshalb hoffen wir auf
Ihre Zustimmung, um hier in Bayern den Kampf gegen
die Gewalt in der Familie aufnehmen zu können. Wir hof-
fen auf die Unterstützung für unseren Antrag.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Wortmeldung:
Frau Kollegin Matschl.

Frau Matschl  (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen und
Kollegen! Über die Medien wird der Eindruck erweckt,
Gewalttätigkeiten von Männern gegenüber ihren Frauen
und Kindern würden ständig zunehmen. Deshalb klingt
der Antrag, über den wir heute zu entscheiden haben,
auf den ersten Blick plausibel. Gewaltbereite und gewalt-
tätige Männer sollen überall in Bayern mit Hilfe von Bera-
tung und Therapieangeboten lernen, mit ihren Konflikten
friedlich umzugehen. So einfach ist die Wirklichkeit leider
nicht.

Lassen Sie mich zunächst anhand von vier Punkten eini-
ges zu den Rahmenbedingungen sagen, damit die Kom-
plexität dieses Themas deutlich wird. Gewalt in der
Familie ist kein neues Phänomen. Nach allem, was wir
wissen, hat die Gewalt in der Familie quantitativ nicht
zugenommen, sie war früher nur stärker tabuisiert. Das
heißt, es wurde nicht darüber gesprochen. Das ist heute
zum Glück vorbei. Heute lernen die Opfer zunehmend,
sich zu wehren und zu schützen. Das ist in Ordnung so.
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Damit gelangt das Thema stärker in die Öffentlichkeit,
und damit entsteht aber auch der irrige Eindruck, die
Gewalttätigkeiten würden zunehmen.

Gewalt in der Familie geht beileibe nicht nur von Män-
nern aus – Sie werden vielleicht lächeln. Eine Befragung
im Jahr 1989 hat ergeben, dass jede vierte Frau und
sogar jeder dritte Mann mit einem Partner zusammen-
lebt, der ihn schon einmal misshandelt hat. Hier möchte
ich die psychische Gewalt in Familien und in Partner-
schaften ansprechen. Gewalt von Frauen gegen Männer
kommt in der Öffentlichkeit nicht vor, vielleicht weil den
betroffenen Männern der Mut fehlt, den die Frauen inzwi-
schen haben, nämlich in die Öffentlichkeit zu gehen und
Hilfsangebote einzufordern. Wir müssen aufpassen,
dass wir nicht die Zielgruppe für Aktivitäten unzweckmä-
ßigerweise einschränken, weil wir uns zu stark von der
öffentlichen Meinung leiten lassen.

Gewalt in der Familie pflanzt sich oft von Generation zu
Generation fort. Wer als Kind in einer Umgebung auf-
wächst, in der die Erwachsenen unfähig sind, ihre Kon-
flikte friedlich auszutragen, ist oft als Erwachsener auch
selbst dazu nicht in der Lage, weil er es einfach nicht
gelernt hat. Es stellt sich die Frage, ob es sinnvoller ist,
das Potenzial an Gewaltbereitschaft nicht schon im Kin-
desalter gezielt anzugehen, als erst dann tätig zu wer-
den, wenn das Kind schon in den Brunnen gefallen ist.

(Beifall bei der CSU)

Vielleicht ist dann das Aufwand-/Nutzenverhältnis bes-
ser und sind die Erfolgsaussichten größer. In diesem
Zusammenhang erinnere ich auch an die laufenden Ini-
tiativen der CSU-Landtagsfraktion und der Arbeits-
gruppe Frauen „Rote Karte gegen Sex und Gewalt“. Die-
ses Antragspaket haben wir im letzten Jahr eingereicht
und mussten feststellen, dass Initiativen oft daran schei-
tern, dass die Pressefreiheit und die Medienfreiheit vor
dem Jugendschutz stehen.

Ich finde, es ist schlimm, dass es erst zu der Katastrophe
von Erfurt kommen musste, um hier endlich Fortschritte
zu erzielen. Es ist erwiesen, dass das Sozialverhalten
labiler Jugendlicher von Horrorvideos und Computer-
spielen beeinflusst wird. Ich fürchte, solche Jugendli-
chen werden als Ehepartner und Eltern in Zukunft eine
neue brutale Form der Gewaltbereitschaft in ihre Fami-
lien hineintragen; dem müssen wir vorbeugen.

In Fällen innerfamiliärer Gewalt sind Täter und Opfer oft
kaum voneinander zu unterscheiden. Unterschiedliche
Formen von Gewalt und Gegengewalt ergänzen sich zu
einer komplexen Struktur. Beratung und Therapie eines
einzelnen Familienmitglieds, zum Beispiel des Mannes,
kann wenig ausrichten. Das gesamte Beziehungsge-
flecht und alle Familienmitglieder müssen einbezogen
werden, damit die Maßnahmen erfolgreich wirken kön-
nen. Hier geht es also um die Veränderung des gesam-
ten sozialen Normengefüges. Es hat wenig Sinn, an
einer einzelnen Speiche zu zerren; das ganze Rad muss
gedreht werden.

Sie merken, das Thema ist komplizierter, als es auf den
ersten Schritt erscheint: Schnelle Lösungen mögen zwar

populär sein, aber ihre Wirkung ist zweifelhaft. Ich sehe,
meine Redezeit ist zu Ende. Deshalb werde ich meine
Rede kürzen.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Bitte!)

Ich habe schon erwähnt, das Thema Gewalt in der Fami-
lie braucht einen ganzheitlichen Ansatz, der die gesamte
soziale Struktur berücksichtigt. Die Komplexität der Pro-
blematik erfordert eine Vernetzung aller opfer- und täter-
zentrierten Maßnahmen.

Der vorliegende Antrag fordert den Aufbau eines flä-
chendeckenden Beratungsangebotes für gewaltbereite
und gewalttätige Männer auf der Grundlage des Pas-
sauer Modells, obwohl noch grundlegende Fragen offen
sind. Wir wissen nicht, ob und welchen nachhaltigen
Erfolg das Passauer Modell erbracht hat und welche
Resultate die vergleichbaren Projekte in anderen Bun-
desländern aufweisen.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Richtige Professionalität zeichnet sich durch wirkli-
che Kürzung aus!)

– Gut, meine Rede war so lange, und ich habe entschei-
dend gekürzt. Ich glaube, das Thema ist sehr wichtig. Ich
glaube, wenn wir heute nicht abstimmen, dann macht es
auch nichts. Ich finde, das Thema ist so wichtig, dass wir
es ausdiskutieren sollten.

(Güller (SPD): Der Inhalt ist entscheidend nicht die
Länge! – Zuruf der Frau Abgeordneten Werner-
Muggendorfer (SPD) – Weitere Zurufe von Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Kollegin, unser
Problem ist ganz einfach, dass wir in drei Minuten
Schluss machen müssen und die GRÜNEN auch noch
eine Wortmeldung haben. Ich bin davon ausgegangen,
drei mal fünf Minuten reichen aus. Sie reden jetzt schon
seit sieben Minuten.

(Güller (SPD): Wenn das Ministerium eine so lange
Rede aufgeschrieben hat!)

Frau Matschl (CSU): Die entsprechenden Antworten lie-
gen nicht vor. Ich beantrage, dass wir den Antrag ableh-
nen.

(Beifall bei der CSU – Frau Werner-Muggendorfer
(SPD): Das finde ich wirklich schlimm!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Kollegin Schop-
per.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (von der
Rednerin nicht autorisiert): Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Was lange währt, wird endlich auch nicht gut.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Abgeordneten der SPD)

Ich glaube, die Argumente, es gäbe keine quantitative
Zunahme, deswegen braucht man wahrscheinlich auch
keine Beratungsangebote und dass man das im Kindes-
alter angehen soll, befürworten wir. Manche Kinder sind
aber schon Männer geworden, und diese Männer prü-
geln. Ich denke, wir sollten dem abhelfen. Gewalt
erzeugt Gegengewalt. Das haben wir anhand umfangrei-
cher Untersuchungen gesehen. Gestern hatten wir sach-
liche Debatten geführt und Argumente abgewogen.
Manchmal habe ich das Gefühl, Sonntag ist alle Tage.
Heute wäre die Gelegenheit, den Worten Taten folgen zu
lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Abgeordneten der SPD)

Mir erscheint es so, als ob die Tat mit einer Ablehnung
honoriert wird. Wir ächten Gewalt an Kindern und
Frauen, und wir ächten sie auch an Männern – da
stimme ich Ihnen zu.

Das Gewaltpotenzial tritt leider in Familien und im häus-
lichen Bereich auf. Diese Männer sind vielleicht sogar
einsichtig; bei manchen muss vielleicht erst nachgehol-
fen werden, dass sie Beratungsangebote finden. Deswe-
gen stimmen wir dem Antrag zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Vielen Dank, Frau Kol-
legin Schopper, Sie geben uns für die Abstimmung noch
eine Minute. Die Aussprache ist geschlossen, wir kom-
men zur Abstimmung.

Der federführende Ausschuss für Sozial-, Gesundheits-
und Familienpolitik empfiehlt die Ablehnung des
Antrags. Wer dagegen zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstim-
men bitte ich anzuzeigen. – Das sind die Fraktion der
CSU und Frau Kollegin Grabmair. Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Ich darf noch das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag 14/9445 der SPD-Frak-
tion betreffend das „Gesetz zur tariflichen Entlohnung
bei öffentlichen Aufträgen und zur Einrichtung eines
Registers über unzuverlässige Unternehmen“ bekannt
geben: Mit Ja haben 54 Kolleginnen und Kollegen
gestimmt, mit Nein 86. Bei 1 Stimmenthaltung ist der
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Außerhalb der Tagesordnung gebe ich noch bekannt,
dass eine Reihe von Anträgen für erledigt erklärt wurde.
Ich verweise dazu auf die Ihnen vorliegende Aufstellung.

(Aufstellung siehe Anlage 8)

Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis. Ich darf die Sit-
zung schließen und wünsche Ihnen einen angenehmen
Abend.

(Zuruf des Abgeordneten Heike (CSU))

– Da hat Kollege Heike Recht: schöne Pfingstferien.

(Schluss: 17.31 Uhr)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar
Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter
Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Ettengruber  Herbert
Prof. Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid
Fischer  Herbert ✕

Förstner  Anna-Maria ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl ✕

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul
Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann
Glück  Alois ✕

Göppel  Josef
Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike
Grabmair  Eleonore ✕

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut
Güller  Harald
Guttenberger  Petra

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang
Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika ✕

Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Jetz  Stefan ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth
Dr. Köhler  Heinz
König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian
Kupka  Engelbert
Kustner  Franz ✕

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich
Lück  Heidi

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14. 5. 2002 zum Dringlichkeitsantrag der Abg. Dr. Dürr, Stahl Christine, Köhler
Elisabeth u. a. u. Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN); Mehr Zeit, Sicherheit und Handelsspielräume für die Ju-
gend (Drucksache 14/9439)
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Prof. Männle  Ursula ✕

Maget  Franz ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann ✕

Dr. Merkl  Gerhard
Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Pachner  Reinhard
Paulig  Ruth
Peterke  Rudolf
Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pongratz  Ingeborg ✕

Pranghofer  Karin
Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp
Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig
Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard
Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz
Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Schmid  Berta
Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred
Schultz  Heiko ✕

Schuster  Stefan ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Simon  Hildegard ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig ✕

Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi
Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard
Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Weber  Manfred ✕

Weichenrieder  Max ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg
Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 58 85 3

Name Ja Nein Enthalte
mich
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar
Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter
Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Ettengruber  Herbert
Prof. Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid
Fischer  Herbert ✕

Förstner  Anna-Maria
Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl ✕

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul
Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann
Glück  Alois ✕

Göppel  Josef
Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike
Grabmair  Eleonore ✕

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut
Güller  Harald
Guttenberger  Petra

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang
Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika ✕

Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Jetz  Stefan ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth
Dr. Köhler  Heinz
König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian
Kupka  Engelbert
Kustner  Franz ✕

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich
Lück  Heidi

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14. 5. 2002 zum Dringlichkeitsantrag der Abg. Glück, Schneider Siegfried, Un-
terländer, Dr. Kempfler und Fraktion (CSU) betreffend „Wachsende Gewaltbereitschaft bei Kindern und Jugend-
lichen – Konsequenzen für Gesellschaft und Politik“ (Drucksache 14/9440)
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Prof. Männle  Ursula ✕

Maget  Franz ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann ✕

Dr. Merkl  Gerhard
Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Pachner  Reinhard
Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf
Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pongratz  Ingeborg ✕

Pranghofer  Karin
Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp
Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig
Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard
Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Schmid  Berta
Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred
Schultz  Heiko ✕

Schuster  Stefan ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Simon  Hildegard ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig ✕

Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi
Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard
Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Weber  Manfred ✕

Weichenrieder  Max ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg
Wörner  Ludwig
Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 87 – 60

Name Ja Nein Enthalte
mich
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar
Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter
Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Ettengruber  Herbert
Prof. Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid
Fischer  Herbert ✕

Förstner  Anna-Maria ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl ✕

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul
Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann
Glück  Alois
Göppel  Josef
Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike
Grabmair  Eleonore ✕

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut
Güller  Harald
Guttenberger  Petra

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang
Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika ✕

Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Jetz  Stefan ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth
Dr. Köhler  Heinz
König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian
Kupka  Engelbert
Kustner  Franz ✕

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich
Lück  Heidi

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14. 5. 2002 zum Dringlichkeitsantrag der Abg. Maget, Werner-Muggendorfer,
Prof. Dr. Gantzer und Fraktion (SPD) betreffend „Wachsende Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft – Konsequen-
zen für die Kinder- und Jugendpolitik“ (Drucksache 14/9441)
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Prof. Männle  Ursula ✕

Maget  Franz ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann ✕

Dr. Merkl  Gerhard
Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Pachner  Reinhard
Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf
Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pongratz  Ingeborg ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp
Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann
Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig
Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard
Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Schmid  Berta
Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred
Schultz  Heiko ✕

Schuster  Stefan ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Simon  Hildegard ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig ✕

Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi
Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard
Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Weber  Manfred ✕

Weichenrieder  Max ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg
Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 147 – 1

Name Ja Nein Enthalte
mich



Anlage 4
zur 89. Vollsitzung am 15.05.2002

Mündliche Anfragen gemäß § 73 Abs. 2 Satz 2 GeschO

Werner Schieder  (SPD): Wie viele Mittel sind bisher für
welche Projektträger aus dem Arbeitsmarkt- und Sozial-
fonds in die Stadt Weiden geflossen?

Antwort der Staatsregierung: „Bisher wurden fünf Pro-
jekte der Stadt Weiden für eine Förderung aus dem
Arbeitsmarktfonds mit einem Mittelvolumen von rd.
790000 e ausgewählt:

Ausbildungsverbund Handwerkerhaus Weiden
Träger: Verein Handwerkerhaus e.V. Laufzeit: 01. 09.
1998 bis 30.09.2002
Förderung aus dem Arbeitsmarktfonds: rd. 348000 e

Betreuung von schwachen Jugendlichen in der Ausbil-
dung
Träger: Berufliche Fortbildungszentren der Bayerischen
Arbeitgeberverbände (bfz) Weiden
Laufzeit: 02.01.2002 bis 31.12.2004
Fördervolumen: rd. 173000 e

Kaufmännisches Integrationstraining für ältere Arbeit-
nehmer
Träger: Kaufmännisches Schulungszentrum Weiden
Laufzeit: 01.02.2002 bis 30.11.2003
Mittelvolumen: rd. 153000 e

Integrationsprogramm für Ausländer Träger: Kaufmänni-
sches Schulungszentrum Weiden
Laufzeit: 04.02.2002 – 31.01.2003
Geplantes Mittelvolumen: rd. 88000 e

Berufspraktische Integration von Frauen im Sozialhilfe-
bezug (bereits beendet)
Träger: Kolping-Bildungswerk Diözesanverband Re-
gensburg e.V.
Laufzeit: 01.09.1998 bis 31.07.1999
Mittelvolumen: rd. 29000 e

Zinserträge aus Privatisierungserlösen, die zum Sozial-
fonds gehören, sind bislang nicht in Projekte der Stadt
Weiden geflossen, da geeignete Projekte noch nicht
gemeldet wurden.

Im Übrigen ist es Zielsetzung des Sozialfonds, neue
innovative Bereiche auf sozialem Gebiet zu erkunden
und zu entwickeln. Diese haben im Regelfall ohnehin
überregionale Bedeutung.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN): Wann tritt die
Richtlinie für die Finanzierung der Kinderkrippen in Kraft
und ab wann können die Kommunen mit den für den
01. Januar 2002 angekündigten finanziellen Mitteln für
die Kinderkrippen rechnen und werden rückwirkend die
förderfähigen Kosten übernommen?

Antwort der Staatsregierung: Eine staatliche Förde-
rung von Kinderbetreuungsplätzen in Kinderkrippen ist
im Rahmen des Gesamtkonzepts erstmals für die Zeit ab
01. Januar 2002 vorgesehen. Die Förderung erfolgt kind-
bezogen.

Die Fördervoraussetzungen ergeben sich aus der Richt-
linie zur Förderung der Betreuung, Bildung und Erzie-
hung von Kindern in Kinderkrippen. Die Richtlinie ist
bereits erarbeitet und befindet sich im abschließenden
Abstimmungsverfahren mit den Ressorts.

Das Ergebnis der schriftlichen Anhörung der kommuna-
len Spitzenverbände und der Spitzenverbände der freien
Wohlfahrtspflege konnte bereits mit einer abschließen-
den mündlichen Abstimmung (Besprechung am 08.05.
2002) konsolidiert werden.

Nach erfolgter Ressortabstimmung wird die Richtlinie
umgehend bekannt gemacht und rückwirkend zum
01.01.2002 in Kraft treten.

Abschlagszahlungen werden nach Bekanntmachung der
Richtlinie und bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen
unverzüglich vorgenommen. Die Förderung erfolgt rück-
wirkend ab 01.01.2002.

Wahnschaffe  (SPD): Warum hat das Staatsministerium
für Arbeit, Soziales und Frauen als zuständige Landes-
aufsichtsbehörde für die Kassenzahnärztliche Vereini-
gung Bayerns (KZVB) die Entscheidung des Landes-
schiedsamtes für die vertragszahnärztliche Versorgung
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über die Honorarfestsetzung für das Jahr 2001 im
Bereich der KZV Bayern im Verhältnis zum VdAK/AEV
nicht beanstandet, obwohl das Bundesversicherungs-
amt diese Entscheidung als „nicht im Einklang mit den
gesetzlichen Vorgaben des SGB V“ für die Seite des
VdAK/AEV beanstandet und den sofortigen Vollzug der
Beanstandung angeordnet hat?

Antwort der Staatsregierung: Ihre Frage, sehr geehr-
ter Herr Wahnschaffe, ist leicht beantwortet, wenn man
die Sach- und Rechtslage kennt. Zunächst möchte ich
kurz die Sachlage schildern:

Die Vergütungsvereinbarungen zwischen der KZVB und
dem VdAK/AEV für das Jahr 2001 waren gescheitert,
obwohl die Parteien kurz vor der Einigung standen und
nur noch 4 Promille (bezogen auf die Gesamtregelung
von circa 1 Milliarde DM) im Streit waren. Einen informel-
len Vermittlungsvorschlag des Sozialministeriums, die
4 Promille zu teilen, haben die Ersatzkassen abgelehnt.
Schuld daran ist sicher auch ein Grundproblem der
Ersatzkassen: Diese haben früher – aus Wettbewerbs-
gründen – freiwillig höhere Leistungen gewährt, als die
Regionalkassen. In Zeiten knapper Kassen und infolge
der Auswirkungen des Risikostrukturausgleichs versu-
chen sie – im übrigen nicht nur bei den Zahnärzten und
nicht nur in Bayern – , den Vergütungsabstand zu redu-
zieren, was naturgemäß bei den Leistungserbringern auf
wenig Gegenliebe stößt. Darüber hinaus besteht bei den
Ersatzkassen das Problem, dass diese bundesweit tätig
sind und insoweit bei Vergütungsvereinbarung auf Lan-
desebene nur einen begrenzten Verhandlungsspielraum
haben, sich auf Bundesebene rückversichern müssen.

Gegen den daraufhin im November 2001 ergangenen
Schiedsspruch hat der VdAK/AEV im Januar 2002 Klage
beim Sozialgericht München erhoben.

Nun zur Rechtslage:

Eine Aufsichtsbehörde kann nach § 89 SGB V eine Ent-
scheidung eines Landesschiedsamtes beanstanden.

Aber: Ein Eingriff in die Entscheidung der Parteien von
Vergütungsvereinbarungen – Krankenkassen und Kas-
sen(zahn)ärztlichen Vereinigungen – bzw. auch eines
von ihnen gebildeten Schiedsamtes steht nicht im freien
Belieben der jeweiligen Aufsichtsbehörde. Vielmehr
muss deren gesetzlich garantiertes Selbstverwaltungs-
recht beachtet werden.

Dies bedeutet zum einen, dass ein aufsichtsrechtliches
Einschreiten nur dann zulässig ist, wenn die Rechtswid-
rigkeit der Entscheidung der Selbstverwaltung positiv
festgestellt werden kann. Und das ist hier durchaus
offen.

Zum anderen musste – die Rechtswidrigkeit des
Schiedsspruches vorausgesetzt – in die notwendige und
pflichtgemäße Ermessensabwägung die Tatsache ein-
gestellt werden, dass der VdAK/AEV gegen den
Schiedsspruch bereits Klage eingereicht hatte. Da damit
eine gerichtliche Überprüfung des Schiedsspruches
gewährleistet war, wäre eine aufsichtsrechtliche Bean-

standung nicht nur verwaltungsökonomisch unsinnig,
sondern auch ermessensfehlerhaft gewesen.

Ein aufsichtsrechtliches Einschreiten parallel zu einer
gerichtlichen Prüfung des Schiedsspruches ist proble-
matisch, weil es zu parallelen Gerichtsverfahren und
gegebenenfalls unterschiedlichen Gerichtsständen und
unterschiedlichen Urteilen führt. Die Aufsichtsbehörde
würde einer gerichtlichen Entscheidung vorgreifen. Und
dies trägt nicht gerade zur Rechtssicherheit bei.

Verwaltungsökonomisch unsinnig wäre das Vorgehen
gewesen, weil mit hoher Wahrscheinlichkeit davon hätte
ausgegangen werden müssen, dass die KZVB gegen
einen Verpflichtungsbescheid des Sozialministeriums
gerichtlich vorgegangen wäre. Ergebnis wäre lediglich
ein weiteres Verfahren vor dem Sozialgericht gewesen.

Frau Werner-Muggendorfer  (SPD):

1. Wie soll der steigenden Trägerverantwortung beim
neuen Fördermodell begegnet werden? (Beispiel Ent-
lastung durch Fortbildungen, einheitliches Computer-
programm o.ä.)

2. Was geschieht, wenn Träger ihre Einrichtung nicht
mehr halten (finanziell) können?

3. Welche Unterschiede werden bei Trägern gemacht,
die neben der Betriebsträgerschaft auch die Bauträ-
gerschaft für die Einrichtung haben? (z.B. Gewich-
tungsfaktoren für Träger)

4. Kann die Leistungspauschale auch für etwas anderes
als Personalkosten ausgegeben werden?

Antwort der Staatsregierung:

Zu 1.:
Das neue Förderkonzept wird erheblich zur Verwal-
tungsvereinfachung beitragen. Die Umstellung des
Systems ist sicherlich zunächst mit einem höheren Ver-
waltungsaufwand verbunden. Dies bringt jedoch jede
Änderung im Fördersystem mit sich. Nach der Umstel-
lungsphase wird sich der Verwaltungsaufwand aber
spürbar verringern.

Verbindlich vorgeschriebene Elemente der kindbezoge-
nen Förderung sind einerseits eine jährliche Elternbefra-
gung und andererseits eine Selbstdarstellung der Ein-
richtung nach außen. Für die Durchführung der Elternbe-
fragung stehen den Modelleinrichtungen bereits ein
Musterfragebogen, ein Musteranschreiben sowie ein
Fragebogenauswertungsprogramm zur Verfügung. Ich
weise ausdrücklich darauf hin, dass Elternbefragungen
seit einiger Zeit für verantwortungsbewusste Träger eine
Selbstverständlichkeit darstellen – ungeachtet der Dis-
kussion über das neue Finanzierungsmodell; für diese
Träger bedeuten die Muster und das Auswertungspro-
gramm schon jetzt eine Entlastung. Für die Selbstdar-
stellung der Einrichtung steht ebenfalls ein Raster zur
Verfügung. Sofern diesem Raster entsprochen wird, ent-
fällt der bisher erforderliche Jahresplanungsbericht nach
Art. 16 Nr. 6 Bayerisches Kindergartengesetz (BayKiG).
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Für die Endabrechnung des abgelaufenen Förderjahres
und die Beantragung der Abschläge für das neue För-
derjahr steht ein PC-Programm zur Verfügung. Dieses
Programm errechnet aus den Buchungsdaten den für
die Multiplikation mit dem Basiswert erforderlichen Fak-
tor. Darüber hinaus wird den Trägern ein Verwaltungs-
programm angeboten werden, über das nahezu alle Ver-
waltungstätigkeiten in Kindertagesstätten abgewickelt
werden können.

Die Träger werden somit die Möglichkeit haben, ihre Ver-
waltungstätigkeiten über die Anforderungen der kindbe-
zogenen Förderung hinaus zu reformieren und zu ver-
einfachen.

Für die Umsetzung der kindbezogenen Förderung sind
auch Fortbildungsveranstaltungen für die Träger ge-
plant. Falls erforderlich, werden in diesen Veranstaltun-
gen auch Einführungen bzw. Schulungen für die Anwen-
dung der Programme aufgenommen.

Zu 2.:
Betroffen vom Rückgang der Geburtenzahlen sind vor
allem eingruppige Kindergärten im ländlichen Raum. Ziel
der neuen Förderung ist insbesondere auch der Erhalt
dieser Einrichtungen. Durch den Verzicht auf die streng
gruppenbezogene Personalkostenförderung, die bisher
von jeweils zwei Kräften pro Gruppe ausgeht und die
Einführung einer kindbezogenen Förderung, wird es
gerade kleineren Kindergärten möglich sein, durch Per-
sonalanpassungen die Gruppe weiterzuführen (weniger
als 10 Kinder mit einer Erzieherin).

Die Gefährdung kleinerer Einrichtungen, auch im ländli-
chen Raum, ist nicht in Verbindung mit dem konkreten
Modellvorhaben zu sehen. Vielmehr stellt sich dieses
Problem allgemein in Gebieten mit geringerer Siedlungs-
dichte oder wegen der Altersstruktur der Bevölkerung
(schwache Kindergartenjahrgänge) im Einzugsbereich.
Das Bayerische Kindergartengesetz reagiert darauf z.B.
durch die Möglichkeit des Herabsenkens der Mindest-
gruppenstärke (§ 5 Abs. 3 3. DVBayKiG). Nach dem
neuen Finanzierungssystem sind Sonderzahlungen
angedacht. Dabei stehen im Blickfeld staatlicher Inter-
vention insbesondere die Einrichtungen, die am Ort in
einem weiteren Umkreis das einzige Betreuungsangebot
repräsentieren und für die soziale Infrastruktur unver-
zichtbar sind.

Sollten die Förderung einschließlich etwaiger Sonder-
zahlungen nicht ausreichen, wird die Einrichtung wohl
schließen müssen.

Zu 3.:
Eine Unterscheidung, z.B. mit Gewichtungsfaktoren,
zwischen Trägern mit und Trägern ohne Bauträgerschaft
wurde nach dem bisherigen System der Förderung der
Kosten des pädagogischen Personals nicht getroffen.
Bauträger von Kindergärten erhalten nach Art. 23 Bay-
KiG Baukostenzuschüsse zu den notwendigen Kosten
der Neu- Um- und Erweiterungsbauten, Kinderkrippen
und Horte nach des Bestimmungen des Gesetzes über
den kommunalen Finanzausgleich

Nachdem das Ziel der Finanzierungsreform die gerechte
Verteilung der bisher für die Personalkostenförderung
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel entsprechend
der Nutzung durch die Kinder ist, erscheint eine zusätzli-
che Differenzierung nach Bauträgerschaft nicht ange-
bracht.

Die Reform der Personalkostenförderung wird die Bau-
kostenförderung nicht berühren.

Zu 4.:
Die künftige Förderung erfolgt mit dem Verwendungs-
zweck der Kindbezogenheit. Der Träger erfüllt diesen
Zweck u.a. durch die Beschäftigung pädagogischen Per-
sonals nach Maßgabe des Mindestanstellungsschlüs-
sels. Sofern ihm darüber hinaus Fördermittel verbleiben,
können diese für Zwecke der Einrichtung, also weiterhin
kindbezogen, verwendet werden. Denkbar ist die Be-
schäftigung einer zusätzlichen pädagogischen Kraft
ebenso wie die Beschaffung von Gegenständen oder die
Begleichung von sonstigen Betriebskosten.

Frau Werner-Muggendorfer  (SPD): Ich frage die baye-
rische Staatsregierung:

1. Welche Änderungen wurden im Laufe des Modellver-
suchs schon vorgenommen? (z.B. Würdigung der
eingebrachten Petitionen)

2. Trifft es zu, dass im Modellgebiet Bayreuth die bereit-
gestellten Fördersummen nicht ausreichten und mehr
Geld bereitgestellt werden musste – und wenn ja,
warum?

3. Warum wurden keine Sondermittel für den Modellver-
such bereitgestellt? (Wenn etwas ausprobiert wird, ist
dies doch mit Kosten verbunden)

4. Warum wird in dem Modellversuch nicht zusätzlich
ein Gebiet (Landkreis) aufgenommen, wo erkennbar
die nächsten Jahre die Kinderzahl signifikant ab-
nimmt?

5. Wie werden die Ergebnisse aus der PISA-Studie mit
in den Modellversuch aufgenommen? (Bildung in der
frühen Kindheit)

6. Welche Kosten entstehen dem Freistaat, wenn das
letzte Kindergartenjahr kostenfrei wäre?

7. Warum sind in der Modellkommission keine Vertreter/
innen des Personals?„

8. Wird über neue zusätzliche Gewichtungsfaktoren
nachgedacht, wie zum Beispiel frisches Mittagessen,
besondere Förderung zum Beispiel Fremdsprache
und Ähnliches, längere Öffnungszeiten (über 8 Stun-
den)?

Antwort der Staatsregierung:

Zu 1.: Änderungen im Laufe des Modellversuchs
Die Entwicklung eines neuen Finanzierungskonzepts
erfolgt prozesshaft. In diesen Prozess sind über die
Modellkommission und die Arbeitskreise an den Modell-
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standorten alle Beteiligten eingebunden (v.a. Träger,
pädagogisches Personal, Eltern(-verbände), freie Wohl-
fahrtsverbände, kommunale Spitzenverbände).

Die Mitglieder der Modellkommission nehmen Anregun-
gen aus der Praxis auf und tragen sie in die Modellkom-
mission. Insbesondere wesentliche Änderungen des
Modellversuchs werden dann in der Modellkommission
beraten. Auf diesem Wege flossen z.B. folgende Punkte
in die konkrete Ausgestaltung Modellversuchs noch
während der Experimentierphase ein, bevor die prakti-
sche Erprobung im Januar 2002 startete:

– Berücksichtigung eines Faktors von 1,3 für Kinder
ausländischer Eltern oder von Aussiedlern

– Bildung eines Anstellungsschlüssels statt eines
Kind-Erzieher-Schlüssels

– keine staatlichen Vorgaben zur Höhe der Elternbei-
träge

– Anpassung der Elternfragebögen

– Zulassung der Internetpräsentation anstelle des
schriftlichen Jahresplanungsberichts

– Gestaltung des Buchungsbelegs

– Wegfall der Jahresendbestätigung durch die Eltern

Ein paar Punkte stehen noch auf der Tagesordnung, um
von der Modellkommission beraten zu werden. Je nach
Ergebnis der Beratung werden dann weitere Änderun-
gen im Laufe des Modellversuchs erfolgen.

– Ausgleichszahlungen für Gastkinder

– Überprüfung des Basiswertes nach einer gewissen
Zeit der praktischen Erprobung

– Festlegung der Sonderkonditionen für Schulkinder-
gärten

Die Petitionen wurden gleichfalls für die Weiterentwick-
lung herangezogen. Vielfach beruhten die Kritikpunkte
auf Missverständnissen. Die meisten berechtigten
Bedenken entsprachen den in die Modellkommission
eingebrachten Anregungen, so dass diese durch eine
Anpassung noch in der Experimentierphase umgesetzt
wurden. Dem übrigen Vorbringen in Petitionen konnte
zumeist dadurch Rechnung getragen werden, dass die
Auswirkungen der kindbezogenen Förderung im Laufe
der praktischen Erprobung überprüft und erforderlichen-
falls revidiert werden.

Zu 2.: Keine nachträgliche Mittelaufstockung für
Bayreuth
Es ist unzutreffend, dass die für Bayreuth vorgesehenen
staatlichen Fördermittel nicht ausgereicht hätten.

Zutreffend ist vielmehr, dass die staatlich bereit gestell-
ten Mittel deswegen über den nach der Personalkosten-
förderung verwendeten liegen, weil den Verlierern der
kindbezogenen Förderung der Verlust unter bestimmten

Bedingungen ausgeglichen wird. Der Terminus „Verlie-
rer“ meint dabei die Fördersumme nach der kindbezoge-
nen Förderung im Vergleich zur Personalkostenförde-
rung. Auch die Stadt Bayreuth erklärte sich nach Ge-
sprächen bereit, in allen Fällen kindbezogen zu fördern
und den Verlierern zusätzlich die Einbuße gegenüber
der Personalkostenförderung auszugleichen.

Zu 3.: Sondermittel für den Modellversuch
Wie im Schreiben im April diesen Jahres an die Frage-
stellerin ausgeführt, gilt für die Finanzierung des Modell-
versuchs folgendes:

Einen gesonderten Titel für die Finanzierung des Modell-
versuchs „Entwicklung und Prüfung effizienter Finanzie-
rungsmöglichkeiten für den Kindergarten- und Hortbe-
reich“ gibt es nicht. Diese Titelgruppe ist für Ausgaben
für das pädagogische Personal in Kindergärten
bestimmt. Für die Jahre 2001 und 2002 sind dabei
402386,7 bzw. 413123,8 Tsd. Euro in den Haushalts-
plan eingestellt. Nach der Erläuterung Nr. 2 a) zu dieser
Titelgruppe kann aus diesen Mitteln ferner die Erprobung
neuer Finanzierungsmodelle im Rahmen einer zweijähri-
gen Modellphase als Alternative zu Art. 24 BayKiG finan-
ziert werden.

Zu 4.:
Betroffen von einer Reduzierung der Kinderzahl sind vor
allem eingruppige Kindergärten im ländlichen Raum. Ziel
der neuen Förderung ist insbesondere auch der Erhalt
dieser Einrichtungen. Durch den Verzicht auf die streng
gruppenbezogene Personalkostenförderung, die bisher
von jeweils zwei Kräften pro Gruppe ausgeht und die
Einführung einer kindbezogenen Förderung, würde es
gerade kleineren Kindergärten möglich sein, durch Per-
sonalanpassungen die Gruppe weiterzuführen (weniger
als 10 Kinder mit einer Erzieherin).

Bei der Auswahl der beiden Modellregionen war es
daher wichtig, neben der Vielfalt der verschiedenen Trä-
ger, auch die unterschiedlichen Situationen im städti-
schen und im ländlichen Bereich zu berücksichtigen. Die
beteiligten Modelleinrichtungen sind ein Spiegelbild der
bayerischen Kindergartenlandschaft. Der ländliche
Raum ist daher in gleicher Weise wie der städtische
Raum repräsentiert. Mit dem Landkreis Landsberg a.L.
ist damit bereits ein ländliches Gebiet mit kleineren Ein-
richtungen vertreten, indem sich die demographische
Entwicklung mit sinkenden Kinderzahlen besonders
schnell niederschlagen wird.

Zu 5.: Auswirkungen der PISA-Studie
Nicht erst seit PISA ist es Ziel der Bayerischen Staatsre-
gierung die Qualität der pädagogischen Arbeit in den
Kindertagesstätten anzuheben.

Deswegen wird vom Staatsinstitut für Frühpädagogik
derzeit ein einrichtungs- und altersübergreifender Bil-
dungs- und Erziehungsplan ausgearbeitet. Ziel des Bil-
dungs- und Erziehungsplanes ist es, die Qualität der
pädagogischen Arbeit in den Kindertageseinrichtungen
weiter zu verbessern. Dabei sollen weniger strukturelle
und dafür mehr inhaltliche Vorgaben gesetzt werden.
Der Bildungs- und Erziehungsplan soll rechtsverbindli-
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che Mindeststandards setzen. Folgendes kennzeichnet
dabei den Bildungs- und Erziehungsplan:

– Inhaltlich sind präzisere Vorgaben zu machen. Ins-
besondere sind Entwicklungsziele der Kinder zu
definieren.

– Neue Entwicklungen sind aufzugreifen; insbeson-
dere sind die interkulturelle Arbeit und die Sprach-
förderung entsprechend ihrem Gewicht verstärkt zu
berücksichtigen. Der natürlichen Kreativität und
Lernfreude des Kindes ist Rechnung zu tragen.
Begleitend sind hierzu Schwerpunkte in der musika-
lischen Früherziehung und in der Bewegungsförde-
rung zu setzen. So kann vor allem der besonderen
Bedeutung der frühzeitigen Sprachförderung – wie
sie seit PISA noch verstärkt in den Mittelpunkt
gerückt wird – Rechnung getragen werden.
Jede Einrichtungsform weist – insbesondere im Hin-
blick aufgrund der unterschiedlichen Altersgruppen
– Spezifika auf. Insoweit bedarf der Bildungs- und
Erziehungsplan der Ergänzung und Konkretisierung
durch die einrichtungsbezogenen Rahmenkonzepte
für Kinderkrippen und Horte sowie die 4. DVBayKiG.
Dies setzt eine enge inhaltliche Abstimmung beider
Regelungsebenen aufeinander voraus.

Ferner wird in der Modellkommission intensiv diskutiert
und beraten, welche Mittel und Instrumente zur Quali-
tätssicherung, -steuerung und -weiterentwicklung praxis-
tauglich in den Modellversuch integriert werden können.

Zu 6.: Kosten für kostenfreies letztes Kindergarten-
jahr
In Bayern betragen die Elternbeiträge für einen Ganzta-
gesplatz im Kindergarten im Durchschnitt rd. 72 e (141
DM) pro Monat. Ausgehend von der Bevölkerungsstati-
stik befinden sich rd. 129000 Kinder im letzten Kinder-
gartenjahr. Durch die Übernahme der Elternbeiträge für
das letzte Kindergartenjahr ergäben sich somit Kosten in
Höhe von rd. 111456000 e.

Bei einer Verpflichtung zum Besuch eines Kindergartens
im Jahr vor dem Schuleintritt sähe ich darüber hinaus
noch weitere Kosten auf den Freistaat Bayern zukom-
men. Ich gehe davon aus, dass die Einrichtungsträger
dann auch die Übernahme der anteiligen Betriebskosten
einfordern würden. Leider liegen mir dazu keine Zahlen
vor. Ich schätze aber, dass sich dieser Kostenanteil
ebenfalls im dreistelligen Millionenbereich (Euro) bewe-
gen würde.

Zu 7.: Vertreterinnen des Personals in der Modell-
kommission
Das pädagogische Personal ist seit Beginn des Modell-
versuchs über die örtlichen Arbeitsgruppen in den
Modellstandorten mit einbezogen.

Darüber hinaus wurde in der Sitzung der Modellkommis-
sion am 29.01.2002 die Geschäftsordnung wie folgt ver-
ändert:

Die Modellkommission nimmt je eine/n Vertreter/in der
Berufsverbände der Erzieherinnen und der Elternver-
bände unter folgenden Bedingungen auf:

1. Die Vertreterin/der Vertreter muss ein Mandat von
allen repräsentativen Verbänden Bayerns haben
und sicherstellen, dass sie/er in der Lage ist, die
mandatierenden Verbände sachgerecht zu informie-
ren.

2. Die Vertreterin/der Vertreter muss aus einer der
Modellregionen kommen, da die Modellkommission
auf die konkrete Sachkunde und die Kenntnis des
Modellprojekts Wert legt.

3. Die Vertreterin/der Vertreter nimmt mit beratender
Stimme an den Sitzungen teil.

Seit der Sitzung im März diesen Jahres nimmt Fr. Dr.
Schummer für die Elternverbände an den Sitzungen der
Modellkommission beratend teil. Für die Berufsverbände
der Erzieherinnen wurde bisher noch kein Vertreter
nominiert, der den o.g. Kriterien genügt. Gleichwohl
wurde Fr. Lust (verdi) in der Sitzung vom 29.01.2002 als
Gast der Modellkommissionssitzung zugelassen.

Über eine Änderung der Geschäftsordnung kann nur die
Modellkommission befinden. Das StMAS hat in der
Modellkommission kein Stimmrecht.

Zu 8.: Änderungen von Gewichtungsfaktoren
Die Gewichtungsfaktoren haben bei der kindbezogenen
Förderung die Funktion, auf einen besonderen Betreu-
ungs-, Bildungs- und Erziehungsbedarf einzelner Grup-
pen von Kindern mit höheren Zuschüssen zu reagieren
und so eine adäquate pädagogische Förderung finan-
ziell zu ermöglichen.

Dabei stellt sich zum einen die Frage, für welche Grup-
pen man einen solchen Gewichtungsfaktor vorsieht, und
zum anderen, welchen Wert man ansetzt.

Derzeit ist für behinderte oder von Behinderung
bedrohte Kinder, Kinder nicht deutschsprachiger Her-
kunft beider Elternteile oder Aussiedlerkinder und Kinder
unter drei Jahren und auch für Schüler in Horten ein
Gewichtungsfaktor vorgesehen. Überprüft wird derzeit
ferner ein Gewichtungsfaktor für Kinder in Schulkinder-
gärten. Ob noch weitere Gruppen mit einem besonderen
Gewichtungsfaktor zu bedenken wären, darüber lässt
sich diskutieren. Bei der Förderung zusätzlicher Ange-
bote wie etwa Mittagsbetreuung gilt das gleiche. Aller-
dings ist hierbei zu bedenken, dass angesichts nicht
unbegrenzt steigerbarer Haushaltsmittel eine Auswei-
tung der Gewichtungsfaktoren eine Absenkung des
Basiswertes und damit der Förderung pro Regelkind
bewirkt. Letztlich soll der Basiswert eine grundlegende
Finanzausstattung der Einrichtungen gewährleisten.
Eine zu starke Ausdifferenzierung durch Gewichtungs-
faktoren gefährdet auch die Zielsetzung, ein möglichst
einfaches und für alle Einrichtungen handhabbares För-
derverfahren zu schaffen. Zudem würde die Planungssi-
cherheit gerade kleinerer Einrichtungen auf dem Land
darunter leiden.

Wie hoch die Gewichtungsfaktoren sein müssen, um
eine adäquate Finanzierung des pädagogischen Mehr-
aufwands zu gewährleisten, lässt sich nur schätzen.
Derzeit sind für 2002 für Kinder unter drei Jahren der
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Gewichtungsfaktor 2,0, für behinderte und von Behinde-
rung bedrohte Kinder der Gewichtungsfaktor 4,5 und für
Kinder nicht deutschsprachiger Herkunft beider Eltern-
teile oder Aussiedlerkinder der Gewichtungsfaktor 1,3
vorgesehen. Es ist vereinbart, unter Berücksichtigung
erster Ergebnisse der praktischen Erprobung ggf. die
Gewichtungsfaktoren für 2003 neu festzulegen.

Frau Werner-Muggendorfer  (SPD):

1. Welcher Personalschlüssel wird für den Kindergar-
ten, für die Kinderkrippe, für den Kinderhort zu-
grunde gelegt?

2. Welche Qualifikation des Personals wird in diesen
Einrichtungen verlangt?

3. Wie soll den höheren Anforderungen an das Perso-
nal (z.B. Managementaufgaben) gerecht werden?

4.u.5. Welche Fortbildungsmaßnahmen für das Perso-
nal werden angeboten?
Welche Qualifizierungs- und Weiterqualifizierungs-
maßnahmen für Erzieherinnen und Kinderpflegerin-
nen gibt es?

6. Wie soll dem Problem begegnet werden, dass ver-
mehrt nur jüngeres Personal eingestellt wird, weil
die älteren Kolleginnen zu teuer sind (früher Perso-
nalkostenzuschuss – jetzt Leistungsentgelt)?

7. Warum werden im neuen Modell Aushilfskräfte nicht
gefördert?

8. Welche Arten von Arbeitsverträgen soll es geben,
wenn Eltern ständig die Nutzungszeiten für die Ein-
richtungen ändern können?

Antwort der Staatsregierung:

Zu 1.: Personalschlüssel für den Kindergarten, für
die Kinderkrippe, für den Kinderhort
Für Kindergärten und Horte gilt ab dem Jahr 2002 ein
Mindestanstellungsschlüssel von 1 :12,5 (bei Regelkin-
dergärten ohne Gewichtungsfaktor) und bei Kindern
unter drei Jahren von 1 :6. Die Modellkommission emp-
fiehlt, sich bei Regelkindergärten ohne Gewichtungsfak-
tor an einem Anstellungsschlüssel von 1 :10 zu orientie-
ren. Aufgrund der verschiedenartigen Möglichkeiten von
Behinderungen wurde davon abgesehen, einen allge-
mein gültigen Mindestanstellungsschlüssel für integra-
tive Einrichtungen festzulegen. Die vorgesehenen Min-
destanstellungsschlüssel werden im Laufe der Erpro-
bungsphase des Modellversuchs überprüft und erforder-
lichenfalls durch das Sozialministerium auf Vorschlag
der Modellkommission für das Jahr 2003 geändert.

Eine Festlegung für den Bereich der Horte steht noch
aus.

Zu 2.: Qualifikation des Personals in diesen Einrich-
tungen
Als zusätzliches Qualitätserfordernis ist bestimmt, dass
mindestens 50% der Arbeitszeit des pädagogischen
Personals von Fachkräften (Erzieher/innen; Sozialpäd-

agogen/innen; Berufspraktikanten/-innen, die vor dem
01.01.2002 eingestellt wurden) zu leisten ist. Die übri-
gen 50% der Arbeitszeit des pädagogischen Personals
sind von Kinderpflegerinnen zu erbringen.

Nicht pädagogisches Personal kann nur zusätzlich, das
heißt über den Mindestanstellungsschlüssel hinaus
beschäftigt werden. So werden Vorpraktikanten/-innen
bei Berechnung des Anstellungsschlüssels nicht mitge-
rechnet.

Der Einsatz von Berufspraktikanten/-innen als Gruppen-
leiter/in ist bei Neubesetzung der Stelle ausgeschlossen.

Zu 3.: Höhere Anforderungen an das Personal (z.B.
Managementaufgaben)
Das neue Finanzierungskonzept stellt keine höheren
Anforderungen an das Personalmanagement, als ein
schon bisher unter Berücksichtigung der Elternwünsche
geführter Kindergarten.

Allerdings bereitet die Umstellung auf eine neue Förder-
berechnung auch dem pädagogischen Personal Einge-
wöhnungsschwierigkeiten. Das Sozialministerium sieht
daher für die betroffenen Bereiche (Krippe, Modellregio-
nen) die Notwendigkeit, die Einführung eines neuen För-
derkonzeptes durch Fortbildungsmaßnahmen zu beglei-
ten. In den aktuellen Doppelhaushalt 2001/2002 wurden
dafür bereits Haushaltsmittel in Höhe von jährlich bis zu
250000 DM eingestellt. Auch für den kommenden Haus-
halt werden für Fortbildungsmaßnahmen in 2003
130000 EUR veranschlagt, aus denen auch Zuschüsse
für Fortbildungsmaßnahmen zur Einführung neuer
Finanzierungsmodelle finanziert werden.

Zu 4. u. 5.: Angebot an Fortbildungsmaßnahmen für
das Personal Qualifizierungs- und Weiterqualifizie-
rungsmaßnahmen für Erzieherinnen und Kinderpfle-
gerinnen
Angeboten werden die Fortbildungsveranstaltungen von
den freien Trägern und der Bayerischen Verwaltungs-
schule unter Mitförderung durch das Bayerische Sozial-
ministerium.

Inhaltlich ist zwischen Maßnahmen der Regelfortbildung
und vertieften Qualifizierungsmaßnahmen zu unter-
scheiden.

Die Regelfortbildung umfasst die verschiedensten Berei-
che aus dem Tätigkeitsfeld der Erzieherinnen und Kin-
derpflegerinnen. Besonderes Gewicht kommt dabei den
Impulsthemen zu. 2002 waren dies:

– Breite Altersmischung sowie

– Qualitätsentwicklung u. –management.

Darüber hinaus werden in Abstimmung mit dem Bayeri-
schen Sozialministerium einzelne Bereiche besonders
vertieft angeboten. Dazu dienen die Qualitätskampa-
gnen. 2002 steht diese unter dem Thema „Qualität in
aller Munde (Qualitätsmanagement)“, ab 2003 soll ein
Modulsystem zur interkulturellen Zusammenarbeit und
Sprachförderung die Erzieherinnen und Kinderpflegerin-
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nen gezielt auf die Arbeit mit Kindern mit Migrantenhin-
tergrund vorbereiten.

Darüberhinaus gibt es speziell auf das Anforderungspro-
fil von Gruppen- und Einrichtungsleiterinnen abge-
stimmte Fortbildungsangebote.

Zu 6.: Vermehrte Einstellung von jüngeren Personal,
weil die älteren Kolleginnen zu teuer sind (früher
Personalkostenzuschuss – jetzt Leistungsentgelt)
Es gibt weder Anzeichen, noch einen triftigen Grund
dafür, dass die Träger künftig augrund des neuen Finan-
zierungsmodells vermehrt nur jüngeres Personal einstel-
len werden.

Dem derzeitigen Basiswert für Bayern liegt als voraus-
sichtliches Fördervolumen der Haushaltsansatz für das
Jahr 2001 aufgestockt um die durchschnittliche Tarifer-
höhung zugrunde. Dieser Basiswert wird auch künftig
dynamisiert sein. Damit ist die Anpassung an die Perso-
nalkosten gewährleistet, so dass es den Trägern auch
mit den nach dem neuen Finanzierungsmodell zuflie-
ßenden Förderbeträgen durchaus möglich ist, ausrei-
chend pädagogisches Personal aller Alters- und Vergü-
tungsgruppen zu beschäftigen.

Im übrigen erkennen auch die Träger die Bedeutung
einer gesunden Altersmischung des pädagogischen
Personals an. Dies beweist bereits die derzeit prakti-
zierte pauschale Personalkostenförderung nach dem
Bayerischen Kindergartengesetz. Sie bevorzugt schon
heute Träger, die jüngeres Personal einstellen. Dennoch
handeln die Träger überaus qualitätsbewusst und setzen
überwiegend auf eine gesunde Mischung aus Berufser-
fahrung und jugendlicher Innovationskraft.

Zu 7.: Keine Förderung im neuen Modell von Aus-
hilfskräften
Nach § 7 3. DVBayKiG sind Aushilfen grundsätzlich bei
einem Ausfall der Erzieherin oder Kinderpflegerin von
mehr als einer Woche zusätzlich förderungsfähig.

Die kindbezogene Förderung ist so bemessen, dass die
Träger auch nach dem neuen Modell notwendige Aus-
hilfskräfte finanzieren können. Zwar gibt es hierfür keine
gesonderten Zuschüsse mehr. Der Basiswert enthält
aber über seine oben zu Nr. 6 geschilderte Anknüpfung
an die Personalkostenförderung nach dem Bayerischen
Kindergartengesetz auch die Mehrkosten für Aushilfen.

Zu 8.: Mögliche Arten von Arbeitsverträgen bei stän-
diger Änderung der Nutzungszeiten durch die Eltern
Das neue Finanzierungsmodell soll – insbesondere über
das Instrument der Elternbefragung – ein flexibles Ein-
gehen auf die Bedürfnisse der Eltern ermöglichen. Damit
ist v.a. angestrebt, dass sich der Träger bei der Aufstel-
lung seines Platzangebots nach den Elternwünschen
richtet.

Es versteht sich aber von selbst, dass die Träger aus
Gründen der Planungssicherheit nicht jederzeit dem
Wunsch der Eltern nach veränderten Nutzungszeiten
entsprechen können.

Die gebuchte Nutzungszeit gilt daher in der Regel für ein
Kalenderjahr. Nur bei einer absehbaren dauerhaften
Änderung der Nutzungszeit ist der Betreuungsvertrag
entsprechend zu ändern. Die Voraussetzungen, unter
denen der Betreuungsvertrag abgeändert werden kann
(v.a. Kündigungsfristen), sind in diesem selbst geregelt.
So kann der Träger bezüglich der Änderung der Nut-
zungszeit die Einhaltung einer Kündigungsfrist von max.
2 Monaten vorsehen. Das neue Finanzierungsmodell
bedarf keiner neuartigen Gestaltung der Arbeitsverträge
(v.a. keiner Befristung) des pädagogischen Personals.
Schon der Ausgangspunkt der Fragestellung, Eltern
könnten mit kurzfristigen Änderungen der Nutzungszei-
ten abrupt das Beschäftigungsbedürfnis reduzieren oder
anschwellen lassen, ist falsch.

Änderungen der Buchungszeiten während des laufen-
den Kindergartenjahres erfolgen somit nur in Einzelfäl-
len. Dies wirkt sich auf die Personal- und Kostenkalkula-
tion der Träger aber genauso wenig aus, wie bisher Ver-
änderungen infolge Zu- und Wegzügen von Kindern.

Frau Werner-Muggendorfer  (SPD):

1. Wie sollen gleiche oder annähernd gleiche Lebens-
bedingungen in Bayern geschaffen werden (LED),
wenn durch das neue Fördersystem nur in Gegen-
den, wo viele Kinder sind (Städte), Einrichtungen
gehalten werden können?

2. Wie können Kommunen ihre Pflichtaufgabe, Kinder-
betreuung anzubieten, erfüllen, wenn die Förderung
(bei weniger Kindern) zurückgeht?

3. Wie beurteilt die Bayer. Staatsregierung die vorher-
sehbare Entwicklung, dass es zu einem „Zwei-Klas-
sen-System“ bei den Betreuungseinrichtungen
kommt? (Reiche Kommunen können es sich jetzt
schon leisten, keinen Elternbeitrag zu verlangen.)

4. Welche Möglichkeiten haben Kommunen, wenn
freie Träger ihre Einrichtungen nicht mehr weiterbe-
treiben wollen?

5. Was geschieht mit den bestehenden Defizit-Dek-
kungsverträgen, die viele Kommunen mit den Trä-
gern der Einrichtungen geschlossen haben?

Antwort der Staatsregierung:

Zu 1.:
Der Bedeutung gerade auch eingruppiger Kindergärten
und sonstiger, kleinerer Kindertagesstätten auf dem
Land ist sich das Sozialministerium durchaus bewusst.
Gerade auf diese, für das örtliche Gemeinwesen so
wichtigen Einrichtungen wird während des mehrjährigen
Modellversuches besonderes Augenmerk gerichtet.
Nicht zuletzt deshalb wurde auch der Landkreis Lands-
berg am Lech als Modellregion gewählt. Durch erste
Erhebungen und Berechnungen konnte festgestellt wer-
den, dass kleinere Einrichtungen, wie sie vor allem im
ländlichen Raum zu finden sind, durch das neue Finan-
zierungsmodell, wie mehrfach befürchtet, per se nicht
schlechter gestellt sind. So wie es auf Seiten der größe-
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ren Einrichtungen in den Städten Bayreuth und Lands-
berg Einrichtungen gibt, die geringere Fördermittel zu
erwarten haben, gibt es durchaus auch eingruppige Ein-
richtungen, die von dem neuen Finanzierungsmodell
finanziell profitieren. Ziel der neuen Förderung ist insbe-
sondere auch der Erhalt der kleineren Einrichtungen in
den ländlichen Regionen. Durch den Verzicht auf die
streng gruppenbezogene Personalkostenförderung, die
bisher von jeweils zwei Kräften pro Gruppe ausgeht und
die Einführung einer kindbezogenen Förderung, wird es
gerade kleineren Kindergärten möglich sein, durch Per-
sonalanpassungen die Gruppe weiterzuführen.

Zum Erhalt kleinerer Einrichtungen trägt auch die Alters-
öffnung bei.

Zu 2.:
Zum einen gehen bei einem Zurückgang der Kinderzah-
len auch die Kosten zurück, zum anderen erhöht der
Freistaat Bayern trotz zurückgehender Kinderzahlen
seine Ausgaben für die Kinderbetreuung und entlastet
somit die Gemeinden. Durch das Gesamtkonzept Kin-
derbetreuung werden zudem die Kommunen bis 2006
um mindestens 112 Mio. Euro entlastet.

Zu 3.:
Die Bayerische Staatsregierung ermöglicht es flächen-
deckend in Bayern, durch hohe staatliche Zuschüsse zu
den Personalkosten der Kindertageseinrichtungen die
Elternbeiträge im Vergleich zu anderen Bundesländern
gering zu halten. So kostet ein Ganztagesbetreuungs-
platz nach den letzten Erhebungen im Schnitt in Bayern
lediglich 72,– e.

Regionale Unterschiede infolge ungleicher Finanzkraft
der Kommunen können nie ganz ausgeschlossen wer-
den.

Die Konsequenz ist aber keine 2-Klassen-Gesellschaft.
Dies würde implizieren, dass manche Kinder am Kinder-
gartenbesuch gehindert sind, weil ihre Eltern sich dies
nicht leisten können. Für finanziell bedürftige Eltern
sehen allerdings viele Kindergärten geringere Betrags-
gebühren vor (sozial gestaffelte Gebühren) und im übri-
gen kann auch die wirtschaftliche Jugendhilfe die Kin-
dergartengebühren teilweise oder sogar vollständig
übernehmen.

Zu 4.:
Das Verhältnis von kommunalen zu freien Trägern
bestimmt sich nach dem Grundsatz der Subsidiarität.
Danach haben freie Träger Vorrang bei der Trägerschaft
von Kindertageseinrichtungen. Einen Pflicht zum Betrieb
einer Kindertagesstätte besteht für die freien Träger hin-
gegen nicht. Allenfalls können sie ihren Betrieb nicht
ohne wichtigen Grund ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist im laufenden Kindergarten/Kalenderjahr ein-
stellen, weil sie insoweit durch die Betreuungsverträge
mit den Eltern gebunden sind.

Umgekehrt bedeutet der Subsidiaritätsgrundsatz aber
auch, dass, wenn sich kein freier Träger mehr bereit fin-
det, die Trägerschaft zu übernehmen oder aufrecht zu
erhalten, hier die Gemeinde initiativ werden kann. Dabei
gibt es mehrere Alternativen für die Gemeinde:

– Soweit die personellen und räumlichen Kapazitäten
von kommunalen Einrichtungen nicht ausgelastet
sind, können die durch die Aufgabe des freien Trä-
gers nicht mehr betreuten Kinder dort aufgenommen
werden.

– Soweit zumindest die räumlichen Kapazitäten von
kommunalen Einrichtungen nicht ausgelastet sind,
kann dort die Anerkennung für weitere Gruppen/
Plätze beantragt werden.

– In den übrigen Fällen verbleibt die Möglichkeit die
Einrichtung des freien Trägers in kommunale Trä-
gerschaft zu übernehmen.

Zu 5.:
Die Defizit-Deckungsverträge der Gemeinden mit den
Trägern bleiben durch den Modellversuch unberührt.
Wie sich die u.U. veränderten Förderbeträge konkret auf
die von den Gemeinden an die Träger zu leistenden
Zuschüsse auswirken, lässt sich nicht allgemein sagen.
Dazu ist der Inhalt der Defizit-Deckungsverträge, zu
unterschiedlich.

Das neue Fördermodell soll den Einrichtungen ein höhe-
res Maß an Flexibilität bieten und die Wahrnehmung die-
ser Flexibilität belohnen. Wenn dies auch von Seiten der
Kommunen eingefordert wird ist dies nur zu begrüßen.

Frau Werner-Muggendorfer  (SPD):

1. Haben Eltern in Bayern das Recht auf einen Kinder-
gartenplatz? Wenn ja, für wie viele Stunden am
Tag?

2. Wie bewertet die Bayerische Staatsregierung die
Möglichkeit, jeden Tag andere Nutzungszeiten in
den Einrichtungen zu buchen? Wie soll pädagogi-
sche Arbeit geleistet werden bei ständig wechseln-
den Gruppenzusammensetzungen?

3. Wie wirkt sich der Modellversuch jetzt schon auf die
Elternbeiträge aus? Aufstellungen der Elternbei-
träge in den Modellregionen vor dem Versuch und
jetzt während des Versuchs?

4. Was passiert mit den von der Schule zurückgestell-
ten Kindern?

5. Was passiert mit bestehenden Schulkindergärten?
Wie werden sie gefördert?

6. Was geschieht mit den bestehenden integrativen
Gruppen? (Die Förderung nach dem neuen System
reicht nicht aus, die 3. Kraft mit heilpädagogischer
Ausbildung zu bezahlen.)

Antwort der Staatsregierung:
Zu 1.:
Ich darf hierzu auf die Antwort der Bayerischen Staatsre-
gierung auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Johanna Werner-Muggendorfer, MdL, SPD in der Frage-
stunde des Bayerischen Landtags am 09.05.2001 ver-
weisen (Kein Recht auf einen Kindergartenplatz). Der
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Rechtszustand ist seitdem unverändert, dennoch haben
wir eine hohe Bedarfsdeckung von ca. 95% in Bayern.

Zu 2.:
Von einer generalisierenden Regelung wird z. Zt.
bewusst Abstand genommen. Dies sollte lieber den
Beteiligten vor Ort (Eltern, Träger) im Modellversuch
überlassen werden.

Eine solche Buchungsweise ist vom neuen Finanzie-
rungsmodell weder vorgeschrieben, noch verboten. Ob
die Eltern die Möglichkeit haben, für unterschiedliche
Wochentage unterschiedliche Zeiten buchen zu können,
hängt davon ab, ob der Träger der Einrichtung dies
anbietet.

Völlig unregelmäßige Buchungszeiten sind sicherlich der
pädagogischen Arbeit abträglich, dürften aber in der Pra-
xis aber auch nicht vorkommen: Zum einen besteht in
aller Regel auf Seiten (verantwortungsbewusster) Eltern
kein Bedürfnis hierfür und zum anderen werden Einrich-
tungen ein derartiges Ausmaß an Flexibilität auch nur
selten ermöglichen können.

Maßvolle Abweichungen können aber sehr wohl dem
Bedürfnis der Eltern entsprechen, ohne gleich die päda-
gogische Arbeit in Frage zu stellen (Bsp.: Bankange-
stellte arbeitet Mo bis Mi bis 16 Uhr, donnerstags bis 18
Uhr und freitags nur bis 12 Uhr; hier ist eine entspre-
chend variable Buchung der Besuchszeiten eines Hortes
die beste Lösung für Eltern und Kind).

Zu 3.:
Vor dem Modellversuch betrugen die durchschnittlichen
Elternbeiträge für einen Ganztageskindergartenplatz:
(Tabelle siehe unten)

Tendenziell lässt sich über die Entwicklung der Elternbei-
träge nach Beginn der praktischen Erprobungsphase fol-
gendes sagen:

Die Elternbeiträge sind in den Modellregionen im Durch-
schnitt konstant geblieben. Durch die Staffelung der
Elternbeiträge nach der jeweiligen Nutzungszeit findet
eine gerechte Kostenbeteiligung statt.

Benachteiligt sind Eltern, die bisher bei einheitlichen
Beiträgen in Kindergärten (gleicher Elternbeitrag bei 4, 6
oder 8 Stunden Betreuung) ihr Kind ganztags unterge-
bracht hatten. Diese Eltern zahlen jetzt einen entspre-
chend höheren Beitrag für z.B. 8 Stunden Nutzung.

Zu 4. u. 5.:
Diese Kinder weisen einen besonderen Betreuungs-, Bil-
dungs- und Erziehungsbedarf auf. Bei ihrer Rückkehr in
den Kindergarten sind sie daher besonders intensiv zu
fördern. Wenn möglich sollten sie einen Schulkindergar-
ten besuchen. Bei diesen wird dem besonderen pädago-
gischen Aufwand in hohem Maße Rechnung getragen:

– bisheriges Modell: Bayerisches Kindergartengesetz:
Bei Schulkindergärten umfasst die Gruppenstärke
nach § 16 Abs. 1 S.2 4. DVBayKiG nicht mehr als 15
Plätze und es kann eventuell darüber hinaus eine
zusätzliche pädagogische Kraft gefördert werden.

– kindbezogene Förderung: besondere Förderung
steht außer Zweifel, noch zu klären ist in Abstim-
mung mit der Modellkommission die Verfahrens-
weise (eine Möglichkeit: Schaffung eines besonde-
ren Gewichtungsfaktors für Schulkindergärten).

Zu 6.:
Der Gewichtungsfaktor wurde so bemessen, dass eine
der Förderung nach dem Bayerischen Kindergartenge-
setz entsprechende kindbezogene Förderung integrati-

Elternbeitrag am 01.06.2000 umgerechnet in Euro

Stadt Bayreuth Landkreis Bayreuth LK Landsberg

alle Kindergärten der
Modellregion(Durch-
schnitt)

Gleicher Beitrag für Halb-
und Ganztagsplatz: ohne
Mittagsbetreuung 71,58 e
mit 102,26 e

70,20 e Gleicher Beitrag
für Halb- und Ganztags-
platz

4 Std: 46,02 e 6 Std und
mehr: 62,89 e

Kindergarten mit dem
geringsten Elternbeitrag

einheitliche Beträge für
alle Einrichtungen

69,02 e 3,5 Std.-Gruppe: 33,23 e

Kindergarten mit dem
höchsten Elternbeitrag

– 71,58 e Waldkorfkiga 5,5 Std.-
Gruppe: 138,05 e

alle Kinderhorte der
Modellregion (Durch-
schnitt)

71,58 e (einheitlicher Bei-
trag für alle Horte)

keine Horte im Landkreis nur 2 Horte s.unten

Kinderhort mit dem
geringsten Elternbeitrag

– – Kaufering 74,14 e

Kinderhort mit dem
höchsten Elternbeitrag

– – Landsberg 102,26 e
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ver Gruppen gewährleistet ist. Ob hier Nachbesserungs-
bedarf besteht wird die Auswertung des Modellversuchs
erweisen.

Prof. Dr. Jürgen Vocke  (CSU): Gibt es aktuelle
Bestandserhebungen zum Biberaufkommen im Frei-
staat, falls ja, wie hoch sind die Bestände?

Antwort der Staatsregierung:  Bayernweite aktuelle
Bestandserhebungen liegen nicht vor. In einigen Land-
kreisen gibt es jedoch neuere Erhebungen über die Zahl
besetzter Reviere. Die Regierung von Mittelfranken
erfasst regelmäßig die Bibervorkommen im Regierungs-
bezirk.

Die Zählung von Einzeltieren zur Bestandserhebung hat
sich als nicht zielführend erwiesen, da die Tiere individu-
ell nicht zu unterscheiden sind und es somit zu Doppel-
zählungen kommt. Biberbestände können dagegen
zuverlässig über die Anzahl besetzter Reviere erfasst
werden, da das Territorialverhalten des Bibers ein
Anwachsen der Population innerhalb dieser Reviere ver-
hindert.

Aus wissenschaftlichen Untersuchungen ist bekannt,
dass die durchschnittliche Individuenzahl pro Revier rd.
4 beträgt. Dies entspricht auch den Erkenntnissen, die in
Bayern bei Fängen auf der Grundlage artenschutzrecht-
licher Ausnahmegenehmigungen erzielt wurden.

Aufgrund von Einzelergebnissen sowie der Kenntnisse
über die Verbreitung des Bibers wird die Zahl derzeit
besetzter Reviere im Freistaat auf etwa 1500 geschätzt.
Dies entspräche etwa 6000 Individuen.

Frau Werner-Muggendorfer  (SPD): Warum verzichtet
die Bayer. Staatsregierung nicht auf die Einrede der Ver-
jährung bei den Hochwassergeschädigten von Neustadt
a. d. Donau bei den Schadensersatzansprüchen, um so
eine Gleichbehandlung mit den Bürger/innen bei Sinzing
zu erreichen, wo EON auf die Verjährung verzichtet hat.

Antwort der Staatsregierung: Selbstverständlich ha-
ben wir Verständnis für die vom Pfingsthochwasser
betroffenen Bürgerinnen und Bürger in Neustadt a. d.
Donau.

Dennoch scheidet ein Verzicht auf die Einrede der Ver-
jährung in Bezug auf Schadensersatzansprüche gegen
den Freistaat Bayern aus.

Nach rechtlicher und fachlicher Prüfung geht mein Haus
nach jetzigem Sachstand davon aus, dass Schadenser-
satzansprüche gegen den Freistaat Bayern nicht gege-
ben sind. Das Pfingsthochwasser 1999 war im Bereich
von Neustadt a. d. Donau ein annähernd 200jährliches
Hochwasser, das als Katastrophenfall einzustufen ist
und auf das die Deiche nicht bemessen sein mussten.

Die Verjährungsfrist von 3 Jahren für die vorgebrachten
Amtshaftungsansprüche ist gesetzlich eindeutig und
sachgerecht geregelt und auch zur Klageerhebung völlig
ausreichend. In diesem Zusammenhang ist darauf hin-
zuweisen, dass nach den Regelungen der Zivilprozess-

ordnung die Klageschrift insbesondere die bestimmte
Angabe des Gegenstandes und des Grundes des erho-
benen Anspruchs sowie einen bestimmten Antrag ent-
halten muss. Umfangreiche Sachverständigengutachten
sind hierfür nicht erforderlich. Klagen können noch bis
zum 23. Mai erhoben werden.

Nicht unberücksichtigt bleiben können auch die Auswir-
kungen einer Verzichtserklärung auf andere Fälle von
vorgebrachten Amtshaftungsansprüchen. Der Verzicht
würde dann zur Regel und die entsprechenden Verjäh-
rungsregelungen liefen auf Dauer leer.

Eine Verzichtserklärung würde – unabhängig von der
Schuldfrage – auch den haushaltsrechtlichen Grundsät-
zen unterliegen und wäre mit diesen nicht vereinbar.

Der Freistaat Bayern hat bereits im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten umfangreiche Finanzhilfen für die Hochwas-
sergeschädigten geleistet. Natürlich ist mir bewusst,
dass damit nicht alle Schäden abgedeckt werden kön-
nen. Ich bitte aber um Verständnis dafür, dass der Staat
nicht eine Art „Ausfallhaftung“ für jegliche Katastrophen-
fälle übernehmen kann, an denen ihn kein Verschulden
trifft, und staatliche Hilfen z. B. auch nicht jede Versiche-
rung überflüssig machen.

Zu dem in der Anfrage enthaltenen Hinweis auf die
Gemeinde Sinzing ist Folgendes klarzustellen: Hierbei
handelt es sich um einen nicht vergleichbaren Sachver-
halt, der keinerlei Auswirkungen auf die Frage des Ver-
zichts auf die Einrede der Verjährung für den Bereich
Neustadt a. d. Donau hat. Sinzing liegt im Bereich der
Bundeswasserstraße Donau, zuständig für diesen
Abschnitt ist also das Wasser- und Schifffahrtsamt
Regensburg sowie die Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Süd (Würzburg). Im Bereich Sinzing wurde der Wasser-
stand beim Pfingsthochwasser 1999 dadurch erhöht,
dass ein Flusspfeiler der Eisenbahnbrücke unterhalb
von Sinzing im Zuge des Donauausbaus verstärkt
wurde. Die Auswirkungen des veränderten Pfeilers und
damit auch das Bestehen von Schadensersatzansprü-
chen werden von der Wasser- und Schifffahrtsverwal-
tung anerkannt. Diese hat nach unseren Erkenntnissen
mit den Geschädigten eine außergerichtliche Einigung
herbeigeführt. Über einen Verzicht seitens EON haben
wir zum jetzigen Zeitpunkt keine Informationen vorlie-
gen.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gab es im
Zusammenhang mit dem Raumordnungsverfahren zur
Genehmigung des FOC in Ingolstadt Empfehlungen
oder Weisungen der Staatsregierung an die Regierung
von Oberbayern und wenn ja, auf welcher rechtlichen
Grundlage bezogen auf die Vereinbarkeit mit den Zielen
des Landesentwicklungsprogramms wurden diese gege-
ben.

Antwort der Staatsregierung: Die Regierung von
Oberbayern hat mit Schreiben vom 08.03.02 die erneute
landesplanerische Beurteilung für das geplante Herstel-
ler-Direktverkaufszentrum (FOC) in der Stadt Ingolstadt
abgeschlossen.
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Im Zuge des Raumordnungsverfahrens hat es keine
Weisung gegeben, weder auf die Anwendung der
Rechtsnormen noch im Hinblick auf das Ergebnis der
landesplanerischen Beurteilung. Es fand lediglich, wie in
anderen Fällen auch, ein Informations- und Beratungs-
austausch zwischen vorgesetzter und nachgeordneter
Behörde statt.

Hartenstein  (fraktionslos): Zu welchen sicherheitsrele-
vanten Ergebnissen führten alle im Zusammenhang mit
dem am 2. 4. 2002 im Kernkraftwerk Grafenrheinfeld
erfolgten Ausfall der betrieblichen Eigenbedarfsversor-
gung durchgeführten Untersuchungen bis heute im Ein-
zelnen, welche Konsequenzen zieht das Staatsministe-
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen als
zuständige Aufsichtsbehörde des Freistaates Bayern
aus dem Fehlschlagen der Ursachenanalyse und wel-
ches Notfallszenario der Atomkraftwerkbetreiber wäre in
Kraft getreten, wenn bei dem angesprochenen Störfall
gleichzeitig die Hauptkühlmittelpumpen ausgefallen und
die Notstromdiesel nicht angesprungen wären?

Antwort der Staatsregierung: Nach Eintreten des
Ereignisses am 2. 4. 2002 wurde noch in derselben
Nacht veranlasst die Anlage vorerst nicht wieder anzu-
fahren und die notwendigen sicherheitstechnischen
Überprüfungen vorzunehmen. Die systematischen und
umfassenden Untersuchungen haben ergeben, dass
das Ereignis auf eine Fehlanregung in der Blockschutz-
schaltung, die nicht zum nuklearen Teil des Kraftwerks
gehört, zurückzuführen ist. Von einem Fehlschlagen der
Ursachenanalyse zu sprechen ist daher in keiner Weise
gerechtfertigt.

Auf Veranlassung des bayerischen Umweltministeriums
wurden an dieser Schaltung die entsprechenden Ver-
besserungen vorgenommen: So wurden während der
Revision relevante Bauteile wie z.B. Baugruppen oder
Zeitrelais getauscht und weitere Aufzeichnungs- und
Überwachungsgeräte eingebaut. Es wurde dafür ge-
sorgt, dass bei einer vergleichbaren Störung künftig ein
Notstromfall in der Anlage vermieden und die Anlage
aus dem 110 kV-Reservenetz versorgt wird. Damit
wurde ein zusätzliches Element der Sicherheit einge-
führt.

Die Anlage KKG hat beim Ablauf des Ereignisses am
02.04.02 auslegungs- und bestimmungsgemäß reagiert.
Der durch die Fehlanregung aus dem Bereich des Block-
schutzes verursachte Ausfall der Eigenbedarfsversor-
gung führte zum Notstromfall und damit zum Starten der
Notstromdiesel, da eine Umschaltung auf das 110 kV-
Reservenetz in diesem Fall nicht erfolgte. Mit dem Ein-
treten des Notstromfalles kommt es bestimmungsgemäß
zum Abschalten der Hauptkühlmittelpumpen und in der
Folge zur Reaktorschnellabschaltung. Bei einem unter-
stellten Versagen des Starts der Notstromdiesel wären
als weitere Notstromversorgung die vier Notspeisenot-
stromdiesel zur Verfügung gestanden.

Durch die Verbesserung der Blochschutzschaltung
wurde ein zusätzliches Anregekriterium geschaffen, mit
dem auch bei einem Fehlöffnen von Blockeinspeise-
schaltern, wie bei dem Ereignis geschehen, zukünftig ein

automatisches Zuschalten des 110 kV-Reservenetzan-
schlusses gewährleistet wird.

Frau Biedefeld  (SPD): Erhält die Stadt Weismain nach
den neuen Härtefallregelungen der RZWas Zuschüsse
und wenn ja, wie hoch sind diese Zuschüsse für Weis-
main im Vergleich zur regulären Bezuschussung durch
die RZWas und wann kann die Stadt mit der Auszahlung
der Zuschüsse rechnen?

Antwort der Staatsregierung: In Bezug auf die örtli-
chen Verhältnisse bei der Stadt Weismain habe ich die
Auswirkungen der Härtefallregelungen bereits am 21.02.
2002 mit dem ersten Bürgermeister der Stadt Weismain,
Herrn Peter Riedel, ausführlich erörtert.

Im Bereich der Wasserversorgung können die Bauab-
schnitte 13 und 14 und bei der Abwasserentsorgung der
Bauabschnitt 24 nach den RZWas 2000 gefördert wer-
den.

Eine erhöhte Förderung aufgrund überdurchschnittlicher
Ausbaukosten ist nicht möglich, da die spez. Ausbau-
kosten unter dem Schwellenwert der Härtefallregelung
liegen. Wie ich Ihnen bereits auf Ihre beiden mündlichen
Anfragen vom 21.02.2002 und 18.04.2002 dargelegt
habe, kann eine endgültige Aussage über eine verbes-
serte Förderung auf Grund nicht auskömmlicher Kosten-
richtwerte erst nach Abschluss der Vorhaben gemacht
werden, da die tatsächlich entstandenen Aufwendungen
Basis dieser Härtefallregelung sind.

Frau Tausendfreund  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gab es im Zusammenhang mit dem Raumordnungsver-
fahren zur Genehmigung des IKEA-Einrichtungshauses
im Landkreis München Empfehlungen oder Weisungen
der Staatsregierung an die Regierung von Oberbayern
und wenn ja, auf welcher rechtlichen Grundlage bezo-
gen auf die Vereinbarkeit mit den Zielen des Landesent-
wicklungsprogramms wurden diese gegeben.

Antwort der Staatsregierung:  Die Regierung von
Oberbayern hat mit Schreiben vom 26.04.02 die landes-
planerische Beurteilung für die Ansiedlung eines IKEA-
Einrichtungshauses in den Gemeinden Taufkirchen und
Brunnthal, Lkr. München, abgeschlossen.

Im Zuge des Raumordnungsverfahrens hat es keine
Weisung gegeben, weder auf die Anwendung der
Rechtsnormen noch im Hinblick auf das Ergebnis der
landesplanerischen Beurteilung. Es fand lediglich, wie in
anderen Fällen auch, ein Informations- und Beratungs-
austausch zwischen vorgesetzter und nachgeordneter
Behörde statt.

Eine schriftliche Anfrage der Regierung von Oberbayern
zum Zeitpunkt des Abschlusses des ROV wurde ent-
sprechend der Rechtslage beantwortet. Danach bestand
im Hinblick auf die offensichtlich gegebenen Beurtei-
lungsreife kein Anlass, mit dem Abschluss des ROV zu
warten, bis der Bayerische Landtag der von der Staats-
regierung beschlossenen Änderung des LEP-Ziels B IV
1.4.5 (LT-Drs. 14/9234) zugestimmt hat.
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Frau von Truchseß  (SPD): Welches sind bei Ihrer
Abwägung zwischen den Sicherheitsbedürfnissen der
Bevölkerung und dem wirtschaftlichen Interesse des
Betreibers an einer baldigen Wiederinbetriebnahme des
KKG die Gründe gewesen, die gegenüber der Sicherheit
der Bevölkerung so viel schwerer gewogen haben, dass
Herr Minister Schnappauf entgegen seiner zunächst in
der Öffentlichkeit geäußerten Auffassung der Wiederin-
betriebnahme des KKG zugestimmt hat, obwohl bis
heute der Fehler nicht gefunden wurde, der zur automa-
tischen Abschaltung des KKG geführt hat?

Antwort der Staatsregierung: Für die bayerische
Atomaufsichtsbehörde hat die Sicherheit des KKG Vor-
rang vor jedem wirtschaftlichen Interesse des Betrei-
bers. Bei der Zustimmung zum Wiederanfahren der
Anlage war deshalb auch nicht abzuwägen zwischen
Sicherheitsbedürfnissen der Menschen und Wirtschafts-
interessen der Betreiber sondern es war einzig und allein
zu prüfen ob die Anlage sicherheitstechnisch in Ordnung
ist.

Sofort nach Eintreten des Ereignisses war vom bayeri-
schen Umweltministerium veranlasst worden, die Anlage
nicht wieder anzufahren und die notwendigen sicher-
heitstechnischen Überprüfungen vorzunehmen.

Die systematischen und umfassenden Untersuchungen
haben ergeben, dass das Ereignis auf eine Fehlanre-
gung in der Blockschutzschaltung, die nicht zum nuklea-
ren Teil des Kraftwerks gehört, zurückzuführen ist.

Ebenfalls auf Veranlassung des bayerischen Umweltmi-
nisteriums wurden an dieser Schaltung die entsprechen-
den Verbesserungen vorgenommen: So wurden wäh-
rend der Revision relevante Bauteile wie z.B. Baugrup-
pen oder Zeitrelais getauscht und weitere Aufzeich-
nungs- und Überwachungsgeräte eingebaut. Es wurde
dafür gesorgt, dass bei einer vergleichbaren Störung
künftig ein Notstromfall in der Anlage vermieden und die
Anlage aus dem Reservenetz versorgt wird. Damit
wurde ein zusätzliches Element der Sicherheit einge-
führt.

Es ist richtig, dass bei den Überprüfungen kein fehlerhaf-
tes Bauteil gefunden wurde. Gemäß der Bewertung des
Sachverständigen der sich das bayerische Umweltminis-
terium anschloss, waren die vom Betreiber im Rahmen
der Ursachenklärung durchgeführten Überprüfungen
und die dabei angewandte Prüftiefe anforderungsge-
recht und ausreichend. Weitere Überprüfungen waren
während des Anlagenstillstands nicht möglich und auch
nicht erforderlich.

Es wurden zusätzliche Aufzeichnungsgeräte installiert,
die ein im Leistungsbetrieb ggf. erneut auftretendes
Fehlsignal detektieren können.

Durch die Verbesserung der Blockschutzschaltung
wurde ein zusätzliches Anregekriterium geschaffen, mit
dem auch bei einem Fehlöffnen von Blockeinspeise-
schaltern, wie bei dem Ereignis geschehen, zukünftig ein
automatisches Zuschalten des Reservenetzanschlusses
(110 kV-Netz) sicher gewährleistet wird.

Es bestanden damit keine sicherheitstechnische Beden-
ken gegen das Wiederanfahren der Anlage.

Frau Kellner  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Welche
Schadstoffe (PAK, Schwermetalle, organ. Verbindun-
gen) in welcher Konzentration wurden auf den Paintner
Weiher Grundstücken der Stadt Landshut festgestellt
und ab welchen Werten werden von den staatlichen
Behörden wegen der Grundwassergefährdung Sanie-
rungsmaßnahmen angeordnet?

Antwort der Staatsregierung: Bei dem genannten
Paintner Weiher handelt es sich um eine Kiesnassab-
baufläche, die mit Waschschlämmen aus der Kieswä-
sche und möglicherweise auch mit Fremdmaterial ver-
füllt wurde.

Bei den Verfüllmaterial-, Eluat- und Grundwasserunter-
suchungen wurden Belastungen mit polycyclischen aro-
matischen Kohlenwasserstoffen (PAK), Schwermetallen
(insbesondere Arsen, Zink), Mineralölkohlenwasserstof-
fen und Ammonium nachgewiesen. Des weiteren wur-
den auch erhöhte organische Belastungen (TOC) im
Grundwasser nachgewiesen.

Die max. Belastungswerte im Verfüllmaterial liegen für
PAK bei 210 mg/kg, Zink bei 970 mg/kg, für Mineralöl-
kohlenwasserstoffe bei 1400 mg/kg.

Im Rahmen der Sickerwasserprognose wurden Eluatun-
tersuchungen u.a. auf PAK angestellt, die Konzentratio-
nen von 5,5 bis 7,7 µg/l ergaben. Im Grundwasser selbst
wurden an einzelnen Pegeln entlang der Einphasen-
schlitzwand des Müllberges, der an die untersuchte
Ablagerungsfläche angrenzt, erhöhte Gehalte an PAK,
Arsen und TOC nachgewiesen, die weiterer Erkundung
bedürfen. Im Bereich der Verfüllungsfläche wurden
durch einen Gutachter im Grundwasser erhöhte TOC-
Gehalte bis 49 mg/l gemessen. Eine Messung durch das
Wasserwirtschaftsamt Landshut im Rahmen einer amtli-
chen Untersuchung ergab Werte von max. 2,6 mg/l.

Die Fläche befindet sich derzeit noch in der Erkundungs-
phase. Ggf. erforderliche Sanierungsmaßnahmen sind
im Rahmen einer Einzelfallentscheidung nach
Abschluss der Erkundung festzulegen. Hinweise hierzu
liefert ein Merkblatt des Bayerischen Landesamtes für
Wasserwirtschaft , das im Internet unter der Adresse:
http://www.lfw.bybn.de/lfw/service/produkte/veroef-
fentlichungen/merkblaetter/teil 3/3 8.htm verfügbar
ist.

Egleder  (SPD): Welche Erkenntnisse bestehen über pri-
vat und öffentlich in Bayern durchgeführte sogenannte
Netzwerk-Parties und trifft es zu, dass bei diesen Veran-
staltungen auch Gewaltdarstellungen und Spiele, wie
„Counter-Strike“ eingesetzt werden?

Antwort der Staatsregierung: Dem Staatsministerium
des Innern ist die Existenz von sogenannten Netzwerk-
Parties bekannt.
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Grundsätzlich ist festzustellen, dass Computerspiele wie
„Counter Strike“ frei am Softwaremarkt erhältlich sind
und nur ausgewählte Spiele unter bestimmte Altersbe-
schränkungen fallen. Für die neueste in Kürze erschei-
nende Version des Spiels „Counter Strike“ wird bei-
spielsweise die USK-Einstufung „nicht geeignet unter
18 Jahren “ vergeben. Nach unseren Erkenntnissen wer-
den bei Netzwerk-Parties zweifellos auch entspre-
chende Spiele mit Gewaltdarstellungen wie „Counter
Strike“ veranstaltet. Sofern daran nur erwachsene Spie-
ler teilnehmen, ist dies rechtlich nicht zu beanstanden.

Eine mögliche Lösung, um diesen Problemen besser
begegnen zu können, sieht das Staatsministerium des
Innern in dem derzeit diskutierten Verbot von gewaltver-
herrlichenden bzw. -verharmlosenden Computerspielen.

Frau Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wel-
che Erkenntnisse hat die Staatsregierung über das
Schicksal von Menschen, die aus der rumänischen
Staatsbürgerschaft entlassen worden waren und 1999
und später von Bayern aus nach Rumänien abgescho-
ben wurden?

Antwort der Staatsregierung: Von den insgesamt 33
ehemaligen rumänischen Staatsangehörigen, deren
Rückübernahme die rumänischen Behörden bislang
genehmigt haben, wurden lediglich zwei abgeschoben.
In fünf Fällen musste die Abschiebung wegen anhängi-
ger Rechtsmittel, Eingaben oder weil die Betroffenen
untergetaucht sind, storniert werden. Vereinzelt sind
Ausreisepflichtige offenbar auch freiwillig ausgereist.

Wir haben keine Hinweise auf eine spezifische Verfol-
gung Rückkehrender, die einen Asylantrag gestellt hat-
ten, auf Übergriffe der dortigen Sicherheitsbehörden
oder auf eine drohende menschenunwürdige Behand-
lung von Einreisenden.

Zu dem Fall eines abgeschobenen ehemaligen rumäni-
schen Staatsangehörigen, der sich wochenlang wei-
gerte, den Transitbereich des Bukarester Flughafens zu
verlassen, ist anzumerken, dass nach Pressemitteilun-
gen der Betroffene dort von rumänischen Stellen mit
Lebensmitteln versorgt und im Mutter-Kind-Bereich
untergebracht wurde und schließlich ungehindert nach
Rumänien einreisen konnte. Weitere Erkenntnisse über
das Schicksal der abgeschobenen Personen liegen uns
nicht vor.

Es wird nicht verkannt, dass die Rückkehr nach Rumä-
nien nach einem jahrelangen Aufenthalt in Deutschland
mit einschneidenden Veränderungen verbunden ist und
sich der Neuanfang oft schwierig gestaltet. Dies haben
die Betroffenen jedoch selbst zu vertreten, weil sie nach
Wiederannahme der rumänischen Staatsangehörigkeit
jederzeit nach Rumänien hätten zurückkehren können.
Das Vertrauen darauf, dass es nicht gelingen werde,
sich mit den rumänischen Behörden auf eine Rücküber-
nahme zu einigen und die Ausreisepflicht durchzuset-
zen, war und ist nicht schutzwürdig.

Brandl  (SPD): In welcher Höhe wendet der Freistaat
Bayern 2002 Finanzmittel für den Radwegebau auf, wel-

cher Anteil davon entfällt auf Niederbayern und wie hoch
sind die Beträge, die jeweils in Stadt und Landkreis Pas-
sau sowie in den Landkreis Freyung-Grafenau fließen?

Antwort der Staatsregierung: Im Haushaltsplan des
Freistaates Bayern sind nur für den nachträglichen
Anbau von Radwegen an Staatsstraßen gesonderte
Ansätze ausgewiesen. Einschließlich der Mittel aus den
Privatisierungserlösen stehen hierfür in ganz Bayern rd.
3,3 Mio. e zur Verfügung. Auf Niederbayern entfallen
davon 914000 e; davon wiederum auf den Landkreis
Passau 350000 e.

Im Landkreis Freyung-Grafenau und im Bereich der
Stadt Passau – soweit hier der Freistaat Bayern als Bau-
lastträger zuständig ist – sind 2002 keine Mittel für den
nachträglichen Anbau von Radwegen an Staatsstraßen
eingeplant.

Für Radwege, die gleichzeitig mit einer Straßenbaumaß-
nahme durchgeführt werden, werden die Ausgaben bei
der jeweiligen Baumaßnahme verrechnet. Eine geson-
derte Veranschlagung im Haushaltsplan erfolgt hierfür
nicht. Die anteiligen Ausgaben für die Radwege bei die-
sen Baumaßnahmen werden erst nach Abschluss des
Jahres erhoben.

Darüber hinaus fördert der Freistaat Bayern nahezu alle
Arten von Radwegebauvorhaben der Kommunen. Im
Rahmen der Straßenbauförderung erhalten die Kommu-
nen 2002 rd. 160 Mio. e aus dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) und rd. 250 Mio. e aus dem
Finanzausgleichsgesetz (FAG). Wie viel davon für den
Radwegebau ausgegeben wird, kann jedoch nicht bezif-
fert werden.

Frau Schmitt-Bussinger  (SPD): Trifft es zu, dass der
Ausbau der Staatsstraße 2239 zwischen Kleinschwar-
zenlohe und Neuses einschließlich der Errichtung eines
Kreisverkehrsplatzes an der Verknüpfung mit der Kreis-
straße RH1 und der Staatsstraße 2406 nicht mehr in der
ersten Dringlichkeitsstufe im 6. Ausbauplan für Staats-
straßen enthalten ist?

Antwort der Staatsregierung: Nein, der Ausbau der
Staatsstraße 2239 zwischen Neuses und Kleinschwar-
zenlohe ist mit einer Länge von 2,1 km und Gesamtkos-
ten von 1,4 Mio. e auch im geltenden 6. Ausbauplan für
die Staatsstraßen wieder in der 1. Dringlichkeitsstufe
enthalten.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sieht die Staatsregierung in der einseitigen Empfehlung
des CSU-Generalsekretärs Thomas Goppel für den
Rahmenvertrag der CSU-Landesleitung mit der Bonnfi-
nanz AG und damit für den Geschäftspartner Deutsche
Bank eine Wettbewerbsbenachteiligung für die Bayeri-
sche Landesbank und die bayerischen Sparkassen?

Antwort der Staatsregierung: Die Frage betrifft nicht
die Rechtsaufsicht über die bayerischen Sparkassen
und die Bayerische Landesbank. Auch die öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute stehen mit anderen Finanz-
dienstleistern im Wettbewerb und müssen sich diesem
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stellen. Es ist daher Sache der betroffenen Kreditinsti-
tute selbst, ihre Interessen im Wettbewerb wahrzuneh-
men.

Volkmann  (SPD): Im Hinblick auf die Jahrhunderte
lange staatliche Nutzung des Alten Hofes und die nach
dem gegenwärtigen Konzept in Zukunft zu erwartende
banale Mischung und Veränderung dieses einmaligen
historischen Bereiches zum Allerweltsort frage ich die
Staatsregierung,
welche staatlichen Einrichtungen kultureller Natur mit
Publikumsverkehr gibt es in München mit welcher Miete
in staatlichen Gebäuden und
welche kulturellen Einrichtungen des Staates, der Stadt
oder von Privat wurden oder werden bei der Nutzungs-
konzeption des Alten Hofes in Betracht gezogen?

Antwort der Staatsregierung: 1. Die vielfältigen staatli-
chen Einrichtungen kultureller Natur mit Publikumsver-
kehr in München sind in den meisten Fällen in staatsei-
genen Gebäuden untergebracht. Miete wird von den
staatlichen Einrichtungen in diesem Fall nicht gezahlt.
Die genutzten Liegenschaften gehören in der Regel zum
Verwaltungsgrundvermögen der nutzenden Dienststelle.

2. Der Alte Hof soll, da die für eine Generalsanierung
erforderlichen Mittel – überschlägige Schätzungen gin-
gen von ca. 50 Mio aus – im Staatshaushalt nicht darge-
stellt werden können, teilweise für urbane Nutzungen
freigegeben werden. Mit den Erlösen aus der Nutzungs-
überlassung für urbane Zwecke soll der in staatlicher
Nutzung verbleibende Teil des Alten Hofs ohne Inan-
spruchnahme von Haushaltsmitteln finanziert werden.
Dieses Vorgehen trägt einem entsprechenden Be-
schluss des Bayer. Landtags vom 8.7.1998 (Drucksa-
che 13/11870) Rechnung.

Für urbane Nutzungen sollen die historisch weniger be-
deutenden Teile des Alten Hofs, nämlich Lorenzi-, Pfis-
ter- und Brunnenstock zur Verfügung stehen. Bei Pfister-
und Brunnenstock handelt es sich um nach dem Krieg
wieder aufgebaute Gebäude, die keine historische Bau-
substanz besitzen.

In staatlicher Nutzung sollen dagegen die historisch
besonders wertvollen Teile des Alten Hofs, Zwinger- und
Burgstock, verbleiben. Ein wesentlicher Teil der Bausub-
stanz dieser Gebäude ist noch mittelalterlichen Ur-
sprungs (13. bis 16. Jahrhundert).

3. Der in staatlicher Nutzung verbleibende Teil des Alten
Hofs wird künftig ausschließlich kulturelle Einrichtungen
oder Einrichtungen mit kulturellem Bezug beherbergen.
Im Einzelnen sind dies

– eine Präsentation der Geschichte des Alten Hofs
durch das Bayer. Nationalmuseum

– eine Informationsstelle für staatliche und nichtstaat-
liche Museen in Bayern

– die Landesstelle für nichtstaatliche Museen des
Landesamts für Denkmalpflege

– der Zentrale Dienst der Bayer. Staatstheater und

– die Bayer. Landesstiftung

Auch der vom Bayer. Landtag (Beschluss vom
14.7.1994 – Drucksache 12/16737 -) seit langem gefor-
derten Einrichtung einer Fränkischen Weinprobierstube
in München, die nun im Zwingerstock vorgesehen ist,
kann kultureller Bezug nicht abgesprochen werden.

Die im Investorenteil vorgesehenen Nutzungen richten
sich nach den städtebaulichen Vorgaben der Landes-
hauptstadt München. Der Investor sieht hierfür im
Wesentlichen Wohnungen, Läden, Büros und Praxen
vor.

Schultz  (SPD): Angesichts des stockenden Baufort-
schritts an der Cadolzburg/Landkreis Fürth und der Tat-
sache, dass deswegen teilweise schon wieder Repara-
turarbeiten an den bisherigen, noch nicht einmal fertig
gestellten Gewerken zu erwarten sind, frage ich die
Staatsregierung, welche Baumaßnahmen sind in den
Jahren 2000 bis 2002 im einzelnen durchgeführt wor-
den, welche sind im einzelnen für 2002 ff geplant, wann
ist mit der Fertigstellung des Alten Schlosses zu rech-
nen, so dass auch die Burgkapelle für den Publikums-
verkehr zugänglich gemacht werden kann?

Antwort der Staatsregierung: Auf der Cadolzburg soll
ein „Deutsches Burgenmuseum“ eingerichtet werden.
Für den geplanten Ausbau der Cadolzburg zum „Deut-
schen Burgenmuseum“ wurde vom Finanzministerium
am 10. Juli 2001 der Planungsauftrag erteilt. Derzeit wird
die Haushaltsunterlage-Bau erstellt.

Unabhängig davon wird der Wiederaufbau der Cadolz-
burg, für den sich vor allem MdL Gabsteiger seit Jahren
erfolgreich eingesetzt hat, kontinuierlich weitergeführt.

Bis 2000 konzentrierten sich die Baumaßnahmen vor
allem auf Sicherungsarbeiten am Felsstock und Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Standsicherheit der
Ruine. Das Alte und das Neue Schloss sowie der Verbin-
dungsbau konnten in dieser Zeit im Rohbauzustand wie-
derhergestellt werden.

In den letzten 2 Jahren wurde mit dem Innenausbau
begonnen. Die Burgkapelle und die Krypta sind zwi-
schenzeitlich baulich fertiggestellt. Sie sind auch für die
Öffentlichkeit zugänglich; im Hinblick auf den Baustellen-
betrieb ist eine vorherige Terminabsprache erforderlich.
In weiteren Teilbereichen der Cadolzburg, wie z.B. im
Erkersaal, im Burghof und an der Halsgrabenbrücke lau-
fen ebenfalls die Bauarbeiten.

Aussagen über einen angeblich

– stockenden Baufortschritt und

– Reparaturarbeiten an noch nicht fertiggestellten
Gewerken

treffen nach Auskunft des zuständigen Staatlichen
Hochbauamtes Nürnberg I nicht zu.
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Franzke  (SPD): Stimmt es, dass die Bayerische Staats-
regierung die Verwertungsrechte an Hitlers Buch „Mein
Kampf“ hat, wie kam sie zu diesen Rechten und wie
gestalten sich diese Rechte produktionsmäßig und
finanziell?

Antwort der Staatsregierung: Der Freistaat Bayern ist
Inhaber der Urheber- und Verlagsrechte an Adolf Hitlers
„Mein Kampf“. Diese Rechte wurden auf der Grundlage
der alliierten Gesetzgebung zu Entnazifizierung und
Wiedergutmachung auf den Freistaat Bayern übertra-
gen.

Bei der Verwaltung der Urheber- und Verlagsrechte
nimmt das Finanzministerium seit Jahrzehnten eine sehr
restriktive Haltung ein. Der Respekt gegenüber den Lei-
den der Holocaust-Opfer gebietet es, eine weitere Ver-
breitung des nationalsozialistischen Gedankenguts zu
verhindern. Deshalb werden weder im In- noch im Aus-
land Abdruckgenehmigungen erteilt. Gerade angesichts
des Erstarkens rechtsextremistischer Tendenzen in zahl-
reichen europäischen Ländern hat diese Praxis nach wie
vor ihre Berechtigung.

Gegen nicht autorisierte Nachdrucke geht das Finanzmi-
nisterium mit Nachdruck vor. Grundsätzlich werden
sämtliche rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft. Sollte
dies aufgrund der Rechtslage im Ausland keine Aussicht
auf Erfolg haben, wird versucht, im Verhandlungswege
den jeweiligen Verlag zur Rücknahme der Auflage und
zum Unterlassen künftiger Veröffentlichungen zu bewe-
gen. Dies gilt auch bei etwaigen Veröffentlichungen im
Internet.

Einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der
Nazi-Ideologie steht der Freistaat Bayern grundsätzlich
aufgeschlossen gegenüber. Gegen Kleinzitate aus „Mein
Kampf“ in einem wissenschaftlichen Werk, das sich ein-
deutig kritisch mit dem NS-Gedankengut auseinander-
setzt, werden keine Einwendungen erhoben.

Aus Veröffentlichungen von „Mein Kampf“, ob illegal
oder in Form von genehmigten Zitaten, erhält der Frei-
staat Bayern keine Lizenzgebühren. Es wäre nicht ver-
tretbar, Gewinn aus der menschenverachtenden Ideolo-
gie zu ziehen. In Großbritannien anfallende Tantiemen
fließen seit Jahrzehnten an eine Wohltätigkeitsorganisa-
tion, die Holocaust-Opfer unterstützt.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie stellt
die bayerische Staatsregierung im Rahmen ihres staatli-
chen Bildungsauftrags sicher, dass genügend Plätze an
weiterführenden beruflichen Schulen zur Verfügung ste-
hen und welche finanziellen Mittel von Seiten der Staats-
regierung wären notwendig, damit die Landeshauptstadt
München durch die Aufnahme der Gastschüler kein
finanzielles Defizit zu tragen hat und wie hoch sind für
den Freistaat die Kosten für einen städtischen, bzw.
staatlichen Platz an einer weiterführenden beruflichen
Schule?

Antwort der Staatsregierung: Im beruflichen Schulwe-
sen gibt es beim Betrieb von Schulen seit jeher eine sehr
unterschiedliche Trägerstruktur. Neben den staatlichen

Schulen besteht eine Vielzahl von kommunalen und pri-
vaten Schulen, die Träger von Berufsschulen und weiter-
führenden beruflichen Schulen, wie z.B. Fachoberschu-
len und Berufsoberschulen, sind. Das Bayerische
Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
ermöglicht die Errichtung nichtstaatlicher Schulen. Es ist
somit keinesfalls so, dass Bildungsangebote primär oder
gar ausschließlich eine Aufgabe des Staates seien, wie
dies in der mündlichen Anfrage zum Ausdruck kommt.
Gerade im beruflichen Schulwesen gibt es eine seit Jah-
ren praktizierte und bewährte Aufgabenverteilung zwi-
schen staatlichen, kommunalen und privaten Schulen.
Mit der Errichtung nichtstaatlicher Schulen übernehmen
die Schulträger die Verantwortung für das jeweilige
nichtstaatliche Bildungsangebot und stehen – ebenso
wie die staatliche Seite für ihren Bereich – in der Ver-
pflichtung, genügend Plätze zur Verfügung zu stellen.
Der Staat unterstützt die nichtstaatlichen Schulträger in
vielfältiger Weise, so z.B. durch Lehrpersonalzuschüsse
und Zuschüsse zu Baumaßnahmen.

Insoweit erscheint mir das Verhalten der Stadt München,
nach Durchführung des Anmeldeverfahrens im März
2002 den Bewerbern Anfang Mai mitzuteilen, dass die
Zahl der Eingangsklassen an den weiterführenden städ-
tischen Schulen um 13 Klassen reduziert werde, völlig
unakzeptabel.

Nun zu den beiden konkreten Fragen:

1. Wenn der Stadt München bei ihren kommunalen wei-
terführenden beruflichen Schulen (insbesondere Fach-
oberschulen und Berufsoberschulen) durch die Auf-
nahme von Gastschülern keinerlei finanzielles Defizit
entstehen soll, dann müssten hierfür pro Gastschüler
etwa 2600 e im Jahr aufgewandt werden (davon 1600 e
für den Personalaufwand und 1000 e für den Schulauf-
wand). Dies würde eine Änderung der geltenden Rechts-
lage erfordern.

2. Die Kosten für den Freistaat Bayern an einer weiter-
führenden beruflichen Schule betragen für einen städti-
schen Schüler etwa 2400 e und für einen staatlichen
Schüler 4000 e.

Frau Goertz  (SPD): Welche beruflichen Schulen in Bay-
ern unter staatlicher Trägerschaft (FOS/BOS, Berufs-
fachschulen, Fachschulen und Wirtschaftsschulen) wer-
den aufgrund der Deckelung von Eingangsklassen,
angemeldete und geeignete Schülerinnen und Schüler
im kommenden Schuljahr 2002/2003 nicht aufnehmen
können und wie viele Schülerinnen und Schüler sind
davon in welchen Berufsfeldern und Bezirken betroffen?

Antwort der Staatsregierung: Die Anfrage kann nur für
die Schularten Fachoberschulen und Berufsoberschulen
beantwortet werden, da hier die Schulaufsicht unmittel-
bar beim Staatsministerium liegt. Für Berufsfachschulen,
Fachschulen und Wirtschaftsschulen wäre wegen der
gewünschten Differenzierung nach Berufsfeldern und
Bezirken eine umfangreiche schriftliche Umfrage bei den
Regierungen erforderlich.

Zum Bereich FOS/BOS ist Folgendes festzustellen:
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Es gibt lediglich für die Ausbildungsrichtung Sozialwe-
sen eine auf der Grundlage des Bayerischen EUG erlas-
sene staatliche Zulassungsverordnung vom 12.05.1997,
nach der die Höchstzahl der zuzulassenden Schüler
beschränkt werden kann. Bis heute wurde diese Rege-
lung noch nicht angewandt, so dass auch keine Schüler
abgewiesen werden mussten.

Einige städtische Schulträger haben in der Vergangen-
heit jedoch die Zahl ihrer Eingangsklassen begrenzt, so
dass die benachbarten staatlichen Schulen erhöhte
Schülerzahlen bewältigen mussten. Völlig überraschend
hat das Staatsministerium Anfang Mai aus der Presse
erfahren, dass neuerdings die Stadt München eine
Reduzierung der Eingangsklassen an den städtischen
weiterführenden beruflichen Schulen um 13 Klassen –
überwiegend an FOS/BOS – vornehmen wird. Ange-
sichts der ohnehin dramatisch steigenden Schülerzahlen
an diesen Schularten führt diese Entscheidung dazu,
dass in München über 700 Schülerinnen und Schüler
abgewiesen werden; von diesen kann nur ein geringer
Teil an den benachbarten staatlichen Schulen aufgefan-
gen werden.

Frau Pranghofer  (SPD): Wie und durch welche Maß-
nahmen wird die Staatsregierung auf den unvermindert
hohen Zustrom von Schülerinnen und Schülern an die
staatlichen Fachoberschulen und Berufsoberschulen in
Bayern zum Schuljahr 2002/2003 reagieren (Grundlage:
Anmeldezahlen), nachdem schon im letzten Schuljahr
die FOS/BOS über 2000 Unterrichtsstunden – oder
6,6% ihres Unterrichtssoll – nicht erteilen konnten?

Antwort der Staatsregierung: Es ist richtig, dass im
laufendem Schuljahr an den Fachoberschulen und
Berufsoberschulen aufgrund einer Budgetlücke von
6,8% nicht alle Unterrichtsstunden erteilt werden kön-
nen. Das Budget stellt jedoch eine Bedarfsobergrenze
dar, so dass eine Budgetlücke nicht mit ausfallendem
Unterricht gleichzusetzen ist. Der Pflichtunterricht kann
in diesem Schuljahr weitgehend abgedeckt werden.

Für das kommende Schuljahr zeigt sich nach den seit
Ende März 2002 vorliegenden Zahlen der vorläufigen
Unterrichtsübersicht folgendes Bild:

In der Jahrgangsstufe 12 der Fachoberschulen werden
6,2% weniger Schüler erwartet, da die Einführung der
Notenhürde in diesem Schuljahr zu einer entsprechen-
den Reduzierung führte. Wegen dieser Auswirkung der
Notenhürde konnte bei der Prognose davon ausgegan-
gen werden, dass sich dieser Trend in den Eingangs-
klassen fortsetzen würde. Entgegen allen Erwartungen
wird jedoch zum kommenden Schuljahr ein Schülerzu-
wachs von über 10% in der Jahrgangsstufe 11 der FOS
eintreten.

Ebenfalls völlig überraschend ist der dramatische
Anstieg der Schülerzahlen in allen Jahrgangsstufen der
Berufsoberschule.

Den staatlichen Fachoberschulen und Berufsoberschu-
len wurden zur Reduzierung der Budgetlücke 32 zusätz-
liche Planstellen zugewiesen. Außerdem ist die Verlän-
gerung der Mittel für ca. 100 Aushilfsverträge für die
Haushaltsjahre 2003 und 2004 eingeplant.

Darüber hinaus ist das Staatsministerium nachhaltig
bemüht, durch eine Umverteilung von Stellen innerhalb
des beruflichen Schulwesens sowie durch den Einsatz
einer noch vorhandenen Personalreserve das Budget-
defizit an den staatlichen Fachoberschulen und Berufs-
oberschulen zu reduzieren.

Frau Peters  (SPD): Wie soll bei einer erneuten Kürzung
des Unterrichtsbudgets um 10,8% (= 124 Wochenstun-
den bzw. 5,4 Lehrkräfte) an der Fachhochschule (Fach-
oberschule ist wohl gemeint) Passau der Unterricht
sichergestellt werden, wenn bei der bisherigen Kürzung
von insgesamt 16,6% (6,6% sind wohl gemeint)
bereits 100 Pflichtwochenstunden ausfallen mussten
und noch größere Klassen nach der Pisa-Studie kontra-
produktiv sind bzw. welche Haushaltsmittel sind über
den Ansatz hinaus für die Rücknahme der Kürzung not-
wendig.

Antwort der Staatsregierung: An den staatlichen
Fachoberschulen und Berufsoberschulen besteht im lau-
fenden Schuljahr eine Budgetlücke von 6,8%. Für den
Standort Passau ergibt sich eine Lücke von lediglich
4,45%. Durch organisatorische Maßnahmen konnte in
Passau erreicht werden, dass kein Pflichtunterricht
ausfällt. Notwendiger Ergänzungsunterricht und wün-
schenswerter Wahlunterricht kann jedoch nur in sehr
begrenztem Umfang angeboten werden, der Pflichtun-
terricht hat absoluten Vorrang.

Im kommenden Schuljahr ist voraussichtlich mit einer
Budgetlücke von 10,8% zu rechnen. Das Budget stellt
jedoch eine Bedarfsobergrenze dar und darf daher
nicht mit ausfallendem Pflichtunterricht gleichgesetzt
werden.

Grund für die erhöhte Budgetlücke ist der völlig überra-
schende extrem hohe Anstieg der Schülerzahlen in den
Eingangsklassen der Fachoberschulen und Berufsober-
schulen, der aufgrund des bisherigen Übertrittverhaltens
auch nicht vorhersehbar war.

Den staatlichen Fachoberschulen und Berufsoberschu-
len wurden zur Reduzierung der Budgetlücke 32 zusätz-
liche Planstellen zugewiesen. Außerdem ist die Verlän-
gerung der Mittel für ca. 100 Aushilfsverträge für die
Haushaltsjahre 2003 und 2004 eingeplant.

Darüber hinaus ist das Staatsministerium nachhaltig
bemüht, durch eine Umverteilung von Stellen innerhalb
des beruflichen Schulwesens sowie durch den Einsatz
einer kleineren Personalreserve das Budgetdefizit an
den staatlichen Fachoberschulen und Berufsoberschu-
len zu reduzieren.
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14.Wahlperiode

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max
Breitschwert  Klaus Dieter
Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Prof. Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid ✕

Fischer  Herbert ✕

Förstner  Anna-Maria ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul ✕

Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef ✕

Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike
Grabmair  Eleonore

Dr. Gröber  Klaus ✕

Guckert  Helmut ✕

Güller  Harald ✕

Guttenberger  Petra ✕

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz
Hecht  Inge
Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Jetz  Stefan

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning
Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz ✕

König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert
Kustner  Franz ✕

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm ✕

Lochner-Fischer  Monica
Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich ✕

Lück  Heidi ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15. 5. 2002 zum Tagesordnungspunkt 9: Antrag der Abg. Paulig, Tausend-
freund, Dr. Runge, u. a. u. Frakt. (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN); Flugverbotszonen im Umkreis von Atomreaktoren
(Drucksache 14/8216)
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Prof. Männle  Ursula
Maget  Franz
Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz
Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann ✕

Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut
Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa
Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Pachner  Reinhard
Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pongratz  Ingeborg ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp ✕

Freiherr von Redwitz  Eugen
Regensburger  Hermann ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig
Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard ✕

Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred
Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Schmid  Berta ✕

Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud
Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schuster  Stefan ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Simon  Hildegard ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus
Dr. Spaenle  Ludwig
Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi
Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Weber  Manfred ✕

Weichenrieder  Max ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto ✕

Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig
Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 9 143 1

Name Ja Nein Enthalte
mich
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14.Wahlperiode

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max
Breitschwert  Klaus Dieter
Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard
Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Prof. Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid
Fischer  Herbert ✕

Förstner  Anna-Maria ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul ✕

Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef ✕

Görlitz  Erika
Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike
Grabmair  Eleonore ✕

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut ✕

Güller  Harald
Guttenberger  Petra ✕

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz
Hecht  Inge
Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang
Hölzl  Manfred ✕

Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Jetz  Stefan

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning
Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz
König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert ✕

Kustner  Franz ✕

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm ✕

Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich ✕

Lück  Heidi ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15. 5. 2002 zum Dringlichkeitsantrag der Abg. Maget, Biedefeld, Gartzke u.a.
und Fraktion (SPD); Nein zum Verordnungsentwurf der Staatsregierung für die Genehmigung von FOC-Einzelhan-
delsprojekten; Möglichkeit zur Bildung kommunaler Allianzen (Drucksache 14/9442)
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Prof. Männle  Ursula
Maget  Franz ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz
Meißner  Christian
Memmel  Hermann ✕

Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz
Miller  Josef
Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut
Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Pachner  Reinhard
Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pongratz  Ingeborg ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp ✕

Freiherr von Redwitz  Eugen
Regensburger  Hermann
Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig
Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard ✕

Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred
Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Schmid  Berta
Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut
Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schuster  Stefan ✕

Schweder  Christl
Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Simon  Hildegard ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig
Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi ✕

Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav
Steiger  Christa ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang
Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Weber  Manfred ✕

Weichenrieder  Max ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto ✕

Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 63 73 12

Name Ja Nein Enthalte
mich
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14.Wahlperiode

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther ✕

Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann
Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer
Brandl  Max
Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard
Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Prof. Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid
Fischer  Herbert ✕

Förstner  Anna-Maria
Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl ✕

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul
Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef ✕

Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas ✕

Gote  Ulrike
Grabmair  Eleonore ✕

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut
Güller  Harald ✕

Guttenberger  Petra ✕

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz
Hecht  Inge
Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred ✕

Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin
Hufe  Peter ✕

Jetz  Stefan

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning
Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz
König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert ✕

Kustner  Franz

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica
Lode  Arnulf
Loscher-Frühwald  Friedrich ✕

Lück  Heidi ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 15. 5. 2002 zum Dringlichkeitsantrag der Abg. Maget, Dr. Köhler Heinz, Wörner
und Fraktion (SPD); Gesetz zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen Aufträgen und zur Einrichtung eines Regis-
ters über unzuverlässige Unternehmen (Drucksache 14/9445)
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Prof. Männle  Ursula
Maget  Franz
Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz
Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz
Miller  Josef
Möstl  Fritz
Dr. Müller  Helmut
Müller  Herbert ✕

Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Pachner  Reinhard
Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pongratz  Ingeborg
Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp ✕

Freiherr von Redwitz  Eugen
Regensburger  Hermann ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig
Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard ✕

Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred
Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert ✕

Schmid  Berta
Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schuster  Stefan ✕

Schweder  Christl
Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Simon  Hildegard
Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig
Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi ✕

Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav
Steiger  Christa ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes
Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth ✕

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang
Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Weber  Manfred ✕

Weichenrieder  Max ✕

Dr. Weiß Manfred ✕

Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans ✕

Zeitler  Otto
Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 54 86 1

Name Ja Nein Enthalte
mich
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Aufstellung

über in den Ausschüssen für erledigt erklärte Anträge:

Drs.-Nr. Vorgangsart Betreff

1758 Antrag Verwaltungsrat der Bayerischen Landesbank

5859 Antrag Lehrstuhlbesetzung Weihenstephan, Technische Universität München

6768 Antrag Versorgung mit Kinder- und Jugendpsychiatern im Raum Süd-Ost-Oberbayern
sicherstellen

7853 Antrag Gewinnung von verlässlichen statistischen Daten zur häuslichen Gewalt

7895 Antrag Verbrechensbekämpfung hier: Geldwäsche („Zasterfahndung“)

8467 Antrag Akademie der Schönen Künste

8619 Antrag Zukunft des Geschwister-Scholl-Instituts in München

8861 Antrag Polizeihubschrauberstaffel

9126 Antrag Polizeiliche Kriminalstatistik

9160 Dringlich-
keitsantrag

Wiederholte Entweichungen psychisch kranker Straftäter aus dem Bezirks-
krankenhaus Regensburg

9180 Antrag Altersteilzeit im Blockmodell

9232 Dringlich-
keitsantrag

Engagement der Landesbank bei Kirch

9245 Dringlich-
keitsantrag

Konsequenzen der Pleite von KirchMedia für die Bayerische Landesbank
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